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Einleitung. 


Wie  in  den  meisten  Kulturstaaten,  so  sind 
auch  in  Deutschland  neben  die  internen  Gesetze 
internationale  Verträge  als  Quellen  des  Ur- 
heberrechts jjetreten.  Während  nun  diesen 
Verträgen  sämtlich  eingehende  wissenschaftliche 
Darstellungen  privatrecht Ucher  Natur  gewidmet 
sind 2),  hat  man  sich  bezüglich  des  Kechts  der 
Verträge  in  strafrechtlicher  Hinsicht  in  der 
Wissenschaft  bis  jetzt  mit  Fingerzeigen  be- 
gnügt, die  der  strafrechtlichen  Praxis  nicht  ge- 
nügen können. 

Es  ist  deshalb  dringendes  Bedürfnis,  die 
Verträge  ex  professo  auf  ihre  strafrechtliche 
Bedeutting  hin  zu  untersuchen. 

Dieses  Ziel  hat  sich  nachfolgende  Arbeit  ge- 
setzt. Dabei  war  bei  dem  völlig  neuen  und 
umfangreichen  Stoff  eine  Beschränkung  auf  die 
Behandlung  der  Verträge  Deutschlands  zum 
Schutz  von  Wej'ken  der  Literatur  und  Kunst 
geboten  —  obwohl,  wie  angeführt,  auch  den 
Verträgen  über  das  gewerbliche  Urheberrecht 
die  strafrechtliche  „exakte  Darstellung  fehlt" 
(BlNDiNG,  Lehrbuch  I.,  S.  468,  Anm.  3). 

Die  jetst  gellenden  Verträge  Deutschlands 
zum  Schutz  von  Werken  der  Literatur  und 
Kunst  sind  folge?ide  : 

I.  „Uebereinhmft,  betreffend  die  Bildung 
eines  interfiationalen  Verbatides  zum  Schutz 
von  Werken  der  Literatur  und  Kunst"  sog.  \ 
Bertter  Konvetition  (B.K.)  vom  p.  September 
{R.G.m.  1887,  S.  493  ff.).  Nach  der  Ein- 
gangsfurmel  der  Uebereinkunft  wurde  dieselbe 
von  9  Staaten,  nämlich:  Deutschland,  Belgien,  \ 
Spanien,  FYankreich,  Großbritattnien,  Haiti, 
Tunis,  Schweiz  wid  Liberia  getroffen.  Die 
Republik  Liberia  hat  jedoch  die  Uebereinkunft 
nicht  „ratifiziert",  d.  h.  die  von  den  Bevoll- 
mächtigten vollzogene  Uebereinkunft  hat  die  zur 
„völkerrechtlichen  Verbindlichkeit  erforderliche 
Genehmigung  des  Staatsoberhauptes"  (Birk- 
meyer, Enzyklopädie  der  Rechtsw.,  S.  1291) 
nicht  erhalten  'ind  sie  schied  daher  bis  zu  dem 
neuerdings  am  16.  Oktober  1908  erfolgten  Neu- 


')  l'eber  die  Frage  nach  dem  Wesen  des  Urheberrechts 
ist  liesonders  van  CALKKR,  Delikte  gegen  das  Urheberrecht. 
S.  79ff.  und  Ali-feld,  Kommentar  zu  dem  Gesetz  von  1901, 
S.  16  ff.,  zu  vergleichen.  Strafrechtlich  ist  das  Wesen  des 
Urheberrechts  für  die  Beantwortung  der  rein  üuOerlichen  Frage 
der  Stellung  der  Urheberrechtsdelikte  im  Strafsystem  von  Be- 
deutung. 

^)  Vgl.  unten  Literaturverzeichnis.  | 


beitritt  1)  aus.  Gemäß  Artikel  i8  der  Konven- 
tion, wonach  „denjenigen  Ländern,  welche  sich 
an  der  Uebereinkunft  nicht  beteiligt  haben  und 
welche  für  ihr  Gebiet  den  gesetzlichen  Schutz 
der  den  Gegenstand  dieser  Uebereinkunft  bil- 
denden Rechte  gewährleisten",  der  Beitritt  ge- 
stattet ist,  haben  sich  bis  heute  noch  Däne- 
mark, Italien,  Luxemburg,  Moftaco,  Norwegen, 
fapan  und  Schweden  dem  Verband  ange- 
schlossen. 

In  Ausführung  des  Art.  17  erfuhr  die  B.K. 
zzvei  Revisioneti,  die  erste  auf  der  Pariser  Ko?i- 
ferenz  vom  4.  Mai  i8p6,  deren  Ergebnis  die 
„Pariser  Zusatzakte"  und  die  ,, Deklaration"^) 
(R.G.Bl.  1897,  S.  759  ff.,  vgl.  auch  Druck- 
sachen des  Reichstags  1895/97,  Nr.  640)  war, 
die  zweite  auf  der  Berliner  Konferenz  vom 
ij.  November  ipo8.  Auf  dieser  Konferenz  be- 
gnügte man  sich  nicht  mit  Zusätzen,  sondern 
gab  der  Uebereinkunft  eine  völlig  neue  Fassung, 
die  in  der  Eingangsformel  sich  selbst  als  „re- 
vidierte Berner  Uebereinkutift  zum  Schutz  von 
Werken  der  Literatur  und  Kunst"  bezeichnet. 
Die  formellen  und  materiellen  Abweichungen 
von  der  Berner  Uebereinkunft  vom  9.  Sep- 
tember 1886  und  dem  Pariser  Zusatzab- 
kommen vom  4.  Mai  1S96  sind  aus  der  Gegen- 
überstellung der  drei  Gesetzesakte  in  der  An- 
lage 2  zur  Denkschrift  vom  2.  April  1909  zu 
ersehen  (Drucksachen  des  Reichstags  1907/09, 
Nr.  1324,  S.  45  ff.  und  unten  Anhang  II). 

Mit  F'rankreich,  Belgien  und  Italien  hat  das 
Deutsche  Reich  außerdem  folgende  Spezi  al- 
verträge  geschlossen: 

1.  Die  Uebereinkunft  zwischen  Deutschland 
und  Frankreich  betreffend  den  Schutz  an 
Werken  der  Literatur  und  Kunst  und  an 
Photographien  vom  8.  April  1907  (R.G.  Hl. 
1907,  S.  419)  —  an  Stelle  des  früheren 
Sonderabkommens  vom  19.  April  1883 
(R.G.Bl  1883,  S.  269),  vgl.  Art.  i  der 
neuen  Uebereinkunft. 

2.  Die  Uebereinkunft  zwischen  Deutschland 
und  Belgien  betr.  den  Schutz  von  Werken 
der  Literatur  und  Kunst  und  an  Photo- 


')  Vgl.  Bekanntmachung  vom  i.  November  tgoS,  R.  G.  Hl 
1908,  S.  ^%s. 

')  Die  Deklaration  schafft  kein  neues  Recht,  sie  soll  nur 
eine  .authentische  Interpretation"  geben  (At-LFELi>,  Kommentar 
z.  G.  vom  19.  Juni  1901,  S.  35s). 


graphien  vom  i6.  Oktober  1907  (R.  G.  RI. 
1908,  vS.  405).  —  Alte  Uebereinkiinft 
vom  12.  Dezember  1883  (R.  G.  Hl.  1884, 
S.  173  ff.). 

3.  Die  Uebereinkunft  zwischen  Deutschland 
und  Italien  betreffend  den  Schutz  an 
Werken  der  Literatur  und  Kunst  und  an 
Photoijraphien  vom  9.  November  1907 
(R.G.Bi.  1908,  S.  80)  —  ersetzt  das  Ueber- 
einkominen  vom  20.  Juni  1884  (R.G.BI. 
.884,  S.  193  ff  ). 

II.  Uebereinkunft  zwischen  dem  Deutschen 
Reich  und  den  Vereinigten  Staaten  von  Jbne- 
rika  über  den  gegenseitigen  Schutz  der  Ur- 
heberrechte vom  /j.  Januar  i8p2  (R.  G.  Bl. 
1892,  S.  473). 

III.  Uebereinkommen  zwischen  dem  Deutschen 
Reich  und  Oesterreich  -  Ungarn  vom  jo.  De- 
zember iSpp  (R.G.BI.  1901,  S.  131  ff.) 

Die  jjenannten  Verträge  haben  nun  als 
internationale  W'illensakte  vorerst  nur  völker- 
rechtliche Bedeutung,  d.  h.  es  werden  aus  ihnen 
lediglich  die  Vertragskontrahenten,  die  Staaten 
berechtigt  und  verpflichtet;  an  die  Privatper- 
sonen wenden  sich  ausschließlich  die  Gebote 
und  Verbote  des  internen  Rechts.  Bei  Ver- 
trägen, die  den  Schutz  eines  Privatrechts  zum 
Gegenstand  haben,  muß  daher  der  Inhalt  der- 
selben zum  itmerstaatlichen  Gesetz  erhoben 
werden,  damit  sie  zivil-  und  strafrechtliche  Be- 
deutung beanspruchen  können. 

Die  rein  staatsrechtliche  Frage^  ob  die  oben 
aufgezählten  Urheberrechtsverträge  zu  internen 
Gesetzen  erhoben  worden  sind,  ist  daher  eine 
notwendig  zu  beantwortende  Vorfrage. 

■  Die  Legalisierung  der  Verträge  hat  in  der 
Weise  zu  geschehen,  daß  denselben  die  Zu- 
stimmung resp.  Genehmigung  der  gesetzgeben- 
den Faktoren  —  in  Deutschland  des  Reichs- 
tags und  des  Bundesrats  —  erteilt  wird  (Art.  11 
R.V.),  wobei  wie  bei  jedem  andern  Gesetz 
Sanktion,  Ausfertigung  und  Publikation  nicht 
fehlen  dürfen  (vgl.  auch  Laband,  das  Staats- 
recht des  Deutschen  Reichs,  4.  Auflage,  2.  Bd., 
S.  147).  Hier  ist  jedoch  von  vornherein  mit 
Laband  darauf  hinzuweisen,  daß  im  Deutschen 
Reich  bezüglich  der  Legalisierung  der  Verträge 
eine  inkorrekte  und  mangelhafte  Praxis  herrscht, 
indem  die  ,,staatsrechtliche"  AusfertigU7ig  des 
Vertrags  mit  der  sog.  Verordnungsklausel  (d.  i. 
dem  Befehl  an  alle  der  Staatsgewalt  unter- 
worfenen Personen)  und  der  Konstatierung  der 
Verfassungsmäßigkeit  des  Befehls  durch  die 
kaiserliche  Beurkundung,  daß  Bundesrat  und 
Reichstag  die  Zustimmung  erteilt  haben,  über- 
haupt fehlt.  Der  Abdruck  des  Staatsvertrags  im 
R.G.BI.  ohne  Erwähnung  der  Zustimmung  des 
Bundesrats  und  der  Genehmigung  des  Reichs- 
tags ist  ebenfalls  keine  den  Anordnungen  der 
Art,  2  und  17  der  R.V.  voll  entsprechende 
I'ublikation  (vgl.  hierüber  Labanu  II,  S.  i  5pff.) 
Man  würde  jedoch  zu  weit  gehen,  wenn  m.nn  jede 
Legalisierung  eines  Staatsvertrags  wegen  der 
angegebenen    ihr   anhaftenden  Mängel    für  un- 
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wirksam  erklären  wollte  ^).  Sie  haben  jedoch, 
wie  Laband  (II,  S.  152)  zutreffend  bemerkt,  zur 
notwendigen  Folge,  daß  insbesondere  den  Ge- 
richten das  Recht  und  die  Pflicht  obliegt,  vor 
der  Anwendung  der  in  den  Verträgen  ent- 
haltenen Rechtssätze  zu  prüfen,  ob  die  Verträge 
die  Zustimmung  des  Bundesrats  und  die  Ge- 
nehmigung des  Reichstags  erhalten  haben. 

Die  Verträge  zum  Schutz  von  Werken  der 
Literatur  und  Kunst  entbehren  wie  alle  übrigen 
Verträge  des  Reichs  der  staatsrechtlichen  Aus- 
fertigung und  einer  dem  Art.  2  und  17  der 
R.V.  entsprechenden  Publikation-).  Sie  müssen 
jedoch  nach  der  im  Reich  herrschenden  Praxis 
als  legalisierte  Verträge  gelten,  wenn  sie  die 
Zustimmung  des  Bundesrats  und  die  Genehmi- 
gung des  Reichstags  sowie  die  Sanktion  er- 
halten haben. 

A.  Die  Genehmigung  des  Reichstags  läßt 
sich  für  alle  obengenannten  Verträge  aus  den 
stenographischen  Berichten  über  die  Verhand- 
lungen des  Reichstags  nachweisen: 

a)  B.K.  I.  und  2.  Lesung:  Sten.  Ber.  1887, 
Bd.  II,  S.  608,  609;  3.  Lesung:  1.  c.  S.  240. 
Rev.  B.K.  I.  und  2.  Lesung:  Sten.  Ber. 
1907/09,  S.  8397 — 8410;  3.  Lesung  1.  c. 
S.  8526. 

b)  Vertrag  mit  Frankreich:  i .  und  2.  Lesung: 
Sten.  Ber.  1907,  Bd.  228,  S.  1486;  3.  Lesung 

1.  c.  S.  1545. 

c)  Verträge  mit  Belgien  und  Italien:    i.  und 

2.  Lesung:  Sten.  Ber.  1907/08,  Bd.  229, 
S-  2367;  3.  Lesung  1.  c.  S.  2461. 

d)  Vertrag  mit  Amerika:  i.  und  2.  Lesung: 
Sten.  Ber.  1890/92,  Bd.  7,  S.  4636;  3.  Lesung 
S.  4702. 

e)  Vertrag  mit  Oesterreich-Ungarn:  i.  und 
2.  Lesung:  Sten.  Ber.  1898/ 1900,  Bd.  6, 
S.  5056  ff. ;  3.  Lesung  1.  c.  S.  5107. 

B.  Die  Zustimmung  des  Bundesrats  ergibt 
sich  bezüglich  der  B.K. ,  der  rev.  B.K.  und  der 
Verträge  mit  Frankreich,  Belgien  und  Italien 
aus  dem  Begleitschreiben  des  Reichskanzlers 
bei  der  Vorlage  der  betreffenden  Verträge  an 
den  Reichstag,  worin  auf  die  erfolgte  Genehmi- 
gung des  Bundesrats  ausdrücklich  hingewiesen 
wird. 

a)  B.K.:  Begleitschreiben  vom  6.  Mai  1887; 
Drucksachen  des  Reichstags  von  1887, 
Nr.  100.  Rev.  B.K. :  Begleitschreiben  vom 
2.  April  1909;  Drucksachen  des  Reichstags 
1907/09,  Nr.  1324. 

b)  Vertrag  mit  Frankreich:  Begleitschreiben 
vom  3.  Mai  1907;  Drucksachen  des  Reichs- 
tags von  1907,  Nr.  392. 

c)  Verträge  mit  Belgien  und  Italien:  Begleit- 
schreiben vom  28.  Dezember  1907;  Druck- 
sachen des  Reichstags  von  1907/08,  Nr.  556. 

Es  kann  weiterhin  keinem  Zweifel  unter- 
liegen, daß  auch  die  Verträge  Deutschlands  mit 

')  Vgl.  über  diese  Frage  die  bei  LahAnd  II,  S.  151,  Aiim.  1, 
angefül  rtcii  Liti-raturnacli weise. 

Auch  BlNDlNC,  Lchrbucli  I,  S.  408,  Anm."  3,  vermißt  die 
Uonckie  „Osctzcsform"  bei  den  Urlieberrechtiverträgen. 
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Oesterreich-nngarn  und  Amerika  die  Zustimmung 
des  Bundesrats  erhalten  haben,  da  die  Vorlage 
eines  Staatsvertrags  gemäß  Art.  i6  R.V.  nach 
Maßgabe  der  Beschlüsse  des  Bundesrats  an  den 
Reichstag  gebracht  wird.  Hieraus  ergibt  sich 
aber,  daß  ein  Staatsvertrag  dem  Reichstag  nur 
vorgelegt  werden  iiann,  wenn  der  Bundesrat 
sich  mit  demselben  bereits  einverstanden  erklärt 
hat  (Labani)  II,  S.  147). 

C.  Der  vom  Bundesrat  und  Reichstag  ge- 
nehmigte Vertrag  muß  nach  Art.  7  R.V.  dem 
Bundesrat  nochmals  zur  Beschlußfassung  vor- 
gelegt werden.  Dieser  zweite  Beschluß  des 
Bundesrats  enthält  die  staatsrechtliche  Saiiktion 
des  Vertrags.  Da  dieser  Beschluß  darauf  ge- 
richtet ist,  dem  Kaiser  den  Vertrag  zur  Ratifi- 
kation (d.  i.  zur  völkerrechtlichen  Ausfertigung) 
zu  überweisen,  ist  die  Erteilung  der  Sanktion 
durch  den  Bundesrat  die  Voraussetzung  der 
Ratifikation.  Die  Tatsache,  daß  ein  völker- 
rechtlicher Vertrag  ratifiziert  wurde,  gestattet 
dalier  wieder  einen  Rückschluß  auf  die  erfolgte 
Sanktion.  Die  oben  aufgezählten  Urheberrechts- 
verträge enthalten  aber  alle  die  Notiz,  daß  die 
Ratifikation  erfolgte  (mit  Ausnahme  der  rev. 
B.K.,  die  noch  nicht  im  R.G.Bl.  veröffentlicht 
wurde).  | 

I 

Aus  diesen  Ausführungen  ergibt  sich,  daß 
die  von  Deutschland  zum  Schutz  von  Werken 
der  Literatur  und  Kunst  geschlossenen  inter- 
nationalen Urheberrechtsverträge  als  legalisierte 
Verträge  zu  betrachten  sind  und  sie  daher  als 
vollberechtigte  deutsche  Urheberrechtsgesetze 
neben  denjenigen  von  1901  und  1907 1)  stehen. 

1 

Was  nun  den  Gang  der  Untersuchung  an- 
geht, so  ist  zuerst  der  Inhalt  der  Verträge  zu 
dem  Zwecke  darzustellen,  um  daraus  festzu- 
stellen, welche  allgemeine  strafrechtliche  Be- 
deutung den  Vertragsbestimmungen  zukommt, 
d.  h.  ob  die  Verträge  überhaupt  strafrechtlichen 
Schutz  gewähren  und  die  primär  völkerrecht- 
lichen und  zivilrechtlichen  \'orschriften  auch 
strafrechtlich  erheblich  sind. 

Dieser  Darstellung   muß  jedoch  wegen  der  | 
engen  Anlehnung  der  Verträge  an  die  internen  | 
Gesetze   eine  kurze  Uebersicht  über  das  Recht 
der  deutschen  Urheberrechtsgesetze  vorangehen.  | 
Im  Anschluß  an  diese  aligemeinen  Darlegungen 
kann   dann  die  Untersuchung  der  Verträge  auf 
ihre  spezielle  strafrechtliche  Bedeutung  erfolgen. 
Daraus   ergibt  sich   von  selbst  die  Einteilung 
der  ,\rbeit   in  einen  allgemeinen  und  speziellen 
Teil  mit  der  Ueberschrift:  j 

I.  Die  allgemeine  strafrechtliche  Bedeutung 
der  Verträge  Deutschlands  zum  Schutz  von 
Werken  der  Literatur  und  Kunst. 

II.  Die  spezielle  strafrechtliche  Bed(;utung  der 
Verträge  Deutschlands  zum  Schutz  von  Werken 
der  Literatur  und  Kunst. 

')  Gesetz  bi'tr.  das  Urlic.berreclit  an  Werken  ilrr  Literatur 
und  Tonkunst  vom  ly.  Juni  1901  und  Gesetz  belr.  das  Urheber- 
recht an  Werken  der  bildenden  Künste  und  der  Photographien 
vom  9  Januar  igo/. 


Das  Recht  der  deutschen  Urheberrechtsgesetze 
von  ipoi  und  i^oj. 

A.  Inhalt  und  Um/ang  des  Urheberrechts, 
Urheberrechtsdelikte. 

a)  Gegenstand  des  Urheberrechts  sind  nach 
den  angeführten  Gesetzen  folgende  Werke: 
Schriftwerke,  Vorträge  oder  Reden,  welche 
dem  Zwecke  der  Erbauung,  der  Belehrung 
oder  der  Unterhaltung  dienen,  Werke  der 
Tonkunst,  .Abbildungen  wissenschaftlicher 
oder  technischer  Art,  auch  plastische  Dar- 
stellungen, Werke  der  bildenden  Künste, 
wozu  Erzeugnisse  des  Kunstgewerbes  und 
Bauwerke  zählen,  letztere  soweit  sie  künst- 
lerische Zwecke  verfolgen  und  Werke  der 
Photographie  einschließlich  der  durch  ein 
der  Photographie  ähnliches  Verfahren  her- 
gestellten Werke  (§  i  des  Gesetzes  von 
1901,  §  I,  2,  3  des  Gesetzes  von  1907). 

b)  Den  Inhalt  des  Urheberrechts  bilden  be- 
stimmte ausschließliche  Befugnisse  des  Ur- 
hebers bezüglich  der  geschützten  Werke, 
nämlich  das  Recht: 

1 .  Das  Werk  zu  vervielfältigen  —  bloß  me- 
chanische Vervielfältigung  sowohl  als  auch 
die  „Bearbeitung"  (Uebersetzung,  Dramati- 
sierung, Herstellung  von  Auszügen  aus 
Werken  der  Tonkunst,  sowie  von  Ein- 
richtungen solcher  Werke  für  einzelne 
oder  mehrere  Instrumente  und  Stimmen). 

2.  Dasselbe  gewerbsmäßig  zu  verbreiten. 

3.  Den  wesentlichen  Inhalt  eines  Werkes  der 
Literatur  und  Tonkunst  öffentlich  mitzu- 
teilen, solange  eine  solche  Mitteilung  nicht 
erfolgt  ist, 

4.  Ein  Schriftwerk  oder  einen  Vortrag  öffent- 
lich vorzutragen,,  solange  er  nicht  er- 
schienen ist. 

5.  Ein  Bühnenwerk  oder  Werk  der  Tonkunst 
öffentlich  aufzujührcn. 

6.  Ein  Werk  der  bildenden  Künste  oder  der 
Photographie  mittelst  mechanischer  oder 
optischer  Einrichtungen  vorzuführen  (vgl. 
zu  Ziff.  I  —  6  §  ir,  12  des  Gesetzes  von 
1901,  §  15  des  Gesetzes  von  1907). 

7.  Das  Recht  der  Aenderung  am  Werk,  am 
Titel  desselben  und  an  der  Bezeichnung 
des  Urhebers. 

Nach  BlNDiNG  (Lehrbuch  I,  S.  482) 
sind  diese  Rechte  weniger  zur  rechtlichen 
Charakterisierung  des  Verhaltens  des 
Urhebers  selbst  als  zu  der  des  Ver- 
haltens aller  andern  aufgezählt  und  es 
sind  daher  aus  der  Aufstellung  der  Rechte 
die   entsprechenden  Verbots -A^£>;'w^«  zu 

gewinnen:    Die  Vervielfältigung  

usw.  eines  Werkes  ohne  Einwilligung  des 
ausschließlich  Berechtigten  ist  verboten, 
rechtswidrig.  Es  gibt  jedoch  bestimmte 
gesetzlich  zugelassene  Fälle  16—28 
des  Gesetzes  von  1901  und  §§  i8  24  des 
Gesetzes  von  1907),  in  denen  ein  Werk 
erlaubterweise  vervielfältigt,  gewerbsmäßig 
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verbreitet  oder  in  anderer  Weise  ver- 
wertet werden  kann.  Sie  stellen  sich  als 
Beschränkungen  der  Norm  dar.  —  Den 
wesentlichen  Inhalt  eines  Werkes  öffent- 
lich mitzuteilen,  solange  eine  solche  Mit- 
teilung nicht  erfolgte,  ist  jedoch  aus- 
nahmslos verboten. 

c)  Schutzfrist.  Die  ausschließlichen  Befugnisse 
sind  übertragbar  und  vererblich,  sie  sind  j 
aber  nicht  von  unbegrenzter  Dauer,  sondern 
erlöschen  regelmäßig  30  Jahre  nach  dem  j 
Tode  des  Urhebers  (vgl.  die  als  Anlage 
beigefügte  Tabelle  „Schutzfristen  in  den 
Ländern  der  B.K."). 

d)  Urheberrechtsdelikte.  Bei  Verletzung  der 
ausschließlichen  Urheber  rechtsbefugnisse  hat 
der  Berechtigte  Schadenersatz-  oder  Buß- 
anspruchA) —  Die  widerrechtlichen  Eingriffe 
in  die  ausschließlichen  Befugnisse  sind 
weiterhin  —  unter  der  Voraussetzung  do- 
loser  Begehung  —  sämtlich  strafbar.  Die 
Strafbestimmungen,  die  in  den  §§  38,  39 
des  Gesetzes  von  1901  und  den  §§  32 — 34  [ 
des  Gesetzes  von  1 907  enthalten  sind,  bestehen 
in  der  Aufstellung  folgender  Strafdelikte 

Gesetz  von  1901  §38:  „Mit  Geldstrafe 
bis  zu  3000  M.  wird  bestraft: 

1.  Wer  in  andern  als  den  gesetzlich  zuge- 
lassenen Fällen  vorsätzlich  ohne  Einwilli- 
gung des  Berechtigten  ein  Werk  verviel- 
fältigt oder  gewerljsmäßig  verbreitet; 

2.  Wer  in  andern  als  den  gesetzlich  zuge- 
lassenen Fällen  vorsätzlich  ohne  Einwilli-  j 
gung  des  Berechtigten  ein  Bühnenwerk, 
ein  Werk  der  Tonkunst,  oder  eine  dra- 
matische Bearbeitung,  die  nach  §  12  un- 
zulässig ist,  öffentlich  aufführt,  oder  ein 
Werk,  bevor  es  erschienen  ist,  öffentlich 
vorträgt. 

War  die  Einwilligung  des  Berechtigten 
nur  deshalb  erforderlich,  weil  an  dem 
Werk  selbst,  an  dessen  Titel  oder  an  der 
Bezeichnung  des  Urhebers  Aenderungen 
vorgenommen  sind,  so  tritt  Geldstrafe  bis 
zu  300  M.  ein." 

§  39:    „Wer   den  wesentlichen  Inhalt 
eines  Werkes,  bevor  der  Inhalt  öffentlich 
mitgeteilt  ist,  vorsätzlich  ohne  Einwilligung 
des  Berechtigten  öffentlich   mitteilt,  wird 
mit  Geldstrafe   bis  zu  1500  M.  bestraft." 
Gesetz  von  1907.   §32:  „Wer  in  andern 
als  den  gesetzlich  zugelassenen  Fällen  vor- 
sätzlich ohne  Einwilligung  des  Berechtigten 
ein  Werk  vervielfältigt,  gewerbsmäßig  ver- 
breitet oder  gewerbsmäßig  mittels  mecha- 
nischer  oder   optischer  Einrichtungen  vor- 
führt,  wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  3000  M. 
bestraft. 

War  die  Einwilligung  des  Berechtigten 
nur  deshalb  erforderlich,  weil  an  dem  Werke 
selbst,  an  dessen  Bezeichnung  oder  an 
der  Bezeichnung  des  Urhebers  Aenderungen 
vorgenommen  sind,  so  tritt  Geldstrafe  bis 
zu  300  M.  ein." 

§§  36,  37i  40  des  Gesetzes  von  lyoi,  §§  31,  35  des  Ge- 
setzes von  1907. 


§  33:  „Mit  Geldstrafe  bis  zu  looo  M. 
wird  bestraft: 

1.  wer  der  Vorschrift  des  §  i8  Abs.  3  zu- 
wider vorsätzlich  den  Namen  oder  eine 
sonstige  Bezeichnung  des  Urhebers  des 
Werkes  auf  der  Vervielfältigung  anbringt; 

2.  wer  den  Vorschriften  der  §§22  und  23 
zuwider  vorsätzlich  ein  Bildnis  verbreitet 
oder  öffentlich  zur  Schau  stellt." 

§  34:  „Wer  der  Vorschrift  des  §  13 
zuwider  vorsätzlich  auf  dem  Werke  den 
Namen  oder  den  Namenszag  des  Urhebers 
anbringt,  wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  300  M. 
bestraft."  i) 

Die  nähere  Charakterisierung  der  Delikte 
siehe  unten  2.  Teil. 

B.  Die  Urheberrechtsgeseise  schützen  nur 
deutsche  Werke. 

Nach  den  §§  54  und  55  des  Gesetzes  von 
1901  und  §  51  des  Gesetzes  von  1907  genießen 
die  Reichsangehörigen  den  Schutz  des  Urhebers 
für  alle  ihre  Werke,  gleichviel  ob  diese  er- 
schienen sind  oder  nicht,  die  Nichtreichsange- 
hörigen  dagegen  nur  für  im  Inland  erschienene 
Werke,  sofern  sie  nicht  das  Werk  selbst  oder 
eine  Uebersetzung  an  einem  früheren  Tag  im 
Ausland  haben  erscheinen  lassen. 

Diese  Bestimmung  ist  nach  verschiedenen 
Richtungen  hin  zu  erläutern. 

a)  Sie  hat  den  Zweckel  die  .Gegenstände  des 
Urheberrechtsschutzes,  die  geschützten 
Werke  enger  zu  umgrenzen,  berührt  da- 
gegen das  internationale  Strafrecht  in  keiner 
Weise  (a.  A.  BlNDING  1.  c,  vgl.  unten 
2.  Teil  §  15). 

b)  Geschützt  werden  Werke  Reichsangehöriger 
und  solche  Werke  Nichtreichsangehöriger, 
die  zum  ersten  Mal  im  Inland  erschienen 
siftd.  Hiermit  schützen  die  deutschen  Ge- 
setze neben  den  i?iländischen  Urhebern  die 
„inländische  Produktion"  (von  Bar,  Inter- 
nationales Privatrecht  II,  S.  251).  Man 
kann  darnach  mit  Recht  sagen,  daß  aus- 
schließlich inläiidische  Werke  den  Schutz 
der  Gesetze  genießen;  nur  wird  der  in- 
ländische Charakter  des  Werkes  durch  eine 
Verbindung  von  Nationalitäts-  und  Terri- 
torialitätsprinzip bestimmt. 

c)  Nach  der  genannten  Gesetzesbestimmung 
wird  der  .„Schutz"'  der  deutschen  Gesetze 
auf  deutsche  Werke  beschränkt  d.  i.  nur 
die  deutschen  Werke  sind  straf-  und  zivil- 
rechtlich (Schadensersatz)  geschützt.  Die 
Beschränkung  des  „Schutzes''''  auf  deutsche 
Werke  bezieht  sich  aber  auch  auf  das 
Urheberrecht  an  diesen  Werken  selbst,  so 
daß  nach  den  deutschen  Gesetzen  ein  Ur- 
heberrecht an  ausländischen  Werken  nickt 
anerka7tnt  wird  und  die  Verletzung  eines 
solchen  Werkes  daher  auch  nicht  rechts- 
widrig ist.  Die  Berechtigung  dieser  Auf- 
fassung ergibt  sich  daraus,   daß   auch  die 

')  Vgl.  auch  §  44  des  Gesetzes  von  1901  und  §  40  des  Ge- 
setzes von  1907  (Plagiat)  sowie  §  45  des  Gesetzes  von  1901  und 
§  41  des  Gesetzes  von  1907  (Antragsdeliktc). 
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Erhebung  der  Lebensinteressen  zum  sub- 
jektiven Recht  (Urheberrecht)  sich  schon 
als  eine  Form  des  Rechts-„Schutzes"  dar- 
stellt und  außerdem  wird  sie  durch  die  Ge- 
schichte der  fraglichen  Paragraphen  er- 
wiesen. Das  alte  Gesetz  von  1870  hatte 
nämlich  die  Fassung:  „Das  Gesetz  findet 
Anwendung"  (statt  „den  Schutz  genießen"), 
welche  Vorschrift  sich  unzweideutig  auf 
alle  Bestimmungen  des  Gesetzes  also  auch 
auf  die  Festsetzungen  der  Urheberrechts- 
befugnisse bezog.  Das  Gesetz  von  1901 
enthält  aber  in  dieser  Beziehung  nur  eine 
redaktionelle  Aenderung. 

Wollte  das  deutsche  Gesetz  ajich  Ur- 
heberrechte an  atisländischen  Werken  an- 
erkennen —  wäre  also  unter  „Schutz"  im 
Sinne  der  §§  54  und  55  des  Gesetzes  von 
1901  und  §  51  des  Gesetzes  von  1907  nur 
Schadensersatz  und  S/raffolge  bei  Ver- 
letzung der  Urheberrechtsbefugnisse  zu  ver- 
stehen — ,  dann  wäre  deren  Verletzung 
nach  den  deutschen  Gesetzen  zwar  rechts- 
widrig, aber  nicht  „geschützt"  und  es 
luäre  die  Eigenschaft  des  Urheberrechts 
als  eines  deutschen  Jtur  eine  Bedingung 
der  Strafbarkeit.  Es  geht  aber,  wie  aus- 
geführt, die  Rechtswidrigkeit  nach  den 
deutschen  Urheberrechtsgesetzen  nicht  weiter 
als  die  Strafbarkeit, 
d)  Anlehnung  der  Urheberrechtsverträge  an 
diese  Bestimmung  der  deutschen  Gesetze. 

Uebereinstimmend  mit  den  deutschen  Ge- 
setzen weisen  auch  die  Urheberrechtsgesetze  der 
anderen  Vertragsstaaten  mit  Ausnahme  des  fran- 
zösischen Dekretes  von  1852  diese  Beschränkung 
des  Schutzes  auf  inländische  Werke  auf;  sie 
weichen  nur  in  der  näheren  F"estsetzung  des  in- 
ländischen Charakters  des  Geisteswerks  ab,  in- 
dem sie  das  Nationalitätsprinzip  oder  das  Terri- 
torialitätsprinzip allein  oder  in  Verbindung  mit- 
einander entscheidend  sein  lassen  oder  auch  den 
inländischen  Wohnsitz  mit  berücksichtigen'). 

1)  Vgl.  RoTHLlSBERGER :  Saramli:ng  der  Gesetze  über  das 
Urheberreclit  in  allen  Ländern  (1892).  Ebenso,  RÖTHLISBBRGEK; 
Der  interne  und  internalionalc  Schutz  des  Urheberrechts  in  den 
verschiedenen  Ländern  (1904). 


Dieser  Ausschluß  des  Ausländers  von  dem 
Schutze  der  Urheberrechtsgesetze  erscheint  als 
Ausnahme  der  regelmäßigen  rechtlichen  Gleich- 
behandlung von  In-  und  Ausländern  im  einzelnen 
Staat;  diese  Ausnahme  steht  aber  mit  den 
Regeln  des  Völkerrechts  nicht  in  Widerspruch. 
Es  ist  eine  „anerkannte  völkerrechtliche  Ver- 
pflichtung" (Ullmann,  Völkerrecht,  S.  277  ff.), 
für  den  einzelnen  Staat,  In-  und  Ausländer 
rechtlich  gleichzustellen^'^,  aber  ?iur  miter  der 
Voraussetzung,  daß  seine  eigenen  Untertanen  in 
den  anderen  Staaten  bezüglich  desselben  Gegen- 
standes überhaupt  und  zwar  in  gleicher  Weise 
geschützt  sind  wie  die  Einheimischen,  d.  h.  es 
gilt  der  Grundsatz  der  Reziprozität,  der  Gegen- 
seitigkeit der  Schutzgewähnmg.  Sind  die  Ge- 
setze der  einzelnen  Staaten  gleich,  so  spricht 
man  von  „materieller  Reziprozität",  da  hier 
der  eine  Staat  dem  Ausländer  genau  denselben 
Schutz  gewährt,  den  der  Einheimische  von  dem 
fremden  Staate  erhält.  Sind  die  Gesetze  da- 
gegen verschieden,  so  ist  nur  ^formelle  Rezi- 
prozität" vorhanden.  Diejenigen  Staaten  nun, 
welche  die  Rechtlosigkeit  ihrer  Urheber  im 
Ausland  beseitigen  wollten,  konnten  dies  nur 
dadurch  erreichen,  daß  sie  zunächst^  um  dem 
Prinzip  der  Gegenseitigkeit  Genüge  zu  leisten, 
in  Verträgen  sich  gegenseitig  die  völkerrecht- 
liche V^erpflichtung  auferlegten,  die  Urheber  des 
andern  Vertragslandes  wie  die  Einheimischen 
zu  schützen,  um  dann  durch  Legalisierung  des 
Vertragsinhalts  den  versprochenen  Schutz  tat- 
sächlich zu  gewähren.  Dies  geschah  i>i  den 
oben  genatinten  Verträgen. 

Dieselben  sollen  in  Folgendem  zunächst  aul 
ihre  allgemeine  strafrechtliche  Bedeutung  unter- 
sucht werden  und  zwar  werden  im  i.  Abschnitt 
die  B.  K.  und  die  Verträge  Deutschlands  mit 
Frankreich,  Belgien  und  Italien,  im  2.  Abschnitt 
die  Verträge  Deutschlands  mit  Amerika  und 
Oesterreich-Ungarn  zur  Untersuchung  gelangen. 

Bei  der  sich  daran  anschließenden  speziellen 
strafrechtlichen  Behandlung  braucht  eine 
Trennung  nach  den  einzelnen  Verträgen  nicht 
zu  erfolgen. 

')  Notwendige  Ausnahmen  sind  hinsichtlich  der  politischen 
Rechtsstellung  von  In-  und  Ausländern  zu  machen  (vgl.  ULL- 
MANN I.  c). 
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I.  Teil. 

Die  allgemeine  strafrechtliche  Bedeutung  der  Verträge  Deutschlands 
zum  Schutze  von  Werken  der  Literatur  und  Kunst. 


1.  Abschnitt,  j 
Die  Berner  Konvention  und  die  Verträge 
Deutschlands  mit  Frankreich,  Belgien  und 
Italien  von  1907. 

Nach  Art.  27  .  der  rev.  B.K.  tritt  dieselbe  ' 
zwischen  den  Verbandsstaaten  an  Stelle  der  , 
Uebereinkunft  von  Bern  vom  9.  September  1886 
einschließlich  des  Zusatzartikels  und  des  SchluO- 
protokolls  vom  gleichen  Tage  sow  ie  der  Zusatz- 
akte und  der  erläuternden  Deklaration  vom 
4.  Mai  1896. 

Die  älteren  Vertragsakte  sollen  jedoch  nach 
demselben    Artikel    in    den    Beziehungen  zu') 
denjenigen  Staaten,  die  diese  Uebereinkunft  nicht 
ratifizieren,  in  Wirksamkeit  bleiben.  Außerdem 
können  die  Staaten,  welche  diese  Uebereinkunft 
unterzeichnet  haben,   beirn  Austausch  der  Rati- 
fikationsurkunden erklären,   daß  sie  hinsichtlich  ' 
des   einen   oder   des  andern  Punktes  durch  die  ; 
Bedingungen  der  Uebereinkommen,  die  sie  früher  j 
unterzeichnet    hatten,     gebunden     zu    bleiben  ' 
wünschen. 

Nach  Art.  28  rev.  B.K.  soll  dieselbe  ratifi- 
ziert und  die  Ratifikationsurkunden  sollen  in 
Berlin  bis  zum  i.  Juli  19 10  ausgetauscht  werden. 

Vor  diesem  Zeitpunkt  kann  die  Frage,  welche 
Länder  die  rev.  B.K.  überhaupt  oder  unter  Be- 
schränkungen ratifiziert  haben,  wahrscheinlich  j 
nicht  abschließend  beantwortet  werden.  Da  die 
älteren  Vertragsakte  das  jetzt  noch  geltende 
Recht  (nach  Art.  29  soll  die  Uebereinkunft  erst 
3  Monate  nach  dem  Austausch  der  Ratifikations- 
urkunden in  Kraft  gesetzt  werden)  enthalten  und 
sie  überdies  in  Beziehung  zu  den  Ländern,  die 
die  rev.  B.K.  nicht  ratifizieren  sollten,  auch  nach 
dieser  Zeit  in  Geltung  bleiben,   so  müssen  die- 

Die  dculscliR  ri'bcrsrtziini^  übertragt  (Jon  frniiziisisrlieii 
Text:  „dans  Ics  rapports  av€C  les  Etats"  mit  „in  den  lie- 
ziehunjen  zwischen  denjenigen  Staaten,  die  diese  l'ebereinkiinft 
niclit  ratifizieren",  was  den  falschen  Sinn  ergibt,  daß  aucli  im 
\>ihaltnis  der  Staalen,  die  die  rr\-.  B.K.  ratifizierefi.  zu  den- 
jenigen, die  dieselbe  nicht  ratifizieren,  die  rev.  B.K.  Geltung 
liaben  solle,  da  lediglich  ..zwischen"  den  viclilrniifiziercnden 
Staaten  die  älteren  l'trlragsakte  weiter  Geltung  beliallen 
sollen.  Es  inuO  dagegen  ,.avec„  mit  „zu"  übersetzt  werden; 
dann  ergibt  sich  der  riel.tige  Sinn,  daß  im  V'erhidtnis  eines 
niclitratifiziercnden  Landes  zu  allen  anderen  —  ratifizierenden 
o  ler  nichtratifiziercnden  —  die  älteren  Vertragsaktc  in  Kraft 
bleiben. 


selben  neben  der  rev.  B.K.  in  dieser  Arbeit 
bekatideli  iverden. 

Zuerst  soll  nun  die  rev.  B.K.  zum  Gegen- 
stand ausführlicher  Untersuchungen  gemacht 
werden  (in  einer  i.  Abteilung).  Da  sich  die- 
selbe lediglich  als  Weiterbildung  der  älteren 
Vertragsakte  darstellt,  kann  die  Behandlung  der 
letzteren  in  einem  kurzen  Abriß  erfolgen  (2.  Ab- 
teilung). Gleichzeitig  sind  in  beiden  Abteilungen 
die  SpezialVerträge  Deutschlaiids  mit  Frank- 
i'eichj  Belgien  und  Italien  von  ipoy  daraufhin 
zu  untersuchen,  inwieweit  sie  neben  der  rev. 
B.K.  und  den  älteren  Vertragsakten  in  Geltung 
bleiben.  Sie  treten,  allgemein  gesprochen,  in- 
soweit außer  Kraft,  als  sie  den  Urhebern  nicht 
weitergehende  Rechte,  als  ihnen  durch  den  Ver- 
band gewährt  werden,  einräumen  oder  ihre  Be- 
stimmungen der  B.K.  zuwiderlaufen  (Art.  20  rev. 
B.K.  und  Art.  15  B.K.  von  1886). 

1.  Ahteilnng. 
Die  rev.  B.  K.  und  die  Verträge  Detitsch- 
lands  mit  Frankreich,  Belgien  und  Italien 
von  1907. 

1.  Kapitel:  Das  Gntfidprinzip  der  rev.  B.  K. 

In  den  neuen  S[)ezialverträgen  Deutschlands 
mit  Frankreich,  Belgien  und  Italien  von  1907 
ist  —  im  Gegensatz  zu  den  früheren  Vertrags- 
akten —  das  Grundprinzip')  nicht  mehr  enthalten. 
Die  SpezialVerträge  stellen  nur  noch  singuläre 
Vorschriften  über  das  Uebersetzungs-  und  Auf- 
führungsrecht sowie  über  die  Erfüllung  von 
Förmlichkeiten  auf.  Die  Bestimmungen  dieser 
Verträge  kommen  daher  nur  für  das  2.  Kapitel, 
in  dem  die.  Abweichungen  des  Grundprinzips  auf 
den  verschiedenen  Gebieten  des  Urheberrechts- 
schutzes —  darunter  auch  des  Schutzes  der 
Uebersetzung,  des  Aufführungsrechts  —  behandelt 
werden,  in  Betracht. 

§  2.  Hat  das  Grundprinzip  der  rev.  B.  K. 
eine  direkte  strafrechtliche  Bedeutung? 
Im  Einklang  mit  dem  völkerrechtlichen  Satz 
der  Gleichl)ehandlung  von  In-  und  Ausländern 
im  Staat  (vgl.  oben  S.  9)  stellt  die  rev.  B  K. 
in  Art.  4    (alter   Art.  2)    folgenden   Satz  auf: 

')  Vgl.  folgende  Seite. 
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„Die  einem  der  Verhandsländer  angeliörijjcn  Ur- 
heber genießen  sowohl  für  die  nichtveröffent- 
lichten  als  für  die  in  einem  Verbandsiand  zum 
ersten  Mai  veröffentlichten  Werke  in  allen  Ver- 
bandsländern mit  Ausnahme  des  Ursprungs- 
landes des  Werkes  diejenigen  Rechte,  welche 
die  einschlägigen  Gesetze  den  inländischen  Ur- 
hebern gegenwärtig  einräumen  oder  in  Zukunft 
einräumen  werden." 

Dies  ist  die  I/aup/öesiiiininoig  des  V^ertrags, 
und  sie  wird  deshalb  in  der  l^iteratur  überein- 
stimmend als  Gruncfpriticip  bezeichnet.  Das- 
selbe bedarf  in  verschiedener  Beziehung  der 
Erläuterung.  Hier  ist  zuerst  die  Frage  cu  be- 
antivorteii,  oh  das  Grundprinzip  eine  direkte 
strafrechtliche  Bedeutung  beanspruchen  kann. 

Die  verbandsländischen  Urheber  genicf.ien 
nach  dem  Grundprinzip  in  den  anderen  Ver- 
tragsstaaten diejenigen  „Rechte",  welche  den 
inländischen  Urhebern  eingeräumt  werden 
(Art.  4).  Danach  haben  die  vertragsländischen 
Autoren  in  Detitschland  die  gleichen  Rechte, 
die  die  Urheberrechtsgesetze  von  1901  und  1907 
den  Urhebern  deutscher  Werke  verleihen.  Es 
fragt  sich  nun,  was  unter  „gleichen  Rechten" 
im  Sinne  des  zitierten  Art.  4  zu  verstehen  ist, 
insonderheit,  ob  damit  den  verbandsländischen 
Autoren  überhaupt  ein  strafrechtlicher  Schutz 
zugebilligt  wird.  Sicher  ist,  daß  die  Urheber 
verbandsiändischer  Werke  gemäß  dieser  Ver- 
tragsbestimmung in  Deutschland  ein  Urheber- 
recht nach  Inhalt  der  deutschen  Gesetze  be- 
anspruchen können,  dessen  Verletzung  die  oben 
(S.  8)  genannte  Schadejisersatzerfo/ge  nach 
sich  zieht,  da  es  sich  hier  um  die  Gewährung 
von  Privat„rechten"  handelt  (Urheberrecht  = 
absolutes  Privatrecht,  Schadensersatzansprucb  — 
relatives  Privatrecht).  Ein  Strsiij,recht"  hat  der 
Urheber  jedoch  nicht;  dies  steht  nur  dem 
Staate  zu. 

Nach  dem  Wortlaut  des  Grundprinzips  ist 
danach  die  Zubilligu?ig  eines  strafrechtlichen 
Schutzes  in  dem  grundlegenden  Art.  4  der  rev. 
B.  K.  —  und  damit  auch  in  dem  ganzen  Ver- 
trag ')  —  ?iicht  enthalten. 

Die  wörtliche  Auslegung  ist  jedoch  hier 
nicht  am  Platz.  Das  Wort  „Rechte"  ist  nicht 
im  strengen  Sinne  von  subjektivem  Privatrecht, 
sondern  in  der  weiteren  Bedeutung  von  Rechts- 
lage, Schutz  —  sonach  Strafschutz  mit  inbegriffen 
—  aufzufassen.  Diese  Interpretation  gibt  sich 
die  rev.  B.  K.  selbst,  indem  sie  bestimmt,  daß 
sich  der  Umfang  des  ,, Schutzes",  sowie  die  dem 
Urheber  zustehenden  „Rechtsbehelfe"  nach  den 
Gesetzen  des  Landes  der  Schutzgewährung 
richteten  (Art.  4,  Abs.  2). 

Durch  das  Grundprinzip  wird  danach  der 
ganze  Itihalt  der  deutschen  Urheberrechts- 
gesetze eitischlie/Jlich  des  Strafschutzes  auf  die 
Werke  der  verbandsländischen  Autoren  für  an- 
wendbar erklärt.   Somit  ist  bezüglich  der  straf- 


')  Die  übrigen  Vertragsbestimmungen  enthalten  nur  Ab- 
weichungen vom  Grundprinzip,  die  sicli  auf  Inhalt  und  Urnfang 
des  Urheherreclils  bezielicn  (vgl.  Ausführungen  im  Text  S.  ii, 
col.      Abs.  I 


rechtlichen  Bedeutung  der  rev.  B.  K.  von  vorn- 
herein der  Satz  gewonnen,  daß  sie  den  ver- 
bandsländischen Autoren  in  Deutschland  i.  über- 
haupt und  2.  den  gleichen  strafrechtlichen 
Schutz  gewährt,  den  die  deutschen  Gesetze  den 
Urhebern  inländischer  Werke  zubilligen. 

Die  rev.  B.  K.  enthält  in  ihren  weiteren 
Bestimmungen  Abb'iveichungen  vom  Grund- 
prinzip, indem  sie  eigene,  materielles  Recht  er- 
zeugende Vorschriften  aufstellt  und  in  einem 
Punkt  —  Schutzfristen  —  auch  auf  das  Recht 
des  Ursprungslandes  Rücksicht  nimmt.  Diese 
Ausnahmen  von  der  Grundbestimmung  beziehen 
sich  auf  Inhalt  und  Umfang  des  Lrheberrcchts, 
setzen  also  auch  die  Rechtswidrigkeit  in  anderer 
Weise  fest  als  das  deutsche  Gesetz.  Die  straf- 
rechtliche Seite  des  Grund  [jrinzips,  daß  die 
deutschen  Urheberrechtsdelikte  auf  die  \'er- 
lelzungen  der  Urheberrechte  an  verbands- 
ländischen Werken  Anwendung  finden,  wird 
durch  die  Ausnahmen  vom  Grundprinzip  daher 
an  sich  nicht  berührt.  In  der  Bestimnamg  des 
Strafschutzes  des  Grundprinzips  ist  also  die 
einzige  direkte  strafrechtliche  Bestimmung  und 
Bedeutung  der  rev.  B.  K.  zu  fitiden. 

In  welcher  Weise  die  Delikte  der  deutschen 
Gesetze  auf  die  Verletzung  vertragsländischer 
Urheberrechte  aT!Zuwe?ideji  sind,  ist  unten  im 
zweiten  speziellen  Teil  zur  Darstellung  zu 
bringen. 

In  völkerrechtlicher  Hinsicht  ist  in  der 
Grundbestimmung  das  Prinzip  der  Reziprozität 
ausgesprochen,  weil  die  Vertragsländer  sich 
verpflichten,  ihre  Urheber  gegenseitig  zu  schützen. 
Da  die  Urheberrechtsgesetzgebungen  der  ein- 
zelnen Vertragsländer  nicht  üljereinstimmen  und 
danach  die  verbandsländischen  Autoren  in  den 
einzelnen  Vertragsländern  nicht  den  völlig 
gleichen  Schutz  genießen,  ist  speziell  der  Grund- 
satz der  formellen  Reziprozität  zur  Anerkennung 
gekommen. 

Kraft  seiner  Natur  als  einer  völkerrecht- 
lichen Bestimmung  gewährt  der  Grundsatz  der 
Reziprozität  jedem  einzelnen  Verlragsland  das 
Recht,  daß  seine  Urheber  in  den  anderen  \'er- 
tragsländern  wie  deren  Urheber  geschützt 
werden,  und  er  legt  ihm  die  Pßicht  auf.  den 
Urhebern  der  anderen  Vertragsländer  den 
Schutz  der  inländischen  Gesetzgebung  zu  ge- 
währen. 

Durch  die  Legalisierung  des  Vertrags  in 
einem  Vt;rtragslande  kommt  dieses  Land  dieser 
seiner  Pflicht  nach.  Sein  Recht  auf  Schutz 
seiner  Urheber  gegenüber  den  anderen  Ver- 
tragsländern wird  dadurch  —  durch  Legalisie- 
rung im  eigenen  Lande  —  staatsrechtlich  nicht 
berührt,  es  bleibt  ein  lediglich  völkerrechtliches. 
Einen  staatsrechtlichen  Charakter  erhält  das 
dem  einzelnen  Staat  zustehende  Recht  nur  dann, 
wenn  das  betreffende  Land  bei  der  Legalisie- 
rung einen  Vorbehalt  dahingehend  macht,  daß 
der  staatsrechtliche  Schutz  der  eigenen  Urheber 
in  den  anderen  Vertragsländern  die  Bedingung 
des  Schutzes  der  Werke  der  übrigen  Vertrags- 
länder sein  solle.    Da  ein  solcher  \'orbehalt  in 
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Deutschland  nicht  gemacht  wurdet),  ist  die 
staatsrechtliche  Gewährung  des  genannten 
Rechtes  in  dem  anderen  Vertragslande  besonders 
auch  keuie  strafrechtliche  Bedingung  des  Kon- 
ventionsschutzes in  Deutschland. 

Strafrechtlich  hat  der  Grundsats  der  Rezi- 
prozität danach  keine  Bedeutung.  Der  i  prak- 
tische Wert  dieser  Erkenntnis  besteht  darin, 
daß  es  nicht  Sache  des  Richters  ist,  zu  unter- 
suchen, ob  die  anderen  Vertragsländer  ihrer 
Pflicht,  den  Vertragsinhalt  zu  legalisieren,  nach- 
gekommen sind  oder  nicht;  dies  ist  lediglich 
Aufgabe  der  Regierung,  weil  der  Grundsatz  der 
Reziprozität  nur  völkerrechtlichen  Charakter  hat. 

§  j'     Welche  Urheber  geftieße^i  den  Vertrags- 
schutz nach  der  rev.  B.  K.  (Nationalitäts-  oder 
Territorialitätsprinzip )  ? 

Hier  sind  folgende  Einzelfragen  zu  beant- 
worten: Wer  erhält  den  Vertragsschutz,  welche 
Länder  sind  zur  Gewährung  dieses  Schutzes 
verpflichtet  und  luas  ist  unter  Vertragsschutz  zu 
verstehen? 

/.    Wer  erhält  den  Vertragsschutz  fiach  der 
rev.  B.  K.? 

Den  Schutz  genießen  sowohl  die  „einem  der 
Verbandsländer"  (Art.  4)  als  auch  die  „keinem 
der  Verbandsländer  angehörigen  Urheber" 
(Art.  6). 

1.  Der  Vertragsschutz  ist  danach  dem  ,jUr- 
heber" ,  nicht  dem  Verleger  zugebilligt  (teilweise 
anders  B.  K.  von  1886,  Art.  3). 

2.  Die  vorangestellte  Bestimmung,  daß  alle 
Urheber  geschützt  werden  ohne  Rücksicht  dar- 
auf, ob  sie  einem  Verbandslande  angehörig 
sind,  d.  i.  die  Staatsangehörigkeit  eines  solchen 
Landes  besitzen  oder  nicht,  weist  jedoch  zwei 
Beschränkungen  auf.  Einmal  genießen  für 
nicht  veröffentlichte  Werke  nur  die  verbands- 
angehörigen Urheber  Schutz.  Handelt  es  sich 
um  schon  verößentlichte  Werke,  so  werden 
deren  Urheber  zwar  ohne  Rücksicht  auf  die 
Staatsangehörigkeit  geschützt,  aber  nur  dann, 
wenn  sie  dieselben  zum  ersten  Male  in  ei7iein 
Verbandslande  habeji  veröfentlichen  lassen'-) 
(Art.  4  und  6). 

Die  rev.  B.  K.  bezeichnet  im  Einklang  mit 
dieser  Regelung  das  Land,  in  dem  der  Urheber 
die  Staatsangehörigkeit  besitzt,  i\\s  „Urspriaigs- 
land"  eines  nichtveröffe?itlichten  Werkes,  wäh- 
rend das  Land  der  ersten  Veröffentlichung  als 
,,Urspru7igsland"  eines  bereits  veröffentlichten 
Werkes  gelten  soll  (Art.  4,  Abs.  3).  Für  die 
besonderen  Fälle,  daß  die  erste  Veröffentlichung 
eines  Werkes  gleichzeitig  in  mehreren  Ver- 
bandsländern oder  gleichzeitig  in  einem  Ver- 
bandslande  und    in   einem  Nichtverbandslande 

')  Ein  solcher  Vorbehalt  stünde  mit  den  Bestimmungen  der 
rev.  B.  K.  nicht  in  Widerspruch,  da  er  weder  das  Grund- 
prinzip noch  die  Abweichungen  desselben  in  irgend  einer 
Weise  berührte. 

')  Nur  die  Veröffentlicliung,  die  auf  den  Urheber  zurück- 
zuführen ist,  d.  i.  die  rgchtjnäßlgc,  kommt  in  Betracht  (vgl. 
besonders  den  Wortlaut  des  Art.  0:  „Die  keinem  der  Ver- 
bandslünder  angehörigen  Urheber,  welche  ihre  Werke  zum 
ersten  Male  in  einem  dieser  Länder  veröffentlichen"). 


stattfindet,  bestimmt  Art.  4,  Abs.  3,  daß  im 
ersteren  Fall  das  Land  der  kürzesten  Schutz- 
frist!), iiji  letzteren  das  Verbandsland  als  Ur- 
sprungsland anzusehen  sei. 

Die  Frage,  wer  nach  der  rev.  B.  K.  Schutz 
genießt,  ist  demnach  kurz  dahin  zu  beantworten, 
daß  alle  Urheber,  deren  Werke  ein  Verbands- 
land als  Urspru7igsland  aufweisen,  geschützt 
werden.  Die  Werke  eines  verbandsländischen 
Ursprungslandes  kann  man  daher  kurz  als 
verbandslä?idische  Werke  bezeichnen,  wie  auch 
die  nach  den  deutschen  Gesetzen  geschützten 
Werke  mit  Recht  i?iländische  Werke  genannt 
werden  (vgl.  oben  S.  8). 

a)  Bei  der  Bestimmung  des  Ursprungslandes 
und  damit  bei  der  Festsetzung,  welche  Urheber 
den  Vertragsschutz  genießen  sollen,  ist  nach 
Vorstehendem  für  veröffentlichte  Werke  das 
Territorialitätsprinzip'^)  voll  zur  Anerkennung 
gelangt:  Alle  in  einem  Verbandslande  zum 
ersten  Male  veröffentlichten  Werke  werden  ohne 
Unterschied  der  Nationalität  des  Urhebers  ge- 
schützt. Der  Schutz  der  7iicht  veröffentlichten 
Werke  bestimmt  sich  dagegen  nach  dem 
Natio7ialitatsprinzip :  Nichtveröffentlichte  Werke 
werden  nur  dann  geschützt,  wenn  deren  Ur- 
heber die  Staatsangehörigkeit  eines  Verbands- 
landes besitzen.  Man  kann  hier  mit  VON  Bar 
(II,  S.  253)  von  einem  „abstrakten  Persönlich- 
keitsprinzip" sprechen,  weil  das  Nationalitäts- 
prinzip nur  ergänzend  zum  Territorialitätsprinzip 
hinzutritt. 

b)  Das  Wort  „  Veröffe7iilichu7ig"  ist  ver- 
schiedener Deutu7ig  fähig. 

„Im  iveiteste7i  Sin7ie  ist  Veröffentlichung  jede 
Handlung,  die  das  Werk  zum  ersten  Male  an 
die  Oeffentlichkeit  bringt;  es  würde  eine  solche 
schon  in  der  öffentHchen  Vorlesung  eines 
Schriftwerkes,  in  der  öffentlichen  Aufführung 
eines  Schauspiels  oder  eines  Werkes  der  Ton- 
kunst, in  der  öffentlichen  Ausstellung  eines  Ge- 
mäldes oder  einer  Skulptur  zu  finden  sein. 

In  einem  e7igere7i  Sinne  liegt  eine  Veröffent- 
lichung nur  dann  vor,  wenn  das  Werk  i)7i  Wege 
der  Vervielfäliigimg  der  Allgemeinheit  zugäng- 
lich gemacht,  also  verlagsmäflig  erschie7ie7i  ist" 
(deutsche  Erläuterung  zur  Deklaration  von  1896 
in  den  Drucksachen  des  Reichstags  1895/97, 
Bd.  VII,  Nr.  640,  S.  43). 

Dieser  engeren  Auffassung  schließt  sich  die 
rev.  B.  K.  in  Art.  4,  Abs.  4,  an,  indem  sie  be- 
stimmt: „Unter  veröffentlichten  Werken  sind  im 
Sinne  dieser  Uebereinkunft  die  erschienene7i 
Werke  zu  verstehen.  Die  Aufführung  eines 
dramatischen  oder  dramatisch  -  musikalischen 
Werkes,  die  Aufführung  eines  Werkes  der  Ton- 
kunst, die  Ausstellung  eines  Werkes  der  bilden- 
den Künste   und   die  Errichtung   eines  Werkes 

')  VON  Bar  (I.  c.  S.  2-16)  nennt  diese  Festsetzung  mit 
Recht  eine  willkürliche  Entscheidung  der  Verlegenheit,  da  es 
eine  juristisch  korrekte  Lösung  dieser  Frage  nicht  gebe. 

')  Das  Territorialitälsprinzip  kann  nalurgcmnO  nur  für  ver- 
öffentlichte Werke  Clcltung  beanspruchen.  A.  A.  VON  BAR 
(Int.  Privatr.  II,  S.  353)  '"it  der  Begründung,  es  bestehe  für 
nichtveröffentlichte  Werke  noch  stets  die  Möglichkeit  der  Ver- 
öffentlichung in  einem  Verbandslande. 
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der  Baukunst  stellen  keine  Veröffentlichung 
dar."  Daraus  folgt,  daß  ein  Werk  eines 
Unionsang-ehörigen  als  nichtveröffentlichtes  Werk 
geschützt  wird,  wenn  es  auch  schon  in  einem 
verbandsfremden  oder  einem  Verbandsland  auf- 
geführt oder  ausgestellt  ist.  l)  Der  Schutz  wird 
dann  verwirkt,  wenn  dasselbe  zum  ersten  Male 
außerhalb  des  Verbandes  herausgegeben,  d.  h. 
zum  ersten  Male  behufs  Betriebs  an  die  Oeffent- 
lichkeit  vervielfältigt  ist  (Erläuterung  zur  De- 
klaration S.  23  und  44). 

Damit  ist  unter  Erscheinen  der  Verlag  zu 
verstehen  —  inklusive  Selbstverlag,  der  von 
dem  Worte  „verlegen"  im  gebräuchlichen  Sinne 
nicht  umfaßt  wird  (Erläuterung  zur  Deklaration 
S.  23  und  44)  — . 

//.  Welche  Länder  sind  zum  Vertragsschutz 
verpflichtet} 

Die  rev.  B.  K.  bestimmt  in  Art.  4,  Abs.  i, 
daß  die  Werke  —  eines  verbandsländischen 
Ursprungslandes  —  ,,in  allen  Verba?idslätidern 
mit  Ausnahme  des  Ursprungslandes"  geschützt 
werden  sollen. 

Die  Schutzbestimmungen  der  Konvention 
betreffen  danach  lediglich  den  Schutz  der 
Werke  des  Ursprungslandes  in  allen  übrigen 
Verbandsländern;  der  Schutz  des  Werkes  im 
Ursprungsland  selbst  ist  Sache  des  internen 
Rechts  dieses  Staates.  Hiermit  ist  die  auf- 
geworfene Frage  beantwortet. 

Im  Anschluß  daran  ist  noch  folgendes  zu 
bemerken : 

aj  Nach  den  Urheberrechtsgesetzen  aller 
Verbandsländer  wird  stets  der  Staatsangehörige 
für  seine  Werke  geschützt,  und  in  den  meisten 
Verbandsstaaten,  so  auch  in  Deutschland  (§§  54 
und  55  des  Gesetzes  von  1901  und  §  51  des 
Gesetzes  von  1907)  genießt  auch  das  Werk, 
das  zum  ersten  Male  im  Inland  erschienen  ist, 
ohne  Rücksicht  auf  die  Staatsangehörigkeit  des 
Urhebers  den  Schutz  der  internen  Gesetze. 
Den  Ländern  jedoch,  die  letztere  Werke  nicht 
schützen,  legt  die  rev.  B.  K.  in  Art.  5  und  62) 
die  Pflicht  auf,  dieselben  als  inländische  Geistes- 
erzeugnisse nach  ihren  Gesetzen  zu  schützen.  3) 
Danach  ist  den  Urheberrechtsiuerken  eines 
Verbandslandes  auch  der  inter?te  Schutz  im 
Ursprungsland  sicher.  Für  die  Schutzpflicht 
der    anderen    Länder    mit  Ausnahme   des  Ur- 

')  Hier  bestellt  eine  wesentlich  günstigere  Behandlung  des 
Verbandsangehörigfen.  Denn  Werke  Verbandsfremder,  die  in 
einem  Unionslande  aufgeführt  oder  ausgestellt  werden,  werden 
nicht  als  niclitveröffentlichte  Werke,  sondern  überhaupt  niclit 
geschützt,  da  nur  die  nichtveröffentlichten  Werke  Verbands- 
angehöriger Schutz  genießen, 

')  Die  Bestimmung  der  Art.  5  und  6  ist  keine  Festsetzung 
des  Vertransscliutzes,  sondern  sie  greift  in  das  interne  Recht 
des  Ursprungslandes  ein  (vgl.  unten  III). 

3)  Außer  in  Deutschland  ist  der  Schutz  solcher  Werke  nach 
den  internen  Gesetzen  sicher  in  allen  Ländern  mit  Ausnahme 
von  Monaco,  Spanien  und  Haiti.  Für  diese  Länder  hat  dan:ich 
die  Bestimmung  der  Art.  5  und  6  praktische  Bedeutung.  In 
Monaco  erlangen  die  fremden  Autoren  den  Landesschutz  nicht, 
wenn  ihr  Heimatstaat  nicht  Gegenseitigkeit  verbürgt;  in  Haiti 
und  Spanien  ist  die  Tatsache  des  Schutze»  der  genannten 
Werke  unentschieden.  (Bezüglich  der  Gesetze  der  Staaten 
außer  Deutschland  vgl.  in  dieser  Beziehung  RoTHLiSBERGER : 
Der  interne  und  internationale  Schutz  des  Urheberrechts,  bes. 
S.  25,  50,  71,  72,  80,  96,  98,  105;  StkeisSI.ER:  Die  internatio- 
nalen Urliebi'rrechtsgesetzgebungen  und  Konventionen,  S.  44; 
KOTHI.ISHERGER  :  B.  K.  S.  136.) 


spruDgslandes,  d.  i.  für  den  Schutz  nach  den 
Bestimmungen  des  Vertrages,  ist  jedoch  die  Tat- 
sache des  Schutzes  im  Urspru?igsland  völlig 
gleichgültig.  Dies  wird  in  Art.  4,  Abs.  2  rev. 
B.  K.  ausdrücklich  bestimmt  mit  den  Worten: 
Dieser  Genuß  und  diese  Ausübung  der  Rechte 
sind  von  dem  Bestehen  eines  Schutzes  in  dem 
Ursprungsland  des  Werkes  unabhängig  (davon 
verschieden  die  alte  B.K.,  vgl.  unten  2.  Abteilung). 

bj  Das  Ursprungsland  kann  von  dem 
Heimatla?id  des  Urhebers  verschieden  sein. 

Dies  ist  dann  der  Fall,  wenn  ein  verbands- 
angehöriger Urheber  sein  Werk  in  einem 
anderen  Verbandslande  als  seinem  Heimatlande 
zum  ersten  Mal  hat  erscheinen  lassen.  Das 
Heimatland  gehört  dann  ebenfalls  zu  den  Ver- 
bandsländern mit  Ausnahme  des  Ursprungs- 
landes, die  zum  Vertragsschutz  verpflichtet  sind. 

Da  jedoch   der  Urheber   in  seinem  Heimat- 
staat auch  nach  den  intertien  Gesetzen  —  aller 
Vertragsstaaten  —  Schutz  genießt,  hat  er  einen 
swei[fachen  Schutzanspruch.   Derselbe  ist  natur- 
gemäß nicht  als  kumulativer,  sondern  als  alter- 
]  nativer  aufzufassen.     Der   Urheber   wird  sich 
I  deshalb  auf  den  Vertragsschutz  oder  den  Schutz 
]  des  internen  Gesetzes  berufen,  je  nachdem  der 
eine   oder  der  andere   ihm  günstiger  ist.  Der 
j  Richter  ist  jedoch   auch   von  Amts  wegen  für 
verpflichtet   zu  halten,   das   dem  Urheber  gün- 
stigere Recht  a?izuwenden  (vgl.  auch  Röthlis- 
BERGER,  S.  33,   R.  G.  E.  Str.  Bd.  37,  S.  388). 
—  Nach    Art.  7,  Abs.  2   rev.  B.  K.   darf  der 
Schutz  in  einem  Vertragslande  die  in  dem  Ur- 
spru7igslande    festgesetzte   Dauer    nicht  über- 
schreiten.  Danach  ist  für  die  Fristvergleichung 
nicht   die  Frist  des  Heimatlandes,   sondern  die 
des   Landes   der  ersten  Veröffentlichung  maß- 
gebend. 

///.   Was  ist  unter  Vertragsschutz  zu  ver- 
stehen ? 

1.  Aus  der  unter  II.  behandelten  Bestim- 
mung des  Art.  4  Abs.  i,  daß  die  Werke  des 
Ursprungslandes  „in  allen  Verbandsländern  mit 
Ausnahme  des  Ursprungslandes"  geschützt 
werden  sollen,  folgt  allgemein.,  daß  diese  Länder 
den  Werken  eines  anderen  Ursprungslandes,  also 
ausländischett  Werken  Schutz  gewähren.  Der 
Vertragsschuiz  besteht  daher  in  dem  Schutz 
ausländischer  Werke  im  Gegensatz  zum  Schutze 
des  Werkes  im  Ursprungslande  selbst,  das  die- 
selbe als  inländische  schützt. ') 

2.  Näherhin  besteht  der  Vertragsschutz  in 
I  der  Gewährung  derjenigen  „Rechte,  welche  die 

einschlägigen  Gesetze  den  inländischen  Urhebern 
einräumen,   sowie   der  in  dieser  Uebereinkunft 
besonders  festgesetzten  Rechte"  (Art.  4,  Abs.  i 
;  rev.  B.  K.). 

In  dem  ersten  Teil  dieser  Bestimmung  wird 
das  Grundprinzip,  die  Gleichbehandlung  des 
ausländischejt   Werkes    mit    dem  inländischen 

')  Deshalb  greifen  Ait.  5  und  6,  die  dem  Ursprungsland  die 
'    Pflicht  auferlegen,  alle  Werke,  <iie  zum  ersten  Mal  im  Inland 
erschienen  sind,   wie  die  Werke  inländischer  Urheber,  d.  i.  als 
inländische,   zu  schützen    (vgl.  oben  II),  unmittelbar  in  die 
1    interne  Gesetzgebung  des  Ursprungslandes  ein. 
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—  durch  die  Zusicherung  des  Schutzes  der  i 
einheimischen  Gesetze  —  ausgesprochen.  Der 
2\veite  Teil  weist  auf  die  Abweichungen  vom 
Grundprinzip  hin.  Soweit  nämHch  die  Kon- 
vention eigene  Vorschriften  über  den  Schutz 
des  verbandsländischen  Werkes  in  den  anderen 
Vertragsstaaten  'erlassen  hat,  treten  die?e  „be- 
sonders festgesetzten  Rechte"  an  Stelle  der 
Vorschriften  der  internen  Gesetze  der  Vertrags- 
länder. Diese  Abweichungen  vom  Grundprinzip 
bilden  den  Gegenstand  nachfolgender  Unter-  | 
suchung  des  2.  Kapitels. 

2.  Kapitel:  Die  Abiveichtuigen  von  dem  Grund- 
p7^i7izjp  der  rev.  B.  K. 

Wie  oben  S.  1 1  ausgeführt  wurde,  wird  j 
die  strafrechtliche  Seite  des  Grundprinzips 
von  den  Bestimmungen  der  rev.  B.  K.,  die  von 
dem  Grundsatz  der  Gleichbehandlung  der  Ur- 
heber eines  verbandsländischen  Werkes  mit  den 
Urhebern  inländischer  Werke  in  den  andern  ' 
Verbandsländern  abweichen,  an  sich  nicht  be- 
rührt, so  daß  die  S.  8  ff.  aufgezählten  Ur-  l 
heberrechtsdelikte  der  deutschen  Gesetze  auf  i 
die  Verletzung  der  verbandsländischen  Werke  i 
angewandt  werden  müssen.  Die  Abiveichungeii 
setzen  vielmehr  das  Urheberrecht  und  infolge- 
dessen auch  die  Rechtswidrigkeit  in  anderer 
Weise  als  die  deutschen  Gesetze  fest.  Da  die 
Rechtswidrigkeit  ein  positives  Verbrechens- 
7)ierkmal  ist^),  so  wäre  mit  diesem  Hinweis  auf 
die  Natur  der  das  Grundprinzip  verändernden 
Bestimmungen  als  Festsetzungen  der  Rechts- 
widrigkeit daher  an  sich  die  Berechtigung  der 
Darstellung  derselben  in  der  vorliegenden 
stra/rechtlicken  Abhandlung  erwiesen.  Es  ist 
jedoch  bei  der  Behandlung  der  Strafdelikte 
gegen  Privatrechte  „üblich^^,  von  einer  all- 
gemeinen Erörterung  der  primär  privatrecht- 
lichen Verhältnisse  abzusehen  (vAN  Calker, 
1.  c.  S.  88).  VAN  Calker  verweist  besonders 
auf  die  analogen  Delikte  gegen  Eigentum  und 
Besitz.  Jedoch  kann  die  noch  unentwickelte 
Urheberrechtslehre  nicht  der  völlig  ausgebildeten 
Lehre  von  Eigentum  und  Besitz  einfach  gleich- 
gestellt werden.  Sowohl  VAN  Calker  als 
BlNDiNG  ignorieren  darum  auch  bei  der  Dar- 
stellung der  deutschen  Urheberrechtsdelikte  das  ' 
Urheberrecht  nicht,  wenn  sie  auf  der  anderen  \ 
Seite  auch  dasselbe  nicht  \öllig  behandeln.  I 
Vielmehr  treffen  sie  nach  Zweckmüßigkeits- 
rücksichten  eine  mehr  oder  weniger  ,, willkür- 
liche" Auswahl  (van  Calker,  S.  89)  unter  den  i 
Bestimmungen  des  Urheberrechts.  Bei  der  Be- 
handlung der  strafrechtlichen  Bedeutung  der 
Verträge  erscheint  bei  der  Unübersichtlichkeit 
der  Rechtslage,  die  durch  die  Ausnahmen  vom 
Grujidprinzip  geschaffen  wurde,  die  Dar- 
stellung sämtlicher  Abweichungen  als  zweck- 
mäßig. Auch  wäre  nicht  zu  ersehen,  nach 
welchen  Gesichtspunkten  eine  Ausivahl  ge- 
troffen werden  könnte.  Bei  dieser  vf)llstän(ligen 
Behandlung  der  g<  nannten  Vertragsbestimmungen 

'j  So  l>ps.  Belinc,  Das  Verbrcrlieii,  S.  31  ff.  Krank,  iu 
§  I,  Sützt  sie  sogar  mit  dem  T.itbestaiid  in  Beziehung  und  be- 
zeichnet sie  als.  negatives  Tatbeslandsnieikinal. 


ist  wieder  darauf  zu  achten,  inwieweit  die  Aus- 
nahmen vom  Grundprinzip  sich  gleichzeitig  als 
tatsächliche  Abweichungen  vom  deutschen  Recht 
darstellen. 

Der  im  Grundprinzip  enthaltene  Verweis  auf 
das  inländische  Recht  der  Schutzgewährung 
wird  in  zweifacher  Beziehung  abgeändert,  ein- 
mal durch  Mitberücksichtigung  des  Rechtes  des 
Ursprungslandes  bei  der  Festsetzung  der 
Schutzfrist  und  dann  durch  eigene,  materielles 
Recht  erzeugende  Konventionsfestsetzungen  be- 
züglich der  Schutzobjekte,  des  Bearbeitungs-, 
Uebersetzungs-  und  Aufführungsrechts,  sowie 
bestimmter  Ausnahmen  von  den  ausschließlichen 
Urheber  rech  tsbefugnissen. 

§  4.    Die  Schutzfristen  nach  der  rev.  B.  K. 

Die  Rechte,  die  dem  Urheber  an  seinem 
Werke  zuerkannt  werden,  sind  in  allen  Ver- 
tragsländern zeitlich  begrenzt.  Es  liegt  in  der 
Natur  der  Sache,  daß  die  Einschränkungen  be- 
züglich der  Dauer  des  Schutzrechts  rein  will- 
kürlicher Natur  sind. 

Von  deutscher  Seite  wurde  deshalb  schon 
bei  der  Beratung  der  alten  B.  K.  von  1886 
,,die  Vereinbarung  einer  einheitlichen  inter- 
nationalen Schutzfrist  angeregt  und  hierfür 
geltend  gemacht,  daß  gerade  die  in  dieser  Hin- 
sicht bestehenden  Verschiedenheiten  keinen 
inneren  Grund  hätten".  (Denkschrift  zur  B.  K. 
von  1886.) 

Es  wurde  damals  jedoch  nur  eine  Verstän- 
digung dahin  erzielt,  daß  die  Konferenz  in 
Form  eines  Wunsches  den  Regierungen  den 
Vorschlag  unterbreitete,  eine  einheitliche  Fest- 
setzung der  Frist  anzustreben. 

Darauf  kam  das  in  den  bisherigen  Verträgen 
maßgebende  Prinzip  der  jRristausgleichung 
zur  Anerkennung,  da  schließlich  die  Auffassung 
zur  Geltung  kam,  daß  ein  Werk,  welches  in 
seinem  Ursprungslande  nicht  mehr  genügend 
geschützt  ist,  auch  im  Auslande  keinen  An- 
spruch auf  Schutz  erheben  dürfe.  (Denkschrift 
zu  Art.  2  der  B.  K.  von  1886.)  So  kam  es  zu 
der  Bestimmung  des  Art.  2,  Abs.  2,  S.  2  der 
alten  B.  K. :  ,, Derselbe  (der  Schutz)  kann  in 
den  übrigen  Ländern  die  Dauer  des  im  Ur- 
sprungsland gewährten  Schutzes  nicht  über- 
steigen." Hiernach  ist  jeweils  die  kürzere 
Schutzfrist  der  in  Betracht  zu  ziehe?! den 
Gesetzgebungen  maßgebend. 

Auf  der  Berliner  Konferenz  von  1908  fand 
man  es  ,, empfehlenswert,  die  Schutzdauer,  so- 
weit tunlich  von  der  Gesetzgebung  des  Ur- 
sprungslandes unabhängig  zu  machen".  (Denk- 
schrift zur  rev.  B.  K.,  S.  31.)  Da  alle  Ver- 
tragsländer, mit  Ausnahme  von  Deutschland, 
Japan,  Italien,  Großbritannien  und  der  Schweiz 
nach  ihren  inneren  Gesetzen  in  der  Lage  sind, 
die  fremden  Werke  1)is  zum  Ablauf  von  fünfzig 
Jahren  nach  dem  Tode  des  Urhebers  zu 
schützen,  sind  in  der  Uebereinkunft  zunächst 
fünfzig  Jahre  nach  dem  Tode  des  Urhebers  als 
gemeinsame  Schutzfrist  bezeichnet.  (Vgl.  Denk- 
sciu-ift  zur  rev.  B.  K.,  I.  c.)  Demgemäß  be- 
stimmt   Art.  7,    .'\l)s.  I    der    rev.  B.  K.:  ,,Die 
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Dauer  des  durch  diese  Uebereinkunft  gewährten 
Schutzes  umfaßt  das  Leben  des  Urliebers  und 
fünfzig  Jahre  nach  dem  Tode  desselben."  Im 
Verhältnis  zu  den  Ländern,  deren  Gesetzgebung 
einen  so  langen  Schutz  nicht  vorsieht  —  wie 
z.  B.  Deutschland  —  bleibt  es  aber  bei  der 
bisherigeji  Regelung,  da(3  bei  Verschiedenheit 
der  Schutzfristen  in  dem  Ursprungslande  und 
dem  Lande  der  Schutzgewährung  die  knrzesie 
Schutsfrist  maßgebend  ist.  Art.  7,  Abs.  2, 
der  diese  Bestimmung  ausspricht,  lautet:  „Doch 
richtet  sich  für  den  Fall,  daß  diese  Dauer  (von 
fünfzig  Jahre  nach  dem  Tode)  nicht  gleich- 
mäßig von  allen  Verbandsländern  angenommen 
sein  sollte,  die  Dauer  nach  dem  Gesetz  des- 
jenigen Landes,  wo  der  Schutz  beansprucht 
wird;  sie  kann  aber  die  in  dem  Ursprungslande 
festgesetzte  Dauer  nicht  überschreiten."  So- 
wohl hier  als  in  dem  Vertrage  von  1886  ist 
die  Fassung  gewählt:  „kann  nicht  über- 
schreiten." Daraus  schließen  Köhler  (Im- 
materialgüterrecht, S.  340),  VON  Bar  (Inter- 
nationales Privatrecht,  IL,  S.  217),  dieser  Satz 
schaffe  absolutes  Recht,  so  daß  es  den  übrigen 
Staaten  verboten  sei,  über  diese  Schutsfrist 
hinauszugehen. 

Nach  dieser  Meinung  stellt  sich  die  Regelung 
der  Dauer  des  Rechts  im  Verbände  mehr  als 
eine  Einschränkung  des  Interesses  der  All- 
gemeinheit gegenüber  dem  Sonderinteresse  des 
Urhebers  dar:  Die  Konvention  gewährt  die 
größtmögliche  Begrenzung  des  Interesses  der 
Allgemeinheit  gegenüber  dem  Sonderinteresse 
des  Urhebers;  eine  weitere  Einschränkung  durch 
ein  dem  Autor  günstigeres  Landesgesetz  ist 
gegenüber  der  äußersten  Einschränkung  des 
Art.  2,  Abs.  2,  S.  2  nicht  gestattet. 

Diese  Auffassung  widerspricht  jedoch  dem 
ganzen  Geist  der  Konvention,  die  zum  Schutz 
des  Urhebers  gegen  die  Interessen  der  All- 
gemeinheit geschlossen  ist  und  nur  ein  Mindest- 
maß des  zu  gewährenden  Urheberrechtsschutzes 
(Denkschrift  zur  B.  K.  i886,  S.  i)  gibt,  über 
die  also  eine  dem  Urheber  günstigere  Gesetz- 
gebung hinausgehen  darf.  Dies  wurde  auch 
auf   der  Pariser  Konferenz  ausdrücklich  betont 

(vgl.  RÜTHLISBERGER,    B.   K.,  S.    II  7).  Jedocll 

müßte  ein  Land,  das  dem  Verbandswerk  einen 
über  die  Schutzfrist  des  Ursprungslandes  hinaus- 
gehenden Schutz  nach  der  internen  Gesetz- 
gebung gewähren  wollte,  dies  bei  der  Legali- 
sierung des  Vertrags  ausdrücklich  aussprechen 
oder  nach  seiner  inneren  Gesetzgebung  den 
Ausländer  schlechthin  schützen.  Letzteres  wird 
in  Art.  19  der  rev.  B.  K.  eigens  festgesetzt. 
Da  dies  in  Deutschland  nicht  geschehen  ist,  ist 
also  der  Grundsatz  der  kürzesten  Schutzfrist 
zwingend  auzuwenden.  (Vgl.  auch  RoiliMS- 
liERGER,  B.  K.,  S.  I  1 7.) 

Bezüglich  der  Photographien  oder  der  durch 
ein  ähnliches  Verfahren  hergestellten  sowie  der 
nachgelassenen,  anonymen  und  pseudonymen 
Werke  hat  man  von  der  Festsetzung  einer  ge- 
meinsamen Frist  von  vornherein  abgesehen  und 
den  Grundsatz  der  Fristausgleichung  überhaupt 


für  maßgebend  erklärt  (Art.  7,  Abs.  3).!)  Die 
vorerwähnte  geineinsame  Schutzfrist  von  fünfzig 
Jahren  nach  dem  Tode  des  Urhebers  bezieht 
sich,  wie  aus  letzterer  Bestimmung  folgt,  nur 
auf  die  unter  dem  wahren  Namen  zu  Leb- 
zeiten des  Urhebers  veröffentlichten  Werke 
der  Literatur  und  Kunst  unter  Ausschluß 
der  Photographien. 

Deutschland  hat  für  solche  Werke  ^eine 
Schutzfrist  von  30  Jahren  nach  (h-m  Tode  des 
Urhebers  aufgestellt  und  ist  deshalb  bezüglich 
dieser  Werke  im  Verhältnis  zu  Deutschland 
und  in  Deutschland  selbst  die  kürzeste  Schutz- 
frist maßgebend.  Die  rev.  B.  K.  hat  danach 
für  die  Festsetzung  der  Dauer  des  Konventions- 
schutzes  in  Deutschland  keine  Aetideruntr  ge- 
bracht. Es  muß  also  bezüglich  aller  Werke 
verbandsländischer  Urheber  bei  Zubilligutig 
des  Vertragsschutzes  geprüft  werden,  ob  die 
deutschen  Gesetze  oder  diejenigen  des  Ur- 
sprungslandes die  kürzeste  Schutzfrist  auf- 
weisen. Diese  Frage  kann  nicht  ohne  ein- 
gehende Untersuchung  der  in  den  verschiedenen 
Vertragsländern  geltenden  Schutzfristen  beant- 
wortet werden.  Meistens  läßt  sich  eine  direkte 
Antwort  überhaupt  nicht  geben,  da  in  den  ein- 
zelnen Ländern  für  die  Berechnung  der  Fristen 
ganz  verschiedene  Momente  als  Anfangstermine 
in  Betracht  kommen,  wie:  Tod  des  Urhebers, 
des  Verlegers,  Tod  des  Eigentümers  eines 
nachgelassenen  Werkes,  Veröffentlichung.  Bei 
letzterer  Berechnung  ist  gleichzeitig  darauf  zu 
]  achten,  ob  unter  Veröffentlichung  die  Heraus- 
gabe, die  Ausstellung,  die  Aufführung,  der 
öffentliche  Vortrag  (Veröffentlichung  im  w.  S.) 
oder  lediglich  die  Herausgabe,  das  Erscheinen, 
im  Verlag  (Veröffentlichung  im  e.  S.)  zu  ver- 
stehen ist.  (Vgl.  über  diese  Begriffe  oben 
S.  12  und  13.)  Es  ist  daher  zweckmäßig,  die 
i  in  den  verschiedenen  Vertragsländern  der  B.  K. 
in  Geltung  stehenden  Schutzfristen  in  Form 
einer  Tabelle"^)  anzuführen,  wie  dies  in  bei- 
gefügter Anlage  geschieht.  Hierbei  muß  der  in 
kxX..  7  der  rev.  B.  K.  getroffenen  Unterscheidung 
zwischen  den  unter  dem  wahren  Namen  zu 
Lebzeiten  des  Urhebers  veröffentlichten,  den 
anonymen  und  pseudonymen,  den  posthumen 
Werken,  sowie  den  Erzeugnissen  der  Photo- 
1  graphie  gefolgt  werden,  da  die  Schutzfrist  in 
!  den  Vertragsländern  fast  ausnahmlos  nach 
I  diesen  Gesichtspunkten  verschieden  bestimmt 
wurde.  Aus  der  Fristbemessung  posthumer 
Werke  ergibt  sich  zugleich,  wie  lange  nicht 
veröffentlichte  Werke  geschützt  werden.  Wird 
die  Schutzfrist   posthumer,   d.  h.   zu  Lebzeiten 

I  ')  „l^iir  die  Werke  der  l'liotograpliie  und  die  durch  ein  der 

rhotographie  älinliches  Verfahren  hergestell(en  Werke,  (ür  die 
nachgelassenen  Werke,  für  die  anonyinrn  un<l  pseudonymen 
Werke  richlrt  sicli  <lie  Schutzd.iuer  nacli  dem  Gesetz  <les. 
jenigen  Landes,  wo  der  Schutz  beansprucht  wird,  ohne  daO 
diese  Dauer  die  in  dein  Ursprungsland  des  Werkes  festgesetzte 
Dauer  überschreiten  kann."    (.Art.  7,  Alis.  3) 

Uclx-r  die  Schutzfristen  vgl.  auch  Ro thlisberGBR,  i.  Der 
interne  und  Internationale  Schutz  des  Urhelieri^cchts ;  B.  K. 
S.  Iis;  3.  Sammlung  ticr  internen  und  internationalen  Gesetze 
id)er  "das  Urheberrecht;  STRBläSI.EK,  Die  inlcrnalionalen  l'r- 
heberrechtsgesctzgebungen  und  Konventionen.  An  der  Hand 
der  Gesetze  der  einzelnen  Lander  muOten  die  Ausführungen 
RoTin.ISUKRGEKs  in  einzelnen  I'nnkten  bericliligl  werden.  Vgl. 
iMiteii  Tabelle. 
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des  Autors  nicht  veröffentlichter  Werke  von 
der  Veröffentlichung  an  bemessen,  dann  ist 
daraus  zu  folgern,  daß  die  nicht  veröffentlichten 
Werke  eine  unbegrenzte  Schutzdaucr  haben. 
Wenn,  wie  z.  B.  in  der  Schweiz  die  posthumen 
Werke  30  Jahre  nach  Veröffentlichung  Schutz 
genießen ,  dann  müssen  diese  Werke  bis  zur 
Veröffentlichung  ohne  Rücksicht  darauf,  wann 
dieselbe  eintritt,  zeitlich  unbegrenzt  gegen  Ver- 
öffentlichung geschützt  werden.  Wird  die  Schutz- 
frist posthumer  Werke  vom  Tod€  des  Urhebers 
an  berechnet,  dann  haben  damit  auch  die  nicht 
veröffentlichten  Werke  naturgemäß  nur  während 
dieser  Frist  Schutz  zu  beanspruchen.  In  Deutsch- 
land werden  deshalb  die  nicht  veröffentlichten 
Werke  der  bildenden  Künste  dreißig  Jahre  nach 
dem  Tode  des  Urhebers  gemeinfrei. 

Auf  Grund    der    (als   Anlage)  beigefügten 
Tabelle  ist  nun  folgendes  zu  bemerken: 

I.  Die  Schutzfrist  Deuisch/ands  für  die 
witer  dem  wahrejt  Namen  zu  Lebseiten  des 
Urhebers  veröffentlichten  Werke  der  Literatur 
einerseits  und  der  bildenden  Künste  andererseits 
ist  zwar  äußerlich  die  gleiche  —  sie  beträgt 
für  beide  Kategorien  von  Werken  dreißig  Jahre 
nach  dem  Tode  des  Urhebers  — ,  die  Fristen 
sind  aber  insofern  verschieden  bestimmt,  als 
unter  Veröffentlichung  im  Gesetz  von  1901  die 
Veröffentlichung  im  weiteren  Sinne  —  Heraus- 
gabe, Aufführung,  Ausstellung  — ,  im  Gesetz 
von  1907  dagegen  die  Veröffentlichung  im 
engeren  Sinne  —  das  Erscheinen  des  Werkes  — 
verstanden  wird. 

Die  Frage  nun,  ob  bezüglich  der  unter  dem 
wahren  Namen  zu  Lebzeiten  des  Verfassers 
veröffentlichten  Werke  der  Literatur  und  Kunst 
Deutschland  in  Besiehung  zu  den  einseinen 
Vertragsländern  die  kürseste  Schutzfrist 
aufweist  oder  nicht,  ist  im  Verhältnis  zu  den 
Ländern,  die  die  Schutzfrist  vom  Tode  des  Ur- 
hebers an  bemessen  und  in  denen  sie  mehr  als 
dreißig  \ähx^  nach  dieser  Zeit  beträgt,  folgender- 
maßen zu  beantworten.  Gilt  in  einem  anderen 
Vertragslande  ein  Werk  der  Literatur  und 
Kunst  (im  Gegensatz  zum  Gesetz  von  1901 
und  im  Einklang  mit  dem  Gesetz  von  1907) 
erst  dann  als  zu  Lebzeiten  des  Urhebers  ver- 
öffentHcht,  wenn  es,  vor  dessen  Tode  ^rjc^/^w^« 
ist,  dann  ist  für  den  Schutz  sowohl  eines  Werkes  | 
der  Literatur  als  der  Kunst  nach  der  Konvention 
die  deutsche  Schutzfrist  als  die  kiirsere  maß-  | 
gebend,  wenn  das  Werk  wirklich  vor  dem 
Tode  des  Urhebers  erschienen  ist;  denn  die 
Herausgabe  ist  auch  im  Sinne  des  Gesetzes 
von  1901  eine  Veröffentlichung.  Ist  dagegen 
ein  Werk  der  Literatur  zwar  zu  Lebzeiten 
des  Autors  aufgeführt  oder  vorgetragen  worden, 
aber  nicht  erschienen,  dann  ist,  wenn  das 
Werk  in  Deutschland  Schutz  beanspruchen  will, 
die  deutsche  Schutzfrist  für  die  zu  Lebzeiten  j 
des  Verfassers  veröffentlichten  Werke  mit  der  j 
Schutzfrist  des  Ursprungslandes  bezüglich  post- 
humer Werke  in  Vergleich  zu  setzen,  weil  in 
diesem  Lande  trotz  Aufführung  .  .  .  das  Werk  als 
noch   nicht  veröffentlicht  gilt.    In  diesem  Falle  \ 


wird  meist  ein  Vergleich  der  Schutzfristen  nicht 
möglich  sein,  weil  die  meisten  Länder  die 
Schutzdauer  posthumer  Werke  von  der  Ver- 
öffentlichung, nicht  vom  Tode  des  Urhebers  an 
berechnen. 

Dasselbe  gilt,  wenn  ei}i  anderes  verlrags- 
ländisches  Gesetz  unter  Veröffentlichung  eines 
Kunstwerks  die  Veröffentlichuyig  im  weiteren 
Sinne  versteht.  Da  im  Gesetz  von  1907  die 
Veröffentlichung  nur  im  engeren  Sinne  von 
Herausgabe  aufgefaßt  wird,  ist  das  Kunstwerk 
in  beiden  Ländern  —  in  Deutschland  und  dem 
Ursprungslande  —  nur  dann  als  zu  Lebzeiten 
des  Autors  veröffentlicht  zu  betrachten,  wenn 
es  vor  dessen  Tode  erschienefi  ist.  Nur  in 
diesem  Falle  setzt  in  beiden  Ländern  die 
gleiche  Schutzfristberechnung  nach  dem  Tode 
des  Urhebers  ein,  und  Deutschland  hat  dann 
unter  der  Voraussetzung,  daß  dieser  Zeitraum 
im  Ursprungsland  länger  ist,  die  kürzeste 
Schutzfrist. 

Versteht  ein  anderes  vertragsländisches  Ge- 
setz unter  Veröffentlichung  eines  Werkes  der 
Literatur  bezw.  eines  Kunstwerks  dasselbe  wie 
das  deutsche  Gesetz  von  1901  resp.  1907,  dann 
ist,  selbstverständlich  unter  der  Annahme,  daß 
das  Vertragsland  das  Werk  mehr  als  30  Jahre 
nach  dem  Tode  des  Urhebers  schützt,  die 
deutsche  Schutzfrist  die  kürzere.  Daraus  er- 
gibt sich:  Für  die  unter  dem  wahren  Namen 
zu  Lebseiten  des  Urhebers  veröffentlichten 
Werke  ist  die  deutsche  Schutsfrist  unbedingt 
die  kürsere 

a)  hinsichtlich  der  Werke  der  Literatur  in 
Beziehung  zu  Monaco  und  Norwegen, 

b)  für  die  Werke  der  bildenden  Künste  in 
Beziehung  zu  Belgien,  Dänemark,  Frank- 
reich, Luxemburg  und  Norwegen. 

Die  Gesetze  der  ersten  Staaten  verstehen 
unter  Veröffentlichung  von  Werken  der  Lite- 
ratur die  Veröffentlichung  im  weiteren  Sinne, 
die  Gesetze  der  zweiten  Länder  unter  Ver- 
öffentlichung von  Kunstwerken  die  Veröffent- 
lichung im  engeren  Sinne,  sie  stimmen  also  mit 
dem  Gesetz  von  1901  resp.  1907  in  diesem 
Punkte  überein.  Sämtliche  Gesetze  der  unter 
a)  und  b)  genannten  Länder  schützen  aber  die 
Werke  fünfzig  Jahre  nach  dem  Tode  des  Ur- 
hebers, und  sie  weisen  daher  die  längere 
Schutzfrist  auf. 

Auch  für  die  Schutzfristen  von  Werken  der 
Literatur  ist  im  Verhältnis  Deutschlands  zu  den 
unter  b)  aufgezählten  Ländern  die  deutsche 
Schutzfrist  maßgebend,  wenn  das  Werk  er- 
schienen  ist.  Dasselbe  gilt  für  die  Werke  der 
Kunst  in  Beziehung  zu  Monaco  und  Norwegen. 

Es  konnte  nicht  festgestellt  werden,  in 
welchem  Sinne  die  Gesetze  von  Tunis  und 
Spanien  das  Wort  „Veröffentlichung"  ge- 
brauchen. Diese  Länder  schützen  die  post- 
humen Werke  in  gleicher  Weise  wie  die  zu 
Lebzeiten  des  Urhebers  veröffentlichten,  näm- 
lich 50  resp.  80  Jahre  nach  dem  Tode  des- 
selben. In  Deutschland  gelten  die  Werke  der 
Literatur  schon  nach  der  Aufführung  ....  als 
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veröffentlicht,  weshalb  sie  nur  30  Jahre  nach  | 
dem  Tode  des  Urhebers  geschützt  werden;  die  I 
Kunstwerke  werden  zwar  erst  dann  als  ver- 
öffentlicht angesehen,  wenn  sie  erschienen  sind, 
aber  die  posthumen  Kunstwerke  werden  gleich- 
falls nur  drei(3ig  Jahre  nach  dem  Tode  des 
Urhebers  geschützt.  Hieraus  folgt,  daß  die 
Schtitzfristen  von  Tunis  U7id  Spanien  gegen- 
über der  deutschen  bezüglich  der  in  Deuisch- 
land  als  unter  dem  wahren  Namen  zu  Leb- 
zeiten des  Urhebers  für  veröffentlicht  an- 
gesehenen Werke  stets  die  längeren  sind. 

Länger  ist  die  deutsche  Schuic/risf  für 
Kunslwerke  im  Verhältnis  zu  Schweden,  da  ein 
schwedisches  Werk  der  bildenden  Künste  nur 
bis  zehn  Jahre  nach  dem  Tode  des  Urhebers 
geschützt  wird;  für  den  Konventionsschutz  ist 
also  letztere  Schutzfrist  mal.igebend. 

Die  Schutzfristen  der  Schweiz  und  Japans 
sind  der  deutschen  Schutzfrist  für  Kunstwerke 
gleich,  für  Werke  der  Literatur  gilt  dasselbe, 
wenn  das  Werk  erschienen  ist,  da  die  Gesetze 
dieser  Länder  das  Wort  „Veröffentlichung"  im 
Sinne  von  „Herausgabe"  gebrauchen. 

Gro/Jbri/an/iien  itjid  Ifaiien^)  haben  eigen- 
artige Schutzfristberechnungen,  weshalb  ein  all- 
gemeiner Vergleich  dieser  Fristen  mit  den  deut- 
schen nicht  möglich  ist,  ebenso  Haiti,  das  das 
Werk  während  der  Lebensdauer  des  .'Tutors 
und  seiner  Wilwe  schützt  und  zwanzig  Jahre 
nach  dem  Tode  des  Urhebers. 

Es  kann  danach  nicht  als  feststehend  be- 
hauptet werden,  daß  Tunis  in  der  Lage  sei,  die 
fremden  Werke  bis  zum  Ablauf  von  fünfzig 
Jahren  nach  dein  Tode  des  Urhebers  zu  schützen, 
wie  dies  in  der  deutschen  Denkschrift  zur  rev. 
B.  K.,  S.  geschieht. 

2.  Bezüglich  der  anonymen,  pseudonj'men, 
posthumen  und  nichtveröffentlichten  Werke,  so-  ; 
wie  der  Erzeugnisse  der  Photographie  kann 
eine  direkte  .  hi/ivort  auf  die  Frage  nach  der 
kürzesten  Schutzfrist  überhaupt  nicht  gegeben 
werden,  da  die  Fristberechnung  in  den  einzelnen 
Ländern  von  solchen  Momenten  (Tod  des  Ur- 
hebers, Verlegers,  Eigentümers  des  Werkes, 
Veröffentlichung)  abhängig  is»,  die  einen  allge- 
meinen  Vergleich  der  Frist  nicht  zulassen.  Im 
konkreten  Fall  macht  die  Fristvergleichung  je- 
doch keine  Schwierigkeiten,  da  es  sich  lediglich 
um  die  Prüfung  der  Tatsachen  handelt,  wann 
der  Tod  des  Urhebers  eingetreten  ist  und  wann 
dagegen  die  Veröffentlichung  stattgefunden  hat, 
oder  wann  die  sonstigen  aus  der  Tabelle  er- 
sichtlichen in  Deutschland  und  im  Ursprungs- 
land verschiedenen  Momente  sich  verwirklichten. 
Hieraus  ergibt  sich  dann  von  selbst,  welches 
Land  die  kürzeste  Schutzfrist  hat.  ' 

Das  Recht  des  Ursprungslands  mufJti-  nach  ; 
der  B.K.  von  1886  und  1896  nicht  bloß  für  ' 
die  Frage,    wann  der  Schutz  durch  Ablauf  (l(;r 

M  In  Italien  iincj  ( »rfißbritaniiii-n  steht  eine  Neuregelung  des  i 
l  "rlieliei  rechts  und  damit   eine   etwaige  Aenderung  der  Fristen 
bevor  (Denkschritt  zur  rev.  B.  K.,  S.  u).  ' 

')  Die  Oenkschrilt  betnerkt  S.  31,  dalj  die  ..ijln  igen  Länder"  I 
(mit  j\usnahine  \  011  Deutschi. md,  Japan,  Schweiz.  < iroßbritannien 
und  Italien,  also  auch  Tunis)  in  der  I-age  seien,  die   fremden  I 
Werke  50  Jahre  nach  dem  Tode  zu  ^rhiitien' 


Frist  erlischt,  lierangezogen  werden,  es  mußten 
auch  die  Bedingungen  und  Förmlichkeiten  des 
Ursprungslandes  erfüllt  sein,  wenn  für  ein  Werk 
in  einem  Vertragsland  der  Verbandssehutz  be- 
ansprucht wurde.  .\rt.  4,  Abs.  2  der  rev.  B.  K. 
bemerkt  dagegen  ausdrücklich:  „Der  Genuß  und 
die  .Ausübung  dieser  Rechte  sind  an  die  Er- 
füllung irgendwelcher  l'^önnlichkeiten  nicht  ge- 
bunden." Da  schon  nach  bisherigem  Recht  in 
dem  Lande  der  Schutzgewährung  der  Schutz 
nicht  von  der  Erfüllung  von  Förmlichkeiten  der 
lex  fori  abhängig  gemacht  werden  darf  (De- 
klaration Nr.  i),  so  ergibt  sich  nunmehr  der 
Satz,  daß  der  Schutz  der  Werke  in  anderen 
Verbandsländern  als  im  Urs|)rungsland  überhau pt 
nicht  mehr  durch  die  lirfüllung  von  För)nHch- 
keiten  bedingt  ist.  .Auf  tler  Konferenz  herrschte 
Einstimmigkeit  darüber,  daß  der  Ijisherige  Art.  2, 
.Abs.  2  nur  Bedingungen  äußerer  Natur  im  .Auge 
habe,  wie  z.  B.  das  Erfordernis,  daß  der  Ur- 
heber eine  Wiedergabe  des  Werkes,  um  sie  als 
widerrechtlich  verfolgen  zu  können,  sich  aus- 
drücklich vorbehalten  müsse.  Da  derartige  Be- 
tlingungen  in  Wahrheit  auch  unter  den  Begriff 
der  FörmlichkciteJi  fallen,  erschien  es  angezeigt, 
sich  auf  diesen  Ausdruck  zu  beschränken,  um 
dadurch  dem  .Mißverständnisse  vorzubeugen,  als 
ob  auch  solche  Bedingungen  unberücksichtigt 
bleiben  sollten,  welche  die  Wirkung  des  Ur- 
heberschutzes sachlich  beeinflussen  (Denkschr. 
zur  rev.  B.  K.,  S.  30).  Solche  sachliche  (oder 
wirkliche)  Bedingungen  enthalten  z.  B.  die  Vor- 
schriften der  II,  31  des  Gesetzes  von  lyoi, 
wonach  ein  Schutz  gegen  öffentliche  Mitteilung 
des  Inhalts  eines  Werkes  nur  besteht,  w  enn  der 
Inhalt  nicht  schon  öffentlich  mitgeteilt  ist  und 
weiter  Werke,  <lie  nicht  unter  dem  wahren 
Namen  des  Urhebers  veröffentlicht  sind,  unter 
der  Bedingtnig  der  nachträglichen  Kundgebung 
desselben  die  gewohnliche  Schutzdauer  erlangen. 
Diese  Bedingungen  müssen  demnach  auch  von 
verbandsländischen  Werken  erfüllt  werden,  wenn 
sie  den  entsprechenden  Schutz  beanspruchen 
wollen.  Damit  ist  die  Bestimmung  des  alten 
Artikels  2  Abs.  2  vollständig  beseitigt  und  da- 
her das  Recht  des  Ursprungslands  nur  noch  bei 
der  Bestimmung  der  Schutzdauer  heranzuziehen. 

Die  SpezialVerträge  Deutschlands  mit  Frank- 
reich, Belgien  (Art.  4)  und  Italien  (.Art.  5)  ent- 
halten eine  dem  Artikel  4  Abs.  2  rev.  H.  K.  ana- 
loge Bestimmung.  Dieselbe  ist  daher  durch 
Art.  4  Abs.  2  rev.  B.  K.  aufgehoben. 

Die  Schutzohjekte  der  rev-  B.  K. 
Die  Gegenstände  des  Konventionsschutzes 
sind  in  Art.  2  umi  3  rev.  B.  K.  in  folgender 
Weise  angegeben:  „Der  Ausdruck  , Werke  der 
Literatur  und  Kunst'  umfaßt  alle  Erzeugnisse 
aus  dem  Bereiche  der  Literatur,  der  Wissen- 
schaft oder  der  Kunst  ohne  Rücksicht  auf  die 
Art  oder  die  Form  der  Vervielfältigung,  wie 
Bücher,  Broschüren  und  andere  Schriftwerke; 
dramatische  oder  dramatisch-musikalische  Werke, 
choreographische  imd  pantomimische  Werke, 
sofern  der  Bühnenvorgang   schriftlich    oder  auf 
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andere  Weise  festgelegt  ist;  Werke  der  Ton- 
kunst mit  oder  ohne  Text;  Werke  der  zeich- 
nenden Kunst,  ,der  Malerei,  der  Baukunst,  der 
Bildhauerei;  Stiche  und  Lithographien,  Illustra- 
tionen, geographische  Karten ;  geographische, 
topographische,  architektonische  oder  wissen- 
schaftliche Pläne,  Skizzen  und  DarsteJlungen 
plastischer  Art."  (Art.  2).  „Diese  Ueberein- 
kunft  findet  auch  Anwendung  auf  Werke  der 
Photographie  und  die  durch  ein  der  Photo- 
graphie ähnliches  Verfahren  hergestellten  Werke" 
(Art.  3). 

a)  Die  Aufzählung  der  geschützten  Werke 
in  Art.  2  ist  Aeijw  erschöpfende.  Dies  geht 
daraus  hervor,  daß  die  Eingangsworte:  „alle 
Erzeugnisse   aus   dem   Bereiche   der  Literatur, 

der  Wissenschaft  oder  der  Kunst    wie 

Bücher"  usw.  als  Schluf3formel  der  Aufzählung 
des  Art.  4  der  alten  B.  K.  angeschlossen  waren 
in  der  Form:  -übej'haiipt  jedes  Erzeugnis  aus 
dem  Bereiche  der  Literatur,  Wissenschaft  oder 
Kunst  .  .  .  und  nur  „zwecks  größerer  Deutlich- 
keit" und  „unter  geringfügiger  redaktioneller 
Aenderung"  (Denkschr.  zur  rev.  B.  K.,  Art.  2, 
S.  26)  dem  Art.  2  der  rev.  B.  K.  in  dieser  Be- 
ziehung eine  neue  Form  gegeben  wurde.  Aus 
der  Fassung  des  Art.  4  v.  1886  ergibt  sich  aber 
mit  Bestimmtheit,  daß  außer  den  namentlich 
ange/ühr/en  Werken  auch  alle  anderen  Werke 
der  Literatur  und  Kunst  Gegenstand  des  Kon- 
ventionsschutzes sein  sollen. 

b)  Die  genannten  Eingangsworte  haben  den 
Zusatz  „ohne  Rücksicht  auf  die  Art  oder  die 
Form  der  Vervielfältigung".  Hieraus  darf  weder 
für  die  aufgezählten  noch  die  nicht  namentlich 
aufgezählten  Werke  gefolgert  werden,  daß  nur 
vervielfältigte,  also  veröffentlichte  Werke  Schutz 
genießen  sollten  und  die  nichtveröffentlichten 
Werke  notwendig  vom  Konventionsschutz  aus- 
zunehmen seien.  Der  Zusatz  ist  vielmehr  ge- 
macht, um  zu  erklären,  daß  alle  Werke  der 
Literatur  und  Kunst,  die  überhaupt  der  Ver- 
vielfältigung fähig'^)  sind,  Schutzobjekte  sein 
sollen,  ohne  Unterschied,  ob  die  Werke  schon 
veröffentlicht  sind  oder  nicht  oder  überhaupt 
vervielfältigt  werden  sollen. 

c)  Art.  2  Abs.  3  rev.  B.  K.  bestimmt:  Die 
vertragschließenden  Länder  sind  verpflichtet, 
den  obengenannten  Werken  Schutz  zu  gewähren." 
Die  gleiche  Vorschrift  enthält  Art.  3  rev.  B.  K. 
für  Werke  der  Photographie  und  der  durch  ein 
der  Photographie  ähnliches  Verfahren  herge- 
stellten Werke. 

Mit  dieser  Bestimmung,  die  sich  auf  die  ,^ge- 
nannten^,  d.  h.  namentlich  aufgezählten  Werke 
bezieht,  ist  die  bezüglich  des  Art.  4  der  alten 
B.  K.  entstandene  Streitfrage,  ob  der  Schutz  der 
namentlich  aufgezählten  Werke  in  den  Ländern 
der  Schutzgewährung  obligatorisch  sei  oder 
nicht,  in  bejahendem  Sinn  entschieden  worden. 
Die  rev.  B.  K.  schafft  also  in  dieser  Hinsicht 
ziüingendes  Recht  und  sie  ändert  daher  das 
Grundprinzip  insoweit  ab. 

')  Vgl.  die  Worte  der  alten  Konvention  :  „(Erzeugnis) 
welches  im  Wege  des  Drucks  oder  sonstiger  Vcrviclfiiltigung 
veröffentlicht  werden  kann".    Art  4  d.  a.  11.  K. 


Danach  müssen  die  namentlich  aufgezählten 
Werke  eines  Verbandslandes  in  jedem  andern 
Verbandsland  Schutz  genießen  ohne  Rücksicht 
darauf,  ob  die  internen  Gesetze  des  Landes  der 
Schutzgewährung  —  und  des  Ursprungslandes 
Art.  4  Abs.  2  rev.  B.  K.  —  den  Schutz  eines 
solchen  Werks  kennen. 

Diese  Vorschrift  ist  auch  für  den  Schutz 
verbandsländischer  Werke  in  Deutschland  von 
praktischer  Bedeutu7ig,  da  die  Aufzählung  der 
Schutzobjekte  in  der  B.  K.  bezüglich  der  choreo- 
graphischen, pantomimischen  und  der  Bauiverke 
über  die  deutschefi  Gesetze  hinausgeht.  Die 
pantomimischen  und  choreographischen  Werke 
werden  nämlich  in  Deutschland  nur  als  Schrift- 
werke, d.  i.  unter  der  Voraussetzung  schrift- 
licher Festlegung  des  dramatischen  Vorgangs 
geschützt,  während  dieselben  den  Schutz  der 
Konvention  genießen,  wenn  der  Bühnenvorgang 
schriftlich  oder  auf  andere  Weise  (z.  B.  durch 
Kinematographie,  vgl.  Denkschr.  z.  rev.  B.  K., 
S.  26)  festgelegt  ist.  Aus  der  Aufnahme  der 
Bauwerke  in  die  Aufzählung  des  Art.  2  rev.  B.K. 
und  der  daraus  folgenden  Subsumierung  unter 
die  Werke  der  Kunst  geht  ferner  hervor,  daß 
alle  Bauwerke  für  Werke  der  bildenden  Künste 
erklärt  werden  - —  ohne  Rücksicht  darauf,  ob 
sie  künstlerische  Zwecke  verfolgen  oder  nicht-). 
Im  Gegensatz  hierzu  schützt  das  deutsche  Ge- 
setz von  1907  die  Bauwerke  nur,  „soweit  sie 
künstlerische  Zwecke  verfolgen"  (§  2). 

Die  pantomimischen,  choreographischen  und 
Bauwerke  verbandsländischer  Urheber  müssen 
daher  in  Deutschland  ohne  die  Einschränkungen, 
welche  die  deutschen  Gesetze  enthalten,  geschützt 
werden.  Die  Urheber  verbandsländischer,  nicht- 
deutscher  Werke  werden  sonach  in  Deutschland 
in  dieser  Richtung  günstiger  behandelt  als  die 
Urheber  einheimischer  Werke  und  darauf  kann 
sich  auch  z.  B.  der  Deutsche  berufen,  der  in 
Frankreich  baut. 

d)  Für  den  Fall,  daß  das  Ursprungslatid 
den  Schutz  eines  der  in  Art.  2  rev.  B.  K.  auf- 
gezählten Werke  nicht  kennt  und  infolgedessen 
für  dasselbe  keine  Schutzfrist  aufweist,  ist  mit 
Rücksicht  auf  den  obligatorischen  Charakter  der 
namentlichen  Aufzählung  des  Art.  2  rev.  B.K.  nach 
dem  Grundprinzip  des  Art.  4  rev.  B.  K.  die 
Schutzfrist  des  Landes  der  Schutzgewährung 
allein  maßgebend. 

Nachfolgende  Zusammenstellung  soll  zeigen, 
welche  von  den  in  Art.  2  und  3  rev.  B.  K.  ge- 
nannten Werken  nach  den  Gesetzen  der  Ver- 

')  Art.  2  Abs.  3  rev.  B.  K.  setzt  das  Grundprinzip,  das  für 
den  Schutz  Verbands!.  Werke  auf  das  interne  Gesetz  des  Landes 
der  Scliutzjjewährung  verweist  (Reziprozität)  aiiOer  Kraft. 
Art.  4  Abs.  a  rev.  B.  K.  —  Schutz  des  Werks  ohne  Rik  ksiclit 
auf  den  Scliutz  im  Ursprungsland  —  enthält  nicht  gleichfalls  ein 
Abgehen  vom  Reziprozit.itsprinzip,  das  inuner  dann  vorhanden 
ist,  wenn  ein  Staat  den  Auslander  schützt  und  umgekehrt.  Ob 
dies  giscliieht,  trotzdem  er  seine  eigenen  Untertanen  nicht 
schützt,  ist  gleichgültig.  Hierin  liegt  nur  ein  Abweii  lien  vom 
„I'ersonalstatul",  d.  i.  von  dem  Grundsatz,  daO  ein  Werk  in 
einem  fremden  Staat  keinen  Schutz  verlangen  kann,  wenn  es 
im  eigenen  Lande  nicht  geschützt  i>t  (nach  \.  Bar.:  Intern, 
l'rivatreclit,  S.  243,  besteht  das  Personalstatut  überhaupt  nicht). 

'■*)  Der  Delegierte  ReiCHHARD  sprach  sich  mit  Rücksicht  auf 
diese  Kolgerung  auf  der  Pariser  Konferenz  gegen  <lie  Aufnahme 
der  Bauwerke  in  den  Art.  4  der  a.  B.  K.  aus;  sie  wurden  dann 
vuch  in  d.is  SchluDdrotokoll  der  B.  K.  gestellt  (vgl.  Ro  rHLis- 
UERCER,  B  K.,  S.  150). 
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bandsländer  außer  Deutschland  (mit  anderen 
Worten  der  für  den  V^ertragsschutz  in  Deutsch- 
land in  Betracht  kommenden  Ursprungsländer) 
nicht  geschützt  sind. 

Die  Schlitzobjekte  der  einzelnen  Landesgesetze^). 

1.  Tunis:  Art.  3  des  Gesetzes  von  1889  ent- 
hält den  Art.  4  der  a.  B.  K.  wörtlich.  Dieser 
zählt  alle  Werke  auf  wie  Art.  2  und  3  der 
rev.   B.  K.    —    ausgenommen    Bauwerke,  ; 
pantomimische,  choreographische  Werke  und  ' 
Photographien.  | 

2.  Luxemburg :  Art.  i  Abs.  4  hat  den  Art.  4  ; 
der  a.  B.  K.  ebenfalls  rezipiert.    In  die 
Aufzählung   sind   aber  ausdrücklich  hinzu- 
genommen:    Werke    tler    Baukunst,  der 
Phütogra])hie     und     photographieähnliche  | 
Werke. 

3.  Monaco:  Verordnung  über  den  Schutz  der 
Literatur  und  Kunst  vom  22.  Februar  18S9.  ; 
Art.  2  enthält  ebenfalls  die  Aufzählung  des 
Art.  4  wörtlich;  außerdem  werden  die 
Photographien  als  Werke  der  Kunst  ge- 
nannt. 

4.  Haiti:  Gesetz  über  das  literarische  und 
künstlerische  Eigentum  vom  H.Oktober  1885. 
-Art.  I  gibt  Art.  4  der  a.  K.  bis  auf  die  j 
Illustrationen  und  plastischen  Werke  wört-  ! 
lieh  wieder,  da  diese  Aufzählung  der  im 
ursprünglichen  Entwurf  niedergelegten 
Fassung,  worin  die  Illustrationen  und  plasti- 
schen Werke  nicht  verzeichnet  sind,  nach- 
gebildet ist  (RöTHLISBERGER,  B.  K.,  vS.  146). 

5.  Japan:  „Schriftwerke,  Vorlesungen,  Male- 
reien, Zeichnungen,  Bildhauerarbeiten,  plasti- 
sche Werke,  Photographien  und  andere 
Werke  aus  dem  Gebiet  der  Literatur,  der 
Wissenschaften  oder  der  Künste"  (Art.  i  1 
des  Gesetzes  vom  3.  März  1899).  j 

6.  Norwegeit:  „Schriften  (Art.  i)  musikalische 
Kompositionen,  mathematisch-geographische, 
topographische,  naturwissenschaftliche,  tech- 
nische und  ähnliche  Zeichnungen,  graphische 
und  plastische  Abbildungen,  sowie  Original- 
kunstwerke, Ballette,  Pantomimen  und  andere 
ähnliche  Werke,  für  die  eine  besondere 
Musik  geschrieben  wurde"  (Art.  7).  Die 
Photographien  werden  selbständig  geschützt 
(Gesetz  vom  12.  Mai  1877  über  den  Schutz 
photographischer  Bilder). 

7.  Schweden:  „Schriften,  musikalische  Kompo- 
sitionen, naturwissenschaftliche  Zeichnungen, 
Land-  und  Seekarten,  Baupläne  oder  andere  j 
ähnliche  Zeichnungen  und  Abbildungen  \ 
(§  1  Abs.  2  des  Nachdruckgesetzes  von 
1897);  ferner  Kunstwerke  und  Photogra- 
phien —  in  eigenen  Gesetzen  geschützt  — 
(beide  Gesetze  vom  28.  Mai  1897). 

8.  Dänemark:  In  §1,  9  und  10  des  Gesetzes 
vom   20.  Dezember  1857   über  den  Nach- 

■)  Es  wurde  von   der  alpli.'iltetisciien   Aufzälilimij  der  ein- 
zelnen Länder  mit  Kücksicht   darauf  abjjeselten,   daß  nicht  alle 
Lander   in   ihren   Gesetzen    eint;   namentliche   Aufzählung^  der 
Schutzolijekte  haben.    Von   den   Landesp^esetzen   n)it  nament-  | 
liclier  Aufzählinie;  wurden  diejenigen   vorangestellt,  die  sich  an  1 
Art.  4  der  a.  15. Iv.  anlehnen.  1 


druck  sind  genannt:  Schriften  (§  i),  geo- 
graphische, topographische,  naturwissen- 
schaftliche und  ähnliche  Zeichnungen,  Ab- 
bildungen, die  nach  ihrem  Hauptzweck  nicht 
als  Kunstwerke  zu  betrachten  sind  (§  9), 
musikalische  Kompositionen,  Ballette  und 
Pantomimen  (§  10).  Das  Gesetz  vom 
31.  März  1864  schützt  die  Kunstwerke  (§  i); 
die  Photographien  werden  im  Gesetz  vom 
24.  April  1865  eigens  geschützt. 
9.  Frankreich:  Das  Gesetz  von  1793  schützt  den 
Urheber  von  Schriftwerken  jeder  Art,  Kom- 
ponisten, Maler,  Zeichner  (Art.  i)  und 
Künstler  (Art.  7).  Durch  eine  Novelle  von 
1902  werden  ausdrücklich  in  den  Schutz 
einbezogen:  Architekten,  Ornamentenbildner 
und  -Zeichner,  Bildhauer,  Photographien, 
die  künstlerischen  Charakter  besitzen. 

10.  Großbritantnen:  Digest.  Art.  5,  20  bis  23: 
Bücher,  Hefte,  Land-  und  Seekarten,  Pläne, 
dramatische  und  musikalische  Werke,  inkl. 
Pantomimen  und  choreographische  Werke, 
Werke  der  Skulptur,  Malerei,  Photographie 
und  Gravur,  Stiche,  Lithographien,  Bau- 
werke'); die  Photographien  werden  als 
Kunstwerke  geschützt. 

11.  Spanien:  Art.  1  sichert  allgemein  den 
Schutz  den  „wissenschaftlichen,  literarischen 
und  künstlerischen  Werken"  zu.  In  Art.  3 
werden  besonders  erwähnt  Noten,  Pläne, 
wissenschaftliche  Zeichnungen,  Kompositio- 
nen, Kunstwerke.  Das  Reglement  (.\rt.  i) 
normiert  ganz  besonders  die  Verfahren, 
durch  welche  ein  11  erk  hervorgebracht  oder 
veröffentlicht  werden  kann:  „Schrift,  Zeich- 
nung, Druck,  Malerei,  Stich,  Lithographie, 
h.vXQ'gr2L]^\<i\^J-'hotographie  oder  jedes  andere 
Druck-  oder  Vervielfältigungssystem,  das 
gegenwärtig  bekannt  ist  oder  später  er- 
funden würde"  (Röthlisberger,  B.  K., 
S.  146).  Die  Kommentatoren  sprechen  sich 
auch  für  den  Schutz  der  Bauwerke  und  der 
choreographischen  Werke  aus  (vgl.  Röthlis- 
berger, B.  K.,  S.  158  und  S.  176). 

Eine   ausführliche  Aufzählung    fehlt  in 
Belgien,  Italien  und  der  Schweiz. 

12.  Italien:  Besonders  erwähnt  sind  (Art.  2) 
Kompositionen,  Vorlesungen  und  mündliche 
Belehrungen,  Bühnenwerke  und  choreogra- 
phische Handlungen,  Tonwerke  und  Kunst- 
werke. Der  Schutz  der  Architektur  ist 
nach  der  italienischen  Wissenschaft  zweifel- 
haft. Die  Photographien  werden  geschützt, 
so  weit  sie  künstlerischen  Charakter  haben 
(Röthlisberger,  B.  K.,  S.  157  und  S.  165). 

13.  Belgien:  Art.  10  erwähnt  immerhin  Schriften 
aller  Art,  Vorlesungen,  Predigten,  Vor- 
träge, Reden.  Von  den  Gerichten  wird 
auch  den  Bauwerken  Schutz  erteilt,  den 
Photographien,  insofern  sie  künstlerischen 
Charakter  haben  (Röthlisberger,  B.  K., 
S.  157  und  165). 

')  In  der  Instruktion  der  englisclien  Delegierten  7ur  Par. 
Konf.  stand,  daß  auch  <lie  Bauwerke  nach  englischem  Recht 
gesihiitzt  seien  (RoTiii.isiiEKf.F.K,  B.  K  ,  S.  157). 
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14-  Schzceiz:  Art.  i:  Werke  der  Literatur  und 
Kunst  —  Art.  8  erwähnt  noch  besonders 
geographische,  topographische,  naturwissen- 
schaftliche, architektonische,  technische  und 
ähnliche  Zeichnungen  und  Abbildungen  (nicht 
aber  Reliefs  und  plastische  Bauwerke  dieser 
Art)i). 

Aus  dieser  Aufstellung  ergibt  sich,  daß  die 
Schweiz  und  Haiti  die  plastischen  Abbildimgeyi 
(Haiti  insbesondere  die  Illustrationen)  nicht 
schützen.  Choreographische  imd  paiiiomimische 
Werke  sind  schutzlos  in  Belgien,  Haiti,  Japan, 
Luxemburg,  Monaco,  Schweden,  Schweiz  und 
Tunis,  die  Bauwerke  in  Tunis,  Monaco,  Haiti, 
Japan,  Norwegen,  Schweden,  Dänemark  und 
(zweifelhaft  in)  Italien,  die  Photographien  in 
Haiti  und  Tunis.  Für  den  Schutz  der  in  diesen 
Ländern  ?iicht  geschützten  Werke  sind  die  deut- 
schen Schutzfristen  allein  maßgebend. 

e)  Zu  den  in  Art.  2  der  rev.  B.  K.  nicht 
name?itlich  aufgeführten  Werken  der  Literatur 
und  Kunst  gehören  besonders  die  Vorträge  und 
Reden  und  die  kunstgewerblichen  Erzeugnisse 
(Werke  der  angewandten  Kunst,  Art.  2  Abs.  4 
rev.  B.  K.).  Aus  obiger  Zusammenstellung  der 
Schutzobjekte  der  einzelnen  Vertragsländer  er- 
gibt sich,  daß  die  Reden  und  Vorträge  aus- 
drücklich geschützt  sind  in  Belgien,  Luxemburg 
(Vorlesungen,  Predigten,  Vorträge,  Reden  und 
jede  andere  mündliche  Gedankenäußerung), 
Dänemark,  Norwegen  (mündliche  Vorträge), 
Großbritannien  (Vorträge  und  Vorlesungen), 
Italien  (Improvisationen,  Vorlesungen  und  öffent- 
liche Lehrvorträge),  Japan  (Vorlesungen), 
Spanien  (Vorlesungen,  Reden,  Vorträge  in 
Akademien  und  Vereinen)  und  Frankreich  (Manu- 
spripte,  mündliche  Produktionen,  Vorlesungen, 
Predigten);  vgl.  dazu  Rüthlisberger,  B.  K., 
S.  95.  Das  deutsche  Gesetz  von  1901  schützt 
Vorträge  und  Reden,  welche  zur  Erbauung, 
Belehrung  und  Unterhaltung  dienen  (§  i,  vgl. 
oben  S.  7).  In  den  Gesetzen  von  Monaco, 
Schweden,  Schweiz  und  Tunis  sind  diese  Werke 
nicht  erwähnt.  Daraus  kann  jedoch  noch  nicht 
gefolgert  werden,  daß  die  Vorträge  und  Reden 
wirklich  schutzlos  sind.  Es  ist  möglich, 
sie  als  Schriftwerke  aufzufassen,  wie  dies  von 
Allfeld  (Kommentar  zum  Gesetz  von  1901 
S.46)  geschieht.  Bezüglich  der  knustgeioerblichen 
Erzeugnisse  konnte  eine  Aufstellung  darüber, 
welche  Vertragsländer  diese  Werke  schützen, 
nicht  gegeben  werden,  da  einzelne  Länder  den- 
selben als  gewerblichen  Erzeugnissen  den  Schutz 
der  gewerblichen  Urheberrechtsgesetzgebung 
angedeihen  lassen. 

Die  rechtliche  Behandlung  der  Vorträge, 
Reden  und  der  kunstgewerblichen  Erzeugnisse 
in  den  Ländern  der  B.  K.  unterscheidet  sich  von 
derjenigen  der  in  Art.  2  rev.  B.  K.  namentlich 
aiif gezählten  Werke  wescmtlich.  Denn  die  Be- 
stimmung des  Art.  2  Abs.  3  rev.  B.  K.,  wonach 
die  vertrags(hließ(rnden  Länder  zum  Schutz 
verpflichtet  sind,    einerlei  ob  die  Landesgesctzi- 

')  Unter  dem  Ausdruck  Werke  der  Liler.ilur  und  Kunst 
sind  jedncb  in  den  (ieselzcn  der  letzter« äliiiteii  diii  l^audi-r 
die  nichfaufgc/iililten  Werke  wohl  mit  inbegriffen. 


Schutz  gewähren  oder  nicht,  bezieht  sich  nur 
I  auf  die  in  Art.  2  rev.  B.  K.  namentlich  aufge- 
zählten Werke  (vgl.  oben  S.  18).  Für  die  dort 
nicht  aufgezählten  kunstgewerblichen  Erzeug- 
nisse, sowie  die  Vorträge  und  Reden  bestimmt 
sich  daher  der  Schutz  lediglich  nach  dem 
Grundprinzip  des  Art.  4  rev.  B.  K.,  so  daß  sie 
nur  dann  Schutz  beanspruchen  können,  wenn 
das  Land  der  Schutzgewährung  ein  solches 
Werk  nach  seinen  internen  Gesetzen  schützt. 
Für  die  kunstgewerblichen  Erzeugnisse  wird 
dies  überdies  in  Art.  2  Abs.  4  rev.  B.  K.  aus- 
drücklich festgesetzt  mit  den  Worten:  „den 
Werken  der  angewandten  Kunst  wird  Schutz 
gewährt,  so  weit  die  innere  Gesetzgebung  eines 
jeden  Landes  dies  gestattet."  Danach  ist  der 
Schutz  der  in  Art.  2  rev.  B.  K.  niclit  namentlich 
aufgezählten  A\'erke  der  Literatur  und  Kunst 
in  Deutschland  sicher,  da  hier  die  Vorträge  und 
Reden  sowie  die  kunstgewerblichen  Erzeugnisse 
Schutz  genießen.  Es  kommt  in  keiner  Weise 
darauf  an,  ob  das  Ursprungsland  selbst  diese 
Erzeugnisse  schützt,  da  Art.  4  Abs.  2  den  Ge- 
nuß und  die  Ausübung  der  Rechte  von  dem 
Bestehen  eines  Schutzes  in  dem  Ursprungsland 
des  Werks  ausdrücklich  für  unabhängig  erklärt. 

Aus  letzterer  Bestimmung  folgt  weiter,  daß 
das  Gesetz  des  Landes  der  Schutzgeiuährwig 
für  die  Entscheidung  der  Frage,  ob  ein  kunst- 
gewerbliches Erzeugnis  den  Charakter'-  eijtes 
Werkes  der  Kunst  habe  und  als  solches  zu 
schützen  sei,  allein  maßgebend  ist,  weil  es 
allein  bestimmt,  ob  ein  solches  Werk  geschützt 
werden  muß,  und  weil  nur  Werke  der  Kunst, 
nicht  auch  rein  gewerbliche  Erzeugnisse,  Gegen- 
stände des  Konventionsschutzes  sein  können. 
Schützt  danach  das  interne  Gesetz  dieses  Landes 
die  Erzeugnisse  des  Kunstgewerbes  als  Kunst- 
werke, dann  sind  auch  solche  Werke  der  Ver- 
tragsländer als  Kunstwerke  zu  schützen.  Völlig 
gleichgültig  ist  es  dabei,  ob  das  Ursprungsland 
dieselben  als  Kunstwerke  oder  als  gewerbliche 
Erzeugnisse  oder  überhaupt  nicht  schützt,  da 
das  Ursprungsland  für  die  Frage,  ob  das  Werk 
vertragsländischen  Schutz  erhalten  soll,  gänz- 
lich außer  Betracht  bleibt  (Art.  4  Abs.  2  rev. 
B.  K.)i). 

Bezüglich  der  Dauer  des  Schutzes  wird  da- 
gegen in  Art.  7  Abs.  2  rev.  B.  K.  auch  auf  das 
Recht  des  Ursprungslandes  hi/igerciesen,  indem 
die  kürzeste  Schutzfrist  für  maßgebend  erklärt 
wird.  Bei  der  Vergleichung  der  Fristen  beim 
Schutze  von  kunstgewerblichen  Erzeugnissen 
können  jedoch  ebenfalls  keine  Zweifel  entstehen. 
Schützt  das  Land,   in  dem  der  Schutz  an- 

j  gerufen  wird,  die  kunstgewerblichen  Erzeug- 
nisse als  Kunstwerke  und  werden  dieselben  auch 
im  Ursprungsland  als  Werke  der  Kunst  ange- 
sehen,   dann   bestimmt    die  kürzeste  Schutzfrist 

I  des  einen  oder  des  anderen  Landes  die  Dauer 
des  Schutzes.  Gewährt  das  Ursprungsland 
- 

')  Anders  war  es  nach  dem  Kecht  der  allen  B.  K..  narli 
di  r  die  Bedingungen  und  Förmlichkeileii  des  Ursprungslandes 
zu  erfüllen  waren;  hier  bestimmte  deshalb  <las  Recht  des  l'r- 
sprimgslandes  den  Charakter  des  kuuslgou  erblichen  Erzcu;;- 
nisses  als  Kunstwerk.  Diese  l'rage  w  n  ^ehr  bestritten  (^  ;;l. 
RnTHMsnpRGKR,  n.  K.,  S.  15^  u  154). 
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diesen  Werken  tlen  Schutz  der  gewerblichen 
Urheberrechte,  dann  ist  dies  dem  Fall  gleich- 
zustellen, da(3  sie  schutzlos  sind,  da  durch 
Art.  I  und  die  Eingangsformel  des  Art.  2  rev. 
B.  K.  allen  Werken  nur  als  Werken  der  Kunst 
der  Konventionsschutz  zugebilligt  wird.  Die 
Schutzfrist  des  Ursprungslands  in  den  Gesetzen 
über  das  gewerbliche  Urheb(;rre(-ht  muß  daher 
genau  so  aufJer  Betracht  bleiben,  wie  wenn  das 
Werk  überhaupt  schulzlos  und  also  keine  Schutz- 
frist vorhanden  wäre.  In  diesem  Fall  ist  der 
Grundsatz  der  Gleichbehandlung  des  Art.  4  rev. 
B.  K.  ohne  lünschränkung  des  .'X^rt.  7  rev.  B.  K. 
zur  Anwendung  zu  bringen.  Dies  hat  praktische 
Bedeutung  für  die  Gewährung  des  Konventions- 
schutzes in  Deutschland^  da  das  deutsche  Recht 
die  Erzeugnisse  des  Kunstgewerbes  als  Werke 
der  Kunst  schützt  (§  2  des  Gesetzes  von  1907). 
Unter  den  erwähnten  Voraussetzungen  ist  danach 
die  deutsche  Schutzfrist  allein  maßgebend. 

Vorträge  und  Redeti  sind  als  nichtveröffent 
lichte  Schriftiverke  aufzufassen  (vgl.  unten 
S.  23)  und  es  ist  daher  bei  dem  allgemeinen 
Schutz  der  Schriftioerke  in  den  V'ertragsländern 
auch  in  Beziehung  zu  den  Staaten,  die  in  den 
Gesetzen  die  Vorträge  und  Reden  nicht  aus- 
drücklich erwähnen,  eine  Frist\  (trgleichung 
.möglich. 

f)  Durch  das  Grundprinzip  des  Art.  4  rev. 
B.  K.  ist  auch  das  interne  Recht  des  Landes 
der  Schutzgevvährung  für  die  Frage  nach  dem 
Hegriff  und  den  allgemeine7i  Erfordernisseji 
der  Schutzfähigkeit  der  Werke  der  Literatur 
imd  Kunst  {kxX..  2  und  3  rev.  B.  K.)  allein  für 
anwendbar  erklärt  worden.  Dieselbe  beant- 
wortet sich  nach  dem  deutschen  Recht  in  folgen- 
der Weise. 

/.  Schriftwerke 

(„Bücher,  Broschüren  und  alle  anderen  Schrift- 
werke", Art.  2  S.  I  rev.  B.  K.). 

Als  „Schriftwerk"  erscheint  jeder  durch 
Zeichen  äußerlich  erkennbar  gemachter  (le- 
dankenausdruck.  „Zeichen"  =  Schriftzeichen  be- 
liebiger Art:  Stenographie,  Ziffern,  Bilder- 
Zeichenschrift,  erhabene  Blindenschrift,  Geheim- 
schrift (VoigtlAnder  ,  S.  38,  vgl.  auch  All- 
KKLU,  S.  46).  So  allgemein  genommen  —  nach 
dem  Sprachgebrauch.  Nach  dem  deutschen 
Urheberrechtsgesetz  ist  die  Begriffsbestimmung 
eine  wesentlich  engere.  Nach  der  Seite,  daß 
7iichf  alle  Zeichen  dem  Erfordernis  des  Schrift- 
werks genügten,  ist  keine  Einschränkung  zu 
machen.  Jedoch  nicht  jeder  durch  Zeichen 
äußerlich  erkennbar  gemachter  Gedankenaus- 
druck ist  Schriftwerk  im  Sinne  des  Gesetzes.  — 
Was  ist  als  solches  anzusehen?  l^ine  besondere 
Begriffsbestimmung  des  Wortes  „Schriftwerk" 
hat  das  Gesetz  nicht  gegeben. 

Der  preußische  literarische  Sachverständigen- 
verein hat  mm  in  konstanter  Praxis  daran  fest- 
gehalten,  daß   unter  Schriftwerken   alle  solche 
Schriftstücke  zu  verstehen  sind,  die 
f<)  das  Produkt  der  eigenen  geistigen,  indivi- 
duellen Tätigkeit  ihres  X'crfassers  sind, 


ß)  sich  dazu  eignen,   Gegenstand  des  literari- 
schen Verkehrs,  des  Verlags  zu  sein  (Dam-' 
BACH,    50  Gutachten  über  Nachdruck  und 
Nachbildung,  S.  55,  Nr.  S ;  so  auch  Daude, 
Lehrbuch  des  deutschen  literarischen,  künst- 
lerischen und   gew(;rblichen  Urheberrechts, 
S.  13;    ebenso   van  Calker,   Die  Delikte 
gegen  das  Urheberrecht,  S.  91  und  W.VCH- 
TER,  Autorrecht,  S.  45). 
Für  diese  Begriffsbestimmung  nach  den  bei- 
den Richtungen  auch  das  Reichsgericht  für 
«)  R.G.St.,^  Bd.  12,  S.  35<,,    Bd.  15,  S.  605, 

Bd.  19,  S.  i(j8  für 
ß)  E.  in  Zivilsachen,  Bd.  22,  S.  174  ff. 
Das  Reichsgericht  hat  in  diesem  Urteil  (vom 
19.  Dezember  188H)  bestimmt  ausgesprochen, 
daß  zum  Begriff  des  Schriftwerkes  die  Fähigkeit 
gehöre,  ein  Verlagsgegenstand  zu  sein.  Gegen 
das  Erfordernis  der  Verlagsfähigkeit,  das  von 
der  herrschenden  Mctinung  aufgestellt  wird,  ."Xll- 
FELi)  (S.  30  und  28),  der  für  genügend  erklärt, 
daß  die  durch  die  Form  der  Schrift  vermittelte 
Aeußerung  von  Gedanken,  welche  zur  Mittei- 
lung an  andere  bestimmt  oder  doch  geeignet 
ist  —  „irgend  welchem  literarischen  Interesse" 
zu  dienen  vermag. 

Für  das  literarische  Interesse  genügt  nach 
ihm  ein  noch  so  geringes  Interesse  des  Publi- 
kums oder  gewisser  größerer  Kreise  desselben. 
Das  Interesse  muß  ein  literarisches,  d.  h.  die 
Schrift  7nuß  geeignet  sein,  zu  belehren,  zu 
U7iter halten.^  oder  S07istwie  anregend  auf  das 
Versta7ids-  oder  Empß7uiungsver7nöge7i  zu  wirke 71. 
Der  gleichen  Ansicht  wie  .Xli.fkld  ist  VoiGT- 
L.VNDER  (Urheber-  und  Verlagsrecht,  S.  38). 
Vgl.  über   den  Begriff   ausführlich  Allfeld, 

S.  32,     VOIGTLÄNUER,   S.  38,     DAUDE,  S.  14  ff., 

Dambach,  50  Gutachten,  S.  XXXII. 

Speziell  das  Erfordernis  der  individuellen 
geistigen  .Arbeit  kann  darin  bestehen,  daß  anderes 
geistiges  Material  und  neuer  Stoff  geboten  wird; 
es  genügt  jedoch,  wenn  die  bloße  For7ngehu/ig, 
die  Kompilation,  Auswahl  oder  Anordnung  be- 
reits vorhandenen  Materials  odctr  eine  eigen- 
artige Lehrmethüde  eine  individuell  geistige 
Arbeit  zeigt  (Fibeln,  Rechenbücher,  Kochbücher 
und  statistische  Werke  u.  dgl.);  Daude,  Lehr- 
buch des  Urheberrechts,  S.  17;  Voi(.tl.\NI)kr, 
S.  39;  Allfeld,  S.  32;  Dambach,  Gutachten, 
Nr.  18,  19,  S.  131,  137. 

2.    y.,Dra7natische  oder  dra/7tatisch-77iusikaHsche 
Werke,  Werke  der  To7iku7ist."- 
u)  We/'ke  der  Vonkunst. 

Das  Gesetz  von  njoi  i  spricht  ebenfalls 
von  Werken  der  Tonkunst;  der  Art.  4  der  alten 
B.  K.  hatte  dafür  den  Ausdruck:  musikalische 
Kompositionen;  zwischen  beiden  Ausdrücken 
besteht  jedoch  kein  Unterschied  (.Allfeli),  S.  282). 
E^in  W'erk  der  Tonkunst  ist  eine  Reihe7ifolge 
U7id  ei7i  Zusa77t7ne7ikla7i!>  z>07t-  Tihien,  nach  de/i 
Gesetze/i  der  Melodik,  Ifar7nonik  und  Rhyih77iik 
zusammengestellt  U7id  Z'on  einzelnen  oder  V07i 
gleichzeitig  77iehrere7i  Instru/nc7ite7i  i'ortragbar. 
.■\uch  das  Werk  der   Tonkunst    muf.l    wie  jedes 
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andere  Werk  einer  selbständigen  geistigen 
Tätigkeit  entsprungen  sein.  Die  geistige  Tätig- 
keit zeigt  sich  hier  auf  dem  Gebiete  der  Form 
(Voigtländer,  S.  42)  und  zwar  ist  hier  die 
Form  \'on  solcher  Bedeutung,  daß  sie  geioisser- 
maßen  mit  dem  Inhalt  zusammenfällt,  d.  h.  es 
existiert  kein  musikalischer  Gedanke  ohne  eine 
konkrete  Form  (Allfeld,  S.  216). 

/S)  ^^Dramatische,  dramatisch-musikalische 
Werke,  choreographische  oder  pajitomimische 
Werke,  sofern  der  Buhn ejivor gang  schriftlich 
oder  auf  andere  Weise  festgelegt  ist.'-'- 

Unter  „dramatischen  Werken"  ist  nicht 
nur  das  Drama  im  eigentichen  Sinne,  sondern 
auch  ein  solches  Werk  zu  verstehen,  das 
die  wesentlichen  Eigenschaften  eines  Dramas 
hat,  dem  Drama  verwandt  oder  ähnlich  ist 
(Trauer-,  Schau-,  Festspiel,  Psychodramen  usw. 
=  dramatisch«  Werke).  Drama  ist  aber 
diejenige  Dichtungsart,  welche  Begebenheiten 
der  Vergangenheit  oder  solche,  die  sich  er- 
eignen können,  als  gegenwärtig  sich  voll- 
ziehende Handlungen  nach  bestimmten  ästhe- 
tischen Gesetzen  darstellt  oder  darzustellen  be- 
absichtigt, wobei  die  Begebenheiten  durch  eine 
Aufführung,  d.  h.  durch  Vermittlung  von  Dar- 
stellern dem  Publikum  vorgeführt  werden  sollen 
(Allfeld  zum  Gesetz  von  1870,  S.  240;  Dam- 
bach, 50  Gutachten  über  Nachdruck  und  Nach- 
bildung, Gutachten  25,  S.  180).  Das  Gesetz 
von  1901  erwähnt  die  dramatischen  Werke  in 
der  Aufzählung  des  §  i  nicht,  da  dieselben 
schon  unter  die  Schriftwerke  fallen;  es  trifft  je- 
doch Bestimmung  über  sie,  wobei  es  von 
Bühnenwerken  spricht  (§  11,  §  12). 

Die  Kategorie  von  dramatisch-musikalischen 
Werken  ist  dem  neuen  Gesetz  von  1901  fremd; 
der  Text  eines  solchen  Werkes  ist  ein  Bühnen- 
werk, ein  dramatisches  Schriftwerk;  den  musi- 
kalischen Teil  (einer  Oper,  Musikdramas,  Sing- 
spiels, Oratoriums)  zählt  es  zu  den  Werken  der 
Tonkunst  (§  27,  28);  Allfeld,  S.  117;  Voigt- 
länder, S.  43.  Zu  den  dramatischen  Werken, 
welche  gegen  Aufführung  geschützt  sind,  ge- 
hören auch  die  choreographischen  Werke.  Ein 
Werk  der  Choreographie  (Ballett,  Pantomimen) 
ist  „eine  mit  Tanz  und  Musik  begleitete,  stumme, 
irgendeine  Gedankenreihe  durch  Geberdensprache 
zum  Ausdruck  bringende,  zur  szenischen  Auf- 
führung bestimmte  Handlung".  (Rüthlisberger, 
S.  177;  vgl.  auch  Dambach,  50  Gutachten, 
Nr.  25,  S.  186.)  Der  dramatische  Gedanken- 
inhalt, die  Fabel  wird  entweder  im  Libretto  in 
vollständiger  Ausführung  wiedergegeben,  oder 
das  Libretto  enthält  nur  einen  Entwurf  des 
Werkes,  eine  Angabe  der  Szenen  und  Situa- 
tionen, die  durch  schriftliche  oder  mündHche 
Anleitungen  des  Ballettmeisters  oder  einer  anderen 
dazu  berufenen  Person  ausgebaut  werden,  in 
welcüen  angegeben  wird,  welche  Handlungen 
die  Personen  im  einzelnen  vorzunehmen  haben 
(Dambach  1.  c).  Man  kann  nun  dem  choreo- 
graphischen Werk  Schutz  gewähren  ohne  Rück- 
sicht auf  jede  Fixierung  im  Libretto  und  <ler 
Anleitung,  indem  man  die  Mimik  und  den  Tanz 


als  genügendes  Ausdrucksmittel  der  dramatischen 
Handlung  ansieht.  Geschieht  dies  nicht,  dann 
wird  das  choreographische  Werk  nur  auf  Grund 
der  schriftlich  fixierten  Fabel  in  Libretto  und 
Anleitung  geschützt  oder  auf  Grund  davon,  da(3 
der  Bühnenvorgang  in  anderer  Weise  (Kine- 
matographie) festgelegt  ist.  Die  rev.  B.K.  steht 
auf  letzterem  Standpunkt;  das  deutsche  Gesetz 
von  1901  schützt  die  Werke  der  Choreographie 
nur,  wenn  der  Bühnenvorgang  schriftlich  fixiert 
ist.  Bei  dem  Konventionsschutz  hat  aber  die 
von  dem  deutschen  Gesetz  abweichende,  weiter- 
gehende Vertragsbestimmung  zur  Anwendung 
zu  kommen. 

3.  ^^Geographische,  topographische,  architek- 
tonische oder  wissenschaftliche  Pläne,  Skizzen 

und  Darstellungen  plastischer  Art.'-'- 
Nach  dem  Gesetz  von  1901  §1  werden  Ab- 
bildungen wissenschaftlicher  oder  technischer 
Art  geschützt,  welche  nicht  ihrem  Hauptzweck 
nach  als  Kunstwerke  zu  betrachten  sind.  Zu 
den  Abbildungen  gehören  auch  plastische  Dar- 
stellungen. Das  alteGesetz  von  1870  §43  hattedie 
nämliche  Fassung  wie  der  Art.  4  (Art.  2  rev.  B.K) 
der  alten  B.K.,  fügte  aber  auch  schon  zur  Unter- 
scheidung von  den  Werken  der  Kunst  hinzu, 
„welche  ihrem  Hauptzweck  nach  nicht  als 
Kunstwerk  zu  betrachten  sind."  Die  plastischen 
Darstellungen  waren  nicht  erwähnt.  §  1  und  2 
des  Gesetzes  von  1901  stimmt  dagegen  mit 
Art.  2  (alter  Art.  4)  der  rev.B.k.  überein,  da  es 
die  plastischen  Darstellungen  ausdrücklich  als 
Schutzobjekte  anführt.  Statt  der  einzelnen 
Aufzählung  hat  das  deutsche  Gesetz  eine  Ver- 
allgemeinerung gewählt,  um  zugleich  das  Weseii 
dieser  Werke  zum  Unterschied  von  den  künstle- 
rischen darzutun.  Diese  Kategorie  von  Werken 
ujiterscheidet  sich  nämlich  von  den  Kujisttuerkeii 
durch  den  Zweck.  Der  Zweck  muß  ein  wissen- 
schaftlicher oder  technischer  sein;  die  Ab- 
bildung muß  vermöge  ihres  Gegenstandes,  indem 
sie  eine  wissenschaftliche  oder  technische  Idee 
versinnlicht,  den  Zweck  einer  Belehrung  ver- 
folgen. R.G.Str.  15  S.  307.  R.  G.C.  14  S.  54 
—  das  Kunstwerk  besteht  dagegen  darin,  durch 
Anschauen  das  ästhetische  Gefühl  zu  erregen 
und  zu  befriedigen  (R.G.  Bd.  6  S.  82). 

Nach  dem  Zweck  müssen  hier  auch  Abbildungen 
ausgeschieden  werden,  die  als  gewerbliche  Er- 
zeugnisse, nur  zu  einem  materiellen  Gebrauch 
bestimmt  sind.  —  Wenn  möglich,  werden  diese 
Werke  nach  dem  Gesetz  von  1876  (gewerbliche 
Muster  und  Modelle)  oder  1891  (Gebrauchs- 
muster) geschützt.  — 

4.  „  Werke  der  zeichnenden  Kernst,  der  Malerei, 
der   Bildhauerei,    Stiche    und  Lithographie7i, 

Illustrationen,  geographische  Karten.'^ 
Die  Schöpfungen  der  zeichnenden,  malenden 
Kunst  und  Bildhauerei  sind  Werke  der  bildenden 
Künste  (§  I  des  Gesetzes  von  i(p7).  Ein  Werk  der 
Kunst  ist  ein  durch  individuelle  formgebendeTätig- 
keit  mit  den  Darstellungsmitteln  der  Kunst  ge- 
schaffenes und  für  die  Anregung  und  Befriedigung 
des  ästhetischen  Gefühls  durch  Anschauen  be- 
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stinimtesWerk(DAUDE,  Das  Reichsgesetz  betr.  das 
Urheberrecht  an  Werken  der  bildenden  Künste 
und  Photographien  S.  15).  Art.  2  rev.  B.  K. 
nennt  von  Werken  der  bildenden  Künste  be- 
sonders Stiche,  Lithographien  (Steindrucke, 
Werke  der  Griffelkunst)  — ;  dies  sind  plastische 
Arbeiten;  außerdem  Illustrationen  (Buchschmuck) 
und  geographische  Karten,  insofern  sie  einen 
Kunstzweck  verfolgen,  nicht  zur  Belehrung  ge- 
schaffen  sind  =  Werke  der  zeichnenden  Kunst, 

j".  MÜ7idliche  Reden  und  Vorträge. 
In  der  deutschen  Literatur  werden  die  münd- 
lichen Reden  und  Vorträge  zutreffend  als  nicht 
veröffentlichte  Schriftiuerke  aufgefaßt  (So  All- 
feld: Kommentar  zum  Gesetz  von  1901  S. 46/47, 
R.G.C.  22  S.  174;  Kohler:  Autorrecht  S.  324 ; 
A.  A.  Voigtlander  S.  174;  Allfeld  zum 
alten  Gesetz  von  1870  S.  28;  Klostermann 
S.  59  )- 

y^Reden  sind  die  aus  Anlaß  und  im  Verlauf 
von  Verhandlungen  zusammenhängend  ausge- 
sprochenen Gedankenäußerungen  über  Stoffe, 
die  im  wesentlichen  dem  Redner  von  Aiißeii 
herkommen.  Vorträge  sind  zusammenhängende 
Darlegungen,  die  dem  inneren  Geistesleben,  dem 
besonderen  V/issensgebiet  des  Sprechers  ent- 
sprungen sind"  (Voigtländer  S.  41).  Die  Er- 
fordernisse der  Schutzfähigkeit  sind  die  gleichen  i 
wie  bei  Schriftwerken. 

6.  Erzeugnisse  des  Kunstgewerbes. 
Eine  Definition  läßt  sich  nicht  geben.  Wie 
die  Motive  des  Gesetzes  von  1907  bemerken, 
erhebt  nicht  jede  bildnerische  Ausgestaltung 
oder  Verzierung  eines  gewerblichen  Gegen- 
standes denselben  in  die  Sphäre  eines  Erzeug- 
nisses des  Kunstgewerbes.  Vielmehr  ist  auch 
hier,  wie  bei  den  Werken  der  hohen  Kunst, 
eine  individuelle  Tätigkeit,  eine  künstlerische 
Leistung  stets  unerläßliche  Voraussetzung  für 
den  Anspruch  auf  den  Schutz  derselben  als 
kunstgewerbliches  Erzeugnis.  Hier  muß  event. 
die  Sachverständigenkammer  (§  48  des  Gesetzes 
von  1907)  entscheiden,  ob  ein  gewerblicher 
Gegenstand  als  Erzeugnis  des  Kunstgewerbes 
gelten  darf  (vergl.  Daude  S.  18). 

7.   Werke  der  Baukunst. 

Sie  werden  nach  der  B.K.  ohne  Rücksicht 
darauf  geschützt,  ob  sie  einen  künstlerischen 
Zweck  verfolgen  oder  nicht  (anders  das  Gesetz 
von  1907  vergl.  oben  S.  18).  Ganz  unabhängig 
von  der  Untersuchung  eines  architektonischen 
Werkes  auf  seine  künstlerische  Natur  ist  [die 
Frage,  ob  dasselbe  eine  itidividuelle  Neu- 
schöpfung., ein  originelles  Werk  auf  dem  Ge- 
biete der  Baukunst  ist.  Letzteres  Erfordernis 
muß  notwendig  im  Einzelfall  erfüllt  sein,  da 
nur  ein  „Geisteswerk"  Gegenstand  des  Urheber- 
rechts sein  kann. 

Hiernach  sind  die  Dutzend -Bauten,  die  ohne 
besondere  Studien,   bloß   zu  praktischen  Woh- 
nungszwecken   errichtet    werden,    vom  Schutz 
auszuschließen.    Bei   den   geschützten   Werken  I 
hat    man    zu    denken    an    Gebäude,  Kirchen, 


Triumphbügen,  Paläste,  Kenotaphien,  Grab- 
mäler,  vSäulen,  Monumentalbrunnen  (RÖTHLIS- 
bergur  B.K.  S.  158).  Der  Schutz  eines 
W^erkes  der  Baukunst  kann  ein  doppelter  sein: 
Schutz  gegen  Wiedergabe  durch  die  graphischen 
Künste,  einschließlich  Photographie  (vergl.  je- 
doch das  Gesetz  von  1907  §  50)  und  Schutz 
gegen  den  Nachbau. 

Der  Unterschied  zwischen  architektonischen 
und  Werken  der  Plastik  beruht  hauptsächlich 
darauf,  daß  die  Baukunst  gegebenen  Zwecken 
dienende  Räume  zu  umschließen  hat,  sodaß  der 
Gebrauch  des  Gegenstandes  im  Vordergrund 
steht  (wenigstens  nach  der  Gattung  des  betr. 
Werkes,  wenn  auch  vielleicht  nicht  im  speziellen 
Fall),  während  bei  plastischen  Werken  auf  den 
Ausdruck  ästhetischer  Ideen  die  Hauptabsicht 
gerichtet  ist,  solche  also  stets  um  ihrer  selbst 
willen  geschaffen  werden,  wenn  auch  in  zweiter 
Linie  im  Einzelfall  eine  Verwendung  zu  be- 
stimmten  Zwecken  in  Frage  steht  (Allfeld 

s.  139)- 

8.  Photographien  und  durch  ein  der  Photo- 
graphie ähnliches  Verfahren  hergestellte  Werke. 

Photographien  sind  Bilder  und  Darstellungen, 
deren  „Herstellung  auf  einem  wesentlich  che- 
misch-physikalischen Verfahren  unter  Benutzung 
der  chemischen  Wirkung  des  Lichts  auf  licht- 
empfindlichen Platten  beruht"  (Daude  Gesetz 
von  1907  S.  19).  Photographieähnliche  Werke 
sind  dagegen  Erzeugnisse,  bei  denen  eine  an- 
dere Art  strahlender  Etiej'gie  (Röntgenstrahlen, 
Bacquerelstrahlen  oder  Wärmestrahlen)  oder 
eine  strahleiide  Energie  überhaupt  nicht  zur 
Anwendung  kommt  {KontcLktvericihren,  Katatypie), 
ferner  die  photochemischen  Druckverfahren, 
der  Lichtdruck  mit  seinen  Abarten,  die  Helio- 
gravur  und  die  Autotypie  (vergl.  Daudc  1.  c. 
S.  20  und  die  bei  Rothlisberger  B.K.  S.  167 
zitierten,   zum  Teil  abweichenden  Definitionen). 

Die     Urheberrechtsbefugnisse     der  vertrags- 
lätidischen  Autoren   in  Deutschland  7iach  der 
rev.  B.  K.  und  den    Verträgen  Deutschlands 
mit  Frankreich.,  Belgien  und  Italieti. 

Das  Grundprinzip  (Art.  4  rev.  B.  B.)  ver- 
weist bezüglich  der  einzelnen  Urheberrechts- 
befugnisse verbandsländischer  Autoren  in 
Deutschland  auf  die  oben  S.  7  aufgezähl- 
ten (sieben)  Urheberrechtsbefugnisse  der 
deutschen  Gesetze  von  1901  und  1907.  Die 
rev.  B.  K.  sowohl  als  auch  die  Spezial-Ver- 
träge  Deutschlands  mit  Frankreich,  Belgien  und 
Italien  enthalten  dazu  eigene,  zwingende  Vor- 
schriften speziell  für  das  Vervielfältigungs- 
und Aufführungsrecht.  W  enn  sich  diese  Be- 
stimmungeJt  auch  als  prinzipielle  Abzueichungen 
von  dem  Grundprinzip  der  rev.  B.  K.  darstellen, 
so  müssen  sie  sich  damit  sticht  notwendig  von 
dem  Recht  der  deutschen  Gesetze  unterscheiden. 
Inwieweit  dies  der  Fall  ist,  ist  in  nachfolgen- 
dem zu  prüfen.  —  Die  Bestimmungen  der 
Verträge  über  das  Vervielfältigungsrecht  be- 
ziehen sich  speziell   auf  den  Umfang  desselben. 


/.  Der  Umfang  des  V'erv'ielfältigungsrechts. 
-§  3S  des  Gesetzes  von  it>oi  verbietet  die  Ver- 
vielfältigung schlechthin,  also  nicht  blos  die 
tnechanische  (§  4  des  Gesetzes  von  1 870),  so7i- 
der?t  jede  Verviel/älfigiiiig  ist  untersag^t  (auch 
das  Abschreiben).  Dies  wird  in  §  15  ausdrück- 
lich bestätigt,  indem  bestimmt  wird,  daß  die 
Vervielfältigung,  gleichviel  durch  welches  Ver- 
fahren sie  bewirkt  wird,  unzulässig  ist.  Gleich- 
lautende  Bestimmungen  hat  das  Gesetz  von  1907 
(§  31  und  §  17). 

Eine  Vervielfältigung  liegt  nun  immer  dann 
vor,  wenn  das  Werk  ///  seinem  luesentlichen 
Bestand  wiedergegeben  wird  (Allfeld  S.  141, 
VoiGTL.\RDER  S.  80,  Daudi.  S.  34),  wobei  es 
keinen  Unterschied  begründet,  ob  das  Werk  in 
einem  oder  mehreren  Exemplaren  vervielfältigt 
wird  (§  15  Abs.  i  S.  2  des  Gesetzes  von  1901, 
§  17  des  Gesetzes  von  1907).  Auch  die 
Wiedergabe  des  Werkes  zu  einem  Teil  ist 
untersagt  (§  41  des  Gesetzes  von  1901,  §  36  des 
Gesetzes  von  1907).  Ebenso  ist  nicht  verlangt, 
daü  die  Vervielfältigung  unmittelbar  nach  dem 
Original  hergestellt  ist,  auch  der  Nachdruck 
Vom  Nachdruck  ist  verboten  (Allfeld  S.  141, 
Voigtländer  S.  80).  Die  Vervie/fälligimg 
braucht  darnach'  nicht  wörtlich  zu  geschehen, 
auch  die  Bearbeitung,  insonderheit  die  Ueber- 
setzung  (Veränderung  der  Sprachform)  ist, 
weil  hier  das  Werk  in  seinem  wesentlichen 
Bestand  —  ohne  Aufhebung  der  „Identität  des 
Werks  in  der  Hauptsache"  (Allfeld  S.  124) 
—  wiedergegeben  wird,  eine  verbotene  Ver- 
vielfältigung. Eine  Wiedergal)e  des  Werks  in 
seinem  wesentlichen  Bestand  liegt  dagegen 
nicht  vor  bei  der  „freien  Benutzung"  eines 
Werkes,  „wenn  dadurch  eine  eigentümliche 
Schöpfung"  d.  i.  ein  neues  Originalwerk  hervor- 
gebracht wird  (§  13  des  Gesetzes  von  1901, 
§  16  des  Gesetzes  von  1907).  Die  Be- 
stimmungen der  rev.  B.  K.  und  der  Sonderab- 
kommen Deutschlands  mit  Frankreich,  Belgien 
und  Italien  betreffen  speziell  das  ausschließliche 
Recht,  das  Werk  zu  iiherseiscn ;  die  rev.  B.  K. 
enthält  auch  Bestimmungen  über  das  Bear- 
heitungsrecht.  In  Folgendem  ist  darnach  das 
Verbot  der  Bearbeitung  nach  der  rev.  B.  K.  und 
das  Verbot  der  Uebersetzung  nach  der  rev. 
B.  K.   und  den  Spezialverträgen  zu  behandeln. 

1.  Das  Verbot  der  Hearbeitimg  ?iach  der 
rev.  B.  K.  Art.  (Art.  10  B.  K.  und  Dekl. 
Ziff.  3). 

Art.  12  der  rev.  B.  K.,  der  im  wes(-ntlichen 
mit  Art.  10  B.  K.  und  Dekl.  Ziff.  3  überein- 
stimmt, untersagt  die  nicht  genehmigte,  mittel- 
bare Aneignung  eines  Werkes  der  Literatur 
tind  Kunst  wie  Adaptationen,  musikalische 
.'\rrangements,  die  Umgestaltung  eines  Romans, 
einer  Noxelle  oder  einer  Dichtung')  in  ein 
Theaterstück  sowit:  umgekehrt  und  dergl.,  aber 
nur  unter  der  Voraussetzung,  daß  die  „.An- 
eignung lediglich  die  Wiedergat)e  eines  solchen 

*)  Oic  Worte  „einer  Novelle  odci"  I)iclumi;^"'  waren  in  ^rt.  lo 
B.K.  rcsp.  JJekl.  Ziff.  j  nicht  enthalten.  Sie  sind  .luf  dentsi  he 
Anre;;ting  hin  zur  weiteren  Illustration  der  Auf/.ddung  des 
Art.  12  rev.  B.K,  beijjefngt  worden  (l)(;nlcsehr.  z.  rev.  H,  K. 
S.  35). 


Werkes  in  derselben  oder  einer  anderen  Form 
mit  unwesentlichen  Aenderungen,  Zusätzen  oder 
Abkürzungen  darstellt,  ohne  die  Eigenschaft 
eines  neuen  Originalwerkes  zu  besitzen."  Letz- 
terer erklärender  Zusatz  ist  gleichbedeutend 
mit  —  Wiedergabe  des  Werkes  in  seinem  we- 
sentlichen Bestand,  die  die  Identität  desselben 
in  der  Hauptsache  unberührt  läßt,  so  daß  der 
Ausdruck  „mittelbare  Aneignung"  sich  mit  den 
in  §  12  des  Gesetzes  von  1901  verbotenen  „Be- 
arbeitungen" deckt.  Die  Benutzung  eines  Werkes 
stellt  sich  nach  der  rev.  B.  K.  und  nach  dem 
deutschen  Gesetz  (vergl.  hierfür  oben)  nicht  als 
unerlaubte  Bearbeitung  dar,  wenn  dadurch  ein 
neues  Originalwerk  —  Art.  12  rev.  B.K.  — , 
„eine  eigentümliche  Schöpfung"  (Gesetz  von 
1901  ^  13,  Gesetz  von  1907  §  16)  entsteht. 

Die  Bearbeitung  resp.  mittelbare  Aneignung 
eines  Werkes  —  ohne  Originalcharakter  (ver- 

I  botene  Bearbeitung  im  Sinne  der  rev.  B.  K. 
und  des  deutschen  Gesetzes)  schließt  nicht  die 
Entstehung  einer  individuellen  Geistesschöpfung 
aus;  denn  auch  in  der  bloßen  Veränderung  der 
„äußeren  Form",  dem  Systematisieren  kann 
eine  genügende  individuelle  geistige  Tätigkeit 
liegen  (Allfeld  S.  i  24). 

Es  ist  weiterhin  zu  bemerken,  daß  unter 
„Adaptation"  eine  mittelbare  Aneignung  speziell 
auf  dem  Gebiete  der  Literatur  zu  verstehen 
ist.  Näher  kann  der  Begriff  nicht  bestimmt  werden. 
Der  Zusatz  „Umgestaltung  eines  Romans  .  .  ." 
usw.  enthält  konkrete  Beisi)iele  der  Adaptation 
(vergl.  hierüber  Röthlisberger  B.  K.  S.  236, 
23S).  Darnach  stimmen  die  angeführten  Bei- 
spiele in  Art.  12  der  rev.  B.K.  mit  denjenigen 

I  des  §  12  des  Gesetzes  von  1901  überein:  „musi- 
kalische Arrangements"    (.A.rt.  12)   gleich  Her- 

j  Stellung  von  -Auszügen  aus  Werken  der  Ton- 
kunst, sowie  von  liinriclitungen  solcher  Werke 
für  einzelne  oder  mehrere  Stimmen  oder  In- 
strumente (§  12  Abs.  4);  Umgestaltung  eines 
Romans,  einer  Novelle  oder  Dichtung  in  ein 
Theaterstück  und  umgekehrt  =  Wiedergabe 
einer   Erzählung  in   dramatischer  Form  oder 

i  eines  Bühnenwerks  in  der  Form  einer  Erzählung 
(§12  Ziff.  3  vergl.  zu  dem  Gesetz  von  1901 
Allfeld  S.  123  ff.,  Voigtl.vnder  S.  74  ff., 
Kuhlenbeck  S.  118  ff.).  Was  außerdem  unter 
den  Begriff  von  mittelbarer  Aneignung  insbe- 
sondere der  Ada])tation  fällt,  kann  im  konkreten 
Fall  auf  Grund  der  näheren  Bestimmung  dieser 

'  Begriffe  als  der  Wiedergabe  eines  Werkes  mit 
unwesentlichen  .Aenderungen,  Zusätzen  oder 
Abkürzungen  in  derselben  oder  anderer  Form, 
ohne  daß  dabei  ein  neues  Originalvverk  ent- 
steht, m.  a.  W.  der  Wiedergabe  des  Werkes 
in  seinem  wesentlichen  Bestand  (ohne  Aufhebung 
der  Identität  des  Werkes  in  der  Hauptsache) 
unschwer  festgestellt  werden.  So  kann  es 
keinem  Zweifel  unterliegen,   daß  den  verbands- 

j  ländischen  Urhebern  auch  die  Bestimmung  des 
§  I.?  Abs.  2  des  Gesetzes  von  1901  zugute 
kommt,  wonach  bei  einem  Werk  der  'Tonkunst 
jede  Benutzung  unzulässig  ist,  bei  der  eine 
Melodie  erkennbar  ilem  Werk  entnommen  ist 
(vergl.  auch  Ruthlisuercer  S.  238,  .Alliked 
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vS.  326  für  die  alte  B.  K.);  denn  dieselbe  fällt 
unter  den  Begriff  der  mittelbaren  Aneignung 
im  Sinne  des  Art.  12  rev.  B.K. 

Die  zwingende  Vorschrift  des  Art.  1 2  rev. 
B.  K.  enthält  darnach  für  den  Verbandsschutz 
in  Deutschland  tatsächlich  keine  Abweichung 
vom  Grundprinzip,  da  die  Konvention  mit  dem 
deutschen  Recht  in  dieser  Beziehung  überein- 
stimmt. 

Zu  dem  Art.  12  rev.  B.  K.,  der  die  mittel- 
bare Aneignung  (Adaptationen  usw.)  als  „uner- 
laubte Wiedergabe"  verbietet,  tritt  die  Be- 
stimmung des  Art.  2  Abs.  2  rev.  B.  K.  hinzu, 
wonach  „Adaptationen,  musikalische  Arrange- 
ments und  andere  Umarbeitungen  eines  Werkes 
der  Literatur  oder  der  Kunst  sowie  Sammlungen 
aus  verschiedenen  Werken"  trotzdem  „den 
gleichen  Schutz  wie  die  Originalwerke  ge- 
nießen, unbeschadet  des  Urheberrechts  an  dem 
Originalwerk". 

Diese  Bestimmung  fehlt  in  der  alten  B.  K. 
Die  Adaptationen  und  sonstige  Benutzungen 
eines  Werkes,  die  die  Identität  desselben  in 
der  Hauptsache  nicht  berühren  und  deshalb, 
wie  oben  ausgeführt,  nach  der  rev.  B.  K.  — 
und  der  B.  K.  —  verboten  sind,  können  daher 
nach  der  alten  B.K.  einen  selbständigen  Schutz 
nicht  genieüen.  Es  ist  dies  nach  dieser  Ueberein- 
kunft  nur  unter  der  Voraussetzung  möglich,  dal.l 
die  Adaptionen  usw.  ei7t  neues  Originalwerk 
darstellen,  womit  sie  aus  dem  Rahmen  der  „un- 
erlaubten" .\>ieigiiu>igefi  des  Art.  10  B.  K. 
heraustreten.  In  dieser  Weise  wird  die  alte 
B.  K.  Art.  10  auch  in  der  Denkschrift  zur 
rev.  B.  K.  (S.  26)  interpretiert,  indem  daselbst 
darauf  hingewiesen  wird,  daß  bisher  die  y^tiner- 
laubten^''  Bearbeitungen  des  Schutzes  entbehrten, 
soweit  sie  nicht  die  Eigenschaft  eines  neuen 
Originalwerks  besaßen. 

Nach  der  angegebenen  Bestimmung  des 
Art.  2  Abs.  2  rev.  B.  K.  hat  dagegen  der 
Bearbeiter  unter  der  einzigen  Voraussetzung, 
daß  die  Bearbeitung  den  Charakter  einer  indi- 
viduellen Geistesschöpfung  besitzt,  ein  Urheber- 
recht, einerlei,  ob  sie  im  übrigen  sich  als  neues 
Originalwerk  darstellt  oder  nicht.  Das  Ur- 
heberrecht steht  dem  Bearbeiter  jedoch  nur 
„unbeschadet  des  Uriieberrechts  an  dem  Ori- 
ginalwerk" (Art.  2  Abs.  2  rev.  B.  K.)  zu  und 
zwar  mit  Rücksicht  darauf,  daß  die  Verviel- 
fältigung .  .  .  usw.  einer  Bearbeitung,  die  sich 
nicht  als  ein  neues  Originalwerk  darstellt,  auch 
eine  Vervielfältigung  .  .  .  usw.  des  Original- 
werkes ist.  Denn  in  diesem  Fall  wird  durch 
die  Bearbeitung  die  Identität  des  Originalwerks 
nicht  berührt,  weshalb  der  schon  oben  ausge- 
sprochene Satz  gilt,  daß  auch  der  Nachdruck 
vom  Nachdruck  verboten  ist. 

Das  deutsche  Recht  stimmt  auch  in  diesem 
Punkte  mit  der  rev.  B.  K.  (Art.  2  Abs.  2)  völlig 
überein.  In  §  i  des  Gesetzes  von  1901  wird 
der  Urheber  von  W  erken  der  Lit(;ratur  und 
Tonkunst  geschützt  und  in  §2  dieses  Gesetzes  wird 
ausdrücklich  erklärt,  daß  bei  einer  Bearbeitung 
der  Bearbeiter  als  Urheber  gelte.  Das  Gesetz 
von  1907  bestimmt  übereinstimmend  hiermit  in 


§  I  j  Abs.  2,  daß  auch  derjenige,  welcher  durch 
Nachbildung  eines  bereits  vorhandejieii  Werkes 
ein  anderes  Werk  der  bildenden  Künste  oder 
der  Photographie  hervorbringt,  die  in  Abs.  i 
bezeichneten  Befugnisse  d.  h.  diejenigen  des 
Urhebers  des  Originalwerks  habe. 

Das  Verhältnis  des  Bearbeiters  zu  dem 
Urheber  des  Originalwerks  bezüglich  der  Aus- 
übung der  Urheberrechtsbefugnisse  ist  in  dem 
eben  angeführten  §  1 5  Abs.  2  in  der  Weise 
bestimmt,  daß  der  Bearbeiter,  sofern  der  Ur- 
heber des  Originalwerks  gleichfalls  Schutz 
genießt,  bei  der  positiven  .  hisübung  seiner  Be- 
fugnisse von  dessen  Einwilligung  abhängig 
ist.  Darnach  kann  der  Bearbeiter  sein  Werk 
nicht  selbstä7idig  verwerten.  Er  hat  jedoch  die 
Möglichkeit,  durch  nachträgliche  Einholung  der 
Bearbeitungserlaubnis  vom  Urheber  oder  nach 
Ablauf  der  Schutzfrist  des  Originalwerks  aus 
seiner  Arbeit  Nutzen  zu  ziehen. 

In  dem  eben  erläuterten  Sinn  kann  auch 
der  das  Urheberrecht  des  Bearbeiters  be- 
schränkende Zusatz  „unbeschadet  des  Urheber- 
rechts an  dem  Originalwerk"  in  Art.  2  Abs.  4 
rev.  B.  K.  nur  verstanden  werden  (vergl. 
Denkschr.  zur  rev.  B.  K.  S.  26).  Naturgemäß 
steht  aber  dem  Bearbeiter  von  vornherein 
ein  dem  Urheber  am  Originalwerk  gegen- 
über selbständiges  Ihitersagiingsrecht  an 
der  Bearbeitung  zu  (hierüber  treffend  Daudk 
S.  36).  Derjenige,  der  die  Bearbeitung  verviel- 
fältigen, verbreiten  oder  in  sonstiger  Weise  be- 
nutzen will,  muß  daher  die  Einwilligung  des 
Urhebers  wui  des  Bearbeiters  einholen  ebenso 
wie  eine  widerrechtliche  Benutzung  der  Bear- 
beitung von  dem  Urheber  des  Originals  und 
dem  Bearbeiter  in  gleicher  Weise  gerichtlich 
verfolgt  werden  kann. 

2.  Das  Verbot  der  Uebersetsung  (Art.  S 
rev.  B.  K.,  Art.  2  §  i  der  Spezialverträge). 

Das  Uebersetzungsrecht  der  verbands- 
ländischen  Autoren  hat  seit  Bestehen  der  B.  K. 
die  bedeutendsten  Wandlungen  durchgemacht. 
Die  B.  K.  von  1886  (Art.  5)  räumt  dem  Urheber 
und  seinem  Rechtsnachfolger  das  Uebersetzungs- 
recht auf  die  bestimmte  Zeitdauer  von  w  Jahren 
nach  der  Veröffentlichung  des  Originalwerks 
ein.  Die  erste  Revision  von  1 89O  brachte  schon 
eine  wesentliche  Aenderung,  indem  sie  dies  Recht 
prinzipiell  auf  die  ganze  Dauer  des  Verviel- 
fältigungsrechts  ausdehnte,  aber  die  Ein- 
schränkung machte,  daß  das  Recht  erlischt, 
wenn  der  Urheber  davon  nicht  innerhalb 
IG  Jahren  nach  der  ersten  Veröffentlichung  des 
Originalwerks  in  der  Weise  Gebrauch  ge- 
macht hat,  daß  er  in  einem  Verbandsland  eine 
Uebersetzung  in  der  fremden  Sprache,  für 
welche  der  Schutz  in  Anspruch  genommen 
werden  soll,  veröffentlichte  oder  veröffentlichen 
ließ.  Speziell  in  Beziehung  zwischen  Deutsch- 
land und  Frankreich  wurde  durch  Notenaus- 
tausch vom  2.  Juni/ 1 3.  Juli  1903  bestimmt,  daß 
dem  Urheber  das  Uebersetzungsrecht  während 
der  ganzen  Dauer  des  Schutzes  am  Original- 
werk —  ohne  jede  Einschränhnig  —  zustehen 
solle.    Diese  Regelung  des  Uebersetzungsrechts 
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wurde  auch  in  die  neuen  Spezialverlräge 
Deutschlands  mit  Frankreich^  Belgien  und 
Italien  übernommen  (Art.  2  §  i  dieser  Verträge), 
deren  Festsetzungen  in  dieser  Hinsiclit  ebenso 
wie  der  erwähnte  Notenaustausch  jedoch  nicht 
mehr  in  Betracht  kommen,  da  die  rev.  B.K. 
die  gleiche  Bestimmung  getroßm  hat. ')  Art.  8 
rev.  B.  K.  lautet:  „Die  einem  der  V^rbands- 
länder  angehörigen  Urheber  nicht  veröffent- 
lichter Werke  und  die  Urheber  von  Werken, 
welche  zum  ersten  Mal  in  einem  dieser  Länder 
veröffentlicht  worden  sind,  genießen  in  den 
übrigen  Verbandsländern  während .  der  ganzen 
Dauer  ihres  Rechts  an  dem  Original  das  aus- 
schließliche Recht,  ihre  \\'erke  zu  übersetzen 
oder  die  Uebersetzung  zu  gestatten."  Dieser 
Artikel  enthält  siuingendes  Recht.  Im  Ver- 
hältnis z:u  Deutschlatid  bedeutet  er  jedoch  keine 
Aöiveichung  vom  Grundprinzip,  da  §  12  Ziff.  1 
und  2  des  Gesetzes  von  ipoi  inhaltlich  die 
gleiche  Bestimmimg  trifft.'^) 

Art.  3  der  Spezialverträge,  der  das  Ueber- 
gangsrecht  für  die  in  diesen  Verträgen  ent- 
haltenen Bestimmungen  —  Bedingungen  und 
Förmlichkeiten,  Aufführungsrecht  und  Recht  der 
Uebersetzung  —  festsetzt,  wird  ebenfalls  durch 
die  rev.  B.  K.  außer  Kraft  gesetzt,  da  seine 
Bestimmungen  denjenigen  der  rev.  B.  K.  „zu- 
widerlaufen" (Art.  20  rev.  B.  K.).  Nach  Art.  18 
der  rev.  B.  K.  findet  nämlich  die  Uebereinkunft 
Anwendung  auf  alle  Werke,  die  beim  Inkraft- 
treten der  Konvention  noch  nicht  in  ihrem  Ur- 
sprungslande zufolge  des  Ablaufs  der  Schutz- 
frist Gemeingut  geworden  sind.  Hiermit  wird 
dem  Urheber  eines  beim  Inkrafttreten  der  rev. 
B.  K.  noch  geschützten  Werkes  das  Recht  der 
Uebersetzung  für  die  Dauer  des  Schutzes  des 
Originalwerks  zugesichert,  einerlei  ob  nach  dem 
bisherigen  Rechtszustand  eine  Uebersetzung 
erlaubterweise  erschienen  ist  oder  nicht.  Der 
Uebersetzer  vei'liert  also  das  Recht,  die  Ueber- 
setzung ohne  Einwilligung  des  Urhebers  des 
Originals  zu  vervielfältigen  usw.  Art.  3  der 
Spezialverträge,  der  ausdrücklich  betont,  daß 
dies  nicht  der  Fall  sein  solle,  läuft  also  dem 
Art.  18  der  rev.  B.K.  „zuwider"  und  da  er 
gleichzeitig  für  den  Urheber  des  Originalwerks 
ungünstigeres  Recht  schafft,  wird  er  gemäß 
Art.  20  rev.  B.  K.  außer  Geltung  gesetzt. 

Der  Uebersetzer  selbst  genießt  für  seine 
Uebersetzung  ebenfalls  den  Schutz  der  rev. 
B.  K.,  a])er  —  eljenso  wie  der  Bearbeiter  — 
nur  „unbeschadet  des  Urheberrechts  an  dem 
Originalwerk".  Das  Verhältnis  des  Ueber- 
setzers  zu  dem  Urheber  des  Originalwerks  be- 
züglich der  Verwertung  der  Uebersetzung  ist 
dasselbe  wie  dasjenige  des  Bearbeiters  und  des 
Urhebers   bezüglich  des  Vervielfäitigungsrechts 

Mit  Ausnahme  von  Spanien  und  Japan,  die  Vorbehalte 
machten,  waren  fast  alle  auf  der  Berliner  Konferenz  vertretenen 
Staaten  mit  dieser  Regelunjj  des  Uclicrsetzungsrechls  einver- 
standen (Ucnksclir.  z.  icv.  U.K.  S.33.) 

')  §  12  Abs.  2:  ,Die  Befugnisse  des  Urhebers  erstrecken 
sich  insbesondere  auf: 

1.  die  Ucbersctzunj;  in  eine  andere  Sprache  oder  in  eine 
andere  Mundart  derselben  Sprache,  auch  wenn  die  Ueber- 
setzung in  (jeliundener  Form  abfjefaDt  ist. 

2.  die  Riickiibcrset/ung  in  dir'  Sprarlie.  des  Original- 
werks." 


j  USW.  an  der  Bearbeitung  (vergl.  daher  oben 
S.  25).  Hervorzuheben  ist  noch,  daß  auch 
die  nichtrechtmäßige  Uebersetzung  —  im  Gegen- 
satz zur  alten  B.  K.  Art.  6  Abs.  i  —  nicht  vom 
Schutz  ausgeschlossen  ist. 

i        //.  Das  Aufführu7igsrecht  (Art.  1 1  rev.  B.  K., 

I  Art.  2  §  2  der  Spezialverträge). 

Art.  1 1    rev.    B.  K.    setzt   fest:     „Die  Be- 

j  Stimmungen  dieser  Uebereinkunft  finden  auf  die 
öffentliche  Aufführung  dramatischer  oder  dra- 
matisch-musikalischer sowie  auf  die  öffentliche 
Aufführung  von  Werken  der  Tonkunst  Anwen- 

i  dung,  gleichviel  ob  diese  Werke  veröffentlicht 
sind  oder  nicht. 

Die  Urheber  von  dramatischen  oder  dra- 
matisch-musikalischen Werken  werden  während 
der  Dauer  ihres  Rechts  an  dem  Originale 
gegen  die  öffentliche  von  ihnen  nicht  gestattete 
Aufführung  einer  Uebersetzung  ihrer  Werke  ge- 
schützt. 

Die  Urheber  genießen  den  Schutz  dieses 
Artikels,  ohne  daß  sie  verpflichtet  wären,  bei 
der  Veröffentlichung  des  Werkes  dessen  öffent- 
liche Aufführung  zu  untersagen." 

1.  Das  Grundprinzip  des  Art.  4  rev.  B.  K. 
sichert  dem  verbandsländischen  Urheber  in 
einem  anderen  Vertragsland  den  vollen 
Schutz  der  inländischen  Gesetzgebung  zu, 
also  auch  das  Aufführungsrecht,  wenn  das 
inländische  Gesetz  ein  solches  Recht 
kennt. 

Dadurch,  daß  Art.  1 1  das  Aufführungs- 
recht aber  dem  verbandsländischen  Urheber 
durch  eine  eigene  zwingende  Vorschrift 
zubilligt,  sind  auch  die  Vertragsländer,  die 
die  Werke  gegen  Aufführung  nicht  schützen 
sollten,  gehalten,  über  ihre  Gesetzgebung 
hinaus  dem  Werke  eines  vertragsländischen 
Urhebers  einen  solchen  Schutz  angedeihen 
zu  lassen. 

2.  Die  alte  B.  K.  erkannte  schon  an  drama- 
tischen und  dramatisch-musikalischen  sowie 
an  nicht  veröffentlichten  musikalischen 
Werken  ein  hediugungslosesh.\xii\x\\\-\xx^<gs\-itc\\X. 
an,  während  sie  die  veröffentlichten  Werke 
der  Tonkunst  nur  dann  gegen  Aufführung 
schützte,  wenn  der  Urheber  auf  dem  Titel- 
blatt oder  an  der  Spitze  des  Werkes  aus- 
drücklich die  öffentliche  Aufführung  unter 
sagt  hatte.  Die  Spezialverträge  Deutsch- 
lands mit  Frankreich,  Belgien  und  Italien 
beseitigen  in  !Vrt.  2  §  2  diesen  Vorbehalt 
und  die  rev.  B.  K.  ist  in  dem  oben  zitierten 
Art.  1 1  dem  Beispiel  dieser  Verträge  ge- 
folgt, weshalb  Art.  2  §  2  der  Spezialver- 
träge gegenüber  der  rev.  B.  K.  seine  Be- 
deutung verliert.  In  Abs.  3  des  Art.  1 1 
rev.  B.  K.  wird  ausdrücklich  betont,  daß 
die  Urheber  den  Schutz  des  Artikels  ge- 
nießen sollten,  ohne  daß  sie  verpflichtet 
wären,  bei  der  Veröffentlichung  des  Werkes 
dessen  öffentliche  Aufführung  zu  untersagen, 
um  damit  deutlich  zu  machen,  daß  der  Auf- 
fülirungsvorbehalt  in  dem  Einfuhrland  seihst 
dann  nicht  gefordert    werden  kann,  wenn 
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das  inländische  Gesetz  ihn  für  den  ein- 
heimischen Komponisten  fordern  sollte 
(Denksclir.  S.  35). 

Das  deutsche  Gesetz  von  ipoi  §  11 
Abs.  2  („Das  Urheberrecht  an  einem 
Bühnenwerk  oder  an  einem  Werk  der  Ton- 
kunst enthält  auch  die  ausschlie(31iche  Be- 
fugnis, das  Werk  öffentlich  aufzuführen") 
stimmt  mit  der  Regelung  des  Aufführu?tgs- 
rechts  der  B  K.  überein,  da  es  einen  Vor- 
behalt für  das  Aufführungsrecht  ebenfalls 
nicht  ketmt. 

3.  Nach  Art.  ii  Abs.  2  rev.  B.K.  hat  der 
Urheber  auch  das  Recht,  die  Aufführung 
einer  Uebersetzitng  eines  Werkes  zu  ver- 
bieten und  zwar  während  der  ganzen  Dauer 
des  Rechts  am  Original  —  Die  alte  Kon- 
vention Art.  9  billigte  dies  Recht  auf  die 
Dauer  des  Uebersetzungsrechts  zu.  — 

Das  Gesetz  von  ipoi  steht  mit  dieser 
Festsetzung  in  vollem  Einklang.^  da  es 
dem  Urheber  alle  Urheberrechtsbefugnisse 
des§i  I  und  1 2,alsoauchdasAufführungsrecht 
an  der  Bearbeitung  inklusive  Uebersetzung 
zusichert.  Die  Uebersetzungen  selbst  ge- 
nießen nach  Art.  2  Abs.  2  rev.  B.  K.  den 
gleichen  Schutz  wie  die  Originalwerke, 
also  hat  nach  §§  2  und  1 1  des  deutschen 
Gesetzes  der  Uebersetzer  —  auch  der  un- 
rechtmäßige —  ebenfalls  das  Aufführungs- 
recht (vergl.  über  diese  Komplikation  oben 
S.  25,  26). 

4.  In  Art.  4  des  deutsch-italienischen  Vertrags 
wird  dem  Deutschen  ein  Präventivschutz 
gegen  unbefugte  Aufführung  in  Italien  ge- 
währt. 1)  In  dieser  Hinsicht  ist  der  Ver- 
trag günstiger  als  die  B.  K.  und  er  bleibt 
also  insoweit  in  Geltung.  Bei  der  Prüfung, 
inwieweit  die  Verträge  für  das  deutsche 
Strafrecht  von  Bedeutung  sind,  fällt  die 
rechtliche  Behandlung  deutscher  Autoren 
in  einem  anderen  Vertragsland  jedoch 
außerhalb  des  Rahmens  der  Untersuchung. 

///.  DasVervielfältigungs-  im d Aufführungs- 
recht (Art.  13  und  14  rev.  B.  K.). 


')  Art.  4  des  deutsch-italienischen  Vertrags:  „Die  öffentliche 
Darstellung  oder  Aufführung  eines  nach  der  Berner  Ueberein- 
kunft  oder  der  gegenwärtigen  Uebereinkunft  geschützten 
Bühnenwerks  oder  Werkes  der  Tonkunst  wird  in  Italien  von 
Amts  wegen  durch  die  LoUalbehörden  verboten  werden,  wenn 
der  Urheber  bei  dem  Kgl  Italienischen  Ministerium  für  Land- 
wirtschaft, Industrie  und  Handel  oder  bei  einer  Kgl.  Konsular- 
behörde in  Deutschland  die  Erklärung  abgegeben  hat,  daß  er  <iie 
öffentliche  Aufführung  im  Voraus  jedem  verbiete,  der  nicht  durch 
schriftliche'  und  beglaubigte  Bescheinigungen  seine  Einwilligung 
nachweist.  Für  diese  Erklärung  ist  die  für  die  italienischen 
Urheber  vorgeschriebene  Gebühr  zu  entrichten,  die  in  die  ita- 
lienische Staatskasse  fließt.  Die  Urheber  sind  indessen  zur  Ab- 
gabe einer  solchen  Erklärung  nicht  verpflichtet.  Durch  ihre 
Unterlassung  wird  keines  der  dem  Urheber  durch  die  italienischen 
Gesetze,  die  li.K-  und  die  gegenwärtige  Uebereinkunft  gewähr- 
leisteten Rechte  beeinträchtigt."  Die  Denkschrift  zum  deutsch- 
italienischen Vertrag  bemerkt  hierzu:  .Art.  4  beruht  dai auf,  daß 
nach  der  italienischen  Gesetzgebung  die  öffentliche  Aufführung 
.  .  .  .  durch  die  Ortsbehörde  verboten  wird,  wenn  ilie  Ein- 
willigung des  Berechtigten  zur  Aufführung  nicht  beigebracht 
ist.  Inwieweit  dieser  Rechtsbehelf  auch  für  ausländische  Ur- 
heber auf  Grund  der  B.K.  nutzbar  gemacht  werden  kann,  er- 
scheint im  Hinblick  auf  die  dabei  zu  beachtenden  Verwaltungs- 
vorschriften zweifelhaft.  Die  Bestimmungen  des  Art.  4  regeln 
diese  Frage  und  ermöglichen  es  den  deutschen  Beteiliglen,  sich 
den  erwähnten  Schutz  zu  sithern." 


1        a)  Art.  13   rev.  B.  K.:    „Den  Urhebern  von 
I  Werken  der  Tonkunst  steht  die  ausschließliche 
Befugnis  zu  i.  die  Uebertragung  dieser  Werke 
auf  Instrumente,  welche  zu  deren  mechanischen 
!  Wiedergabe    dienen,    2.  die    öffentliche  Auf- 
I  führung   der    nämlichen   Werke   mittels  dieser 
Instrumente   zu  gestatten"    (Abs.  1).    Die  alte 
\  B.K.  (Schlußprotokoll  Ziff.  3')   gab  die  Fabri- 
kation  und   den  Verkauf  solcher  Instrumente, 
also  die  Vervielfältigung  („Fabrikation"  identisch 
mit  Anfertigung  von  Platten,  Scheiben)  und  die 
Verbreitung  (Verkauf)   der  betreffenden  Musik- 
stücke frei,  die  öffentliche  Aufführung  war  nicht 
erwähnt. 

Das  deutsche  Gesetz  von  1901  §  22  2)  hat 
dieselbe  Bestimmung  wie  die  alte  B.  K.  jedoch 
1  mit  der  Einschränkung,  dafi  die  Aufnahme  von 
Musikstücken  in  Instrumente  mit  auswechsel- 
baren Platten  oder  Scheiben  nicht  immer  er- 
laubt sei.  Letzterer  beschränkende  Zusatz 
muß  jedoch    auch    für   die    alte  B.  K.  gelten 

(So  auch  RüTHLISBERGER  B.  K.  S.  246,  Sl'AHN, 

I  Deutsche    Juristenzeitung     1901     S.    174,  a. 

A.  Allfeld  S.  181). 

Die  Auslegung  und  Durchführung  dieser  Be- 
stimmung hat  im  Verkehr  der  Unionsländer 
von  Anfang  an  Schwierigkeiten  bereitet,  wes- 
halb eine  Aenderung  derselben  notwendig 
wurde.    Der  jetzige   Abs.  i    des   Art.  13  rev. 

B.  K.  ist  die  fast  wörtliche  Annahme  einer  von 
deutscher  Seite  der  Berliner  Konferenz  vor- 
gelegten Proposition  (vergl.  Denkschr.  zu  Art.  13 
rev.  B.  K.  S.  35  und  36),  worin  dem  Urheber 
das  ausschließliche  Recht,  die  Vervielfältigung 
und  Aufführung  von  Werken  der  Tonkunst 
mittels  mechanischer  Musikinstrumente  zu  be- 
werkstelligen, ausdrücklich  zugesichert  und  da- 
her die  Ausnahmebestimmung  der  alten  B.  K. 
gänzlich  aufgehoben  wird.  —  Mit  dem  Wort 
—  Verbot  der  Uebertragung  von  Musikstücken 
auf  mechanische  Musikinstrumente  —  ist  auch 
der  Verkauf  (Verbreitung)  solcher  Instrumente, 
die  eine  verbotene  Entlehnung  von  Werken  der 
Tonkunst  enthalten,  verboten.  —  Die  rev. 
B.  K.  ist  also  in  diesem  Punkte  dem  Urheber 
güfistiger  wie  das  deutsche  Recht,  da  hier  die 
Beschränkung  des  §  22  und  26  des  Gesetzes 
von  1901  (Ausnahme  von  dem  Verbot  der  Ver- 
vielfältigung, Verbreitung,  Aufführung)  be- 
steht. 

Abs.  2  des  Art.  13  rev.  B.  K.  enthält  die 
Bestimmung,  daß  Vorbehalte  und  Einschrän- 
kungen, die  sich  auf  die  Anwendung  dieses 
Artikels    beziehen,    durch    die    innere  Gesetz- 


')  SchluDprotokolI    Ziff.  ..Es     besteht  Einverständnis 

darüiier,  daß  die  Fabrikation  und  der  Verkauf  von  Instrurneriten, 
welche  zur  mechanischen  Wiedergabe  von  Musikstücken  dienen, 
die  aus  geschützten  Werken  entnommen  sind,  nicht  als  den 
Tatbestand  der  musikalischen  Nachbildung  darstellend  angesehen 
werden  sollen." 

§  22 :  „Zulässig  ist  die  Vervielfältigung,  wenn  ein  er- 
schienenes Werk  der  Tonkunst  auf  solche  Scheiben,  Platten, 
Walzen,  Bänder  und  ahnliche  Bestandteile  von  Instrumenten 
übertragen  wird,  welche  zur  mechanischen  W'iedergabe  von 
Musikstücken  dienen.  Diese  Vorschrilt  findet  auch  auf  aus- 
wechselbare Bestandteile  Anwendung,  sofern  sie  nicht  für  In- 
strumente anwendbar  sind,  durch  die  das  Werk  hinsiclitlich  der 
Stärke  und  Dauer  des  Tones  und  hinsichtlich  des  Zeitmaßes 
nach  Art  eines  persönlichen  Vortrags  wiedergegeben  werden 
kann."  (Z.  B.  Pianola.) 
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gebung  eines  jeden  Landes  festgesetzt  werden  i 
können. 

Dieser  Satz  darf  nicht  so  ausgelegt  werden, 
als   ob  die  völlige  Freigabe  der  Uebertragung 
von    Musikstücken     auf     mechanische    Musik-  i 
Instrumente    nach    den   internen  Gesetzen  auch 
für  den  Konventionsschutz  Geltung  hätte.   Wäre  ' 
diese  Auslegung   richtig,    dann   würde   Abs.  i  j 
des  Art.  13  rev.  R.K.  durch  §  21  des  Gesetzes 
von  1901    aufgehoben.    Abs.  2    erlaubt  jedoch  i 
nur  Einschränkungen  des  Abs.  i,  die  'sich  auf  ! 
die  Atnvendung  desselben  beziehen.    Dies  geht 
auch     aus     der    \'(jrgeschichte    des  Artikels 
hervor.     Die   deutsche   Proposition    hatte  den 
Zusatz,  daß  jeder  dritte  gegen  eine  angemessene 
Vergütung  die  Befugnis   in  Anspruch  nehmen 
dürfe,  das  Werk  in  der  bezeichneten  Weise  zu 
übertragen  .  .  .  aufzuführen,  wenn  der  Urheber  ' 
von   seinem  ausschließlichen  Recht  schon   eiti-  , 
mal  Gebrauch  gemacht  hätte.     Der   Urheber  j 
wäre    für    diesen    Fall    gezwungen  gewesen, 
gegen   eine   Vergütung   tlie  Benutzung   zu   ge-  ! 
statten.     In  der  Konferenz  wurde   aber  geltend 
gemacht,    daß   der   Ltzenczwang    den  Rechts- 
anschauungen   mancher  Länder    fremd    sei,  es 
empfehle    sich    daher,     die    Gestaltung  einer 
etwaigen  Beschränkung  des  Urheberrechts  im 
Sintie  des  deutschen    Vorschlags  der  inneren 
Gesetzgebung   der   einzelnen  Länder   zu  über- 
lassen.    So   entstand   der  Art.  13    Abs.  2  rev. 
B.  K.  (vergl.  Denkschr.  S.  36,  37).    Es  werden 
demnach    in    Art.  13   Abs.  2    rev.  B.K.  unter 
„Einschränkungen"    nur  solche  verstanden,  die 
auf  der    prinzipiellen    Anerkennung    des  aus- 
schließlichen Rechts   des  Urhebers   beruhen  — 
(wie  der  Lizenzzw  ang).    Die  §§  22  und  26  des 
deutschen  Gesetzes,   die   die   genannte  Verviel- 
fältigung, Verbreitung  und  Aufführung  von  vorn- 
herein   freigeben,    dürfen    also    nicht   zur  An- 
wendung  kommen.     Die   Wirkung  eventueller 
Vorbehalte  und  Einschränkungen   im  Sinne  des 
Abs.  2   ist   ausschließlich    auf  das  Gebiet  des- 
jenigen Landes  begrenzt,   welches  sie  bestimmt 
hat,    da  die  le.\  fori  für  den  Umfang  des  Kon- 
ventionsschutzes   allein    maßgebend    ist.  Auf 
Wunsch  der  italienischen  Regierung  wurde  dies 
aber  n(jch  einmal  im  Schlußsatz  des  Abs.  2  aus- 
drücklich bemerkt  (Denksi;hr.  1.  c).  In  Deutsch- 
land  ist   bei  der  Legalisierung  der   rev.  B.  K. 
irgend  ein  Vorbehalt   oder  eine  Einschränkung  1 
der  fraglichen  Art  nicht  gemacht  worden.  ' 

Ein  solcher  Vorbehalt  könnte  nur  mittelbar 
strafrechtliche  Bedeutu>ig  beanspruchen,  da 
derselbe  nur  die  Rechtswidrigkeit  beeinflussen 
würde.  Es  könnte  sich  lediglich  darum  handeln,  | 
ob  dem  Urheber  wegen  der  l'-inschränkung  in 
der  Ausübung  seines  Rechtes  im  konkreten 
Fall  ein  Verbietungsrecht   zustände  oder  nicht.  ' 

Abs.  3  hat  eine  von  Art.  i.S  Abs.  i  ab- 
weichende Uebcrgangsbestimmung,  inilem  im 
G(;gensatz  zu  dieser  Vorschrift  festgesetzt  wird, 
daß  Art.  13  keine  rückwirkende  Kraft  hab<-  und 
daher  Abs.  i  in  einem  Vcrbandsland  keine  An- 
wendung auf  diejenigen  Werke  linde,  welche  in 
diesem  Land    erlaubterweise   vor   dem  Inkraft- 


treten der  Uebereinkunft  auf  mechanische  In- 
strumente übertragen  worden  seien. 

b)  Art.  14  rev.  B.  K.  r  „Die  Urheber  von 
Werken  aus  dem  Bereiche  der  Literatur,  der 
Wissenschaft  oder  der  Kunst  haben  das  aus- 
schließliche Recht,  die  Wiedergabe  und  die 
öffentliche  Aufführung  ihrer  Werke  durch  die 
Kinematographie  zu  gestatten"  (Abs.  i).  Diese 
Bestimmung  ist  neu  in  die  rev.  B.  K.  eingefügt. 
Das  deutsche  Recht,  das  jede  Art  der  Verviel- 
fältigung^ also  auch  die  Wiedergabe  eines 
Werkes  mittels  Kinematographie  verbietet, 
stimmt  mit  Abs.  i  des  Art.  14  überein.  Abs.  2 
des  Art.  14  rev.  B.K.  billigt  den  selbslätidigeii 
kinematographischen  Erzeugnissen  den  gleichen 
Schutz  wie  Werken  der  Literatur  und  Kunst 
zu,  sofern  der  Urheber  durch  die  Anordnung 
des  Bühuenvorgangs  oder  die  Verbindung  der 
dargestellten  Begebenheiten  dem  Werke  die 
Eigenschaft  eines  Originalwerks  gegeben  hat. 
Die  Wiedergabe  eines  Werks  aus  dem  Bereiche 
der  Literatur,  der  Wissenschaft  oder  Kunst 
mittels  der  Kinematographie  wird  ebenfalls  — 
unbeschadet  der  Rechte  des  Urhebers  am 
Originale  —  geschützt  (Abs.  3).  In  letzterem 
Absätze  wird  eine  dem  Art.  2  Abs.  2  analoge 
Bestimmung  getroffen.  Ist  ein  Werk  der  Lite- 
ratur oder  Kunst  im  Wege  der  Kinematographie 
wiedergegeben  worden,  dann  hat  derjenige,  der 
das  kinematographische  Erzeugnis  hergestellt 
hat,  ein  Urheberrecht  neben  dem  Urheber  des 
Originals.  Das  Rechtsverhältnis  ist  dann  das 
gleiche  wie  im  Fall  der  Bearbeitung  in  Sonder- 
heit der  Uebersetzung  eines  Werks  (vergl.  oben 
S.  25  f.,  27).  Nach  dem  deutschen  Recht 
ist  die  zur  Wiedergabe  eines  Werks  mittels 
der  Kinematographie  notwendige  Umgestaltung 
als  Bearbeitung  im  Sinne  des  §  2  und  12  des 
Gesetzes  von  1901  anzusehen,  so  daß  also  nach 
deutschem  Recht  der  Urheber  eines  Originals 
neben  dem  Hersteller  des  kinematographischen 
Erzeugnisses  geschützt  wird.  Abs.  2  enthält 
jedoch  gegenüber  dem  deutschen  Recht  eine 
Erweiterung,  da  in  den  deutschen  Gesetzen  der 
Schutz  selbständiger  kinematographischer  Er- 
zeugnisse, die  nicht  Werke  der  Literatur  oder 
Kunst  sind,  unbekannt  ist.  Hier  muß  bezüglich 
der  Schittzdaiier  das  deutsche  Gesetz  trotzdem 
—  analog  —  angewandt  werden  und  zwar  ist 
wegen  der  Aehnlichkeit  solcher  Erzeugnisse 
mit  den  choreographischen  Werken  die  Schutz- 
frist dieser  Werke  bei  dem  Konventionsschutz 
heranzuziehen;  also  die  Schutzfristen  des  Ge- 
setzes von  1901. 

Nach  Abs.  4  hnden  die  Vorschriften  des 
.Art.  14  auch  Anwendung  auf  eine  Wiedergabe 
oder  ein  Erzeugnis,  welches  durch  ein  der 
Kinematographie  ähnliches  Verfahren  zustande 
kommt. 

Die  materiellen,  prinzipiell  vom  Grundprinzip 
abweichenden  Bestimmungen  der  rev.  B.  K.  über 
die  Urheberrechtsbefugnisse  der  Vervielfältigung 
und  Aufführung  stimmen  darnach  mit  Ausnahme 
der  letzterwähnten  Art.  13  und  14  der  rev.  B.  K., 
in  denen  dieselbe  dem  Urheber  günstigeres  Recht 
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festsetzt,  mit  den  deutschen  Gesetzen  überein. 
In  nachfolgendem  Paragraphen  sind  die  Vor- 
schriften der  rev.  B.  K.  über  die  Ausnahmen  von 
dem  Verbot  der  Vervielfältigung  ....  usw.  eben- 
falls darauf  zu  untersuchen,  ob  sie  sich  vom 
deutschen  Recht  unterscheiden. 

§7- 

Die  Aus7iahme7i  von  dem  Verbot  der  Verviel- 
fältigmig  ....  usw.  nach  der  rev,  B.  K.  (Art.  p 
und  lo). 

I.  Art.  p  rev.  B.  K. :  „Feuilletonromane,  No- 
vellen und  alle  anderen  Werke  aus  dem  Bereiche 
der  Literatur,  der  Wissenschaft  oder  Kunst, 
gleichviel,  was  ihr  Gegenstand  ist,  welche  in 
Zeitungen-  oder  periodischen  Zeitschriften  eines 
Verbandslandes  veröffentlicht  sind,  dürfen  in 
den  übrigen  Ländern  ohne  Ermächtigung  des 
Urhebers  nicht  abgedruckt  werden. 

Mit  Ausnahme  der  Feuilletonromane  und  der 
Novellen  kann  jeder  Artikel  aus  einer  Zeitung 
von  einer  anderen  Zeitung  abgedruckt  werden, 
wenn  die  Wiedergabe  nicht  ausdrücklich  unter- 
sagt worden  ist.  Es  ist  jedoch  die  Quelle  an- 
zugeben; die  Rechtsfolgen  der  Nichterfüllung 
dieser  Verpflichtung  richten  sich  nach  der  Ge- 
setzgebung des  Landes,  in  welchem  der  Schutz 
beansprucht  wird. 

Der  Schutz  dieser  Uebereinkunft  findet  keine 
Anwendung  auf  Tagesneuigkeiten  oder  vermischte 
Nachrichten,  welche  sich  als  einfache  Zeitungs- 
mitteilungen darstellen."  Das  deutsche  Gesetz 
von  igoi  enthält  in  §  18'^)  eine  abzveichende 
Regelung. 

A.  Die  Verschiedenheiten   sind  aus  nach- 
folgender Gegenüberstellung  ersichtlich. 
a)  Beditigungslos  gegen  Nachdruck  geschützt 
sind 

1.  nach  Art.  9  rev.  B.K. :  allein  periodischen 
Zeitschriften  veröffentlichten  Werke  aus 
dem  Bereiche  der  Literatur,  der  Wissen- 
schaft oder  Kunst  mit  Ausnahme  der 
Tagesneuigkeiten  und  vermischten  Nach- 
richten (Abs.  I  und  3),  von  den  in  Zei- 
tungen 2)  erschienenen  Erzeugnissen  da- 
gegen nur  Feuilletonromane  und  No- 
vellen (.\bs.  I  und  2), 

2.  nach  §  18  des  Gesetzes  von  lyoi  :  Alle 
Werke  der  Literatur  und  Kunst  mit  Aus- 
nahme vermischter  Nachrichten  tatsäch- 
lichen Inhalts   und   der  Tagesneuigkeiten 

')  „Zulässig  ist  der  Abdruck  rinzelner  .\rtikel  aus  Zei- 
tungen, soweit  die  Artikel  niclit  mit  einem  Vorbehalt  der  Rechte 
versehen  sind;  jedoch  ist  nur  ein  Abdruck  gestattet,  durch  den 
der  Sinn  nicht  entstellt  wird.  Bei  dem  .\bdruck  ist  die  Quelle 
deutlich  anzugeben. 

Oer  Abdruck  von  Ausai  beitungen  wissenschaftlichen,  tech- 
nischen oder  utiterhaltendcn  Inhalts  ist,  audi  wenn  ein  Vor- 
behalt der  Rechte  fehlt,  unzulässig. 

Vermischte  Nachrichten  tatsächlichen  Inhalts  und  Tages- 
neiiigkeiten  dürfen  aus  Zeitungen  oder  Zeitschriften  stets  abge- 
druckt werden."    (§  i8  d.  Ges.  \  .  1901). 

Abs.  I  und  J  h.indeln  nur  von  Zeitungen,  .M)s.  3  von  Zei- 
tungen und  Zeitschriften. 

')  „Zeitungen"  bezwecken  die  unbegrenzte  Errtrterung  und 
den  .Nachrichtendienst  des  gesamten  öffentlichen  Lebens ;  „Zeit- 
schriften" pflegen  begrenzt  die  Erörterung  eines  bestimmten 
Gebietes  (Fachblätter),  so  VoiGTi.ÄNDER  ( S.  5^),  Ali.i- 
(S.  159),  sieht  das  unterscheidende  Kriterium  in  dem  lliiclitigcn 
(Zeitung)  und  bleibenden  Interesse  (Zeitschrift).  Praktisch  deckt 
sich  diese  Auffassung  mit  der  \'01GTLANI)BKs. 


in  Zeitschriften  (Abs.  3),  sowie  die  Aus- 
arbeitungen wissenschaftlichen,  technischen 
oder  unterhaltenden  Inhalts  in  Zeitu?i^en 
(Abs.  2). 

b)  Bedingungslos  freigegebe)i  iverden 

nach  Art.  9  und  §  18  Tagesneuigkeiten  oder 
vermischte  Nachrichten  tatsächlichen  Inhalts 
(=  „welche  sich  als  einfache  Zeitungs- 
mitteilungen darstellen."  Art.  9)  in  Zei- 
tungen und  Zeitschriften. 

c)  Bedingt  freigegebett  sind  nur  Zeitungsartikel 
und  zwar 

1.  nach  Art.  9:  jeder  Artikel  aus  einer  Zei- 
tung mit  Ausnahme  der  (bedingungslos 
geschützten)  Feuilletonromane  und  No- 
vellen und  der  (bedingungslos  freigegebe- 
nen) Tagesneuigkeiten  und  vermischten 
Nachrichten, 

2.  nach  §  18:  jeder  Zeitungsartikel  mit  Aus- 
nahme der  (bedingungslos  geschützten) 
Ausarbeitungen  wissenschaftlichen,  tech- 
nischen oder  unterhaltenden  Inhalts  und 
der  (bedingungslos  freigegebenen)  ver- 
mischten Nachrichten  tatsächlichen  In- 
halts und  der  Tagesneuigkeiten;  bedingt 
freigegebene  Beiträge  von  Zeitschriften 
gibt  es  nicht. 

Bedingung  der  erlaubten  V^ervielfältigung 
ist  für  (■  I  und  2  übereinstimmend,  dalJ  die  Wie- 
dergabe nicht  ausdrücklich  untersagt  (Art.  9) 
resp.  der  Artikel  nicht  mit  einem  Vorbehalt  der 
Rechte  versehen  ist  (§  18)  und  daß  bei  dem 
Abdruck  die  Quelle  angegeben  wird.  Der  Vor- 
behalt der  Rechte  ist  eine  Bedingung  der  Ent- 
stehung des  Urheberrechts.  Nach  Art.  9  Abs.  2 
rev.  B.  K.  richten  sich  die  Rechtsfolgen  der 
Nichterfüllung  dieser  Verpflichtung  nach  der 
Gesetzgebung  des  Landes,  in  welchem  der 
Schutz  beansprucht  wird.  Es  fmdet  daher  der 
44  des  deutschen  Gesetzes  von  1901,  der  das 
Plagiat  unter  Strafe  stellt,  auf  die  Verletzung 
dieser  Verpflichtung  .Anwendung.  Art.  p  ge- 
stattet den  bedingten  .Abdruck  dieser  Artikel 
nur  in  anderen  Zeitungen,  nicht  schlechthin  wie 
§18.  In  Büchern,  Flugschriften  u.  dgl.  dürfen 
solche  Artikel  eines  andern  Verbandslandes  nur 
abgedruckt  werden,  wenn  sie  die  Voraus- 
setzungen des  §  19  Ziff.  I  und  2  des  deutschen 
Gesetzes  von  1901  erfüllen,  weil  nach  dem 
Grundprinzip  des  Art.  4  rev.  B.  K.  alle  Urheber- 
rechtswerke der  lünschränkung  dieses  Para- 
graphen unterliegen.  Da  hiernach  einzelne 
Stellen  oder  kleinere  Teile  eines  Schriftwerks 
oder  einzelne  Aufsätze  von  geringem  Umfang, 
oder  einzelne  Gedichte  nach  dem  Erscheinen  in 
eine  selbständige  literarische  bezw.  wissenschaft- 
liche Arbeit  aufgenommen  werden  dürfen,  ent- 
hält diese  I^inschränkung  iles  Art.  9  rev.  B.  K. 
praktisch  keine  große  Abweichung  vom  deut- 
schen Gesetz. 

Fcuilletonromane  und  .\'ovelle/i'^)  decken  sich 
ungefähr    mit    Ausarbeitungen  unterhaltenden 

'1  Nacli  der  Denkschrift  zur  H.  K.  v.  iSob,  S.  i8,  sind  unter 
l'"eiiillelonromaiien  uiui  -novcllen  kleinere  Romane  und  ICrzäli- 
liingen,  sowie  unter  Linst.'mden  .lUch  Aufsätze,  tlie  nicht  bloi.' 
Tatsachen  enthalten,  snndern  .inch  mit  Zutaten  il-  r  Thantasie 
ausge>.;limückt  sind,  zu  verstehen. 
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Inhalts  (Allfeld,  S.  320;  vgl.  zu  letzterem  Be- 
griff VOIGTLÄNDFR,  S.  89;  ALLFELD,  S.  163). 
Die  ebiaige  wesentliche  Verschiedenheit  sivischen 
der  Bestinunung  des  Art.  p  und  des  §  18  be- 
steht demnach  darin,  daß  der  Art.  p  die  ^h/s- 
arbeitungen  xvissenschaftüchen  nnd  technischen 
Inhalts  in  Zeitungen  bedingt,  §  18  unbedingt 
schützt.  Die  Konvention  ist  also  in  dieser  Hin- 
sicht dem  Urheber  ungünstiger  als  das  deutsche 
Recht.  Da  eine  Bestimmung  in  Deutschland 
fehlt,  daß  trotzdem  das  günstigere  Recht  des 
§  i8  bei  dem  Konventionsschutz  maßgebend  sein 
soll,  ist  Art.  9,  der  als  eigene  materielle  Vor- 
schrift das  Recht  des  Landes  der  Schutzgewäh- 
rung außer  Anwendung  setzt,  beim  Schutz 
verbandsländischer  Urheber  anzuwenden. 

B.  Art.  9  bezieht  sich  ebenso  wie  ^  18  nur 
auf  veröffentlichte  Zeitungsbeiträge.  Nichtver- 
öffentlichte  sind  daher  nach  beiden  Gesetzes- 
quellen unbedingt  geschützt. 

C.  Die  rev.  B.  K-  enthält  in  Art.  9  nur  Vor- 
schriften über  die  Ausnahmen  von  dem  Verbot 
der  Vervielfältigung.  Nach  dem  Grundprinzip 
ist  daher  bezüglich  der  Ausnahmen  von  dem 
Verbot  der  Verbreitung  und  der  öffentlichen 
Aufführung')  §  26  des  Gesetzes  von  1901  an- 
zuwenden und  hiernach  ist,  soweit  ein  Werk 
nach  den  §§  16 — 24  ohne  Einwilligung  des  Be- 
rechtigten vervielfältigt  werden  darf,  auch  die 
Verbreitung  und  öffentliche  Aufführung  gestattet. 
Da  an  Stelle  des  §  18  Art.  9  der  B.  K.  tritt, 
ist  das  Verbreitungs-  und  Aufführungsrecht 
selbstverständlich  in  den  Gre?isen  des  Verviel- 
fältigimgsrechts  dieses  Artikels  gegeben. 

An  die  Aufführung  des  Inhalts  von  Zei- 
tungen und  Zeitschriften  wird  wohl  nicht  ge- 
dacht werden  können,  da  die  dramatischen 
Werke  in  Zeitschriften  unbedingt  geschützt  sind 
und  dieselben  in  Zeitungen,  in  denen  sie  be- 
dingt freigegeben  sind,  wohl  kaum  erscheinen 
werden. 

//.  Art.  10  rev.  B.K. :  „Bezüglich  der  Befugnis» 
Auszüge  oder  Stücke  aus  Werken  der  Literatur 
und  Kunst  in  Veröffentlichungen,  welche  für  den 
Unterricht  bestimmt  oder  wissenschaftlicher 
Natur  sind  oder  in  Chrestomathien  aufzunehmen, 
sollen  die  Gesetzgebungen  der  Verbandsländer 
und  die  zwischen  ihnen  bestehenden  oder  in 
Zukunft  abzuschließenden  besonderen  Abkommen 
maßgebend  sein." 

Da  die  Spezialverträge  Deutschlands  mit 
Frankreich,  Belgien  und  Italien  eine  Bestimmung 
in  dieser  Hinsicht  nicht  enthalten,  ist  das  deut- 
sche Recht  (§  19  Ziff.  4  des  Gesetzes  von  1901 
und  §  19  des  Gesetzes  von  1907)'-^)  bei  der  Ge- 


')  Das  Recht  des  öffentlichen  Vortrajjes  scheidet  aus,  da 
dasselbe  dem  Urheber  nur  am  imveröffenthchtcn  Werke  zusteht. 

^)  /(?  Ziff.  4  des  Ges.v.  igoi :  Zulässitj  ist  die  Ver\ icUjilii- 
(junj;,  wenn  Autsätze  von  geringem  l'mlang,  einzehie  ficdichte 
oder  kleinere  Teile  eines  Schrittwerks  nach  dein  Erscheinen  in 
eine  Sammlunfr  aufgenommen  werden,  die  Werke  einer  grüDeren 
Zahl  V'in  Schriftstellern  \ereinigl  und  ihrer  Hesi  halTenheit  nach 
fiir  den  Ivirchi'n-,  Schul-  oiler  liiterriclitsgibrauch  oder  zu 
einem  eigentümlichen  literarischen  Zweck  bestimmt  ist.  Hei 
einer  Sammlung  zu  einem  eigentümlichen  literarischen. Zweck 
Ijedarf  es,  so  lange  der  Urheber  lebt,  seiner  persönlichen  Ein- 
willigung. 

Die  Einwilligung  gilt  als  erteilt,  wenn  der  Urheber  nicht 
innerhalb  eines  Monats,  nachdem  ihm  von  der  Absicht  des  Ver- 


j  Währung  des  Konventionsschutzes  in  Deutschland 
j  allein  maßgebend. 

Mit  Rücksicht  auf  etwaige  zukünftige  Sonder- 
abkommen oder  Veränderungen  der  bestehenden 
Verträge  muß  bemerkt  werden,  daß  die  Be- 
stimmung des  Art.  20  der  rev.  B.  K.,  wonach 
SpezialVerträge  nur  insoweit  Geltung  haben,  als 
sie  günstigeres  Recht  schaffen  oder  in  ihren 
Bestimmungen  der  Konvention  nicht  zuwider- 
laufen, hier  entfällt.  Die  rev.  B.  K.  setzt  in 
Art.  10  überhaupt  nicht  Recht,  da  sie  die  Rege- 
lung dieser  Frage  den  Spezialverträgen  und 
Landesgesetzen  selbständig  znw^isi.  Aus  letzterer 
Tatsache  folgt  weiter,  daß  Ai-t.  p  rev.  B.  K.  die 
einzige  Vorschrift  ist,  die  die  Urheberrechts- 
befugnisse der  Verbandsautoren  durch  Aus- 
I  nahmen  —  von  dem  Verbot  der  Vervielfältigung 
—  beschränkt.  Gemäß  dem  Grundprinzip  des 
Art.  4  rev.  B.  K.  sind  bei  dem  Schutz  verbands- 
ländischer Werke  die  deutschen  Gesetze  für  die 
anderen  gesetzlich  zugelassenen  Fälle  der  Ver- 
wertung eines  Urheberrechtswerks  allein  maß- 
gebend (vergl.  über  die  Ausnahmen  von  dem 
Verbot  der  Vervielfältigung  usw.  nach  den  deut- 
schen Gesetzen  oben  S.  7). 

Aus  dieser  Darstellung  des  Reclits  der  rev. 
B.  K.  zusammen  mit  dem  der  Spezialverträge 
Deutschlands  mit  Frankreich,  Belgien  und  Italien 
(i.  Abteilung  der  Arbeit),  ergibt  sich,  daß  die 
genannten  Sonderabkommen  gegenüber  der  rev. 
B.  K.  für  den  Schutz  vertragsländischer  Werke 
in  Deutschland  jede  selbständige  Bedeutung  ver- 
loren haöeUj  da  die  Bestimmungen  der  Spezial- 
verträge von  der  rev.  B.  K.  aufgenommen  wurden 
(vergl.  bezüglich  der  Förmlichkeiten  oben  S.  17, 
des  Uebersetzungsrechts  oben  S.  26,  des  Auf- 
führungsrechts oben  S.  26  f.)  und  die  Ueber- 
gangsbestimmungen  der  Spezialverträge  (Art.  3 
der  Spezialverträge)  dem  Recht  der  rev.  B.  K. 
zuwiderlaufen  (vergl.  oben  S.  26). 

Dagegen  beanspruchen  sämtliche  Vorschriften 
der  Spezialverträge  gegenüber  der  alten  B.  K. 
volle  Geltung,  da  sie  ausdrücklich  zum  Zwecke 
der  Ergänzung  der  Bestimmungen  der  älteren 
Vertragsakte  von  den  Vertragskontrahenten  er- 
lassen wurden  (Art.  i  der  Spezialverträge). 

Das  Recht  der  B.  K.  von  1886  und  1896 
und  der  Spezialverträge  soll  nun  in  der  folgen- 
den 2.  Abteilung  zum  Gegenstand  der  Unter- 
suchung gemacht  werden. 

2.  Ahteilimg. 
Die  B.K.  von  ISSO  nebst  Zusatzartikel  und 

DeJclaration  von  ISiH»  und  die  f'erträf/e 
Deutschlands  mit  Frankreich.,  Belyien  und 
Italien  von  lit07. 
Die  Spesialverträge  Deutschlands  mit  Frank- 
reich,  Belgien   und   Italien  bleiben   neben  der 

fassers  Mitteilung  gemadit  ist,  Widerspruch  erhebt  (v'jl.  dazu 
noch  §  n). 

,sV  IQ  des  Ges.  v.  igoy:  Zulilssig  ist  die  Vervielfältigung  und 
Verbreitung,  wenn  einzelne  Werke  in  eine  selbständige  wissen- 
si  h.iftliche  Arbeit  oder  in  ein  für  den  Schul-  oder  Unterrichts- 
gebrunch  bestimmtes  Schriftwerk  ausschließllcli  z\ir  iM  läuterung 
des  Inhalts  aufgenommen  weiden.  Auf  W  erke,  die  weder  ei - 
schienen  noch  bleibend  öffentlich  ausgestellt  sind,  erstreckt  sich 
diese  Uefiignis  nicht.  Wer  ein  fremdes  Weik  in  dieser  Weise 
benutzt,  hat  die  Quelle,  sofern  sie  auf  ilem  Werke  genannt  ist, 
deutlich  unzujjeben. 


—  31  - 


alten  B.  K.  (wie  der  rev.  B.  K.  gegenüber,  vergl. 
oben  S.  lo)  nur  insoweit  in  Kraft,  als  ihre  Be- 
stimmungen der  B.  K.  nicht  zuwiderlaufen  oder 
den  Urhebern  vv-eitergehende  Rechte,  als  ihnen 
durch  den  Verband  gewährt  werden,  einräumen 
(Art.  15).  Da  diese  Verträge  eine  Bestimmung 
des  Grundprinzips  nicht  enthalten,  sondern  nur 
einzelne  Ausnahmen  vom  Grundprinzip  fest- 
setzen, so  sind  die  SpezialVerträge  lediglich  unten 
im  2.  Kapitel,  das  die  Abweichungen  vom  Grund- 
prinzip behandelt,  auf  ihre  Geltung  neben  der 
B.  K.  zu  untersuchen. 

Da  Schweden  utid  Norzvegen  der  Zusatzakte 
von  1896  nicht  beigetreten  sind,  bleibt  im  Ver- 
hältnis zu  diesen  Staaten  die  Konvention  von 
1886  voll  in  Geltung.  Es  muß  daher  bei  der 
folgenden  Darstellung  auf  die  besondere  Rechts- 
lage schwedischer  und  norwegischer  Urheber 
in  Deutschland  Rücksicht  genommen  werden. 
Soweit  die  Zusatzakte  von  i8g6  keine  Verände- 
rung bringen,  soll  in  folgendem  immer  nur 
schlechthin  von  der  „B.  K."  gesprochen  werden. 
Im  ürigen  soll  zwischen  der  B.  K.  von  1886  und 
1896  unterschieden  werden. 

England  hat  die  Deklaration  von  1896  nicht 
unterzeichnet.  Mit  Rücksicht  auf  den  Charakter 
der  Deklaration  als  einer  authentischen  Inter- 
pretation (Allfeld,  S.  355)  einzelner  strittiger 
Punkte  der  B.  K.  kann  derselben  im  Verhältnis 
zu  England  wohl  ebenfalls  Bedeutung  beige- 
messen werden. 

Näherhin  muß  die  Darstellung  des  Rechts 
der  B.  K.  im  Einklang  mit  derjenigen  der  rev. 
B.  K.  in  zwei  Kapiteln  erfolgen,  in  denen  das 
Grundprinzip  und  die  Abweichungen  von  dem 
Grundprinzip  zu  behandeln  sind. 

/.  Kapitel:   Das  Grundprinzip  der  B.  K. 

§  s. 

Die  B.  K.  stellt  in  ihrem  Art.  2  (fast  gleich" 
lautend  mit  Art.  4  rev.  B.  K.)  ebenfalls  die 
Gleichbehandlung  der  Ausländer  mit  den  Ein- 
heimischen als  Grundprinzip  der  Konvention  auf. 
Dasselbe  muß  (wie  oben  das  Grundprinzip  der 
rev.  B.  K.)  nach  zwei  Hauptrichtungen  hin  den 
Gegenstand  der  Untersuchung  bilden,  nämlich, 
ob  das  Grundprinzip  überhaupt  von  strafrecht- 
licher Bedeutung  ist  und  wer  den  Vertragsschutz 
genießt. 

/.  Hai  das  Grundprinzip  der  B.  K.  eine 
direkte  strafrechtliche  Bedeittung? 

In  Art.  2  B.  K.  werden  (ebenso  wie  in  Art.  4 
rev.  B.  K.)  den  verbandsländischen  Urhebern 
diejenigen  „Rechte"  zugebilligt,  welche  den  in- 
ländischen Urhebern  eingeräumt  werden.  Eine 
gesetzliche  Interpretation,  wonach  das  Wort 
„Rechte"  in  dem  Sinne  von  „Rechtsbehelfe", 
„Schutz"  und  damit  auch  von  strafrechtlichem 
Schutz  zu  verstehen  ist,  fehlt  in  der  B.  K.  (an- 
ders Art.  4  Abs.  2  rev.  B.  K.,  oben  S.  11). 
Aber  auch  hier  ist  das  Wort  „Rechte"  in  dieser 
Weise  auszulegen  und  zwar  mit  Rücksicht  auf 
die  Geschichte  der  Konvention. 

In  dem  Vorentwurf  des  schweizerischen 
Bundesrats  stnnd  nämlich  statt  „Rechte"  —  „den 


gleichen  Schiit:^"  und  zwar  mit  dem  Zusatz  „und 
die  gleiche  gesetzliche  Rechtshilfe  gegen  jeden 
Eingriff  in  ihre  Rechte",  wonach  also  die  Zu- 
sicherung des  strafrechtlichen  Schutzes  doppelt 
ausgesprochen  war. 

Die  veränderte  Annahme  des  ICntwurfs  in 
der  Form  des  Art.  2  B.  K.,  bei  der  der  ge- 
nannte Zusatz  wegfiel  und  dazu  „Schutz"  durch 
„Rechte"  ersetzt  wurde,  geschah  aber  nicht  in 
der  Absicht,  inhaltlich  etwas  anderes  zum  Aus- 
druck zu  bringen.  Es  wurde  vielmehr  der  frag- 
liche Zusats  mit  der  ausdrücklichen  Erklärung 
gestrichen,  daß  er  neben  dem  allgemeinen  Aus- 
druck „den  gleichen  Schutz"  etwas  Selbstver- 
ständliches enthalte  (vgl.  Röthlisberger,  B.  K., 
S.  98).  Gleichzeitig  wurde  das  Wort  „Schutz"  in 
„Rechte"  umgeändert  und  zwar  olme  Afigabe 
eines  Grundes.  Dies  zeigt,  daß  damit  nur  eine 
redaktionelle  Aenderung  getroffen  werden  sollte. 
Denn  hätte  hiermit  der  Schutz  der  vertrags- 
ländischen  Autoren  auf  das  Privairecht  (Ur- 
heberrecht und  Schadensersatzanspruch)  be- 
schränkt werden  sollen,   so   hätte  ausdrücklich 

j  dabei  bemerkt  werden  müssen,   man  wolle  den 

1  straf rechtlicheu  Schutz,  den  man  eben  noch  be- 
tonte, fallen  lassen.  Dies  ist  jedoch,  wie  er- 
wähnt, unterblieben. 

Darnach  ist  das  Wort  „Rechte"  nur  ein  an- 

\  derer  Terminus  für  denselben  Inhalt,  der  dem 
Ausdruck  „Schutz"  beizumessen  ist  und  daher 
im  Sinne  von  Rechtslage,  nicht  in  der  engeren 

i  Bedeutung  von  subjektivem  Privatrecht  zu  ver- 
stehen. 

Sonach  genießen  die  Urheber  vertragsländi- 
scher  Werke  wie  nach  der  rev.  B.  K.,  so  auch 
nach  Art.  2  der  B.  K.  den  zivil-  und  strafrecht- 
lichen Schutz  der  deutschen  Urheberrechts- 
gesetze (gleicher  Auffassung  ohne  Begründung 
Allfeld  zu  Art.  2  B.  K.)  und  zwar  der  jetzt 
geltenden  von  1901  und  1907,  nicht  derjenigen 
von  1870  und  1876,  die  zurzeit  des  Abschlusses 
der  B.  K.  in  Geltung  standen.') 

Die  völkerrechtliche  Seite  des  Grundprinzips, 
der  Grundsatz  der  Reziprozität,  hat  keinen 
strafrechtlichen  Charakter.  Insbesondere  ist 
der  strafrechtliche  Schutz  der  deutschen  Ur- 
heber in  den  anderen  Vertragsländern  auf  Grund 
der  staatsrechtlichen  Legalisierung  der  Konven- 
tion keine  strafrechtliche  Bedingung  des  Kon- 
ventionsschutzes (vgl.  hierzu  oben  S.  11  und  12). 

//.   Wer  genießt  den  Schutz  der  B.  K? 

Hier  sind  ebenso  wie  dies  oben  §  3  für  die 
rev.  B.  K.  geschah,  drei  Einzelfragen  zu  beant- 
worten, nämlich:  Wer  erhält  den  Vertragsschutz, 
^  ivelche  Länder  sind  zur  Gewährung  dieses 
Schutzes  verpflichtet  und  was  ist  unter  Vertrags- 
schutz zu  verstehen?  Insoweit  die  re\'.  B.  K. 
und  die  B.  K.  übereinstimmen,  kann  auf  die 
Ausführungen  oben  S.  12  ff.  verwiesen  werden. 

I.  Wer  erhält  den  Vertragsschutz? 

Nach  B.  K.  Art.  2  und  dem  Art.  3  der  B.  K. 
von  i8p6  (anders  Art.  3  der  B.  K.  von  1886, 

')  „Diejenigen  Rechte,  welche  die  betreffenden  Geselzr  den 
inländischen  Urhebern  gegenwärtic  einräumen  oder  in  Zukunft 
einräumen  werden"  (Art.  2  Abs,  i). 
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vgl.  unten)  erhalten  die  verhandsan^e/id'ri£-en 
Urheber  für  die  in  einem  Verbandsland  zum 
erstenmal  veröffentlichten  und  für  die  nicht 
veröffentlichten  \\'erke,  die  verbands/"r<?wfl'<';/ 
Urheber  nur  für  die  in  einem  Verbandsland  zum 
erstenmal  veröffentlichten  Werke  den  Vertrags- 
schutz. 

Es  ist  darnach  in  diesen  Artikeln  ebenso  wie 
in  der  rev.  B.  K.  einmal  der  Urheber  nicht  der 
Verleger  geschützt  und  dann  für  veröffentlichte 
Werke  das  TerritorialUätsprhizip,  für  nicht 
veröffentlichte  Werke  das  Naiio7ialUiitsprinzip 
zur  Anerkennung  gekommen  (vgl.  auch  oben 
S.  12).  Die  Frage,  wann  ein  Werk  als  Er- 
zeugnis eines  bestifnmteii  Verbandslandes  gelten 
soll,  und  es  daher  als  verhandslä>idisches  Werk 
bezeichnet  werden  darf,  ist  in  der  B.  K.  und  der 
rev.  B.  K.  ebenfalls  übereinstimmend  geregelt: 
Für  nichtverciffentlichte  Werke  gilt  das  Heimat- 
land des  Urhebers,  für  veröffentlichte  das  Land 
der  ersten  Veröffentlichung  als  ^^Ursprimgsland''^ .  1 
Hat  die  erste  Veröffentlichung  gleichzeitig  in  I 
mehreren  Verbandsländern  stattgefunden,  dann 
wird  dasjenige  als  Ursprungsland  angesehen, 
das  die  kürzeste  Schutzfrist  gewährt  (Art.  2 
Abs.  3  und  4  B.  K.).  Die  rev.  B.  K.  Art.  4 
Abs.  2  enthält  dazu  die  Bestimmung,  daß  bei  ' 
gleichzeitiger  Veröffentlichung  in  einem  Nicht- 
verbandsland  und  einem  Verbandsland  letzteres 
als  Ursprungsland  gelte.  Trotzdem  eine  solche 
Vorschrift  in  der  B.  K.  fehlt,  muß  auch  für  sie 
dasselbe  gelten  mit  Rücksicht  darauf,  daß  ein 
solches  Werk  die  Voraussetzung  des  Vertrags- 
schutzes erfüllt,  daß  es  nicht  zum  ersten  Male 
außerhalb  des  Verbandes  veröffentlicht  wurde 
(vgl.  Allfeld,  S.  307).  j 

Für  veröffentlichte  Werke  kommt  daher  das 
Heimatland  des  Urhebers  bei  der  Bestimmung 
der  Verbandsangehörigkeit  eines  Werks  in 
keiner  Weise  in  Betracht. 

Speziell  ist  folgendes  anzufügen: 

a)  „  Veröffenflichicng^''  ist  im  Sinne  der  B.  K. 
als  Erscheinen  im  Verlag  aufzufassen;  so 
die  Deklaration  Ziff.  2  übereinstimmend  mit 
Art.  4  Abs.  3  rev.  B.  K.  (vgl.  daher  oben 
S.  12  t.). 

b)  Abweichend  von  dem  dargestellten  Recht 
der  B.  K.  von  1896  Art.  3  setzt  der  gleiche 
Artikel  der  alten  B.  K.  von  1886,  der  im 
Verhältnis  zu  Schweden  und  Norwegen 
Geltung  behalten  hat,  fest,  daß  für  die  in 
einem  Verbandsland  zum  ersten  Mal  ver-  | 
(jffentlichten  Werke  verba7tds/remder  Ur- 
heber nicht  der  Urheber,  sondern  der  Ver- 
leger den  Vertragsschutz  erhalten  soll.  Hier- 
durch entsteht  der  Zweifel:  Hat  der  Ver- 
leger alle  Urheberrechte  ohne  Rücksicht  ' 
auf  das  Vertrags\erhältnis  mit  dem  Autor, 
erhält  er  also  einen  originären  Schutz  oder 
ist  das  Vertragsverhältnis  maßgebend,  so 
(laß  er  nur  so  viele  Rechte  hat,  als  ihm 
vom  1  Theber  zugestanden  werden  ?  In 
diesem  Fall  nimmt  der  Verleger  als  Rechts- 
nachfolger die  Rechte  des  Urhebers  wahr. 
Letztere   Auffassung  vertritt   die   deutsche  ' 


Abordnung  zu  der  Pariser  Konferenz  in 
einem  Aktenstück  betitelt:  .\nmerkungen 
betr.  Art.  3  der  B.  K.  (zitiert  bei  Röthlis- 
BERGER,  B.  K.,  S.  134),  wobei  sie  jedoch 
darauf  hinweist,  daß  beide  Auslegungen 
mit  dem  Art.  3  vereinbar  seien.  In  Be- 
ziehung zu  Schweden  und  Norwegen  ist 
also  in  dieser  Beziehung  obiger  Zweifel 
nicht  gelöst.  Immerhin  kann  man  mit  Rück- 
sicht darauf,  daß  ivegen  dieser  Unsicherheit 
der  Rechtslage  in  Art.  3  der  Zusatzakte  v.  1896 
\  on  dem  selbständige)!  Verlegerschlitz  über- 
haupt abgeseheji  umrde,  die  Auffassung  der 
deutschen  Abordnung  als  die  richtige  an- 
nehmen, da  sie  die  dem  Verleger  ungünstigere 
ist  und  sie  damit  der  in  Paris  herrschenden 
.Auffassung  am  meisten  gerecht  wird. 

2.  Welche  /.ander  sind  zum  Vertragsschutz 
verpflichtet  ? 

In  Art.  2  und  3  B.  K.  wird  bestimmt,  daß 
die  einem  Verbandsland  angehörigen  Werke  in 
den  „übrigen  Ländern"  den  Vertragsschutz  ge- 
nießen sollen.  Nach  dem  ganzen  Zusammenhang 
dieser  Vorschrift  sind  unter  den  „übrigen  Län- 
dern" im  Sinne  des  Art.  2  und  3  B.  K.  alle 
Länder  —  }nit  Aiisnahtne  des  Ursp>  ungslands  — 
zu  verstehen  (so  auch  Röthlisberger,  B.  K., 
S.  139),  wie  dies  jetzt  Art.  4  Abs.  2  rev.  B.  K. 
ausdrücklich  bestimmt. 

Der  Zusatz  der  rev.  B.  K.  —  mit  Ausnahme 
des  Ursprungslands  —  kann  überdies  als  gesetz- 
liche Interpretation  auch  für  die  B.  K.  verwertet 
werden.  Zum  Vertragsschutz  sind  daher  die 
Verbandsstaaten  mit  Aiisnahine  des  Ursprungs- 
lands verpflichtet. 

Der  Schutz  tles  Werks  im  Ursprungsland 
selbst  ist  Sache  des  interne?i  Rechts  dieses 
Staates. 

a)  W^ie  ist  es  nun,  wenn  der  nach  der  Kon- 
vention als  Ursprungsland  geltende  Staat 
ein  solches  Werk  nicht  als  inländisches  an- 
sieht und  demzufolge  dasselbe  nach  seinen 
internen  Gesetzen  nicht  schützt? 

Dies  ist  möglich  bei  den  zum  erstenmal 
in  einem  Verbandsland  veröjfeiitlichten 
Werken  (vgl.  oben  S.  13).  Für  die  rev. 
B.  K.  haben  Art.  5  und  6  jedem  Zweifel 
ein  Ende  gemacht  durch  die  positive  Be- 
stimmung, daß  das  Ursprungsland  ver 
pflichtet  sei,  die  fraglichen  Werke  als  In- 
ländische zu  schützen.  Trotzdem  die  B.  K. 
eine  solche  Bestimmung  nicht  aufweist,  muß, 
wie  dies  in  der  deutschen  Denkschrift  zur 
Zusatzakte  (Drucks,  d.  Reichstags,  9  Per., 
4.  Scss.,  Bd.  VIII,  Nr.  640)  betont  wird, 
dasselbe  gelten.  Dieselbe  bemerkt  (S.  16): 
„Darüber,  daß  die  nicht  dem  Verband  an- 
gehörigen Urheber  auch  in  dem  Verbands- 
land selbst,  wo  sie  ihre  Werke  veröffent- 
lichen oder  veröffentlichen  lassen,  Schutz 
genießen,  herrschte  in  Paris  liinstimmig- 
keit".  Wenn  darnach  die  Urheber  xnr- 
hamh/remder,  d.  i.  solcher  Staaten,  die 
heine  (Gegenseitigkeit  zu  verbürgen  brauchen, 
im  Ursprungsland  Schutz  genießen,  um  wie- 
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viel  mehr  dann  auch  die  Werke  anderer  ver- 
häin^sattgehöriger  Urheber.  Das  W erk  ist  im 
Ursprungsland  als  itiländisches  zu  schützen, 
nicht  nach  den  Bestimmungen  des  Vertrages 
(so   auch  RüTHLlSBERGER,   B.  K.,  S.  139). 
Dies  stellt  sich  als  ein  unmittelbarer  Eingriff 
in  die  interne  Gesetzgebung  des  Ursprungs- 
lands dar(vgl.auch  oben  S.  13,  col.  2,  Anm.  i). 
b)  Für  die  Besonderheiten  bei  Verschiedenheit 
des  Ursprungslands  und  des  Heimatlandes 
vgl.  oben  S.  13. 
j.   Was  ist  unter  Vertragsschutz  zu  ver- 
stehen ? 

Die  verbandsangehörigen  Werke  werden  als 
inläfidische  Werke  eines  verbandsangehörigen 
Ursprungslands,  also  in  dem  Land  der  Schutz- 
gewährung als  ausländische  geschützt. 

Der  Inhalt  des  Vertragsschutzes  besteht  in 
der  prinzipiellen  Gleichbehandlung  der  vertrags- 
ländischen  Werke  mit  den  einheimischen  (Grund- 
prinzip) und  der  Gewährung  der  dem  Urheber 
verbandsländischer  Werke  selbständig  zuge- 
billigten Rechte  (vgl.  für  rev.  B.  K.,  oben  S.  13). 
Diese  Ausnahmen  vom  Grundprinzip  sollen  nun 
im  2.  Kapitel  behandelt  werden. 

2.  Kapitel:  Die  Abweichungen  von  dem  Grujid- 
prittzip  der  B.  K. 
Die  Bestimmungen  der  B.  K.,  die  sich  als 
Abweichungen  von  dem  Grundprinzip  darstellen, 
berücksichtigen  entweder  das  Recht  des  Ur- 
sprungslajids  neben  der  nach  dem  Grundprinzip 
allein  maßgebenden  Gesetzgebung  des  Landes 
der  Schutzgewährung  oder  sie  enthalten  eigefies 
materielles  Recht,  das  von  dem  internen  Recht 
des  Landes  der  Schutzgewährung  und  des  Ur- 
sprungslandes in  gleicher  Weise  absieht  (ebenso 
rev.  B.  K.  oben  2.  Kapitel  S.  14  ff.). 

§  9- 

Die  Mitberücksichtigung  des  Rechts  des  Ur- 
sprungslands in  der  B.  K.  (Schutzfristeii,  Be- 
dingungen und  Förmlichkeite7i). 

I.   Die  Schutzfristen  nach  der  B.  K. 

Art.  2  Abs.  2  B.  K.  lautet:  „Derselbe  (der 
Schutz)  kann  in  den  übrigen  Ländern  die  Dauer 
des  im  Ursprungsland  gewährten  Schutzes  nicht 
übersteigen."  Hierin  ist  der  Grundsatz  der 
Fristausgleichtmg^  die  Geltung  der  kürzesten 
Schutzfrist  schrankenlos  zur  Anerkennung  ge- 
langt, da  die  Bestimmung  einer  gemeinsamen 
Schutzfrist,  wie  sie  in  Art.  7  Abs.  i  rev.  B.  K. 
festgesetzt  wird,  fehlt.  Da  jedoch  die  gemein- 
same Schutzfrist  von  50  Jahren  für  den  Schutz 
verbandsländischer  Werke  ifi  Deutschland  keine 
praktische  Bedeutung  hat  und  darnach  für 
Deutschland  der  Grundsatz  der  Fristaus- 
gleichung auch  nach  der  rev.  B.  K.  ausnahmslos 
gilt,  so  kann  auf  die  Untersuchung,  oben  S.  14  ff. 
(für  die  Frage,  welche  Länder  die  kürzeste 
Schutzfrist  haben,  vgl.  bes.  15  ff.)  Bezug  genomm;n 
werden. 

Aus  der  Vorschrift,  daß  der  Schutz  in  den 
übrigen  Ländern  den  im  Ursprungsland  ge- 
währten nicht  übersteigen  darf,  folgt  über- 
dies  für   die  B.  K.,  daß  das  Werk  im  andern 


I  Vertragsland  überhaupt  keinen  Schutz  genießt, 
i  wenn  das  Ursprungsland  die  kürzeste  Schutzfrist 
aufweist.  Die  rev.  B.  K.  hat  sich  dieser  Folge- 
rung durch  die  ausdrückliche  Bestimmung  des 
Art.  4  Abs.  2  entzogen,  daß  der  Genuß  und  die 
Ausübung  der  Rechte  an  verbandsländischen 
Werken  von  dem  Bestehen  eines  Schutzes  im 
Ursprungsland  unabhängig  sein  soll. 
I  //.  Bediftgungen  und  Förmlichkeiten  in  der 
B.K. 

Außer  dem  allgemeinen  Erfordernis,  daß  ein 
'  urheberrechtlich  zu  schützendes  Werk  einer  in- 
dividuellen Geistestätigkeit  entstammt,  machen 
die  verschiedenen  Staaten  für  alle  oder  doch 
gewisse  Kategorien  von  Werken  die  Gewährung 
des  Urheberrechts  positiv  von  der  Erfüllung 
„formeller  und  materieller  Bedingungen  und 
Förmlichkeiten"  ')  abhängig.  Nach  dem  Grund- 
prinzip der  B.  K.  müßte  das  verbandsländische 
Werk  diese  Bedingungen  und  Förmlichkeiten 
des  Landes  der  Schutzgewährung  erfüllen.  Dies 
würde  jedoch  „im  Verkehr  unter  einer  Mehrzahl 
von  Staaten  nicht  durchführbar  sein,  denn  der 
dem  einen  Verbandsland  angehörige  Urheber 
würde  darnach  gehalten  sein,  die  in  den  Gesetz- 
gebungen sämdicher  übrigen  Verbandsländer 
vorgeschriebenen  Formalitäten  und  Modalitäten 
zu  erfüllen,  was  nicht  nur  für  den  Einzelnen 
eine  nicht  vorauszusetzende  Kenntnis  sämtlicher 
in  Betracht  kommender  Gesetzgebungen  be- 
dingen, sondern  auch  zu  einer  Unzahl  von  Be- 
lästigungen führen  und  den  Wert  des  Verbands- 
schutzes in  Frage  stellen  könnte"  (Denkschrift 
zur  B.  K.).  Deshalb  wurde  es  in  Art.  2  Abs.  2 
B.  K.  für  genügend  erklärt^  daß  ein  Werk  die 
Bedifiguttgen  und  Förmlichkeiten  des  Ur- 
sprungslandes erfüllt. 

Darunter  versteht  man  nur  solche  Voraus- 
setzungen, auf  deren  Erfüllung  die  E?itstehung 
des  Urheberrechts  beruht.  Außer  diesen  Er- 
fordernissen müssen  die  Werke  nach  den  Ge- 
setzen der  einzelnen  Staaten  andere  aufweisen, 
die  sich  lediglich  als  Prozeßvoraussetzungen 
darstellen^)  oder  den  Umfang  des  Schutzes  be- 
treffen. Auf  beide  Arteii  bezieht  sich  die  Rege- 
lung des  Art.  2  B.  K.  nicht  (vgl.  bes.  R.  G.  E. 
Str.  S.,  Bd.  30,  S.  8i  und  Röthlisberger,  B.  K., 
S.  108  und  109.)  Eine  Bedingung  letzterer  Art 
!  enthalten  z.  B.  §  3 1  (.Angabe  des  wahren  Namens 
=  Bedingung  des  Schutzes  während  der  ganzen 
1  Frist)  und  §  11  des  Gesetzes  von  1901,  (das 
I  Nichterscheinenlassen  des  Werks  =  Bedingung 
für  den  Schutz  gegen  öffentliche  Mitteilung  des 
wesentlichen  Inhalts  und  gegen  öffentlichen  Vor- 
trag des  Werks.)  Jedes  verbandsländische  Werk 
muß  7iach  dem  Grundpri)izip  diese  Bedingungen 
der  deutschen  Gesetze  erfüllen,  wenn  es  in  Deutsch- 
land in  dem  fraglichen  Umfatig  Schutz  bean- 
spruchenwill (vgl.  auch  Allfeld,  S.309,  Röthlis- 
berger, B.K.,  S.  109),  wie  die  verbandsländischen 

')  Vgl.  Denksrlirift  zur  B.  K.  v.  1886. 

2)  Die  in  Frankreich  (G.  v.  1881  über  die  Freiheit  der  l'resse) 
vorgescliriebene  Hinterlegung  Ist  eine  solche  l'rozcOvoraus- 
setzuiig.  Die  Nichtbefolgung  der  Hintci  legung  ist  mit  einer 
BiiDi!  von  16  — joo  Frcs.  brdroht,  d -s  Rechts  geht  der  Urheber 
jedoch  nicht  verlustig  (vgl.  auch  R.  O.E.  Str.  S.,  Bil  30,  S.  81  v. 
8.  IV.  1S97). 
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Werke  überhaupt  nach  dem  Grundprinzip  alle 
Voraussetzungen  der  Gesetze  des  Landes  der 
ScAu^z^^ewMrun^-  erfüllen  müsstn,  die  den  Umfang 
desSchutzes  beeinflussen,  wenn  der  Urheber  eines 
solchen  Werks  den  vollen  Schutz  dieses  Landes 
in  Anspruch  nehmen  will. 

Die  Bedingungen  und  Förmlichkeiten  dagegen, 
die  die  Entstehung  des  Rechts  berühren  und 
deren  Erfüllung  im  Ursprungsland  nach  Art.  2 
B.  K.  für  den  Verbandsschutz  genügt,  '  sind  mit 
RÖTHLISBERGER,  B.  K. ,  S.  i07ff. ,  dahin  zu 
charakterisieren,  daß  unter  Förmlichkeiten  die 
von  dem  Urheber  zu  treffenden  Maßnahmen  zu 
verstehen  sind,  welche  er  offiziell  bei  einer  Be- 
hörde'^') trifft,  während  die  Bedingungen  Voraus- 
setzungen sind,  welche  der  Autor  von  sich  aus^) 
erfüllt,  daO  beide  aber  notwendig  sind,  um  den 
Schutz  zu  erlangen. 

Die  Bedingungen  und  Förmlichkeiten  in  den 
einzelnen  Ländern  sind  von  RÖTHLISBERGER: 
„Der  interne  und  internationale  Schutz  des  Ur- 
heberrechts in  den  verschiedenen  Ländern"  aus- 
führlich zusammengestellt  (vgl.  hierüber  auch 
RÖTHLISBERGER,  B.  K.,  S.  103  und  104).  Die 
Frage,  welche  Bedingungen  des  Ursprungslands 
ein  Verbandswerk  zu  erfüllen  hat,  um  in  der 
Konvention  Schutz  zu  genießen,  ist  jedoch  von 
keiner  praktischen  Bedeutung,  da  die  Konven- 
tion die  wesentliche  Bedingung,  den  Vorbehalt 
bei  Zeitungsartikeln  und  Werken  der  Tonkunst 
selbst  regelt  (Art.  7  und  9  B.  K.). 

Da  die  Bedingungen  und  Förmlichkeiten  des 
Ursprungslands  zu  erfüllen  sind,  ist  bei  gleich- 
zeitiger Veröffentlichung  eines  Werks  in  ver- 
schiedenen Verbandsländern  das  Recht  des 
Landes  der  kürzesten  Schutzfrist  —  als  des 
Ursprungslands  —  hierfür  maßgebend  (anders 
—  aber  ganz  willkürlich  —  Kohler,  Immaterial- 
güterrecht, S.  346 ;  nach  ihm  genügt  die  Er- 
füllung der  Bedingungen  und  Förmlichkeiten  in 
einem  der  Länder  der  gleichzeitigen  Veröffent- 
lichung). 

Zum  Nachweis,  ob  die  im  Ursprungsland 
vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  3)  erfüllt  sind, 
„können  die  Gerichte  eintretendenfalls  die  Bei- 
bringung einer  von  der  zuständigen  Behörde 
ausgestellten  Bescheinigung  fordern".   (Art.  11.) 

Ob  die  Bedingungen  erfüllt  sind,  kann  keine 
Behörde  des  Ursprungslandes  bestätigen,  da  es 
sich   hier   lediglich   um   ein  Verhalten   des  Ur- 

')  Beispiele:  Eintrajjunf;,  Hinterlegung  von  Pflichtexemplaren. 
Einschreibung  in  ein  Register,  Erklärung  vor  einem  Beamten 

')  Beispiel:  Vorliehalt  namentlich  bei  Uebersetzungen  und 
Zeitungsartikeln  (Deutsch.  G.  v.  1901,  §  icS  Abs.  i). 

Flirmticliheitnn  in  den  einzelnen  Vertragsländern : 
In  Belgien,  Luxemburg  unA  der  Scinveis:  Eintragung  der 
von  den  Behörden  herausgegebenen  Werke,  bei  der  Schweiz 
auch  der  nachgelassenen  und  pliotographischen  Werke. 

Dänemark:  Eintragung  von  Photographien  und  Hinter- 
legung derselben.  Eintragung  für  alle  Werke  schreiben  vor 
Großbritannien  und  Japan. 

Spanien  verlangt  die  Eintragung  mit  Ausnahme  der  Werke 
der  Malerei  und  Plastik  und  dio  Hinterlegung  von  drei  Pflicht- 
exemplaren. 

Italien  schreibt  die  Hinterlegung  von  i — 3  Pflichtexemplaren 
vor,  auüerdein  muß  eine  vom  Rrchtsinh:ibcr  «der  Vertreter 
unterzeichnete  Erklärung  des  Vorbehalts  aller  Rechte  ab- 
gegeben werden  (vgl.  dazu  Röthlishergek,  Berner  Konvention 
S.  103  und  104). 

Deulschland:  Fakultative  Eintragung  des  Namens  bei 
Pseudonymen  Werken  zur  Erlangung  des  längeren  Schutzes 
(§  31  d.  G.  V.  igoi). 


hebers  ohne  Mitwirkung  der  Behörden  handelt 
(Allfeld,  Kommentar,  S.  329). 

In  der  rev.  B.  K.  ist  von  der  Erfüllung  der 
Bedingungen  und  Förmlichkeiten  auch  des  Ur- 
sprungslands abgesehen  worden,  so  daß  das 
Recht  des  Ursprungslands  in  der  rev.  B.K.  nur 
bei  der  Prüfung,  welches  Land  die  kürzeste 
Schutzfrist  hat,  heranzuziehen  ist  (vg-l.  oben 
S.  17). 

In  den  Spezia/verträgefi  mit  Frankreick, 
Belgien  (Art.  4)  und  Italien  {Art.  wird 
—  ebenso  wie  in  der  rev.  B.  K.  Art.  4  Abs.  2  — 
bestimmt,  daß  der  Genuß  der  Rechte  von  dem 
Nachweis  irgend  welcher  Förmlichkeiten  des 
Ursprungslandes  vor  den  Gerichten  des  Landes 
der  Schutzgewährung  unabhängig  sein  soll. 
Diese  Bestimmung  bezieht  sich  auf  alle  Werke 
der  Literatur,  Kunst  und  Photographie  (bezüg- 
i  lieh  letzterer  Werke  vgl.  Art.  6  des  Vertrags 
,  mit  Frankreich  und  Belgien,  Art.  7  mit  Italien), 
die  Gegenstand  des  Schutzes  der  B.K.  sind 2). 
Da  diese  Vorschrift  über  die  B.K.  hinausgeht, 
wird  Art.  2  Abs.  2  B.K.  im  Verhältnis  Deutsch- 
lands zu  Frankreich,  Belgien  und  Italien  und 
'  umgekehrt  hierdurch  außer  Kraft  gesetzt. 

I  §  10. 

Die  Schutsobjekte  der  B.  K. 
Die  B.K.  erläutert  ihren  Art.  i,  der  den 
Gegenstand  des  Schutzes  generell  bezeichnet,  in 
der  Weise,  daß  sie  in  Art.  4  3)  die  hauptsäch- 
lichsten Werke  der  Literatur  und  Kunst  auf- 
zählt und  die  übrigen  Werke  mit  dem  all- 
gemeine?i   Hinweis   (Schlußformel   des   Art.  4) 

i  unter  Schutz  stellt,  daß  der  Ausdruck  „Werke 
der  Literatur  und  Kunst"  überhaupt  jedes  Er- 
zeugnis aus  dem  Bereiche  der  Literatur,  Wissen- 
schaft oder  Kunst,  welches  im  Wege  des  Drucks 
oder    sonstiger    Vervielfältigung  veröffentlicht 

j  werden  könne,  umfasse. 

Art.  4  der  B.K.  unterscheidet  sich  von  den 

'  analogen  Art.  2  und  3  rev.  B.K.  dadurch,  daß 
die  wichtige  Bestimmung  des  Art.  2  Abs.  j  und 
Art.  3  5.  2,  wonach  die  vertagschließenden 
Länder  verpflichtet  sind,  den  namentlich  auf- 
gezählteti  Werken  Schutz  zu  gewähren,  in  Art.  4 

')  „Der  GenuD  der  Rechte,  welche  den  Urhebern  zustehen, 
j    die  ihre  Werke  zum  ersten  Mal  in  dem  Gebiet  eines  der  beiden 
!    vertragschließenden   Teile  veröffentlicht    haben,   ist    von  dem 
I    Nachwe.is  der  Erfüllung  irgend  welcher  Förmlichkeiten  vor  den 
Gerichten  des    an<lern  Landes  unabhiingig'    (Art.  4   der  Ver- 
träge Deutschlands  mit  Krankreich  und  Belgien,  Art  5  des 
Vertrags  Deutschlands  mit  Italien). 

')  Die  Verträge  Deutschlands  mit  Frankreich,  Belgien  und 
Italien  von  1907  enthalten  keine  Aufzählung  der  Schutzobjekte 
I    mehr  wie  die  früheren  SpezialVerträge,  es  dienen  die  einzelnen 
'    Vertragsbestimmungen   in   dieser  Richtung  vielmehr  der  Er- 
I   gänzung  der  B.  K.  (Art.  2  dieser  Verträge).    Darnacli  brauchen 
mit  Rücksicht  auf  Art.  4  bzw.  5  dieser  Verträge  im  Verhältnis 
Deutschlands  zu  Frankreich,  Belgien  und  Italien  (ür  alle  nach 
der  B.K  zu  schützenden  Werke  einschließlich  der  Photographien 
(Art.  6  resp.  7  der  SpezialVerträge)  Förmlichkeiten  nicht  erfüllt 
zu  werden. 

Art.  4  B.K. :  .Der  Ausdruck,  , Werke  der  Literatur  und 
Kunst'  trrtrfaflt  Bücher,  Broschüren  und  alle  airderen  Schrift- 
werke; dramatische  und  drairialisch-musik.ilische  Werke,  musi- 
j  kaiische  Kompositionen  mit  odir  ohne  Text;  Werke  der  zeich- 
nenden Kunst,  der  Malerei,  der  Bildhauerei;  Stiche,  Lithogra- 
phien, Illustrationen,  geographische  Karten;  geographische, 
topographische,  architektonische  oder  sonstige  wissenschaftliche 
Pläne,  Skizzen  und  Darstellungen  nlastisclier  Art;  überhaupt 
jedes  Erzeugnis  aus  dem  Bereiche  der  Literatur,  Wissenschaft 
oder  Kunst,  welches  im  Wege  des  Drucks  oder  sonstiger  Ver- 
vielfältigung veröHcnllicht  werden  kann." 
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der  B.K.  noch  keine  Aufnahme  gefunden  hat 
und  hier  außerdem  die  choreographischen  und 
pantomimischen  Werke,  die  Werke  der  Bau- 
kunst, der  Photographie  und  der  durch  ein  der 
Photographie  ähnliches  Verfahren  hergestellten 
Erzeugnisse  in  der  namentlichen  Aufzählung 
fehlen.  Schließlich  ist  die  Schlußformel  des 
Art.  4  B.K.  mit  geringfügigen,  lediglich  redak- 
tionellen Aenderungen  dem  Art.  2  rev.  B.K.  als 
Eingang  vorangestellt  worden  (vgl.  auch  Denk- 
schrift zur  rev.  B.  K.  S.  26). 

Näherhin  ist  Art.  4  B.  K.  in  folgender  Weise 
zu  erläutern. 

A.  Es  ist  zuerst  zu  fragen:  Hat  die  Jiament- 
liche  Aufzählmig  von  Urheberrechtswerken  in 
Art.  4  obligatorischen  Charakter.,  so  daß  diese 
Werke  im  Verband  geschützt  werden  müssen 
ohne  Rücksicht  auf  die  etwaige  Schutzlosigkeit 
im  Land  der  Schulsgewährung  und  im  Ur- 
sprungslandl 

Auf  diese  Frage  ist  schon  mit  Rücksicht 
darauf,   daß   die  Tatsache   der  Aufzählung  be- 
stimmter Werke  als  Gegenstand  des  Schutzes  | 
jede  Bedeutung  verliert,  wenn  man  hieraus  nicht 
einen   für   alle  Verbandsländer  obligatorischen 
Schutz   dieser  Werke   ableitet,   eine  bejahende 
Antwort  zu   geben.    Dieses  Resultat  erscheint 
auch  als  das  folgerichtigere  bei  der  Erwägung 
des  Umstands,   daß   auf  der  Pariser  Konferenz 
vermieden    wurde,    Werke,    deren  allgemeiner 
Schutz  im  Verband   noch   zweifelhaft  erschien 
(Werke  der  Baukunst,  Photographie  und  Choreo-  | 
graphie)    in   die   Aufzählung   des   Art.  4   B.  K.  [ 
aufzunehmen,   wenn   auch   hierdurch   ein  strin- 
gender  Beweis  nicht   erbracht  wird  (vgl.  auch 
RöTHLiSBERGER  B.K.  S.  148).    Die  angeführte  j 
Bestimmung  des  Art.  2  Abs.  3  und  Art.  3  S.  2  I 
rev.  B.K.  beseitigt  jedoch  jeden  Zweifel  an  der 
obligatorischen  Natur  der  Aufzählung  des  Art.  4, 
da  die  Bestimmung  dieser  Artikel  den  zwingen- 
den Charakter  der  namentlichen  Aufzählung  aus- 
drücklich   ausspricht    und    sie    als  gesetzliche 
Interpretation  auch  für  die  alte  Konvention  Be- 
deutung hat. 

Die  in  Art.  4  B.  K.  namentlich  aufgezählten 
Werke  sind  daher  in  jedem  Verbandsland 
ohne  Rücksicht  auf  den  Schutz  int  Ursprungs- 
land und  im  Lande  der  Schutzgewährung  zu 
schützen.  Da  in  der  Aufzählung  des  Art.  4  die 
choreographischen,  pantomimischen,  photogra- 
phischen  und  Bauwerke  fehlen  (im  Gegensatz 
zu  Art.  2und  3  rev.  B.K.),  hat  die  zwingende 
Natur  der  Aufzählung  für  den  Schutz  verbands- 
ländischer  Werke  nach  der  B.K.  in  Deutsch- 
land keine  große  praktische  Bedeutung.  Die 
deutschen  Urheberrechtsgesetze  schützen  nämlich 
alle  in  Art.  4  B.  K.  aufgezählten  Werke,  so  daß 
Deutschland  als  Land  der  Schutzgewährung 
nicht  über  seine  Gesetze  hinauszugehen  braucht. 
Von  den  Gesetzgebungen  der  übrigen  Verbands- 
länder bleiben  nur  die  Schweiz  und  Haiti  hinter 
der  Aufzählung  des  Art  4  B.K.  zurück,  indem 
die  Gesetze  dieser  Länder  die  plastischen  Ab- 
bildungen (Haiti  insbesondere  auch  die  Illustra- 
tionen) nicht  erwähnen  (vgl.  oben  S.  20).  Eine 


]  plastische  Abbildung  der  Schweiz  genießt  dem- 
nach in  Deutschland  dennoch  Schutz,  da  es  bei 
dem  zwingenden  Charakter  des  Art.  4  B.  K.  auf 
den  Schutz  des  Werks  im  Ursprungsland  nicht 
ankommt.  Für  die  Voraussetzungen  und  den 
Umfang  speziell  die  Dauer  des  Schutzes  eines 
solchen  Werks  ist  naturgemäß  das  deutsche 
Recht  allein  maßgebend  (vgl.  auch  oben  S.  18), 
nicht  jedoch  bezüglich  der  Erfüllung  der  Be- 
dingungen und  Förmlichkeiten.  Da  Art.  2  Abs.  2 
B.K.  in  dieser  Beziehung  auf  das  Recht  des 
Ursprungslands  verweist  und  hier  die  Gesetze 
des  Landes  der  Schutzgewährung  vollständig 
ausschaltet,  muß  bei  der  Schutzlosigkeit  eines 
Werks  im  Ursprungsland  von  der  Erfüllung 
irgendwelcher  Bedingungen  und  Förmlichkeiten 
überhaupt  abgesehen  werden. 

Schützen  Ursprungsland  und  Land  der 
Schutzgewährung  ein  in  Art.  4  B.K.  namentlich 
aufgezähltes  Werk,  dann  genießt  dasselbe  natur- 
gemäß den  Schutz  der  Gesetze  des  Landes  der 
Schutzgewährung  (Grundprinzip)  unter  Mit- 
berücksichtigung des  Rechts  im  Ursprungsland 
in  den  Grenzen  des  Art.  2  Abs.  2  B.K.  (Schutz- 
frist, Bedingungen  und  Förmlichkeiten).  Im 
Verhältnis  Deutschlands  zu  Frankreich,  Belgien 
und  Italien  bleibt  jedoch  nach  den  hier  geltenden 
SpezialVerträgen  die  Erfüllung  von  Förmlich- 
keiten stets  (auch  beim  gleichzeitigen  Schutz 
des  Werks  in  beiden  in  Betracht  kommenden 
Ländern)  außer  Betracht  (vgl.  oben  S.  34). 

B.  Außer  den  in  Art.  4  B.K.  namentlich 
aufgezählten  Werken  nennen  die  Landesgesetze 
der  Verbandsländer  besonders  fioch  die  münd- 
lichen Vorträge  U7id  Reden.,  die  kunstgewerb- 
lichen Erzeugnisse.,  die  choreographischen 
und  pantomimischen,  die  photographischot  und 
Bauzverke  als  Schutzobjekte.  Auf  diese  Werke 
findet  die  Schlußformel  des  Art.  4  B.K.  („über- 
haupt jedes  Erzeugnis  aus  dem  Bereiche  der 
Literatur,  Wissenschaft  oder  Kunst")  Anwen- 
dung. Es  ist  nun  in  Folgendem  zu  untersuchen, 
welcher  Schutz  den  Werken  der  Schlußformel, 
die  keinen  obligatorischen  Schutz  enthält  wie 
die  namentliche  Aufzählung,  nach  der  B.K.  zu- 
kommt. 

Bezüglich  der  drei  letzterwähnten  Kategorien 
von  Werken  hat  die  B.K.  in  dem  Schlußproto- 
koll Ziff.  I  und  2  besondere  Bestimmungen  ge- 
troffen, während  die  mündlichen  Vorträge  und 
Reden  sowie  die  kunstgewerblichen  Erzeugnisse 
in  der  B.K.  unerwähnt  blieben. 

Der  Schutz  der  unter  die  Schlußformel  des 
Art.  4  B.K.  fallenden  Werke  soll  nun  in  fol- 
gendem für  jedes  einzelne  derselben  untersucht 
werden. 

1.  Der  Schutz  der  müfid liehen  Vorträge 
und  Reden  eines  Verbandslandcs  in  Deutschland. 
Diese  Werke  sind  als  nichtveröffentlichte  Schrift- 
werke aufzufassen  (vgl.  oben  S.  23)  und  es  ist 
daher  deren  Schutz  obligatorisch. 

2.  Die  Erzeugnisse  des  Kunstgewerbes. 
Da  eine  besondere  Bestimmung  bezüglich 

dieser  Werke  in  der  B.  K.  nicht  enthalten  ist, 
bestimmt  sich  der  Schutz  dieser  Geisteserzeug- 

c* 
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nisse  in  einem  Verbandsland  nach  den  Gesetzen 
des  Landes  der  Schutzgewährung  (Grundprinzip) 
unter  Mitberücksichtigung  des  Rechts  des  Ur- 
sprungslandes bezüglich  der  Bedingungen  und 
Förmlichkeiten  sowie  der  Schutzfristen  (Art.  2 
Abs.  2  B.K.).  Darnach  besteht  kein  Zweifel, 
daß  ein  Erzeugnis  des  Kunstgewerbes  in  einem 
Land  zu  schützen  ist,  wenn  nach  seiner  Gesetz- 
gebung und  derjenigen  des  Ursprungslandes  das 
Werk  als  Kimsiwerk  j^eschüizi  wird.  Ebenso 
sicher  entfällt  der  Schutz  eines  kunstgewerb- 
lichen Erzeugnisses,  wenn  entweder  das  Ur- 
sprungsland oder  das  Land  der  Schutzgewährung 
—  oder  beide  —  ein  solches  Werk  nicht  schützen. 
Werden  diese  Werke  in  beiden  Ländern  als 
gewerbliche  Erzeugnisse  behandelt,  dann  kommt 
die  Konvention  überhaupt  nicht  zur  Anwendung; 
es  müssen  die  internationalen  Bestimmungen  be- 
treffend Schutz  des  gewerblichen  Eigentums  an- 
gerufen werden. 

Schwierigkeit  bietet  allein  der  Fall,  daß 
diesen  Werke7i  itt  beiden  Ländern  Schutz  ge- 
währt wird,  jedoch  in  dem  einen  als  Werken 
der  Kunsty  iji  dem  andern  als  gewerblichen 
Erzeugnissen.  Durch  welche  Gesetzgebung 
soll  nun  hier  die  eigentliche  Natur  eines  solchen 
Werks  für  den  Verbandsschutz  bestimmt  werden? 

Man  muß  sich  für  das  Gesetz  des  Ur- 
sprungslandes entscheiden  (anders  nach  der 
rev.  B.K.  oben  S.  20),  denn  dadurch,  daß  der 
Autor  eine  Bescheinigung  etwaiger  Förmlich- 
keiten des  Ursprungslandes  einreichen  muß,  wird 
das  Werk  unbedingt  klassifiziert.  Das  Land,  in 
dem  der  Schutz  nachgesucht  wird,  muß  dann 
solchen  Werken,  auch  wenn  es  die  einheimischen 
als  gewerbliche  Erzeugnisse  schützt,  als  Kunst- 
werken Schutz  angedeihen  lassen.  Dies  kommt 
für  Deutschland  nicht  in  Betracht,  da  das  Ge- 
setz von  1907  die  Erzeugnisse  des  Kunstgewerbes 
ausdrücklich  zu  den  Werken  der  bildenden 
Künste  zählt  (§  2). 

3.  Werke  der  Schlußformel.,  über  die  die 
Konventio7i  im  Schlußprotokoll  Ziff.  1  und  2 
besondere  Bestimmungen  getroffen  hat. 

a)  Werke  der  Baukunst. 

a)  Die  B.K.  von  1886  erwähnt  die  Bau- 
werke nicht.  Bezüglich  ihres  Schutzes  nach 
dieser  Uebereinkunft  ist  darnach  das  Grund- 
prinzip und  Art.  2  Abs.  2  B.  K.  maßgebend. 
Da  in  den  Beziehungen  zu  Schweden  und  Nor- 
wegen, die  die  Zusatzakte  von  1896  nicht  unter- 
zeichnet haben,  die  B.K.  von  1886  Geltung  be- 
halten hat  und  diese  Länder  die  Bauwerke  nicht 
schützen  (vgl.  oben  S.  20),  müssen  deren  Werke 
wegen  des  mangelnden  Schutzes  im  Ursprungs- 
land in  den  andern  Ländern  (Deutschland)  des 
Schutzes  entbehren. 

\i)  Schlußprotokoll  Ziff.  lA  der  Zusatzakle 
von  /Ä?^  lautet:  „In  denjenigen  Verbandsländern, 
in  welchen  nicht  nur  die  architektonischen 
Pläne,  sondern  auch  die  architektonischen  Werken 
selbst  Schutz  genießen,  werden  diese  Werke 
der  Wohltat  der  Bestimmungen  der  B.K.  teil- 
haftig.« 


Hier  kommt  es  darnach  allein  auf  das 
Gesetz  des  Landes  der  Schutsgewährun^  an. 
Kennt  dessen  Gesetzgebung  den  Schutz  dieser 
Werke,  dann  ist  es  auch  die  verbandsländischen 
Werke  zu  schützen  verpflichtet  ohne  Rücksicht 
darauf,  ob  das  Ursprungsland  das  Werk  schützt. 

Ist  ein  solches  Werk  im  Ursprungsland 
tatsächlich  schutzlos,  dann  bemißt  sich  der 
Schutz,  insonderheit  die  Schutzdauer,  lediglich 
nach  den  Gesetzen  der  lex  fori  (Schutz  ohne 
Gegenseitigkeit),  das  Erfordernis  der  Erfüllung 
irgend  welcher  Bedingungen  und  Förmlichkeiten 
fällt  jedoch  weg  (vgl.  oben  S.  35  und  Allfeld 

^-  338,  339;  RÖTHLISBERGER  B.K.  S.  159). 
Besteht  dagegen  im  Ursprungsland  eine  Schutz- 
pflicht bezüglich  der  Bauwerke,  dann  ist  kein 
Grund  vorhanden,  von  der  Regel  des  Art.  2 
B.K.,  dem  Reziprozitätsprinzip,  abzugehen. 

Näherhin  enthält  das  Schlußprotokoll  keine 
Einschränkung  nach  der  Seite  hin,  daß  nur 
Bauwerke  mit  Kunstcharakter  Gegenstand  des 
Schutzes  sein  sollen  i),  wie  z.  B.  das  deutsche 
Gesetz  von  1907  (§  2  „soweit  sie  künstlerische 
Zwecke  verfolgen").  Deutschland  muß  daher 
alle  verbandsländischen  Bauwerke  ohne  Rück- 
sicht auf  ihren  Charakter  als  Kunstwerke  schützen 
(ebenso  nach  der  rev.  B.K.  oben  S.  18).  Hier- 
mit darf  selbstverständlich  die  Grundfrage  des 
Urheberrechtsschutzes  nicht  verwechselt  werden, 
—  ob  das  Werk  eine  individuelle  Geistes- 
schöpfung ist. 

Bezüglich  des  Schutzes  französischer,  bel- 
gischer und  italienischer  Bamverke  in  Deutsch- 
land ist  in  Ansehung  der  Förmlichkeiten  auf 
die  Ausführungen  oben  S.  34  zu  verweisen. 

b)  Schutz  der  Photographien  und  der  durch 
ei7i  der  Photographie  ähjiliches  Verfahren 
hergestellten  Werke  nach  der  B.K.  von  1886 
und  der  Zusatz akte  von  i8p6. 

n)  Schlußprotokoll  Ziff.  1  Abs.  1  der  B.K. 
von  1886  bestimmt:  „In  bezug  auf  Art.  4  ist 
man  übereingekommen,  daß  diejenigen  Verbands- 
länder, welche  den  photographischen  Erzeug- 
nissen den  Charakter  von  Werken  der  Kunst 
nicht  versagen,  die  Verpflichtung  übernehmen, 
denselben  die  Vorteile  der  in  der  Uebereinkunft 
vom  heutigen  Tage  enthaltenen  Bestimmungen 
von  deren  Inkrafttreten  an  zuteil  werden  zu 
lassen." 

Hier  ist  genau  wie  bei  der  Regelung  des 
Schutzes  der  Bauwerke  für  den  Fall,  daß  eine 
Photographie  im  Ursprungsland  schutzlos  ist, 
das  Gesetz  des  Landes  der  Schutzgewährung 
für  die  Tatsache,  die  Art  und  den  Umfang  des 
Schutzes  allein  für  maßgebend  erklärt  worden. 

')  A.  A  RÖTHLlsnEKGEK.  B.K.,  S.  158:  „Der  Schutz  be- 
zieht sich  nur  auf  die  künstlerische  Ausf^estakung"  —  ohne 
liegriindung.  Daß  bei  dem  Verbandsschutz  von  dem  Kunst- 
charakter der  Bauwerke  abgesehen  wird,  folgt  auch  analog 
aus  der  Revision  des  SchluOprotokolls  bezüglich  der  pliotogra- 
pliischen  Werke  durch  die  Zusatzakle  von  1896,  bei  der  eine 
solche  Einschränkung  der  B.K.  von  1886  eigens  wegfiel.  AuO'-r- 
dern  wird  diese  Auffassung  gestützt  durch  die  Stellung  der 
architektonischen  Werke  neben  den  architektonischen  Plänen 
im  SchluDprotokoll,  das  diese  beiden  Scimtzobjekte  auf  eine 
Stufe  stellt;  aus  Art.  4  geht  aber  hervor,  daO  die  architekto- 
nischen Pläne  nicht  als  Werke  der  Kunst  geschützt  werden, 
da  sie  mit  den  wissenschaftlichen  und  technischen  Zeichnungen 
den  Werken  der  seii/iiierisc/ien  Kunst  ge^enuheracslelll  werden. 
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Jedoch  nur  denjenigen  Ländern  wird  die  Schutz 
pflicht  auferlegt,  die  den  Photographien  „den 
Charakter  von  Werken  der  Kunst  nicht  ver- 
sagen". Deutschland,  das  die  Photographien 
nicht  als  Kunstwerke  ansieht,  sondern  sie  neben 
den  Werken  der  bildenden  Künste  im  Gesetz  von 
1907  aufzählt  (§  I  „die  Urheber  von  Werken 
der  bildenden  Künste  und  der  Photographie 
werden  nach  Maßgabe  dieses  Gesetzes  geschützt"),  1 
erfüllt  diese  Voraussetzung  nicht,  weshalb  die 
nach  der  alten  B.K.  von  i886  zu  schützenden 
schwedischen  und  norwegischen  Photographien 
in  Deutschland  keinen  Schutz  genießen.  (Im  : 
übrigen  vgl.  bezüglich  des  Schutzes  schwedischer 
und  norwegischer  Photographien  in  den  andern  ! 
Ländern  und  der  verbandsländischen  Photo- 
graphien in  Schweden   und  Norwegen  Rüth-  | 

LISBERGER  B.K.  S.  l62ff.) 

(5)  Die  Pariser  Zusatzakte  von  i8p6^  die  im 
Verhältnis  aller  Verbandsländer  mit  Ausnahme 
von  Schweden  und  Norwegen  Recht  schafft, 
ändert  das  Schlußprotokoll  Ziff.  i  Abs.  i  in 
dem  neuen  Schliißproiokoll  Ziff.  iB  in  folgen, 
der  Weise  ab:  „Die  photographischen  Erzeug- 
nisse und  solche  Erzeugnisse,  welche  durch 
ein  ähnliches  Verfahren  hergestellt  sind,  werden 
der  Wohltat  der  Bestimmungen  dieser  beiden  j 
Akte  teilhaftig,  insoweit  die  innere  Gesetzgebung 
es  zuläßt  und  in  demselben  Maße,  in  welchem 
sie  den  gleichartigen  einheimischen  Werken 
Schutz  zubilligt".  Die  Pariser  Zusatzakte  schützt 
darnach  ebenso  wie  die  B.K.  von  1886  die  Photo- 
graphien lediglich  nach  dem  Rechte  der  lex 
fori,  wenn  das  Ursprungsland  den  Schutz  der 
Photographien  nicht  kennt,  sie  erweitert  jedoch 
das  Schlußprotokoll  Ziff.  i  Abs.  i  der  B.K.  von 
i886  nach  der  doppelten  Richtung  hin,  daß 
sie  die  Einschränkung  der  Schutzpflicht  auf  die- 
jenigen Länder,  welche  den  Photographien  den 
Charakter  von  Werken  der  Kunst  nicht  ver- 
sagen, fallen  läßt  und  außerdem  die  durch  ein 
der  Photographie  ähnliches  Verfahren  hergestell- 
ten Erzeugnisse  unter  Schutz  stellt.  Ueber  den 
Begriff  letzterer  Werke  vgl.  oben  S.  23.  Deutsch- 
land schützt  diese  Erzeugnisse  ebenfalls  (§  3 
des  Gesetzes  von  1907). 

Da  alle  Verbandsländer,  welche  die  Photo- 
graphien und  photographieähnlichen  Erzeugnisse 
überhaupt  schützen,  ohne  Rücksicht  auf  deren 
Kunstcharakter  den  verbandsländischen  Erzeug- 
nissen Schutz  gewähren  müssen,  so  ist  demnach 
Deutschland  zum  Schutz  der  photographischen 
und  der  durch  ein  der  Photographie  ähnliches 
Verfahren  hergestellten  Erzeugnisse  sämtlicher 
Vertragsländer  mit  Ausnahme  von  Schweden 
und  Norwegen  verpflichtet.  Haiti  und  Tunis 
kennen  den  Schutz  dieser  Werke  nicht  (oben 
S.  20).  Die  photographischen  Erzeugnisse  dieser 
Länder  sind  deshalb  lediglich  nach  dem  deut- 
schen Gesetz  von  1907  zu  schützen,  jedoch  darf 
auf  die  Erfüllung  irgendwelcher  Bedingungen 
und  Förmlichkeiten  nicht  gesehen  werden  (vgl. 
hierzu  auch  das  bei  der  Behandlung  des  Schutzes 
der  Bauwerke  Ausgeführte  S.  36  und  Denkschr. 
zur  Zusatzakte   S.  20).    Für    den    Schutz  der 


photographischen  Erzeugnisse  der  übrigen 
Länder  der  B.  K.  von  1896  in  Deutschland 
bleibt  es,  da  diese  Länder  die  photographischen 
Erzeugnisse  schützen,  bei  der  Regelung  des 
Art.  2  B.  K.l).  Voraussetzung  und  Umfang  des 
Schutzes  werden  daher  nach  dem  Grundsatz  der 
Gleichbehandlung  prinzipiell  von  der  lex  fori 
bestimmt  und  das  Gesetz  des  Ursprungslands 
wird  lediglich  bei  der  Bestimmung  der  Schutz- 
dauer'■^j  und  der  Erfüllung  von  Bedingungen 
und  Förmlichkeiten'*)  in  Betracht  gezogen  (Art.  2 
und  Deklaration  Ziff.  i  von  1896;  die  Deklara- 
tion erklärt  ausdrücklich  die  Bestimmung,  daß 
nur  die  Bedingungen  und  Förmlichkeiten  des 
Ursprungslands  zu  erfüllen  seien,  auf  den  Schutz 
der  photographischen  Erzeugnisse  im  Schluß- 
protokoU  für  anwendbar).  Der  Schutz  der 
Photographien  und  photographieähnlichen  Er- 
zeugnisse von  Fratikreich,  Belgien  und  Ilalieii 
in  Deutschland  ist  jedoch  von  der  Erfüllung 
irgendwelcher  Förmlichkeiten  unabhängig  [vgl. 
SpezialVerträge  Deutschlands  mit  Frankreich, 
Belgien  (Art.  6)  und  Italien  (Art.  7)]. 

Die  Einschränkung  des  rev.  Schlußprotokolls 
Ziff.  I  B  der  B.  K.  von  1896:  „Die  photo- 
graphischen Erzeugnisse  .  .  .  werden  der  W^ohl- 
tat  der  Bestimmung  dieser  beiden  Akte  teil- 
!  haftig,  insoweit  die  innere  Gesetzgebung  es 
zuläßt^^''  soll  naturgemäß  nicht  den  selbst- 
verständlichen Satz  des  Grundprinzips  zum  Aus- 
druck bringen,  daß  die  verbandsländischen 
Werke  geschützt  sind  wie  die  einheimischen, 
besonders  da  letzteres  ausdrücklich  neben  dieser 
Bestimmung  ausgesprochen  ist.^)  Vielmehr  sind 
hiernach  diejenigen  Länder,  deren  innere  Gesetz- 
gebung fremden  Werken  nur  unter  der  Be- 
dingung der  Gegenseitigkeit  Schutz  gewährt, 
berechtigt,  ihre  Landesgesetze  in  dieser  Be- 
ziehung zur  Anwendung  zu  bringen  (Monaco, 
Spanien  zweifelhaft).  Für  den  Schutz  der  photo- 
graphischen  Erzeugnisse  in  Deuischlajid  hat 
diese  Einschränkung  keine  praktische  Be- 
deutung. 

;')  Schlußprotokoll  Ziff.  i  Abs.  2  und  rev. 
Schlußprotokoll  Ziff.  i  B  Abs.  2  enthalten  die 
besondere  Bestimmung,  daß  die  mit  Genehmigung 
des  Berechtigten  angefertigten  Photographien 
geschützter  Kunstwerke  solange  als  das  Recht 
zur  Nachbildung  des  Originals  dauert,  ge- 
schützt sein  sollen,  also  eventuell  über  die  Schutz- 
dauer  für    Photographien    hinaus.     Wird  die 

')  Art.  2  B.  K.  findet  auf  die  pliotograpliisclicn  Erzeugnisse 
nach  dem  Wortlaut  rev.  SchluOprol.  ZifT  i  U  Anwendung  („die 
pliotographisclien  Erzeugnisse  .  .  .  werden  der  Wohltat  der  Be- 
stimmungen dieser  beiden  Akte  teilhaftig"). 

')  Bezüglich  cler  Schutzfristen  vgl.  unten  Anhang. 
3)  Eine  „Bedittgunj^"  keimt  von  den  hier  in  Betracht  kom- 
menden Ursprungsländern  nur  Dünemark  (Anbringung  der  Be- 
zeichnung „ausschl.  Eigentum"  auf  dem  Bild  unter  Hinzufiigung 
des  Namens  des  Urhebers  (Sl REISSLER,  Die  intern.  Urheber- 
rechtsgesetzgebungen S.  17). 

*)  Keine  Förmlichkeiten:  Belgien,  Luxemburg,  Monaco 
(Deutschlanil) ;  die  gleichen  Förmlichkeiten  wie  für  die  andern 
W  erke;  GroObritannien,  Italien,  Japan  und  Spanien  (vgl.  oben 
S.  34).  Eigene  Förmlichkeiten  in  Dänemark  (Hinterlegung  eines 
Exemplars  und  Wahrung  der  Urheberrechte  durch  eine  Er- 
klärung), in  Frankreicli  (Hinterlegung  von  drei  Exemplaren) 
und  der  Schweiz  (Eintragung  innerhalb  dreier  Monate  nach 
Veröffentlichung). 

^)   ,und  in  demselben  MaQe,   in   welchem  sie   den  gleirli- 
artigen   einheimischen   Werken    Schutz    zubilligt*  (SchluOpr. 
Ziff.  1  B  von  1896  a.  Ende). 
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Photographie  erst  am  Ende  der  Schutzfrist  des 
Kunstwerks  verfertigt,  so  daß  beim  Erlöschen 
der  Hauptschutzfrist  die  Frist  für  die  Photo- 
graphien als  solche  noch  nicht  abgelaufen  ist, 
dann  tritt  selbstverständlich  diese  in  Geltung 
(vgl.  auch  RÖTHLISBERGER  B.  K.  S.  170  ff.). 

Ebenso  selbstverständlich  darf  ein  durch 
Photographie  nachgebildetes  Kunstwerk,  solange 
es  gegen  unerlaubte  Wiedergabe  durch  die 
Uebereinkunft  geschützt  ist,  ohne  Rrlaubriis  des 
Urhebers  auch  nicht  mittelbar,  nämlich  durch 
Nachbildung  einer  Photographie  des  geschützten 
Kunstwerks  vervielfältigt  werden  (vgl.  Denk- 
schrift zur  rev.  B.  K.  S.  27).  Der  Verferiiger  der 
Photographie  ist  also  während  dieser  Zeit  nur 
mit  dem  Urheber  zusammen  berechtigt,  die 
Photographie  zu  vervielfältigen  oder  sonst 
positiv  zu  verwerten,  während  er  jedoch  ein 
von  dem  Recht  des  Urhebers  des  Kunstwerks 
unabhängiges  .  Untersagungsrecht  besitzt.  Ist 
das  Urheberrecht  am  Originalwerk  erloschen, 
dann  stehen  dem  Urheber  der  Photographie 
während  der  übrigen  Schutzdauer  die  Rechte 
allein  zu. 

Die  genannte  Bestimmung  des  SchluO- 
protokoUs  Ziff.  i  Abs.  2  B.  K.  ist  in  Art.  3  rev. 
B.  K.  nicht  aufgenommen  worden  und  zwar  aus 
dem  Grunde,  weil  sie  bei  richtiger  Auslegung 
überflüssig  sei  (Denkschrift  zur  rev.  B.  K.  S.  27). 
In  der  Tat  ist  der  Verfertiger  der  Photographie 
eines  geschützten  Kunstwerks  nach  Art.  3  rev. 
B.  K.  ebenso  wie  nach  dem  Schluflprotokoll 
Ziff.  I  Abs.  2  iti  der  angegebenen  Weise  neben 
dem  Urheber  des  Kunstwerks  geschützt.  Je- 
doch genießen  die  Urheber  der  Photographien 
geschützter  Kunstwerke  nach  der  rev.  B.  K. 
stets  nur  Schutz  auf  die  für  die  Photographien 
als  solche  in  dem  L^and  der  Schutzgewährung 
festgesetzte  Dauer,  nicht  solange  als  das  Recht 
zur  Nachbildung  des  Originals  dauert,  wie  nach 
dem  Schlußprotokoll  Ziff.  i  Abs.  2  der  B.  K. 
Insofern  ist  die  rev.  B.  K.  ungünstiger  als  die 
B.  K.  Da  die  Schutzfristen  für  Kunstwerke 
(30  Jahre)  und  für  Photographien  (10  Jahre)  in 
Deutschland  verschieden  sind,  ist  der  angegebene 
Unterschied  zwischen  der  B.  K.  und  der  rev. 
B.  K.  bei  dem  Schutze  von  Photographien  ge- 
schützter Kunstwerke  in  Deutschland  auch  von 
praktischer  Bedeutung.  Der  Urheber  so/cher 
Photographien  erhält  —  wenn  die  deutsche 
Schutzfrist  die  kürzere  und  also  für  den  Kon- 
ventionsschutz  in  Deutschland  maßgebend  ist  — 
nach  Art.  3  rev.  B.  K.  stets  einen  zehnjährigen 
Schutz,  während  er  nach  dem  Schlußprotokoll 
Ziff.  I  Abs.  2  30  Jahre  geschützt  werden  kann, 
da  er  auf  die  Dauer  des  Schutzes  am  Original- 
werk Schutz  genießen  soll. 

C.  Choreographische  Werke. 
Der  Schutz   dieser  Werke   wird   in   Ziff.  2 
des  Schlußprotokolls  in   folgender  Weise  ge- 
regelt: 

„In  bezug  auf  Art.  9  ist  man  übereingekom- 
men, daß  diejenigen  Verbandsländer,  deren 
Gesetzgebung  unter  den  dramatisch-musikalischen 
Werken  auch  die  choreographischen  Werke  be- 


greift, den  letzteren  ausdrücklich  die  Vorteile 
der  in  der  Uebereinkunft  vom  heutigen  Tage 
enthaltenen  Bestimmungen  zuteil  werden  lassen. 

Uebrigens  sollen  die  bei  Anwendung  der 
vorstehenden  Bestimmung  sich  etwa  ergebenden 
Zweifel    der    Entscheidung     der  betreffenden 

;  Gerichte  vorbehalten  bleiben." 

Hier  ist  genau  wie  bei  der  Bestimmung  des 
Schutzes  der  Bauwerke  und  der  Photographien 
die  Tatsache  des  Schutzes  eines  verbands- 
ländischen  Werks  der  Choreographie  in  dem 
Land  der  Schutzgewährung  von  dem  Schutz  des 
Werks  im  Ursprungsland  für  unabhängig  er- 
klärt worden  ;  nur  die  Art  der  Schutzgewährung 
ist  verschieden,  wenn  das  Ursprungsland  das 
Werk  schützt.  In  diesem  Fall  findet  das  Prinzip 
der  Gleichbehandlung  unter  Mitberücksichtigung 

i  des  Rechts  des  Ursprungslands  in  den  Grenzen 

I  des  Art.  2  Abs.  2  B.  K.  Anwendung,  während 
ohne  den  Schutz  im  Ursprungsland  die  lex  fori 
allein  maßgebend  ist  und  Bedingungen  und 
Förmlichkeiten  überhaupt  nicht  erfüllt  zu  wer- 
den brauchen  (vgl.  die  Ausführungen  bei  der 
Behandlung  der  Bauwerke  und  Photographien, 
ebenso  auch  Allfeld  S.  343).  Die  einzige 
Voraussetzu7ig  des  Schutzes  nach  dieser  Be- 
stimmung ist  der  Schutz  der  choreographischen 
Werke  als  dramatisch-musikalischer  Werke  im 

I  Lande   der   Schutsgewährimg.    Das  deutsche 

j  Gesetz  von  1901  erfüllt  dieses  Erfordernis,  in- 
dem es  die  schriftliche  i)  Fixierung  des  choreo- 
graphischen Vorgangs  als  dramatisches  Schrift- 
werk (Bühnenwerk)  und  die  Musik  zu  diesem 
Werk  als  selbständiges  Werk  der  Tonkunst 
betrachtet.  Den  Schutz  genießen  daher  die 
choreographischen  Werke  in  Deutschland  nicht 
als  dramatisch-musikalische,  sondern  als  drama- 
tische und  musikalische  Werke,  was  jedoch 
keine  rechtliche  Verschiedenheit  vom  Schluß- 
protokoll Ziff.  2  begründet. 

Da  die  choreographischen  Werke  in  Belgien, 

j  Haiti,  Japan,  Luxemburg,  Monaco,  Schweden, 
Tunis  und  der  Schweiz  schutzlos  sind  (vgl.  oben 
S.  20),  werden  dieselben  in  Deutschland  ledig- 
lich nach  dem  Gesetze  von  1901  geschützt. 
Irgendwelche  Bedingungen  und  Förmlichkeiten 
sind  nicht  zu  erfüllen  (vgl.  oben).  Bei  dem 
Schutz  der  choreographischen  Werke  der 
übrigen  Länder  (Großbritannien,  Italien,  Däne- 
mark, Frankreich  und  Norwegen)  in  Deutsch- 
land findet  dagegen  eine  Fristvergleichung  statt 
und  es  sind  die  Bedingungen  und  Förmlich- 
keiten des  Ursprungslands  —  mit  Ausnahme 
der  von  Frankreich  und  Italien  nach  den  Spezial- 
verträgen  Deutschlands  mit  diesen  Staaten  — 
zu  erfüllen.-^)  Im  übrigen  ist  das  deutsche  Gesetz 
für  die  Schutzbestimmung  allein  maßgebend. 
Insbesondere   werden  die  Choreographien  von 

I  Großbritannien  und  Italien,  die  diese  Werke  aus- 

')  Nur  dip  schriftliche  Aufzeichnung  wird  geschützt ;  die 
Begrtindung  zum  Gesetz  von  1901  bemerkt:  .allerdings  können 
sii-  (die  choreographischen  Werke)    den  Schutz  nur  als  Schrift- 
werke, mithin   nur  dann   beanspruchen,  wenn  der  dramatische 
'    Vorgang  schriftlich  festgelegt  ist." 

Eigene  Bedingungen  und  FörmMclikeiten    für  choreo- 
graphische Werke  gibt  es  in  keinem  Verbandsland ;  es  müssen 
deshalb  diejenigen  der  dramatisch  musikalischen  Werke  ühiT- 
■    haupt  in  Betracht  gezogen  werden. 
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drücklich  ohne  Rücksicht  darauf  schützen,  daß 
der  dramatische  Vorgang  schriftlich  fixiert  ist, 
nur  als  dramatische  Schriftwerke  nach  dem 
deutschen  Gesetz  von  1901  (s.  oben)  geschützt. 
Ueber  den  Begriff  der  choreographischen  Werke 
vergleiche  des  näheren  oben  S.  22. 

§  lt. 

Die  Urheberrechisbefugnisse  der  verbatids- 
ländischen  Auioreii  in  Deuischland  nach  der 
B.  K.  und  den  Verträgen  Deutschlands  mit 
Frankreich,  Belgien  und  Italien  von  ipoy. 

Nach  dem  Grundprifisip  der  B.  K.  Art.  2 
(ebenso  Art.  4  rev.  B.  K.  oben  S.  23)  genießen 
die  Urheber  verbandsländischer  Werke  in 
Deutschland  die  in  den  Gesetzen  von  1901  und 
1907  festgesetzten  oben  (S.  7)  aufge- 
zählten sieben  Urheberrechtslaefugnisse  der 
Vervielfältigung,  Verbreitung,  Aufführung  usw. 
in  dem  ganzen  Umfang,  also  auch  mit  den  in 
diesen  Gesetzen  enthaltenen  Ausnahmen  von  dem 
Verbot  der  Vervielfältigung,  Verbreitung  usw. 
(oben  S.  7). 

Die  B.  K.  und  die  Spezialverträge  Deutsch- 
lands mit  Fraukreich,  Belgien  und  Italien  treffen 
jedoch  eigene  Bestimmungen  über  das  Vei'viel- 
fältigitngs-  und  Auff ührimgsrecht  —  speziell  die 
B.  K.  regelt  auch  bestimmte  Ausnahmen  von 
dem  Verbot  der  Vervielfältigung  und  Ver- 
breitung selbständig  — ,  wodurch  das  auf  die 
Gesetze  des  Landes  der  Schutzgewährung  ver- 
weisende Grundprinnip  insoweit  abgeändert  wird. 
Diese  :zwi}igendes  Recht  enthaltenden  Vor- 
schriften der  B.  K.  und  der  Spezialverträge^ 
treten  an  die  Stelle  der  entsprechenden  Be- 
stimmungen der  Gesetze  des  Einfuhrlandes 
(vgl.  bezüglich  des  Rechts  der  rev.  B.  K.  oben 
S.  23  ff.). 

/.  Die  Bestimmungen  der  B.  K.  und  der  Spezial- 
verträge über  das  Vervielfäliigungs-  und  Auf- 
führungsrecht. 

A.  Das  Vervielfältigungsrecht. 
Die  B.  K.  und  die  Spezialverträge  enthalten 
Bestimmungen  über  das  Recht  der  Bearbeitung, 
insonderheit  der  Uebersetzung,  welches  sich 
dem  weiteren  Begriff  nach  als  Vervielfältigungs- 
recht darstellt  (vgl.  über  Begriff  und  Umfang 
des  Vervielfältigungsrechts  oben  S.  24). 

/.  Das  Verbot  der  Bearbeitung, 
a)  Art.  10  B.  K.  erklärt  zusammen  mit 
Deklaration  Ziff.  3,  im  wesentlichen  überein- 
stimmend mit  Art.  12  rev.  B.  K.,  die  indirekte 
Aneignung  eines  Werks,  durch  die  ein  neues 
Originalwerk  nicht  entsteht,  als  unerlaubte 
Wiedergabe  desselben.  Bezüglich  dieser  Vor- 
schrift kann  daher  auf  die  Ausführungen  oben 
S.  24  f.  verwiesen  werden.  Es  ist  jedoch  zu 
bemerken,  daß  der  Abs.  2  des  Art.  10  B.  K., 
wonach  die  Gerichte  bei  Anwendung  dieses 
Artikels  etwaige  Vorbehalte  der  inländischen 
Gesetzgebung  zu  berücksichtigen  haben,  in 
Art.  12  rev.  B.  K.  keine  Aufnahme  gefunden  hat, 
weil  man  allgemein  der  Ansicht  war,  daß  die 
Uebereinkunft  in  diesem  Punkt  über  den  Landes- 


gesetzen stehen  müsse  (Denkschr.  zur  rev.  B.  K. 
S.  35).  Unter  der  Herrschaft  des  Art.  10  Abs.  2 
\  wird  den  verbandsländischen  Werken  im  Ein- 
fuhrland der  Schutz  gegen  indirekte  Aneignung 
als  solcher  zwar  nie  versagt,  aber  es  behält 
danach  eine  von  Art.  10  B.  K.  abweichende 
Auslegung  dieses  Begriffs  durch  die  Landes- 
gesetzgebung Geltung.  Dies  ist  von  praktischer 
Bedeutung  für  den  Verbandsschutz  in  England, 
dessen  Gesetz  gewisse  Umformungen  vom  Ver- 
bote ausnimmt  (Rüthlisberger  B.  K.  S.  239). 
Dem  deutschen  Gesetz  von  1901  ist  ein  solcher 
Vorbehalt  unbekannt. 
I  3)  Eine  dem  Art.  2  Abs.  2  rev.  B.  K.  gleiche 
j  Bestimmung  fehlt  in  der  B.  K. ;  deshalb  können 
die  ohne  Einwilligung  des  Urhebers  vorgenom- 
menen Bearbeitungen  nur  unter  der  Voraus- 
setzung einen  selbständigen  Schutz  beanspruchen, 
daß  sie  die  Eigenschaft  eines  neuen  Original- 
werks besitzen  (vgl.  Denkschr.  zur  rev.  H.  K. 
S.  26  und  oben  S.  25). 

2.  Verbot  der  Uebersetzung  (Art.  j  B.  K.). 
a)  Die  Befugnis  des  Urhebers,  sein  Werk 
SU  übersetzen  oder  desseti  Uebersetzung  zu 
gestattest.,  ist  zusammenhängend  nach  dem  Recht 
der  älteren  Vertragsakte  und  der  rev.  B.  K. 
oben  (S.  25  f.)  behandelt  worden.  Auf  diese 
Ausführungen  kann  daher  verwiesen  werden. 
Die  Spezialverträge  Deutschlands  mit  Frank- 
reich., Belgien  und  Italien  enthalten  in  Art.  2 
§  I,  wie  ebenfalls  bereits  oben  bemerkt  — 
übereinstimmend  mit  dem  Recht  der  rev.  B.  K. 

I  Art.  8  — ,  die  Bestimmung,  daß  dem  Urheber 
während  der  ganzen  Dauer  seines  Rechts  an 
dem  Originalwerk  das  Uebersetzungsrecht  zu- 
steht. Dieser  dem  Urheber  günstigste  Ueber- 
setzungsschutz  besteht  danach  auch  schon  vor 
Inkrafttreten  der  rev.  B.  K.  und  bei  eventueller 
Nichtannahme  des  Art.  8  rev.  B.  K.  in  Frank- 
reich, Belgien  und  Italien  darüber  hinaus  im 
Verhältnis  Deutschlands  zu  diesen  Ländern  und 
umgekehrt.  1) 

Abs.  2—4  des  Art.  5  B.  K.  von  1886  und 
1896  ist  in  die  rev.  B.  K.  nicht  aufgenommen 
worden.    Hierin  werden  Vorschriften   über  die 

\  Fristberechnung  aufgestellt,   die   mit  dem  deut- 

;  sehen  Gesetz  von  1901  §§  33  und  34  überein- 

I  stimmen. 

I  bj  Bezüglich  des  selbständigen  Schutzes  der 
Uebersetzungen  bleibt  Art.  6  B.  K.  hinter  der 
rev.  B.  K.  Art.  2  Abs.  2  insofern  zurück,  als 
nach  ersterem  nur  rechtmäßige  (mit  Ein- 
willigung des  Urhebers  vorgenommene)  Ueber- 
setzungen wie  Originalwerke  geschützt  werden, 
während  Art.  2  Abs.  2  rev.  B.  K.  die  Ueber- 
setzungen schlechthin  unter  Schutz  stellt  (ebenso 
das  deutsche  Gesetz  §  2;  vgl.  auch  oben  S.  26 
und  Allfeld  S.  38).  Der  rechtmäßige  Ueber- 
setzer  genießt  nach  Art.  6  B.  K.  die  in  Art.  2 
und  3  B.  K.  zugesicherten  Rechte,  das  sind  die 

\  Urheberrechtsbefugnisse   der   lex  fori  (Grund- 

')  Küi  Schweden  und  Norwegen  wird  in  Zukunft  Art.  6 
B.  K.  von  1886  wahrscheinlich  seine  Geltung  verlieren,  da  sie 
auf  der  Berliner  Konferenz  zu  der  Regelung  des  üebersetzungs- 
Schutzes  im  Sinne  des  Art.  8  rev.  B.  K.  ihre  Zustimmung  er- 
teilten (vgl.  Denkschr.  z.  rev.  B.  K.  S.  33). 
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prinzip).  Selbstverständlich  bemißt  sich  des 
näheren  das  Recht  des  Uebersetzers  auf  — 
positive  —  Ausübung  des  Urheberrechts  an  der 
Uebersetzung  nach  dem  zwischen  dem  Urheber 
und  ihm  bestehenden  Vertragsverhältnis,  während 
dem  Uebersetzer  ein  uneingeschränktes  Recht 
zusteht,  Eingriffe  zu  verbieten.  , 

B.   Das  Aufführungsrecht  (Art.  p  B.  K). 

In  Art.  9  Abs.  i  B.  K.  werden  die  Bestim- 
mungen des  Art.  2  dieser  Uebereinkunft  auf 
das  Aufführungsrecht  an  dramatischen  und 
dramatisch-musikalischen  Werken  für  anwend- 
bar erklärt  (Gleichbehandlung  und  Reziprozität). 

Dieser  Verweis  auf  Art.  2  hat  nicht  die 
Bedeutung,  daß  eventuell  eigene  Bedingungen 
und  Förmlichkeiten  des  Ursprungslands  für  das 
Aufführungsrecht  zu  erfüllen  seien.  Vielmehr 
brauchen  die  dramatischen  und  dramatisch- 
musikalischen \yerke  nur  die  Bedingungen  und 
Förmlichkeiten  zu  erfüllen,  die  das  Gesetz  des 
Ursprungslands  für  das  Vervielfältigungsrecht, 
d.  i.  das  Hauptrecht,  aufstellt,  um  gegen  Auf- 
führung Schutz  zu  genießen  (Röthlisberger, 
B.K.  S.  222,  a.  A.  Allfeld  S.  324).  Abs.  3  des 
Art.  9  stellt  die  nichtveröffentlichten  musikalischen 
Werke  den  dramatischen  und  dramatisch-musi- 
kalischen Werken  gleich,  während  er  die 
öffentliche  Aufführung  verößentlichter  musikali- 
scher Werke  nur  unter  der  Bedingung  für 
rechtswidrig  erklärt,  daß  der  Urheber  auf  dem 
Titelblatt  oder  an  der  Spitze  des  Werks  aus- 
drücklich die  öffentliche  Aufführung  untersagt 
hat.  In  Deutschland  —  dessen  Gesetz  keine 
Bedingung  kennt  (§  1 1  Abs.  2)  —  genießen 
daher  alle  verbandsländischen  musikalischen 
Werke  nur  dann  gegen  Aufführung  Schutz, 
Wenn  sie  diesen  Vorbehalt  tragen,  da  Art.  9 
Abs.  j  als  eigenes  materielles  Recht  enthaltende 
Bestimmung  das  Grundprinzip  des  Art.  2  inso- 
weit außer  Kraft  setzt. 

Art.  2  §  2  der  Spezialverträge  Deutschlands 
mit  Frankreich,  Belgien  und  Italien  hat 
(ebenso  wie  Art.  ii  rev.  B.K.)  diesen  Vorbehalt 
bei  dem  Schutz  der  veröffentlichten  musikalischen 
Werke  ausdrücklich  fallen  gelassen,  so  daß  im 
Verhältnis  dieser  Länder  zu  Deutschland  und 
umgekehrt  ein  bedingunsloser  Schutz  sämtlicher 
Werke  gegen  Aufführung  besteht  (vergl.  oben 
S.  26). 

Nach  Art.  9  Abs.  2  B.K.  ist  der  Urheber 
von  dramatischen  und  dramatisch-musikalischen 
Werken  nicht  bloß  gegen  Aufführung  des 
Werks  in  Original,  sondern  auch  in  Uebersetzung 
geschützt,  und  zwar  während  der  Dauer  des 
ausschließliche?!  Uebersetzungsrechis  (nach  der 
rev.  B.K.  Art.  11  werden  die  Urheber  über- 
einstimmend mit  der  neuen  Regelung  des  Ueber- 
setzungsrechts  .^^während  der  Dauer  ihres 
Rechts  amOriginal"  geschützt,  vergl,  oben S.  27). 

//.  Die  Ausnahmen  von  dem  Verbot  der  Ver- 
vielfältigung und  Verbreitung  nach  der  B.K. 
Art.  7,  8  und  Schlußprotokoll  Ziß.  j.' 
A.  Art.  7  B.K.  von  1886  und  i8p6  behan- 
(iflt  die  Ausnahmen  von  dem  Verbot  dcT  Ver- 


1  vielfältigung  bezüglich  der  Beiträge  von  Zeitungen 
und  Zeitschriften.  Als  eigenes  materielles  Recht 
erzeugende  Vorschrift  setzt  dieser  Artikel  die 
entsprechende  Bestimmung  des  §  18  des  Gesetzes 
von  1901  außer  Geltung.  Durch  folgende  Zu- 
sammenstellung sollen  die  Abweichungen  des 
§  18  des  Gesetzes  von  1901  von  Art.  7  B.K. 
von  1886,  der  im  Verhältnis  zu  Schweden  und 
Norwegen  noch  in  Geltung  steht,  und  von  Art.  7 
B.K.  von  1896  festgestellt  werden. 

a)  Bedingungslos  geschützte  Beiträge  von 
Zeittingen  und  Zeitschriften. 

1.  Art.  7  B.K.  von  1886  kennt  überhaupt 
keine  bedingungslos  geschützten  Beiträge. 

2.  Art.  7  B.K.  von  i8p6:  Feuilletonromane 
einschließlich   Novellen   in   Zeitungen  und  Zeit- 

I  Schriften. 

j  j.  §  j8  des  Gesetzes  von  ipoi:  Alle  Werke 
I  der  Literatur  und  Kunst  mit  Ausnahme  der 
I  —  bedingungslos  freigegebenen  —  vermischten 
Nachrichten  tatächlichen  Inhalts  und  der  Tages- 
neuigkeiten in  Zeitschriften  (Abs.  3)  sowie  die 
Ausarbeitungen  wissenschaftlichen,  technischen 
und  unterhaltenden  Inhalts  in  Zeitungen  (Abs.  2). 

bj  Bedingungslos  freigegebene  Beiträge. 
1.  B.K.  Art.  7  von  1886  und  i8p6:  Artikel 
politischen   Inhalts,  Tagesneuigkeiten   und  ver- 
mischte   Nachrichten    in    Zeitungen    und  Zeit- 
j  Schriften. 

I  2.  §  18  des  Gesetzes  von  ipoi:  Vermischte 
;  Nachrichten  tatsächlichen  Inhalts  und  Tages- 
\  neuigkeiten  in  Zeitungen  und  Zeitschriften  (Abs.  3). 

i  cj  Bedingt  freigegebene  Beiträge. 

1.  B.K.  von  1886  Art.  y:  Alle  Artikel  in 
Zeitungen  und  Zeitschriften  mit  Ausnahme  der 
—  bedingunslos  freigegebenen  —  Artikel  poli- 
tischen Inhalts,  der  Tagesneuigkeiten  und  ver- 
mischten Nachrichten;  Bedingung:  Vorbehalt 
der  Rechte. 

2.  Art.  7  der  B.K.  von  i8p6:  Alle  Artikel 
in  Zeitungen  und  Zeitschriften  mit  Ausnahme 
der  —  bedingungslos  geschützten  —  Feuilleton- 
romane einschließlich  Novellen  und  der  —  be- 
dingungslos freigegebenen  —  Artikel  politischen 

j  Inhalts,  der  Tagesneuigkeiten  und  vermischten 
Nachrichten;  Bedingung:  Vorbehalt  u?id  Quellen- 

!  angäbe. 

j.  §  18  des  Gesetzes  von  ipoi:  Alle  Artikel 
aus  Zeitungen  mit  Ausnahme  der  —  bedingungs- 
los geschützten  —  Ausarbeitungen  wissenschaft- 
lichen, technischen  und  unterhaltenden  Inhalts 
und  der  —  bedingungslos  freigegebenen  —  ver- 
mischten Nachrichten  tatsächlichen  Inhalts  und 
der  Tagesneuigkeiten;  Bedingung:  Vorbehalt  der 
Rechte,  Quellenangabe.  Einen  bedingten  Schutz 
von  Artikeln  in  Zeitschriften  gibt  es  nach  dem 
deutschen  Gesetz  nicht. 

Die  sich  aus  dieser  Aufstellujig  ergebenden 
Ujiterschiede  zwischen  der  B.K.  von  1886^ 
i8p6  und  dem  deutschen  Gesetz  von  ipoi  §  18 
sind  folgejide: 

ad  a)  Der  Art.  7  alt.  B.K.  kennt  über- 
haupt keinen  beditigungslosen  Schutz  von 
I  .Artikeln  in  Zeitungen  und  Zeitschriften,  und  der 
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bedingungslose  Schutz  dieser  Erzeugnisse  in 
Art.  7  der  B.K.  von  1896  bleibt  insofern  hinter 
§  18  des  deutschen  Gesetzes  zurück,  als  in  der 
B.K.  von  1896  zwar  die  sich  ungefähr  mit 
„Ausarbeitungen  unterhaltenden  Inhalts"  (§  18) 
deckenden  Romane  und  Novellen  (Allfeld 
S.  320),  nicht  jedoch  „die  Ausarbeitungen  wissen- 
schaftlichen und  technischen  Inhalts"  (§  18)  be- 
dingungslos —  sondern  nur  bedingt  —  geschützt 
werden.  Außerdem  bezieht  sich  dieser  be- 
dingungslose Schutz  des  §  18  nur  auf  ZeUiivgen. 
Für  die  Artikel  von  Zeitschriften  besteht  ein 
noch  viel  umfassenderer  Schutz,  indem  alle 
Artikel  in  Zeitschriften  mit  Ausnahme  der 
in  §  18  Abs.  3  unbedingt  freigegebenen  ver- 
mischten Nachrichten  und  der  Tagesneuigkeiten 
bedingungslos  geschützt  werden,  so  daß  ein 
bedingter  Schutz  irgendwelcher  Zeitschriften- 
beiträge überhaupt  nicht  besteht.  Die  B.K. 
behandelt  im  Gegensatz  zu  §  18  des  Gesetzes 
von  1901  Zeitungen  und  Zeitschriften  völlig 
gleich. 

ad  b)  §  18  des  deutschen  Gesetzes  stellt 
unter  die  bedingu?igslos  freigegebenen  Artikel 
in  Zeitschriften  und  Zeitungen  die  vermischten 
Nachrichten  tatsächlicheti  hihalts^  während 
Art.  7  der  B.K.  von  1886  und  1896  die  ver- 
mischten Nachrichten  schlechthin  vom  Schutz 
ausnimmt.  Danach  sind  auch  Anekdoten, 
Aphorismen,  Schilderungen,  Plaudereien  (All-  ' 
FELD  S.  164),  sofern  sie  nicht  zu  den  unbedingt 
geschützten  Novellen  gerechnet  werden  dürfen, 
nach  der  B.K.  bedingungslos  freigegeben. 

Weiterhin  gibt  Art.  7  B.K.  die  Artikel 
politischen  Inhalts  in  Zeitungen  und  Zeitschriften 
unbedingt  frei,  während  §  18  des  Gesetzes 
von  1901  dieselben  in  Abs.  3  unter  den  be- 
dingungslos freigegebenen  Beiträgen  in  Zeitungen 
und  Zeitschriften  nicht  nennt,  so  daß  die  Artikel 
politischen  Inhalts  nach  §  18  des  deutschen 
Gesetzes  als  Zeitschriftenbeiträge  unbedingt 
und  als  Zeitungsbeiträge  bedingt  zu  schützen 
sind. 

ad  C)  Aus  den  Erörterungen  zu  a  und  b 
ergeben  sich  von  selbst  die  Unterschiede  zwischen 
B.K.  und  deutschem  Gesetz  bezüglich  der  be- 
dingt geschützten  Zeitungs-  resp.  Zeitschriften- 
beiträge. Es  ist  hier  nur  zu  bemerken,  daß 
Art.  7  von  1886  als  Bedingung  das  Gebot  der 
Quellenangabe  nicht  kennt  wie  §  18  (und  Art.  7 
von  1896). 

Mit  Ausnahme  des  letzterwähnten  Punktes 
enthalten  die  von  dem  §  18  des  Gesetzes  von 
1901  abweichenden  Bestimmungen  des  Art.  7 
B.K.  von  1886  und  1896  dem  Urheber  un- 
günstigeres Recht  gegenüber  dem  deutschen 
Gesetz.  Da  die  zwingende  Bestimmung  des 
Art.  7  B.K.  den  §  18  des  deutschen  Gesetzes 
außer  Kraft  setzt,  werden  die  verbandsländischen 
Urheber  nach  Maßgabe  dieses  Artikels  in 
Deutschland  geschützt.  Gegenüber  der  rev.  B.  K. 
ist  §  18  des  Gesetzes  von  1901  nur  in  der  einen 
wesentlichen  Beziehung  dem  Urheber  günstiger, 
daß  er  die  Ausarbeitungen  wissenschaftlichen 
und  technischen  Inhalts  in  Zeitungen  bedingungs- 
los schützt,  während  dieselben  nach  Art. 9 rev. B.K. 


nur  einen  bedingten  Schutz  genießen  (vergl.  oben 
S.  30). 

B.  Art.  8  B.K,  der  die  Entlehnungsfreiheit 
bezüglich  Auszügen  und  Stücken  aus  Werken 
der  Literatur  uml  Kunst  zum  Gegenstand  hat, 
ist  unverändert  in  die  rev.  B.K.  —  als  Art.  lo  — 
aufgenommen  worden.  Es  kann  daher  auf  die 
Ausführungen  oben  (S.  30)  verwiesen  werden. 

C.  Schlußprotokoll  B.K.  Ziff.  j  lautet:  „Es 
besteht  Einverständnis  darüber,  daß  die  Fabri- 
kation und  der  Verkauf  von  Instrumenten,  welche 
zur  mechanischen  Wiedergabe  von  Musikstücken 
dienen,  die  aus  geschützten  ^^'erken  entnommen 
sind,  nicht  als  den  Tatbestand  der  musikalisc  hen 
Nachbildung  darstellend  angesehen  werden 
sollen." 

Ziff.  3  des  Schlußprotokolls  der  B.K.  stellt 
eine  Ausnahme  von  dem  Verbot  der  Verviel- 
fältigung („Fabrikation  der  Instrumente"  = 
."Anfertigung  von  Platten  und  Scheiben)  und  der 
Verbreitung  („Verkauf")  bezüglich  der  musika- 
lischen Werke  (keineswegs  der  Wiedergabe 
von  Reden,  Gedichten,  Dramen  usw.)  dar. 

Erlaubt  ist  die  Aufnahme  von  Musikstücken 
auch  in  Instrumente  mit  auswechselbaren  Scheiben 
und  Walzen,  da  im  Jahre  1886  bei  der  Ent- 
stehung dieser  Bestimmung  der  B.K.  diese  In- 
strumente schon  bekannt  waren  und  diese  Vor- 
schrift ganz  allgemein  von  In  trumenten  spricht, 
„welche  zur  mechanischen  Wiedergabe  von  Musik- 
stücken dienen".  (So  auch  Röthlisberger,  B.K. 
S.  246,  a.  A.  Allfeld  S.  181,  der  der  Meinung 
ist,  die  Vertragschließenden  hätten  nur  an  In- 
strumente wie  Spieldosen  und  Drehorgeln  u.  dgl. 
gedacht;  der  hier  vertretenen  Meinung  ist  auch 
Spahn,  Deutsche  Juristenzeitung  1901,  S.  174.) 
Das  deutsche  Gesetz,  §  22,  erlaubt  ebenfalls 
die  Uebertragung  eines  Werks  der  Tonkunst 
auf  Scheiben,  Platten  usw.  von  Instrumenten, 
die  zur  mechanischen  Wiedergabe  von  Musik- 
stücken dienen,  indem  es  diese  Vorschrift  dabei 
ausdrücklich  auch  auf  Instruinente  mit  auswechsel- 
baren Bestandteilen  für  anwendbar  erklärt.  In- 
soweit befindet  sich  der  §  22  des  Gesetzes  von 
1901  völligim  Einklang  mit  Schlußprotokoll  Ziff.  3. 
Der  §  22  des  deutschen  Gesetzes  hebt  jedoch  die 
Freigabe  der  Vervielfältigung  bezüglich  der 
Aufnahme  von  Musikstücken  in  solche  Instru- 
mente auf  durch  die  das  Werk  hinsichtlich 
der  Dauer  des  Tones  und  hinsichtlich  des 
Zeitmaßes  nach  Art  eines  persönlichen  Vor- 
trags wiedergegeben  werden  kann  (Pianola) ; 
die  Aufnahme  in  solche  Instrumente  ist  dalier 
nach  dem  Gesetz  von  1901  eine  verbotene, 
widerrechtliche  Urheberrechtsverletzung.  Inso- 
weit ist  danach  §  22  dem  Urheber  günstiger 
als  die  B.K.  Röthlisberger  S.  245  will  diese 
Bestimmung  des  deutschen  Gesetzes  auf  den 
Schutz  verbandsländischer  Urheber  angewendet 
wissen,  wofür  jedoch  kein  Grund  einzusehen 
ist;  §  22  d.  G.  v.  1901  wird  vielmehr  durch  die 
Ziff.  3  des  Schlußprotokolls  außer  Kraft  gesetzt, 
da  dieselbe  obligatorischen  Charakter  hat. 

Eine  Bedingung  der  erlaubten  Entlehnung 
stellt  die  B.K.  nicht  auf.    Da  es  sich  jedoch 


—  42  — 


bei  der  Bestimmung  des  Schlu(3protokolls  Ziff.  3 
um  den  Umfang  des  Schutzes  und  nicht  die 
Entstehung  desselben  handelt,  ist  das  Gesetz 
des  Landes  der  Schutzgewährung  für  nähere 
Festsetzungen  des  Umfangs  des  Schutzes  —  so- 
fern sie  nicht  durch  Ziff.  3  SchluOprotokoll  aus- 
geschlossen sind  —  maßgebend.  Danach 
kommt  §  25  des  deutschen  Gesetzes  zur  An- 
wendung, wonach  bei  einer  Wiedergabe  nach 
Schlußprotokoll  Ziff.  3  die  Quelle  anzugeben 
ist,  ebenso  §  24,  wonach  Aenderungen  am  Werk 
bei  der  Aufnahme  in  die  Instrumente  gestattet 
sein  können. 

In  Art.  13  rev.  B.K.  wurde  die  Ausnahme 
von  dem  Verbot  der  Vervielfältigung  und  Ver- 
breitung des  Schlußprotokolls  Ziff.  3  der  B.K. 
ausdrücklich  aufgehoben  (vergl.  oben  S.  27  f.). 

Zweiter  Abschnitt. 

§  12. 

Die  Verträge  Deutschlands  mit  Amerika 
(vom  15.  Januar  1892)   und  Oesterreich- 
Ungarn  (vom  30.  Dezember  18:^9.) 

/.  Vertrag  mit  Amerika. 

In  diesem  Vertrag  ist  der  Grundsatz  der 
Gleichbehandliuig  des  Ausländers  mit  dem  In- 
länder ohne  Einschrätikmigen  —  bezüglich 
der  Schutzfrist,  der  Schutzobjekte  und  der  Aus- 
nahmen von  dem  Verbot  der  Vervielfältigung 
usw.  —  zur  Anerkennung  gekommen  (Art.  i 
und  2).l) 

Der  Schutz  wird  den  Bürgern  der  Ver- 
einigten Staaten  zuteil,  nicht  den  in  Amerika 
erschienenen  Werken  ohne  Rücksicht  auf  die 
Nationalität.  Die  strafrechtliche  Bedeutung  des 
Vertrags  besteht  sonach  darin,  daß  nach  dem 
Grundprinzip  desselben  die  Bürger  der  Ver- 
einigten Staaten  für  ihre  Werke,  die  die  zivil- 
rechtlichen Voraussetzungen  der  deutschen 
Gesetze  von  1901  und  1907  erfüllen,  den  Straf - 
schütz  der  deutsche7i  Gesetze  genießen,  genau 
wie  die  Urheber  deutscher  Werke.  Der  Ver- 
trag stellt  sich  also  als  eine  Erweiterung  der 
§§  54  und  55  des  Gesetzes  von  1901  und  des 
§  51  des  Gesetzes  von  1907  dar. 

//.   Uebereinkommen  betr.  den  Schutz  der 
Urheberrechte  an  Werken  der  Literatur.,  Kunst 
und   Photographie    zwischen    dem  Deutschen 
Reich  und  Oesterreich- Ungarn. 
a)  Gegenstand  des  Schutzes  des  Vertrags  — 
allgemein.     Nach  Art.  1 2)  werden  in  dem 

')  Art.  I ;  .Die  Bürger  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
sollen  im  Deutschen  Reich  den  Schutz  des  Urheberrechts  be- 
ziiglirh  der  Werke  der  Literatur  und  Kunst  sowie  der  Photo- 
graphich gegen  unbefugte  Nachbildung  auf  derselben  Grund- 
lage genicOen,  wie  solcher  den  Reichsangchörigeii  gesetzlich 
zusteht." 

')  .Jedes  Werk  der  Literatur,  der  Kunst  und  Photographie, 
welches  in  den  Staats^jebieten  eine»  der  vertragschliefienden 
Teile  einheimisch  ist,  wird  in  den  Staatsgebieten  des  andern 
Teils,  wenn  es  nicht  aucli  dort  als  einheimisch  anzusehen  ist, 
den  dort  für  Werke  gleicher  Art  durch  ilie  inländische  Oesetz- 
gehun;;  jeweils  gewährten  Schutz  auf  Grund  dieses  l'eber- 
cinkomniens  genieDen.  Der  vcrtragsinäOige  Schutz  wir^l  jedoch 
nicht  gewährt,  wenn  das  Werk  dort,  wo  es  einhrimiscli  ist, 
überhaupt  keinen  gesetzlichen  Schutz  genirOt.  Kr  soll  ferner 
nicht  länger  bestehen,  als  der  gesetzliche  Schutz  dort  dauert, 
wo  das  Werk  einheimisch  ist."  (Art.  i  des  Vertrags  mit 
Oesterreich-l/ngarn.) 


einem  Vertragsland  alle  Werke  der  Lite- 
ratur, Kunst  und  Photographie  geschützt, 
welche  in  detn  aridem  Staate  „eifiheimisch"^ 
sind.,  wenn  sie  nicht  auch  in  dem  Staate, 
in  dem  der  Schutz  gewährt  wird,  als  ein- 
heimisch geschützt  sind.  Art.  2  erklärt 
letzteren  Begriff  dahin,  daß  als  einheimisch 
ein  Werk  gelte,  wenn  auf  dasselbe  ver- 
möge seines  Erscheinungsortes  oder  ver- 
möge der  Staatsangehörigkeit  oder  des 
Wohnsitzes  seines  Urhebers  die  betreff ejide 
inländische  Gesetzgebung  Anwendung  finde. 

1.  Deutschlajid.  Gesetz  von  1901  —  für 
Werke  der  Literatur  und  Tonkunst. 

§  54:  „Den  Schutz  genießen  die  Reichs- 
angehörigen für  alle  ihre  Werke,  gleichviel,  ob 
diese  erschienen  sind  oder  nicht." 

^55:  „Wer  nicht  Reichsangehörigerist,  ge- 
nießt den  Schutz  für  jedes  seiner  Werke,  das 
im  Inland  erscheint,  sofern  er  nicht  das  Werk 
selbst  oder  eine  Uebersetzung  an  einem  früheren 
Tage  im  Ausland  hat  erscheinen  lassen. 

Unter  der  gleichen  Voraussetzung  genießt 
er  den  Schutz  für  jedes  seiner  Werke,  das  er 
im  Inland  in  einer  Uebersetzung  erscheinen 
läßt;  die  Uebersetzung  gilt  in  diesem  Falle  als 
das  Originalwerk." 

§  51  des  Gesetzes  von  1907  enthält  für 
Werke  der  Kunst  und  Photographie  eine  gleich- 
lautende Bestimmung. 

2.  Oesterreich.  Gesetz  betr.  das  Urheber- 
recht an  Werken  der  Literatur,  Kunst  und 
Photographie  vom  26.  Dezember  1895. 

§  1:  „Unter  dem  Schutz  dieses  Gesetzes 
stehen  die  Werke  der  Literatur,  Kunst  und 
Photographie,  welche  im  Inland  erschienen  sind; 
ferner  solche,  deren  Urheber  österreichische 
Staatsbürger  sind,  mag  das  Werk  im  In-  oder 
Ausland  oder  gar  nicht  erschienen  sein." 

§  2:  „Auf  Werke  von  Ausländern  wenn  sie 
im  Deutschen  Reiche  erschienen  sind  und  auf 
nicht  erschienene  Werke  von  deutschen  Staats- 
angehörigen findet  dieses  Gesetz,  sofern  die 
Gegenseitigkeit  gewährleistet  ist,  mit  der  Maß- 
gabe Anwendung,  daß  der  Schutz  nicht  länger 
dauert  als  im  Deutschen  Reiche  selbst." 

j.  Ungarn.  Gesetz  vom  26.  April  1884 
über  das  Urheberrecht. 

§  79:  „Das  gegenwärtige  Gesetz  findet  auf 
die  Werke  von  ungarischen  Staatsbürgern  auch 
dann  Anwendung,  wenn  dieselben  im  Auslande 
erschienen  sind.  Auf  Werke  von  Ausländern 
findet  dieses  Gesetz  keine  Anwendung;  eine 
Ausnahme  bilden  und  Rechtsschutz  genießen: 

a)  jene  Werke  von  Ausländern,  die  bei  in- 
ländischen Verlegern  erschienen  sind. 

b)  Werke  jener  Ausländer,  die  mindestens 
2  Jahre  im  Lande  ständig  wohnen  und 
hier  Steuer  zahlen  " 

(()  Im  Verhältnis  zu  Ungarn  erhalten  da- 
7t ach  deti  Vertragsschutz  in  Deutschland: 

«f')  Werke  von  ungarischen  Staatsbürgern, 
die  nicht  veröffentlicht  oder  in  Ungarn 
oder  in  einem  andern  Land  als  Deutsch 
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land  erschienen  sind  und  von  allen  Aus- 
ländern mit  Ausnahme  der  Deutschen, 
wenn  sie  2  Jahre  in  Ungarn  wohnen  und 
dort  Steuer  zahlen  —  da  diese  Werke  in 
Ungarn  und  nicht  auch  in  Deutschland 
einheimisch  sind. 
/?/S)  Werke  von  Angehörigen  aller  Staaten, 
mit  Ausnahme  von  Ungarn  und  Deutsch- 
land, die  bei  ungarischen  Verlegern  er- 
schienen sind. 

Deutsche  Werke,  die  in  Ungarn  er- 
scheinen, sind  hier  einheimisch ;  da  sie 
jedoch  auch  in  Deutschland  selbst  ein- 
heimisch sind,  werden  sie,  ebenso  wie 
die  Werke  von  Ungarn,  die  in  Deutsch- 
land erschienen  sind,  nicht  nach  dem 
Vertrag  (Art.  i  Abs.  i  S.  2),  sondern 
nach  dem  internen  deutschen  Gesetz  ge- 
schützt. 

I 

jS)  Im   Verhältnis  zu   Oesterreich  erhalten 
Vertragsschutz  in  Deutschland  weil  7inr  in 
Oesterreich  einheimisch: 
au)  Alle  in  Oesterreich   erschienenen  Werke 
ohne  Rücksicht  auf  die  Nationalität  — 
ausgenommen  die  Werke  deutscher  Ur- 
heber. I 

^/S)  Alle  Werke  österreichischer  Staatsange-  1 
höriger,   die   nicht  veröffentlicht  oder  in 
Oesterreich  oder  in  einem  anderen  Land 
außer  Deutschland  erschienen  sind. 

Ein     in     Oesterreich  erschienenes 
deutsches  Werk  ist  auch  in  Deutschland  , 
einheimisch  und  ist  deshalb  nach  dem  [ 
internen  deutschen  Gesetz^   nicht  nach  j 
dem  Vertrag  zu  scItiUsefi.  Hiernach  steht  1 
der  Art.  i  des  deutsch -österreichischen 
Vertrags   in    einem   wesentlichen  Punkt 
hinter  der  M.K.  zurück;  denn  ein  in  einem 
anderen  Verbandsland  der  B.K.  erschie- 
nenes Werk    eines    Deutschen    kann  in 
Deutschland  sowohl  nach  den  deutschen 
Urheberrechtsgesetzen  als  auch  nach  der 
B.  K.  Schutz  beanspruchen,  da  das  andere 
Land  als  Ursprungsland  gilt,  und  zwar 
hat  der  deutsche  Urheber  in  diesem  Fall 
einen  Anspruch    auf  den    ihm  jeweils 
günstigeren  Schutz  der  Konvention  oder 
der  Gesetze  (vgl.  oben  S.  13). 
//)  Die  alten  deutschen  Gesetze  über  das  lite- 
rarische und  künstlerische  Urheberrecht 
(Gesetz  von  1870,  §62;  Gesetz  von  1876, 
§21)  bestimmen  dem  §  2  des  österreichischen 
Gesetzes  analog,  daß  die  in  Oesterreich 
erschienenen  Werke  sowohl  der  Oester- 
reicher als  anderer  nichtdeutscher  Staats- 
angehörigen und  die  nichtveröffentlichten 
Werke  von  Oesterreichern  in  Deutschland 
nach  dem  hiternen  Gesetz  geschützt  sein 
sollefi  unter  der  Voraussetzug,  daß  Oester- 
reich Gegenseitigkeit  gewährt;    dies  ist 
in  §  2  Oester.  G.  geschehen.  Nach  diesem 
Paragraphen  und  den  zitierten  §§62,  21 
der  altefi  deutschen  Gesetze  waren  daher  j 
sowohl    die  in  Deutschland  erschienenen  I 


Werke  Deutscher  und  anderer  Nichtöster- 
reicher  als  auch  andrerseits  die  in  Oester- 
reich erschienenen  Werke  Oesterreicher 
und  anderer  Nichtdeutscher  ebenso  wie  die 
nichtveröffentlichten  Werke  Deutscher  und 
Oesterreicher  in  Deutschland  und  Oester- 
reich eittheiinisch.,  weshalb  der  Vertrags- 
schiitc  gemäß  Art.  i  des  Vertrags  entfiel. 
Diese  Konsequenz  des  Art.  r  wird  teil- 
tveise  aufgehoben  durch  das  Schlufl- 
protokoll  Ziff.  i  des  Vertrags,  wonach 
die  von  einem  Oesterreicher  in  Oesterreich 
und  umgekehrt  die  von  einem  Deutschen 
in  Deutschland  veröffentlichten  Werke 
Vertragsschutz  genießen  sollen. 

Die  §§  62  und  21  sind  jedoch  in  die 
neuen  deutschen  Gesetze  von  1901  und 
1907  nicht  mit  aufgenommen  worden, 
was  zur  Folge  hat,  daß  die  in  diesen 
Paragraphen  genannten  Werke  Oester- 
reicher und  andrer  Nichtdeutscher  in 
Deutschland  nicht  mehr  einheimisch  sind 
und  daher  nach  Art.  i  des  Vertrags  den 
Vertragsschutz  genießen,  da  diese  Werke 
?iur  in  Oesterreich  einheimisch  sind.  Die 
in  dem  §  2  des  Oesterreichischen  Gesetzes 
genannten  Werke  Deutscher  und  anderer 
NichtÖsterreicher  werden  aber  nach  dem 
Oester.  Gesetz  ebenfalls  nicht  mehr  ge- 
schützt, da  mit  dem  W'egfall  der  genannten 
§§  62  und  2 1  in  Deutschland  hier  die  in 
§  2  des  Oester.  G.  verlangte  Gegenseitig- 
keit nicht  gewährleistet  wird.  Darnach 
sind  diese  Werke  nur  in  Deutschland  ein- 
heimisch (§§  54  und  55  d.  G.  v.  1901  und 
§  51  d.  G.  von  1907),  weshalb  sie  nach 
Art.  I  des  Vertrags  sämtlich  Vertrags- 
schutz genießen.  Damit  hat  das  Schluß- 
protokoll Ziff.  I  des  Vertrags  unter  der 
Herrschaft  der  neuen  deutschen  Urheber- 
rechtsgesetze von  1901  und  1907  seine 
Bedeutung  verloren. 

Oesterreich  versteht  nicht  wie  Deutsch- 
land und  Ungarn  unter  Erscheinen  lediglich 
die  Herausgabe,  sondern  auch  die  öffent- 
liche Aufführung  und  Ausstellung  (§  6 
Abs.  2  des  österreichischen  Gesetzes). 
Die  dadurch  entstehende  Unsicherheit  wird 
durch  das  Schlußprotokoll  Ziff.  2  des 
Vertrags  beseitigt,  wo  nach  einem  Werke 
soweit  dasselbe  von  der  Gesetzgebung 
des  einen  Teils  nur  vermöge  seines  Er- 
scheinens geschützt  wird,  der  vertrags- 
mäßige Schutz  nur  dann  zukommt,  wenn 
es  auch  nach  der  inländischen  Gesetz- 
gebung des  andern  Teils  als  in  dem  Ge- 
biet des  ersten  Teils  erschienen  gilt.  Die 
in  Oesterreich  aufgeführten  oder  ausge- 
stellten Werke  von  Ausländern  sind  des- 
halb in  Deutschland  nicht  geschützt,  weil 
nach  der  deutschen  Gesetzgebung  diese 
Werke  nicht  als  in  Oesterreich  erschienen 
angesehen  werden. 

b)  Das  Grundprinzip  und  seine  Ausnahmen. 
Im  Deutsch-Oesterreich-Ungarischen  Vertrag 
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ist  ebenso  wie  in  den  zuerst  behandelten 
Verträgen  der  Grundsatz  der  Gleichbehand- 
lung der  Werke  eines  Vertragslandes  mit 
den  nach  dem  inländischen  Gesetz  ge- 
schützten Werken  des  anderen  Vertrags- 
landes als  Grundprinzip  des  Vertrags  an- 
erkannt. Nach  Art.  i  S.  i  genießen  die 
in  einem  Vertragsland  einheimischen  W^erke 
in  dem  andern  Vertragsland  den  dort  für 
Werke  gleicher  Art  durch  die  inländische 
Gesetzgebung  jeweils  gewährten  ,^Sckuis^^. 
Hierdurch  wird  in  Erweiterung  der  §§  54, 
55  des  Gesetzes  von  1901  und  des  §  51 
des  Gesetzes  von  1907  den  österreich- 
ungarischen Werken  in  Deutschland  der 
zivil-  und  strafrechtliche  Schutz  der  deutschen 
Urheberrechtsgesetze  gewährt.  Die  Straf- 
delikte dieser  Gesetze  finden  also  auch  auf 
die  Verletzung  der  Urheberrechte  an  diesen 
Werken  Anwendung;  hierin  besteht  die  di- 
rekte strafrechtliche  Bedeutung  des  Ver- 
trags. Der  Grundsatz  der  Gleichbehandlung 
in  zivilrechtlicher  Hinsicht  ist  jedoch  — 
wie  in  der  B.K.  —  durch  die  Vorschriften 
des  Art.  i  Abs.  2,  Art.  3  und  4  durch- 
brochen. Mit  Rücksicht  auf  die  daraus  sich 
ergebenden  Abweichungen  von  dem  deut- 
schen Recht  hinsichtlich  der  Rechtswidrig- 
keit müssen  diese  Bestimmungen  zur  Dar- 
stellung gebracht  werden. 

1.  Art.  1  Abs.  2:  „Der  Schutz  wird  nicht  ge-  [ 
währt,  wenn  das  Werk  im  Heimatland  nicht  I 
oder  nicht  mehr  geschützt  ist." 

u)  Daraus  folgt,  daß  für  den  Vertragsschutz 
die  kürzeste  Schutzfrist  des  Landes  der 
Schutzgewährung  oder  des  Ursprungslandes 
maßgebend  ist  und  der  Vertragsschutz  ent- 
fällt, wenn  das  Heimatland  ein  Werk  nicht 
schützt. 

j^)  Eine  besondere  Aufzählung  von  Schutz- 
ohjekteji  kennt  der  Vertrag  nicht;  es 
kommen  also  die  Gesetzgebungen  der  ein- 
zelnen Länder  für  die  Festsetzung  der 
Schutzobjekte  allein  in  Betracht  (vgl.  das 
Gesetz  von  1901  §  i,  Gesetz  von  1907 
§  I  und  2). 

Oesterreichisches  Gesetz  von  1895  §  i, 

§  4.  . 

Ungarisches  Gesetz  von  1884,  §§  i,  45, 
49,  60,  66,  67,  69. 

Nach  den  Bestimmungen  dieser  Para- 
graphen schützt  das  österreichische  Gesetz 
die  nämlichen  Werke  wie  das  deutsche  Ge- 
setz mit  Ausnahme  der  Bauwerke  §  4 
Ziff.  6  Abs.  I  S.  2. 

Das  ungarische  Gesetz  nimmt,  abge- 
sehen von  architektonischen  Werke?i  (§  66), 
die  plastischen  Abbildu7igen  vom  Schutze; 
aus  (§  67)  —  diese  Werke  werden  also 
auch  in  Deutschland  nicht  geschützt. 

2.  Bedingungen   und  Förmlichkeiten.  Im 
Verhältnis  zwischen  Deutschland  und  Oeslerreich 
genügt    die    Erfüllung    der    Bedingungen    und  ' 
Förmlichkeiten    des    Ursprungslandes    (Art.  ^ 
Abs.  /).    Im   Verhältnis  zwischen  Deutschland  i 


und  Ungarn  muß  hinsichtlich  der  Bedingungen 
und  Förmlichkeiten  den  Gesetzgebungen  beider 
I  Länder  entsprochen  werden  (Abs.  2), 

Abs.  3  erwähnt  als  Bedingung  besonders 
den  Vorbehalt  beim  Uebersetzungs-  und  Auf- 
führungsrecht und  verlangt  den  Beginn  der 
Uebersetzung  innerhalb  einer  bestimmten  Frist. 

Bedingungen  des  Uebersetzungsrechis. 
Oesterreich  §§  28  und  2p.  Danach  muß  das 
Uebersetzungsrecht  hinsichtlich  aller  oder  ge- 
wisser Sprachen  ausdrücklich  auf  dem  Titelblatt, 
in  der  Vorrede  oder  an  der  Spitze  aller  Exem- 
plare des  Werkes  vorbehalten  werden.  Die 
Uebersetzung  muß  innerhalb  3  Jahren  erscheinen. 
Nach  der  Herausgabe  ist  die  Uebersetzung 
5  Jahre  geschützt. 

Ungarn  §  7,  Vorbehalt:  Die  Uebersetzung 
ist  innerhalb  eines  Jahres  vom  Ende  des  Jahres 
an,  in  welchem  das  Original  erschienen,  zu  be- 
ginnen und  innerhalb  3  Jahren  nach  dem  gleichen 
Zeitpunkt  zu  vollenden,  bei  szenischen  Werken 
muß  die  Uebersetzung  schon  6  Monate  nach 
dem  Erscheinen  des  Originals  fertig  sein.  Nach 
dem  ersten  Erscheinen  der  Uebersetzung  5  jähriger 
Schutz. 

Diese  Bestimmungen  müssen  österreichische 
bezw.  ungarische  Uebersetzungen  erfüllen,  wenn 
sie  in  Deutschland  Schutz  genießen  sollen  (vgl. 
jedoch  unten  3);  in  Deutschland  fehlen  Bedin- 
gungen, so  daß  also  in  Beziehung  zu  Ungarn 
dessen  Gesetz  hier  allein  maßgebend  ist,  obwohl 
nach  Art.  3  Abs.  2  bezüglich  der  Bedingungen 
und  Förmlichkeiten  den  Gesetzen  beider  Länder 
entsprochen  werden  muß.  Umgekehrt  muß  jedoch 
ein  deutsches  Werk  die  Bedingungen  des  un- 
garischen Gesetzes  erfüllen,  um  dort  geschützt 
zu  werden  (Art.  3  Abs.  2). 

3.  Speziell  die  Dauer  des  Uebersetzungs- 
rechts  wurde  von  dem  Vertrag  materiell  ge- 
regelt, so  daß  in  diesem  Punkt  die  Gesetz- 
gebungen beider  Länder  aufler  Kraft  getreten 
sind. 

Die  Dauer  des  Uebersetzungsrechis  (Art.  4). 
(>)  Nach  Ablauf  von  3  Jahren  nach  der  Heraus- 
gabe   des    Originals    endigt    das  Ueber- 
setzungsrecht, wenn  nicht  in  derselben  Zeit 
eine  rechtmäßige   und  vollständige  Ueber- 
setzung   erschienen    ist.     Erscheint  eine 
Uebersetzung     in     einer     oder  mehreren 
Sprachen,   so  ist  trotzdem  für  die  anderen 
Sprachen  nach  3  Jahren  die  Uebersetzung 
frei  (Abs.  1). 
1^)  Die   innerhalb  dieser  3  Jahre  erschienenen 
Uebersetzungen  sind  5  Jahre  nach  dem  l^r- 
scheinen  geschützt.  —  Die  größtmöglichste 
Frist  beträgt  also  8  Jahre. 
Y)  Nichtveröffentlichte    Werke     sind  gegen 
Uebersetzung  so  lange  wie  gegen  die  Re- 
produktion im  Original  geschützt  (Schluß 
aus  Abs.  i). 
Hiermit  ist  die  Nutzungsfrist  von  einem  Jahr 
rfS[).  6  Monaten  des  ungarischen  Gesetzes  außer 
Kraft  gesetzt.    Wenn  nun  diese  Bestimmung  der 
Dauer  des  Uebersetzungsrechis  zwingendes  Recht 
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schafft,  so  heißt  das  nicht,  daO  eine  günstigere 
Behandlung  in  einem  Vertragsland  ausgeschlossen 
ist.  —  Das  günstigere  interne  Landesgesetz 
kann  jedoch  nur  dann  auf  Werke  der  Vertrags- 
länder angewandt  werden,  wenn  die  Anwendung 
durch  Gesetz  ausdrücklich  gestattet  wurde; 
nicht  kann  der  Richter  aus  eigener  Initiative 
das  bessere  Landesgesetz  anwenden  (vgl.  auch 
FuLD:  Die  deutschen  Urheberrechtsgesetze  von 


1901  und  die  internationalen  Verträge,  Zcitschr. 
f.  internal.  Privat-  und  öffentliches  Recht,  Bd.  13, 
S.  26  ff.  und  oben  S.  15). 

4.  Abgesehen  von  den  Einschränkungen 
des  Art.  i  Abs.  2,  der  Art.  3  und  4  —  Schutz- 
frist, Bedingungen,  Förmlichkeiten,  Uebersetzung 
—  ist  die  lex  fori  nach  dem  Grundsatz  der 
Gleichbehandlung  (Art.  i  Abs  i)  für  die  Be- 
stimmung der  Rechtswidrigkeit  allein  maßgebend. 


I 


II.  Teil. 

Die  spezielle  strafrechtliche  Bedeutung  der  Verträge  Deutschlands  zum 
Schutz  von  Werken  der  Literatur  und  Kunst. 


Im  ersten  Teil  wurden  die  Bestimmungen  der 
einzelnen  Verträge  durchgegangen  und  dabei 
nachgesehen,  ob  sie  strafrechtliche  Bedeutung 
beanspruchen  können.  Es  ergab  sich,  daß  die 
3  Hauptverträge:  dieB.K.,  der  Vertrag  Deutsch- 
lands mit  Amerika  und  der  Vertrag  Deutsch- 
lands mit  Oesterreich-Ungarn  die  gleiche  Grund- 
bestimmung (Grundprinzip)  aufweisen:  Die  Ur- 
heber eines  vertragsländischen  Werkes  genießen 
in  dem  andern  Vertragsland  den  gleichen  Schutz 
wie  die  Urheber  einheimischer  Werke.  Unter 
Schutz  ist  nach  den  Ausführungen  (S.  ii,  31, 
44)  zu  verstehen  —  zivil-  inid  strafrecht- 
licher Schutz.  Da  §§  54  und  55  des  Gesetzes 
von  1901  und  §  51  des  Gesetzes  von  1907  jeden 
Urheber  ausländischer  Werke  schlechthin  von 
dem  Schutz  dieser  Gesetze  ausschließen,  hat  das 
Grundprinzip  der  genannten  drei  Verträge  die  j 
hohe  Bedeutung,  daß  es  den  Urhebern  derjenigen 
ausländischen  Werke,  die  einem  Vertragslaiid 
a?igehören,  den  Schutz  dieser  Gesetze  in  vollem 
Umfang  zusichert.  Die  genannten  nichtdeutschen 
Urheber  haben  daher  in  Deutschland  die  gleichen 
Urheberrechtsbefugnisse  und  sie  genießen  den 
gleichen  zivil-  und  strafrechtlichen  Schutz  wie  die 
Urheber  deutscher  Werke.  Daraus  folgt,  daß  das 
Grundprinzip  von  zweifacher  deutsch-strafrecht- 
licher Bedeutung  ist;  es  gibt  den  erwähnten  Ur- 
hebern zuerst  die  Urheberrechtsbefugnisse  der 
deutschen  Gesetze  und  macht  dadurch  die  Zu- 
widerhandlungen gegen  diese  Rechte  zu  ver- 
botenen^ rechtswidrigfen  Handlungen  und  es  ge- 
währt dann  den  einzelnen  Urheberrechtsbefug- 
nissen den  strafrechtlichen  Schutz  der  Gesetze 
von  1901  uud  1907.  Wenn  das  Gruridprinzip 
auch  bezüglich  der  Art  des  Schutzes  in  Deutsch- 
land nicht  selbst  materielle  Bestimmungen  trifft, 
sondern  auf  das  deutsche  Recht  verweist,  so  ist 
die  Tatsache  des  Schutzes  überhaupt  jedoch 
nur  auf  das  Grundprinzip  zurückzuführen.  Ohne 
das  Grundprinzip  wären  die  genannten  Urheber 
in  j  Deutschland  schutzlos.  Insofern  stellt  sich 
das  Grundprinzip  als  eine  Bestimmung  selb- 
ständiger Schutzgewährung  dar.  Die  B.  K.,  der 
deutsch-amerikanische  und  der  Vertrag  Deutsch- 
lands mit  Oesterreich-Ungarn  haben  daher  vor 
allem  die  selbständige  strafrechtliche  /Bedeutung, 
daß  sie  dii-,  Urheber  der  vertragsländischen 
Werke  in  Deutschland  für  ihre  in  den  Verträgen 
gewährten  Urheberrechtsbefugnisse  strafrecht- 


lich schützen.  Auch  bezüglich  der  Art  des 
Schutzes  treffen  die  B.  K.  und  der  Vertrag 
Deutschlands  mit  Oesterreich  -  Ungarn  eigerie 
selbständige  Bestimmungen^  die  insoweit  den 
Verweis  auf  das  deutsche  Recht  aufheben. 
Diese  beziehen  sich  auf  die  Voraussetzungen 
des  Urheberrechts  und  daher  auch  der  Reclits- 
widrigkeit  der  Verletzungshandlungen  (vgl.  oben 
S.  14).  Da  das  völkerrechtliche  Prinzip  der 
Reziprozität  keine  strafrechtliche  Bedeutung  hat 
(oben  S.  12),  ist  in  Vorstehendem  die  selb- 
ständige strafrechtliche  Bedeutung  der  Verträge 
erschöpft.  Weil  es  sich  dabei  um  die  Fest- 
setzung der  Rechtswidrigkeit  und  die  Tatsache 
des  Strafrechtsschutzes  überhaupt  handelt, 
rechtfertigt  es  sich  auch,  dem  diese  Gegen- 
stände behandelnden  ersten  Teil  der  Arbeit  die 
Ueberschrift  zu  geben:  Die  allgemeine  straf- 
rechtliche Bedeutung  der  Verträge  

Aufgabe  des  zweiten  Teils  der  Abhandlung 
ist  es  nun,  die  Art  des  strafrechtlichen  Schutzes 
der  Urheber  vertragsländischer  Werke  •  in 
Deutschland,  bezüglich  dessen  das  Grundprinzip 
auf  die  deutschen  Gesetze  verweist  (den  gleichen 
Schutz  wie  ....),  festzustellen.  Diese  Unter- 
suchung gipfelt  in  der  Frage^  können  —  und 
müsseft  infolgedessen  —  die  Delikte  der  deut- 
schen Urheberrechtsgesetze  unverändert  ^j;?//"</z'e 
Verletzungen  der  Urheberrechtsbefugnisse  an 
vertragsländischen  Werken  angeivandt  werden^ 
oder^  wenn  dies  flicht  möglich  ist,  in  zuelcher 
Weise  sind  die  Delikte  für  die  Urheberrechls- 
verletzungen  an  vertragsländischen  Werken 
zu  formulieren,  damit  die  vertragsländischen 
Urheber  denselben  strafrechtlichen  Schutz  er- 
halten wie  die  deutsche)!)  Im  letzteren  Fall 
sind  diese  eigens  zu  formulierenden  Delikte  nach 
den  einzelnen  Verbrechensmerkmalen  —  Hand- 
lung, Tatbdstandlichkeit,  Rechtswidrigkeit,  Schuld 
—  strafrechtlich  zu  behandeln.  Daraus  ist  er- 
sichtlich, daß  die  Lösung  der  Frage  im  ersten 
oder  zweiten  Sinn  den  Umfang  dieses  Teils  der 
Arbeit  in  sehr  verschiedener  Weise  beeinflußt. 
Anschließend  an  diese  Untersuchung  ist  dann 
das  Verhältnis  der  Verträge  zu  den  §§  2,  3 
und  4  St. G.B.  zu  prüfen,  um  zu  erkennen,  in 
welcher  Weise  das  zeitliche  und  räumliche  An- 
wendungsgebiet der  die  Urlieberrechtsvcrletzun- 
gen  vertragsländischer  Werke  treffenden  Straf- 
bestimmungen geregelt  wird. 
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§ 

Dü  Delikte  gegen  das  literarisck-künsilerische 
Urheberrecht  an  veriragsländischen  Werken  in 
Deutschland. 
A.  Allgemein.  \ 

1.  Man  kann  nicht  von  der  strafrechtlichen 
Seite  des  Grundprinzips  der  genannten  drei 
Verträge  in  dem  Sinn  sprechen,  daß  dasselbe 
bestimmte,  die  Urheber  vertragsländischer  Werke 
hätten  in  Deutschland  schlechthin  den  gleichen 
strafrechtlichen  Schutz  wie  die  Urheber  inländi- 
scher Werke  zu  beanspruchen,  so  daß  also  vor 
allem  die  Strafdelikte  der  deutschen  Urheber- 
rechtsgesetze notwendig  in  der  vollen  Zahl  an- 
zuwenden seien.  Dies  ist  nur  unter  der  Voraus- 
setzung der  Fall,  daß  die  Urheber  vertrags- 
ländischer Werke  die  gleichen  Urheberrechts- 
befugnisse besitzen  wie  die  Urheber  deutscher 
Werke.  Der  zivilrechtliche  Inhalt  des  Grund- 
prinzips gewährt  nun  in  der  Tat  die  oben  S.  7 
aufgezählten  sieben  Urheberrechtsbefugnisse 
der  deutschen  Gesetze.  Die  Abweichungen 
vom  Grundprinzip  ändern  dasselbe  in  dieser  Be- 
ziehung nicht  ab,  sie  bestimmen  nur  die  Voraus- 
setzungen, unter  denen  diese  einzelnen  Rechte 
gegeben  sind,  in  manchen  Beziehungen  anders 
wie  das  deutsche  Recht.  Daraus  ergibt  sich  die 
erste  wichtige  Konsequenz,  daß  die  den  einzelnen 
Urheberrechsbefugnissen  entsprechenden  straf- 
baren Handlungen  der  deutschen  Gesetze  sämtlich 
für  den  Schutz  vertragsländischer  Werke  in 
Betracht  kommen.  Es  gibt  danach  eine  strafbare 
Vervielfältigung,  gewerbsmäßige  Verbreitung 
und  öffentliche  Aufführung  der  Werke  verbands- 
ländischer  Urheber  ebenso  wie  strafbare  öffent- 
liche Vorträge,  Aenderungen  am  Werk  selbst, 
dessen  Titel,  der  Bezeichnung  des  Urhebers, 
öffentliche  Mitteilungen  des  wesentlichen  Inhalts 
eines  Werkes,  gewerbsmäßige  Vorführungen 
eines  Werkes  der  bildenden  Kunst  mittels  op- 
tischer Einrichtungen  und  öffentliche  Schau- 
stellungen eines  Bildnisses  (§§  38  und  39  des  i 
Gesetzes  von  1901  und  §§  32 — 34  des  Ge-  I 
setzes  von  1907). 

2.  Die  Bestimmung  des  Grundprinzips  —  die 
Urheber  vertragsländischer  Werke  genießen 
den  gleichen  strafrechtlichen  Schutz,  wie  die 
Urheber  deutscher  Werke  —  hat  weiter  den 
Inhalt,  daß  die  Verletzung  des  Vervielfältigungs- 
rechts des  Urhebers  eines  vertragsländischen 
Werkes  bei  Vorhandensein  der  gleichen  Schuld 
(Vorsatz),  derselbeti  Rechtswidrigkeit  und  der 
Erfüllung  des  gleichen  Tatbestandes  mit  der- 
selben Strafe  belegt  wird^  wie  die  Verletzung  I 
eines  Vervielfältigungsrechts  an  einem  deutschen  1 
Werk.  Das  gleiche  gilt  von  der  Verletzung 
des  Verbreitungsrechts  ....  usw.  ' 

In   welcher  Weise   werden  nun  diese  Fest- 
stellungen von  den  Abweichung e7i  des  Grund- 
prinzips beeinflusst? 
a)  In   dem   Vertrage  von   Amerika   gibt  es 
keine  Abweichungen  vom  Grundprinzip  und 
infolgedessen  bleibt  für  den  strafrechtlichen 
Schutz  der  amerikanischen  Werke  der  aus- 


gesprochene Satz  in  vollem  Umfang  in  Gel 
tung. 

b)  Die  in  der  B.  K.  und  den  Verträgen  mit 
Oesterreich-Ungarn  enthaltenen  Abweichun- 
gen vom  Grundprinzip  setzen  die  Voraus- 
setzungen der  Rechtsiüidrigkeit  in  verschie- 
dener Hinsicht  anders  fest  als  das  deutsche 
Recht.  Der  oben  aufgestellte  Satz  muß 
danach  dahin  geändert  werden,  daß  die 
Verletzung  eines  vertragsländischen  Verviel- 
fältigungsrechts ....  usw.  bei  Vorhanden- 
sein der  Rechtszuidrigkeit  nach  den  deut- 
schen Gesetzen  und  dem  Vertrag  der 
gleichen  Schuld  und  der  Erfüllung  des- 
selben Tatbestands  mit  der  gleichen  Strafe 
bedroht  wird,  wie  die  Verletzung  der  ent- 
sprechenden inländischen  Urheberrechte. 

3.  Es  ist  nun  zu  prüfen,  ob  die  Abweichungen 
vom  Grundprinzip  auch  eine  unveränderte  An- 
wendung des  Tatbestands  dieser  Delikte  un- 
möglich machen.  Die  Tatbestände  sämtlicher 
Delikte  der  deutschen  Urheberrechtsgesetze  haben 
die  übereinstimmende  Formulierung:  wer  —  in 
anderen  als  den  gesetzlich  zugelassenen  Fällen 
—  ohne  Einwilligung  des  Berechtigten  ein  Werk 
vervielfältigt,  verbreitet,  aufführt  usw.  Aus  den 
Worten  „ohne  Eitiwilligung  des  Berechtigten^'' 
ist  der  Tatbestand  zu  vervollständigen  durch  den 
Zusatz:  —  (Werk)  eines  andern  Berechtigten 
— ,  so  daß  der  Tatbestand  nach  Ergänzung 
dieses  Subintelligendum  lautet:  Wer  —  inan  dern 
als  den  gesetzlich  zugelassenen  Fällen  —  ein 
Werk  ei)ies  aridem  Berechtigten  ohne  dessen 
Einzüilligung  vervielfältigt  usw.  Die  Erläuter- 
ung der  Worte  y^ohne  Einwilligung  des  Be- 
rechtigten'' in  diesem  Sinne  ist  selbstverständ- 
lich, da  nur  von  einer  Einwilligung  des  Be- 
rechtigten zu  der  Vervielfältigungshandlung  usw. 
eines  andern  gesprochen  werden  kann.  Diese 
Worte  haben  weiter  einen  zweifachen  Inhalt. 
Einmal  bringen  sie  zum  Ausdruck,  daß  bestraft 
wird  die  Vervielfältigung  eines  Werkes,  an  dem 
ein  Urheberrecht  entstanden  ist  und  noch  be- 
steht und  an  dem  irgend  eine  Person  das  Ur- 
heberrecht besitzt,  sei  es  der  Urheber  selbst 
oder  sein  Rechtsnachfolger  (Erbe,  Verleger)  — 
in  diesem  Sinne  ist  „Berechtigter"  zu  verstehen 
(vgl.  Begründung  zum  Gesetz  von  1901,  S.  13)- — 
und  daß  der  Berechtige  eine  vom  Täter  ver- 
schiedene Person  ist;  dann  setzen  sie  ausdrück- 
lich fest,  daß  der  Berechtigte  in  die  Verviel- 
fältigung ....  mit  der  Wirkung  einwilligen 
kann,  daß  bei  Vorhandensein  der  Einwilligung 
der  Tatbestand  der  strafbaren],Vervielfältigung 
....  nicht  vorliegt.  Da  in  dem  Tatbestand  der 
Delikte  ausdrücklich  —  soweit  dieselben  in  Betracht 
kommen  ~  auch  auf  die  gesetzlich  zugelassenen 
Fälle  der  Vervielfältigung  usw.  hingewiesen  ist, 
sind  die  ganzen  Bestimmungen  über  das  Ur- 
heberrecht in  dem  Tatbesland  enthalten  und 
damit  auch  die  Festsetzungen  der  regelmäßigen 
Rechtswidrigkeit  der  Handlungen.  Der  Tat- 
bestand enthält  außerdem  einen  Ausschließungs- 
grund der  Rechtswidrigkeit,  die  Einwilligung  des 
Verletzten  (vgl.  Frank,  S.  83).    Da  jedoch  die 


-   48  - 


Rechtswidrigkeit  weiter  beseitigt  werden  kann 
durch  Notstand  und  Selbsthilferechte,  kann  man 
nicht  sagen,  die  Urheberrechtsdelikte  hätten  das 
Moment  der  Rechtswidrigkeit  in  den  Tatbestand 
aufgenommen  i),  was  wegen  der  verschiedenen 
Theorien  über  die  Bedeutung  der  Rechtswidrig- 
keit für  den  Vorsatz  von  Wichtigkeit  ist.  (Vgl. 
Frank  zu  §  59.) 

Trotzdem  sich  nun  die  Abweichungen  des 
Grundprinzips  auf  die  Voraussetzungen  des  Ur- 
heberrechts beziehen  und  letztere  in  den  Tat- 
bestand der  deutschen  DeHkte  aufgenommen 
sind,  wird  dadurch'^)  keine  veränderte  Formu- 
lierung des  Tatbestands  bei  der  Verletzung  ver- 
tragsländischer  Urheberrechte  notwendig.  Dies 
ist  deshalb  nicht  der  Fall,  weil  die  einzelnen 
Voraussetzungen,  unter  denen  jemand  nach  den 
deutschen  Gesetzen  im  Besitze  einer  Urheber- 
rechtsbefugnis sein  kann,  im  Tatbestand  nicht 
einzeln  aufgezählt  sind,  sondern  in  dem  allgemeinen 
Ausdruck  „Berechtigter"  auf  sie  verwiesen  ist. 
Bei  dieser  Fassung  des  Tatbestands  ist  es  also 
gleichgültig,  unter  welche?i  Voraussetzungen  je- 
mand zur  Vervielfältigung  .  .  .  berechtigt  ist, 
es  kommt  nur  darauf  an,  daß  ihm  die  Urheber- 
rechtsbefugnis zusteht.  Eine  Aenderung  dieser 
privatrechtlichen  Bestimmungen  beeinfluI3t  daher 
die  Form  des  Tatbestands  ebensowenig,  wie 
dies  bei  dem  Wechsel  der  gesetzlichen  Vor- 
schriften über  das  Eigentum  bezüglich  des  Tat- 
bestands des  Diebstahls  —  Wegnehmen  einer 
fremden  Sache  —  der  Fall  sein  würde. 

B.  Speziell. 

Es  muß  nun  speziell  mit  Rücksicht  auf  das 
Verhältnis  des  Grundprinzips  zu  de?t  §§  S4\ 
j'S  des  Gesetzes  von  ipoi  und  §  j^i  des  Gesetzes 
von  Jpoy.,  untersucht  werden,  ob  .für  die  Ver- 
letzungen der  Urheberrechte  vertragsländischer 
Werke  eigene  Deliktstatbestände  zu  formu- 
lieren sind  oder  ob  vermöge  des  Verweises 
des  Grundprinzips  die  Delikte  der  deutschen  Ge- 
setze ohne  weiteres  auf  sie  Anwendung  finden 
müssen. 

Die  Beantwortung  dieser  Frage  hängt  davon 
ab,  welche  Stellung  den  §§  ^4  und  55"  des  Ge- 
setzes von  ipoi  U7td  j7  des  Gesetzes  von  ipoy, 
wonach  den  (zivil-  und)  stj-gfrechtlichen  Schutz 
dieser  Gesetze  die  Reichsangehörigen  für  alle 
ihre  Werke  und  die  Nichtreichsangehörigen  für 
die  im  Inland  zum  erstenmal  erschienenen 
Werke  genießen,  so  daß  die  Urheber  nur  deut- 
scher Werke  geschützt  werden  (oben  S.  8), 
gegenüber  dem  Tatbestand  der  Delikte  in  den 
deutschen  Urheberrechtsgesetzgebungen  einzu- 
räumen ist. 

I.  Nimmt  man  an,  die  Bestimmung  dieser 
Paragraphen  erkläre  ausschließlich  deutsche 
Werke  zu  Angri (fsobjekten  der  in  den  deutschen 
Gesetzen  aufgestellten  Delikte,  im  Gegensatz  zum 

')  Bei  dem  Diebstahl  ist  in  der  Handlung  „wegnehmen' 
stillschweigend  mit  einbegriffen  —  liandeln  ohne  Einwilligung 
des  Eigentümers  — ,  so  daO  sicli  die  Tatbestände  bezüglich  der 
Aufnahme  der  RechlswidrigUcit  in  den  Tatbesland  gleichen. 

2)  Zn  untersuchen  bl  eibt  immer  noch,  ob  eine  andere  For- 
mulierung des  Tatbestands  nicht  mit  Klicksicht  auf  das  Ver- 
hältnis des  Grundprinzips  zu  den  §§  54,  55  des  (".esetzcs  von 
T901  und  §  51  des  Gesetzes  von  1907  notwendig  wird  (vgl. 
unten  B). 


'  Grundprinzip,  das  gleichzehigvertragsländische 
(ausländische)  Werke  schützt,  dann  ist  in  dem  Tat- 
bestand dieser  Delikte  als  Subintelligendum  zu 
„Werk"  das  Wort  „deutsches"  (Werk)  hinzu- 
zufügen, so  daß  derTatbestand  in  dieser  Weise  ver- 
vollständigt heißen  müßte:  Wer  ein  —  deutsches 

—  Werk  eines  anderen  Berechtigten  ohne  dessen 
Einwilligung  vervielfältigt,  verbreitet  ....  usw. 
Die  Vorschrift  des  Grundprinzips  der  Verträge: 
Die  Urheber  vertragsländischer  Werke  genießen 
den  gleichen  strafrechtlichen  Schutz  wie  die  Ur- 
heber deutscher  Werke  hat  dann  die  Bedeutung 
einer  selbstätidigen  Gegenüberstellu7ig  mit  den 
genannten  Paragraphen  der  deutschen  Gesetze. 
Dies  muß  dazu  führen,  in  jedem  einzelnen 

!  der  drei  genannten  Verträge  selbständige 
j  Delikte  aufzustellen,  bei  denen  dem  im  übrigen 
gleichen  Tatbestand  (vgl.  oben)  der  deutschen  Ge- 
setze als  nähere  Bezeichnung  des  Angriffsobjekts 
das  Wort  „vertragsländisches"  (Werk)  hinzuzu- 
fügen ist.  DerTatbestand  der  Delikte  der  B.K.  muß 
j  demnach  lauten:  Wer  ein  —  Verbands  ländisches 

—  Werk  eines  andern  Berechtigten  ohne  dessen 
Einwilligung  vervielfältigt  .  .  .  .,  derjenige  der 
Delikte  der  Verträge  mit  Oesterreich-Ungarn  und 
Amerika:  Wer  ein  —  vertragsländisches  —  Werk 
eines  andern  Berechtigten  ohne  dessen  Einwilli- 
gung vervielfältigt  usw.  Da  nach  dem  Grundprinzip 
der  strafrechtliche  Schutz  der  Verträge  in  der 
Weise  von  dem  strafrechtlichen  Schutz  der  deut- 
schen Gesetze  abhängig  ist,  daß  er  mit  diesem 
steht  und  fällt,  haben  die  vollständigen  Delikte 
folgende  Form  :  wer  vorsätzlich  ein  —  vertrags- 
ländisches (verbandsländisches)  —  Werk  eines 
andern   Berechtigten   ohne   dessen  Einwilligung 

vervielfältigt  wird  mit  der  Strafe  belegt, 

die  das  deutsche  Recht  für  den  gleichartigen 
Fall  der  Verletzung  eines  deutschen  Werks  an- 
droht (nicht  darf  es  heißen:  wird  mit  3000  Mark 
....  bestraft). 

Welche  Konsequenz  ergibt  sich  nun  aus 
dieser  Auffassung  des  Verhältnisses  des  Grund- 
prinzips der  Verträge  zu  den  §§  54,  55  des 
Gesetzes  von  1901  und  §  51  des  Gesetzes  von  1907 
und  aus  der  bei  derselben  notwendig  werdenden 
Aufstellung  eigener  Delikte  in  den  Verträgen? 

Hierzu  ist  vor  allem  festzustellen,  ob  die 
formulierten  Delikte  gegenüber  denjenigen  der 
deutschen  Gesetze  eigene  „Verbrechenstypen" 
(Beling,  Die  Lehre  vom  Verbrechen,  S.  263  ff.), 
„individuelle  Tatbestände"  enthalten  oder  sich 
als  bloße  „Erscheinungsformen"  (Beling,  1.  c, 
S.  268)  des  Tatbestands  der  Delikte  der 
deutschen  Urheberrechtsgesetze  darstellen.  Nach- 
Beling  (1.  c.)  hängt  diese  Entscheidung  davon 
ab,  ob  die  Strafdrohungen  absolute  (echte) 
oder  relative  (unechte)  sind.  Im  letzteren  Fall 
werden  nicht  individuelle  Tatbestände,  sondern 
nur  Erscheinungsformen  anderer  Typen  ge- 
schaffen. „Echte  Abhängigkeit  liegt  überall  da 
vor,  wo  eine  Strafdrohung  mit  einer  andern 
stehen  und  fallen  will,  so  daß  die  Aufhebung 
oder  Aenderung  dieser  anderen  unmittelbar  auf 
sie  hinüberwirkt"  (BELING,  S.  265).  Nach  dieser 
Begriffsbestimmung  wären  die  Strafdrohungen 
der  formulierten  Vertragsdelikte  unechte  Straf- 
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drohungen.  Die  Folgerung,  daf3  damit  die  Tat- 
bestände dieser  Delikte  nur  Erscheinungsformen 
der  Typen  der  deutschen  Delikte  sein  müßten, 
läßt  sich  aber  nicht  ziehen,  da  das  Verhältnis 
letzterer  zu  ersteren  das  der  Exklusivität'),  nicht 
das  des  „Oberbegriffs  zu  seinem  Unter  begriffen"' 
ist  und  letzteres  als  unterscheidendes  Kriterium 
anzusehen  ist  (Heling,  S.  289).  Hier  zeigten 
also  der  von  Beling  aufgestellten  Regel  zu- 
wider die  Delikte  der  Verträge  trotz  relativer 
Strafdrohungen  individuelle  Tatbestände,  Grund- 
typen. 

Die  Erkenntnis,  daß  bei  der  Formulierung 
eigener  Delikte  in  den  Verträgen  die  Delikts- 
tatbestände der  deutschen  Gesetze  und  der  Ver- 
träge sich  als  im  Verhälltiis  der  Gegensätz- 
lichkeit^ der  Exklusivität  zueinanderstehende 
individuelle  Grundtypen  erweisen,  führt  zu 
Konsequenzen  nach  der  objektive7i  und  sub- 
/ektive?i  Tatseite  der  Delikte  hin. 

Kann  niciit  festgestellt  werden,  welcher  der 
Tatbestände  in  concreto  Platz  greife,  dann  muß 
Ireigesprochen  werden  (Beling,  S.  282).  Ist 
also  z.  B.  nicht  zu  erkennen,  welche  Staats- 
angehörigkeit der  Urheber  hatte,  —  die  Staats- 
angehörigkeit ist  bei  Verletzung  des  Urheber- 
rechts nicht  verößFentlichter  Werke  sowohl 
nach  den  Delikten  der  Gesetze  als  der  Verträge 
maßgebend  (vgl.  §  54,  55  des  Gesetzes  von 
1901  und  §  51  des  Gesetzes  von  1907  und  das 
Grundprinzip  der  Verträge)  —  dann  hat  Frei- 
sprechung zu  erfolgen,  auch  wenn  feststeht,  daß 
es  sich  nur  entweder  um  die  deutsche  oder  eine 
nach  den  Verträgen  in  Betracht  kommende 
Staatsangehörigkeit  handeln  kann.  Nennen  wir 
den  Typus  der  deutschen  Delikte  x  und  den  1 
Typus  der  Vertragsdelikte  y,  dann  lassen  sich  I 
die  Folgerungen  aus  der  Exklusivität  der  Tat-  | 
bestände  für  den  Dolus  mit  Beling  (S.  282)  in  j 
folgender  Weise  darstellen:  Wer  objektiv  den 
Typus  X  erfüllt,  aber  dabei  den  Dolus  nicht  des 
Typus  X,  sondern  des  gegensätzlichen,  objektiv 
nicht  vorliegenden  Typus  y  hat,  ist  weder 
strafbar  aus  Typus  x  —  es  fehlt  an  der  sub- 
jektiven Tatseite  —  noch  aus  TyP"^  7  — 
fehlt  an  der  objektiven  Tatseite.  Wer  also 
glaubte,  ein  deutsches  Werk  zu  vervielfältigen, 
das  Werk  ist  aber  ein  amerikanisches,  öster- 
reichisches usw.,  muß  freigesprochen  werden. 
Dasselbe  Verhältnis  waltet  zwischen  den  De- 
likten der  einzelnen  Verträge  untereinander  ob. 

Die  sich  aus  dem  Verhältnis  zwischen  Dieb- 
stahl und  Unterschlagung  ergebenden  gleichen 
Folgerungen  erscheinen  Beling  (a.  a.  O.)  schon 
als  „bedauerliche"  Konse(|uenzen,  wie  vielmehr 
sind  es  dann  aber  die  dargestellten,  da  die 
Nichtübereinstimmung  von  objektiver  und  sub- 
jektiver Tatseite  in  dem  angegebenen  Sinn  bei 
den  Urheberrechtsdelikten  der  Gesetze  und  Ver- 
träge   viel    häufiger   eintreten    wird.-)  Diese 

')  Die  Bejahung  des  einen  Typus  bedeutet  gleichzeitig;  mit 
Notwendigkeit  dfe  Verneinung  des  anderen  und  umgekehrt 
(Beling,  S.  282). 

2)  Diese  Konsequenz  ergibt  sich  —  für  das  Verhältnis  der 
einzelnen  Verträge  zu  einander  —  auch  dann,  wenn  die  Tat- 
bestände der  Vertragsdelikte  als  Erscheinungsformen  der  deut- 
schen Urheberrechtsdeliktstypen  angesehen  werden.  „Zwischen 


Konsequenz  spricht  nicht  für  die  Formulie- 
rung eigener  Delikte  itt  den  Verträgen,  ebenso 
wie  der  Widerspruch^  daß  trotz  relativer 
Strafdrohung  die  Delikte  iiidividuelle  Tat- 
bestände enthalten.  Der  Forderung  des  Grund- 
prinzips, daß  die  Urheber  vertragsländischer 
Werke  den  gleichen  strafrechtlichen  Schutz 
wie  die  Urheber  deutscher  Werke  erhalten 
sollen,  wird  jedoch  durch  Aufstellung  eigener 
Delikte  in  den  Verträgen  jedenfalls  in  nicht  zu 
übertreffender  Deutlichkeit  Folge  gegeben. 

H.  Die  Bestimmung  der  54,  55  des  Gesetzes 
von  1901  und  §  51  des  Gesetzes  von  1907  stellt 
sich  als  eine  Beschränkung  der  Rechtswidrig- 
keit (vgl.  auch  oben  S.  8)  dar,  in  dem  hier 
festgesetzt  wird,  daß  die  Vervielfältigung  .  .  .  eines 
deutschen,  nicht  eines  jeden  Werkes  verboten 
und  deshalb  auch  strafbar  sein  solle.  Das 
Grundprinzip  der  Verträge  erklärt  seinerseits 
die  Verletzung  der  Urheberrechte  derjenigen 
ausländischen  Werke,  die  einem  Vertragsland 
angehören,  für  rechtswidrig  und  strafbar,  so 
daß  hierdurch  der  Inhalt  der  genannten  Para- 
graphen der  deutschen  Gesetze  tatsächlich  er- 
weitert wird.  Mit  Rücksicht  hierauf  l)esteht  nun 
weiter  die  Möglichkeit,  das  Verhältnis  der  straj- 
rechtlichen  ßesiimmu7ig  der  angeführten  Para- 
graphen der  deutschen  Gesetze  zu  dem  Tat- 
bestand der  Delikte  der  Urheberrechtsgesetze 
so  aufzufassen,  daß  sie  Glicht  für  sich  allein, 
sondern  zusammen  mit  dem  Grundprinzip  der 
Verträge  das  sachliche  Geltungsgebiet  der  De- 
likte nach  den  Urheberrechtsgesetzen  und  den 
Verträgen  bestimm.en  und  in  dieser  Weise  als 
Einheit  zusammengefaßt  (im  Gegensatz  zur 
Gegenüberstellung  siehe  I)  festsetzen,  daß  die 
Strafdrohungen  der  deutschen  Gesetze  die  ver- 
botenen Vervielfältigungen,  Verbreitungen  usw. 
deutscher  und  vertragsländischen  Werke  er- 
greifen. Hierbei  entfällt  die  Notwendigkeit 
der  Aufstellung  eigener  Deliktstatbestände 
in  den  Verträgen  und  es  ermöglicht  sich  die 
Anwendung  des  unveränderten  l^itbestands 
der  Delikte  in  den  deutschen  Gesetzen  aut 
die  Verletzung  der  Urheberrechte  an  deut- 
schen und  vertragsländischer  Werken.  Das 
Wort  „Berechtigter"  in  dem  Tatbestand  der 
Strafdelikte  (wer  das  Werk  eines  andern  „Be- 
rechtigten" ohne  dessen  Einwilligung  verviel- 
fältigt .  .  .  .)  hat  dann  die  Bedeutung,  daß 
nicht  bloß  die  nach  den  deutschen  Gesetzen, 
sondern  auch  die  nach  den  Verträgen  ge- 
schützten Urheber  „Berechtigte"  im  Sinne 
dieser  Straftatbestände  sind.  In  diesem  Fall 
besteht  kein  Grund,  die  Worte  „deutsche  und 
vertragsländische"  (Werke)  in  den  Tatbestand 
zur  näheren  Bezeichnung  der  Angriffsobjekte 
einzufügen,  da  der  Tatbestand,  so  wie  er  vor- 
liegt, in  dem  Wort  „Berechtigten"  alle  Be- 
schränkungen des  Urheberrechts,  also  die  der 
4^§  54  und  55  des  Gesetzes  von  1901  und  des 
§  51    des   Gesetzes   von  1907   sowie   auch  die 


ilen  Erscheinungsformen  eines  Typus  unter  sich  waltet,  ähnlich 
wie  zwischen  selbständigen  Typ^n,  teils  das  Verhältnis  der 
Neutralität,  teils  das  der  Spezialität,  teils  das  der  Exklusivität 
ob"  (Bei, INT,,  S.  2S9) 
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teilweise  Wiederaufiiebung  dieser  Beschräniiung^ 
in  dem  Grundprinzip  der  Verträge  umfaßt. 
Anders  wäre  es  z.  B.,  wenn  die  Verträge  den 
Urhebern  vertragsländischer  Werke  zwar  ein 
Urheberrecht  und  zivilrechtlichen  Schutz,  aber 
keinen  Strafschutz  einräumen  würden.  In 
diesem  Fall  wären  nicht  alle  „Berechtigten" 
auch  strafrechtlich  geschützt  und  der  Tat- 
bestand der  Delikte  wäre  dann  in  der  jetzigen 
Form  unrichtig,  er  müßte  beschränkt  werden 
durch  den  Zusatz:  wer  ein  —  detiisches  — 
Werk  ohne  Einwilligung  des  Berechtigten  .  .  . 
usw. 

Diese  Auffassung  (unter  II)  unterscheidet  sich 
(wie  schon  angedeutet)  von  der  zuerst  dargelegten 
vor  allem  äußerlich  dadurch,  daß  sie  die  Be- 
stimmung des  Grundprinzips  zu  den  genannten 
Paragraphen  der  deutschen  Gesetze  nicht  in 
satz  setzt,  sondern  beide  als  notwendig  zusammen- 
gehörende Einheit  auffaßt,  indem  sie  die  Vor- 
schrift des  Grundprinzips  als  eine  auf  gleicher 
Stufe  wie  die  §§  54  und  55  des  Gesetzes  von  1901 
und  51  des  Gesetzes  von  1907  stehende  Ab- 
änderung resp.  Ergänzung  dieser  Paragraphen  be- 
trachtet. Die  Rechtswidrigkeitstelltsich  so  dar,  als 
ob  die  Vorschrift  des  Grundprinzips  in  den  Ge- 
setsefi  diesen  Paragraphen  angefügt  wäre, 
so  daß  diese  zusammen  mit  dem  Zusatz  lauteten: 
den  strafrechtlichen  Schutz  erhalten  die  Ur- 
heber deutscher  Werke;  den  gleichen  Schutz 
erhalten  die  Urheber  vertragsländischer  Werke 
—  oder  zusammengefaßt:  den  strafrechtlichen 
Schutz  erhalten  die  Urheber  deutscher  und  ver- 
tragsländischer Werke. 

Bei  dieser  Auffassung  des  Verhältnisses 
zwischen  dem  Grundprinzip  und  den  genannten 
Paragraphen  einerseits  und  den  Delikten  anderer- 
seits erhalten  in  voller  Beachtung  der  Forderung 
des  Grundprinzips  die  Urheber  vertragslän- 
discher Werke  den  gleichen  Schutz  wie  die 
Urheber  deutscher  Werke,  wenn  auch  der 
Strafschutz  der  deutschen  und  vertragslän- 
dischen  Werke  sich  nicht  in  verschiedenen  Tat- 
beständen äußerlich  gegenübersteht.  Gleich- 
zeitig entfallen  aber  auch  die  sich  aus  dieser 
Gegenüberstellung  ergebenden  „bedauerlichen" 
Konsequenzen  (vgl.  oben).  Hier  ist  ein  Zweifel 
darüber,  ob  der  Urheber  die  deutsche  oder  die 
französische  Staatsangehörigkeit  besitzt,  völlig 
bedeutungslos,  da  er  in  beiden  Fällen  „Berech- 
tigter" im  Sinne  des  Tatbestandes  der  Delikte 
ist.  Ebenso  ist  es  gleichgültig,  ob  der  Täter 
sich  bei  der  Vervielfältigung  in  dem  Glauben 
befand,  es  handle  sich  um  ein  deutsches  Werk, 
während  er  ein  amerikanisches  Werk  verviel- 
fältigte, da  zum  Vorsatz  das  Bewußtsein  genügt, 
(laß  das  Werk  eines  andern  „Berechtigten" 
(beide  sind  aber  berechtigt)  ohne  seine  Ein- 
willigung vervielfältigt  wird.  Die  erwähnte  Be- 
deutung des  Grundprinzips,  daß  der  strafrecht- 
liche Schutz  der  Urheber  vertragsländischer 
Werke  mit  dem  strafrechtlichen  Schutz  der  Ur- 
heber deutscher  Werke  stehen  und  fallen  soll, 
kommt  bei  der  Anwendung  der  deutschen  De- 
likte auf  die  Verletzung  vertragsländischer 
Werke  unmittelbar  zur  Geltung,  da  vertrags- 


ländische  und   deutsche  Werke  durch   ein  wid 
\  dasselbe  Delikt  der  Vervielfältigung  ....  ge- 
schützt sind.i)     Bei   dieser  Auffassung  bleibt 
also   die  Strafdrohung  unberührt,   da  die  Ver- 
'  tragsbestimmungen  nur  eine  neue  Konkretisierung 
1  (und  Erweiterung)   des  Begriffs  „Berechtigter" 
enthalten. 

Im  Vorstehenden  wurde  die  doppelte,  von- 
\  einander  abweichende  Behandlungsweise  des 
j  Grundprinzips  mit  Rücksicht  darauf,  daß  jede 
I  derselbe7i   dem   Erfordernis,   daß   die  Urheber 

vertragsländischer  Werke   den  gleichen  Schutz 

wie  die  Urheber  inländischer  Werke  erhalten 
I  sollen,  genügt,  als  eijie  zweifache  Möglichkeit  der 

praktischen    Anwendung     dieser  Bestimmung 

dargestellt. 

Da  nun  wegen  der  Verschiedenheit  der 
beiden  Wege  notwendig  nur  der  eine  oder  der 
andere  eingeschlagen  werden  kann,  müßte  man 
sich  allein  auf  Grund  der  dargestellten  recht- 
lichen Konsequenzen,  die  sich  bei  der  An- 
nahme der  ersten  Möglichkeit  ergeben,  für  die 
zweite  entscheiden. 

Diese  Annahme  kann  auch  aus  dem  prin- 
zipiellen Grund  nur  in  Frage  kommen,  daß  die 
\  Formulierung  eigener  Delikte  aus  dem  Grund- 
'\  prinzip  der  Verträge  mit  §  2  Abs.  i  des  St. G.Bs, 
in  Widerspruch  steht.  Dieser  Paragraph  stellt 
an  das  selbständige  Delikt  die  Forderung,  daß 
die  „Strafe  gesetzlich  bestimmt"  ausgesprochen 
ist.  Strafe  bedeutet  aber  nicht  bloß  Straf- 
drohung, sondern  es  ist  darin  auch  „der  sie 
auslösende  Tatbestand"  (Beling,  S.  22)  mit- 
verstanden. Beling  spricht  in  seinem  mehr- 
fach zitierten  Buch :  „Die  Lehre  vom  Verbrechen" 
mit  Recht  den  für  seine  ganze  Abhandlung 
grundlegenden  Satz  aus,  daß  aus  §  2  zu  folgern 
sei:  „Verbrechen  kann  nur  die  Handlung  sein, 
die  einem  fest  formulierten  Tatbestand  ent- 
spricht" -)  (1.  c).  Dies  Erfordernis  erfüllt  das 
Grundprinzip  der  Verträge  aber  nicht,  der  Tat- 
bestand muß  vielmehr  erst  mittels  umständlicher 
Erörterungen  auf  dem  Umwege  über  die  privat- 
rechtlichen Festsetzungen  der  Verträge  und  den 
Tatbestand  der  deutschen  Delikte  formuliert 
werden.  Er  ist  also  weder  gesetzlich  noch 
fest  formuliert. 

Aus  der  Stellung  der  Delikte  in  den 
deutschen  Gesetzen  kann  auf  der  anderen  Seite 
nicht  die  Einwendung  entnommen  werden,  daß 
dieselben  nur  auf  die  Verletzung  tler  in  diesen 
Gesetzen  geschützten  Ur heberrech tsbe fug nisse 
angewendet  werden  könnten.  Das  Strafrecht 
ist  völlig  selbständig  gegenüber  dem  Zivilrecht, 
wenn  es  auch  den  zivilrechtlichen  Bestimmungen 
eines  Gesetzes  angereiht  ist. 

Die  Deliktstatbestände  der  deutschen  Ge- 
setze finden  daher  gemäß  dem  Gru7idprinzip 
der  Verträge  direkte  und  unveränderte  An- 
wendrng  auf  die  Verletzung  vertragsländischer 

■)  Fällt  der  Vcrtragsscluitz  weu,  dann  werden  dadurcli  die 
Delikte  nicht  bcTülirt,  da  dann  immer  noch  alle  „Berechtigten" 
aucli  strafrechtlich  geschützt  werden. 

')  Vgl.  auch  die  treffenden  Ausfiilitunger  Bbi.ings  S.  22  ff. 
zur  Erliulcrung  dieses  Salzes. 
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Werke^).  Darnach  liat  die  Untersuchung  dieses  Pa- 
ragraphen keine  positive  speziell  strafrechtliche 
Bedeutung  der  Verträge  nachweisen  können, 
da  es  in  den  Verträgen  eigene  Delikte  zum 
Schutz  vertragsländischer  Werke  nicht  gibt  und 
solche  auch  nicht  formuliert  werden  dürfen. 
Aber  gerade  dadurch,  daß  die  vertragsländischen 
Werke  nicht  in  eigenen  Delikten  geschützt  werden,  ' 
ist  die  Rechtslage  einfacher  und  klarer  wie  auch 
gerade  hierdurch  ein  viel  wirksamerer  Schutz 
des  Urheberrechts  begründet  wird;  dies  zeigen 
besonders  die  Ausführungen  über  die  im  Ver- 
hältnis der  Exklusivität  stehend(;n  Deliktstat- 
bestände der  deutschen  Gesetze  und  derjenigen 
der  Verträge,  wenn  solche  formuliert  werden 
müßten. 

Aus  dieser  Untersuchung  ergibt  sich  ferner, 
daß  es  nicht  bloß  eine  unberechtigte  Unter- 
lassungssünde sondern  auch  direkt  unrichtig  ist, 
bei  der  Behandlung  der  deutschen  Urheber- 
rechtsdelikte das  Recht  der  Verträge  zu  igno- 
rieren —  wie  dies  bis  jetzt  immer  geschehen 
ist.  Eine  solche  Darstellung  ist  zu  eng.  Bei 
der  Behandlung  dieser  Delikte  muß  vielmehr 
sowohl  bei  den  Nachweisungen  der  Rechts- 
widrigkeit als  auch  hei  dem  Wort  „Berechtigter" 
im  Tatbestand  und  bei  der  Behandlung  des 
Vorsatzes  auf  das  Urheberrecht  der  Gesetze 
und  der  Verträge  gleichmäßig  hingewiesen 
werden.  Ergänzend  ist  daher  zu  bemerkeji^ 
daß  der  Vorsatz  durch  jeden  Tai-  und  Rechts- 
irrtum bezüglich  des  Vorliegens  des  Urheber- 
rechts sei  es  nach  den  Gesetzen^  sei  es  nach 
Verträgen  und  der  Eifiwilligung  des  nach 
beiden  Gesetzesquellen  Berechtigten  ausge- 
schlossen wird.-)  Objektiv  ist  das  Moment 
der  Rechtswidrigkeit  ebenso  zvie  der  Tatian- 
stand  „Berechtigter^'-  gegeben^  wenn  die  Ver- 
vielfälligimg  ....  eines  Werkes  nach  den 
deutschen  Gesetzen  oder  den  Verträgen  ver- 
boten ist.  Die  gesetzlich  zugelassenen  Fälle 
der  Vervielfältigung  ....  begreifen  auch  die 
in  den  Verträge?i  erhalteneti  in  sich.  (Le- 
galisierter Vertrag  gilt  ebenfalls  als  Gesetz.) 

Bezüglich  der  Handlung :  „Vervielfältigung", 
„Verbreitung"  usw.,  der  Taibestandsmerkmale:  \ 
„Werk",  „Bühnenwerk",  „Werk  der  Tonkunst", 
„Dramatische  Bearbeitung  usw.",  der  Erschei- 
7iungsformen  der  Delikte  —  Täterschaft,  Teil- 
nahme —  und  der  Strafdrohung  ändert  sich 
durch  die  Anwendung  der  Delikte  auf  die  Ver- 
letzung vertragsländischer  Urheberrechte  nichts 
und  es  kann  daher  auf  die  bis  jetzt  vor- 
handenen Behandlungen  der  Urheberrechts- 
delikte verwiesen  werden  (vgl.  Vancalker, 
Voigtländer,  Allfeld,  Daude  zu  den  Straf- 
paragraphen der  Urheberrechtsgesetze,  Binding 

')  Es  empfielilt  sich  daher,  bei  der  —  bevorstehenden  (vgl. 
Sten.  Ber.  des  Reichstags  is.  Legisl.-P.  I  1907/og  S.  8394)  — 
Revision  der  deutschen  Urheberrcclitsgesetie  die  Strafdehkte 
aus  diesen  Gesetzen  zu  enifernrn  und  in  das  St.  G.B.  zu  stellen, 
wodurch  die  darge/ej;te  Bedeutung  der  Delikte  auch  üu$aer- 
lich  klargestellt  iviirde. 

■)  Bei  dem  Diebstahl  setzt  der  Vorsatz  ebenfalls  das  Be- 
wußtsein voraus,  daß  eine  im  fremdeti  Eigentum  stehende  Sache 
weggenoniinen  wird,  und  da  zum  Begriff  des  \\'egnehmens  das 
Handeln  ohne  den  \\'illen  des  Ciewalirsaminhabers  gehiirt,  so  1 
wird  der  Dolus  auch  durch  die  irrtümliche  Annahme  der  Ein- 
willigung desselben  ausgeschlossen  (vgl.  FRANK,  S  31S  u.  106.) 


1.  c.  S.  478  ff.,  VON  LiszT  S.  409,  Stenglein, 
Die  strafrechtlichen  Nebengesetze  des  Deutschen 
Reichs  S.  153). 

In  Nachstehendem  bleibt  nur  noch  zu  unter- 
suchen, wie  bei  der  hier  vertretenen  Auffassung 
von  der  Natur  der  Urheberrechtsdelikte  das 
zeitliche  und  räumliche  Geltungsgebiet  dieser 
Delikte  geregelt  erscheint. 

§  '4- 

Das  zeitliche  Geltungsgebiet  der  Delikte 
gegen  das  Urheberrecht  an  Werken  der  Lite- 
ratur und  Kunst. 

Der  Untersuchung  dieser  Frage  muß  eine 
Aufstellung  der  deutschen  Gesetze  und  Ver- 
träge in  chronologischer  Reihenfolge  voran- 
gehen. 

I.  Gesetze. 

a)  Das  Literaturgesetz  vom  11.  Juni  1870. 

b)  Gesetz  betreffend  das  Urheberrecht  an 
Werken  der  bildenden  Künste  vom  9.  Ja- 
nuar 1876  und  Gesetz  betreffend  den 
Schutz  der  Photographien  gegen  Nach- 
bildung vom  IG.  Januar  1876. 

II.  Verträge  Deutschlands  zum  Schutz  von 
Werken  der  Literatur  und  Kunst, 

a)  mit  Frankreich  und  Belgien  vom  12.  De- 
zember 1883,  mit  Italien  vom  20.  Juni  1884, 

b)  B.  K.  vom  9.  September  1886,  Zusatzakte 
und  Deklaration  vom  4.  Mai  1896, 

c)  mit  Nordamerika  vom  15.  Januar  1892, 

d)  mit  Oesterreich-Ungarn  vom  30.  Dezember 
1899. 

III.  Gesetze  —  statt  I. 

a)  Gesetz  betreffend  das  Urheberrecht  an 
Werken  der  Literatur  und  Tonkunst  vom 
19.  Juni  1901. 

b)  Gesetz  betreffend  das  Urheberrecht  an 
Werken  der  bildenden  Künste  und  der 
Photographien  vom  9.  Juni  1907. 

IV.  Verträge  —  statt  II  a  und  b 

a)  mit  Frankreich  vom  8.  April  1907,  mit 
Belgien  vom  16.  Oktober  1907,  mit  Italien 
vom  9.  November  1907, 

b)  rev.  B.  K.  vom  13.  November  1908. 

Das  zeitliche  Geltungsgebiet  der  Delikte 
wird  in  §2  R.St,  G,Bs.  festgesetzt.  Da  die  Be- 
stimmungen des  allgemeinen  Teils  des  St. G.Bs, 
auch  insoweit  auf  die  in  den  Reiclisgesetzen 
enthaltenen  Delikte  Anwendung  finden,  als  sie 
nicht  durch  selbständige  Vorschriften  in  diesen 
Gesetzen  abgeändert  werden  (vgl.  Binding 
Lehrbuch  I  S.  463  ff.)  und  in  den  Urheber- 
rechtsgesetzen und  Verträgen  eine  solche  Vor- 
schrift fehlt,  ist  §  2  auch  für  die  Entscheidung 
der  Frage  nach  dem  zeitlichen  Geltungsgebiet 
der  Urheberrechtsdelikte  maßgebend. 

§  2  Abs.  I  stellt  nun  die  Regel  auf,  daß 
Bestrafung  nur  zulässig  ist,  wenn  die  Handlung 
vor  ihrer  Begehung  durch  ein  bereits  in  Kraft 
befindliches  Gesetz  mit  Strafe  bedroht  war,  daß 
mit  andern  Worten  das  Strafgesetz  keine  rück- 

7* 
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wirkende  Kraß  hat.  §  2  Abs.  2  enthält  eine 
Ausnalime  \'on  dieser  Regel:  „Bei  \'erschieden- 
heit  der  Gesetze  von  der  Zeit  der  begangenen 
Handlung  bis  zu  deren  Aburteilung  ist  das 
mildeste  Gesetz  anzuwenden". 

Unter  den  verschiedenen  (icsetzen  im  Sinne: 
des  §  2  sind  nur  die  .^^Strafgesetze'^  zu  ver- 
stehen. Daraus  ergibt  sich  die  Konsequenz, 
daß,  wenn  das  Strafgesetz  selbst  unverändert 
bleibt,  im  Wege  der  Gesetzgebung  aber  die 
rechtlichen  Voraussetzungen,  auf  denen  dasselbe 
beruht,  verändert  werden,  §  2  Abs.  2  keine  An- 
wendung findet  (vgl.  Olshausen  zu  §  2  S.  47, 
ebenso  Beling  S.  133,  Frank  zu  §  2,  V, 
S.  26,  V.  Bar.,  I  S.  79  f.). 

Das  Grundprinzip  der  Verträge,  das  den 
Urhebern  vertragsländischer  Werke  unter  Auf- 
hebung der  Beschränkung  der  §§  54  und  55 
des  Gesetzes  von  1901  und  §  51  des  Gesetzes 
von  1908  in  diesem  Umfang  strafrechtlichen 
Schutz  zubilligt,  bedroht  nach  den  Darstellungen  ' 
des  vorhergehenden  Paragraphen  nicht  eine  be- 
stimmte tatbestandliche  Handlung  mit  einer 
selbständigen  Strafe,  da  es  keine  eigenen  De- 
likte aufstellt;  das  Grundprinzip  kann  danach 
nicht  nach  seiner  strafrechtlichen  Seite  hin  als 
„Strafgesetz"  gelten.  Da  vielmehr  das  Grund- 
prinzip bewirkt,  daß  die  Delikte  tn  den  deutschen 
Gesetzen  auch  auf  die  Verletzung  vertrags- 
ländischer  Urheberrechte  Anwendung  finden  und 
weiterhin  dadurch  der  Tatbestand  der  Delikte 
flicht  direkt  —  berührt  wird,  weil  nur  die  ; 
rechtlichen  Voraussetzungen  desselben  ver- 
ändert resj).  erweitert  werden,  wurde  das  zeit- 
liche Geltungsgebiet  der  Urheberrechtsstraf-  ' 
gesetze,  d.  h.  der  Delikte  in  den  Urheberrechts- 
gesetzen durch  den  Abschluß  der  Verträge  in 
keiner  Weise  beeinflußt.  Es  ist  also  hier 
für  die  Anwe?idung  des  §  2  St.  G.  B.  kein 
Raum. 

Bezüglich  der  zeitlichen  Geltung  der  Ver- 
tragsbestimmungen und  ihrer  liinwirkung  auf  ; 
die  Urheberrechtsdelikte  ist  vielmehr  folgendes 
zu  bemerken:  Jeder  Rechtssatz  gilt,  wenn  nicht 
durch  Gesetz  ausdrücklich  etwas  Gegenteiliges 
festgesetzt  wird  (wie  in  §  2  Abs.  2  St.  G.B.), 
von  der  Zeit  an,  in  der  er  in  Kraft  tritt,  er  hat 
keine  rückwirkende  Kraft  (vgl.  VON  Liszt 
S.  94). 

Von  dem  Moment  an,  in  dem  die  einzelnen 
Verträge  zu  den  Gesetzen  als  Urhcberrechts- 
quellen  hinzutraten,  waren  die  Verletzungen  der 
vertragsländischen  Urheberrechtsbefugnisse  ver- 
botefi.,  rechtswidrig  und  die  Urheber  dieser 
Werke  sowie  ihre  Rechtsnachfolger  „Berech- 
tigte" im  Sinne  des  Tatbestandes  der  Delikte; 
von  dieser  Zeit  an  waren  daher  die  Ver- 
letzungen dieser  Urheberrechtsbefugnisse  auch 
strafbar.  Das  Strafgesetz  blieb  dasselbe  vor 
wie  nach  Bestehen  der  Verträge;  diese  haben 
nur  sein  tatsächliches  Anwendungsgebiet  er- 
weitert. 

Dasselbe  gilt  bezüglich  der  Veränderungen 
der  Verträge.  Sie  sind  ebenfalls  für  die  h'rage 
von  Bedeutung,  ob  die  Handlung  zur  Zeit  der 
liegehutig    verboten    war.      Ist    dies   der    1' "all, 


dann  ist  die  —  tatsächliche  —  Anwendung  der 
Delikte  möglich  und  geboten.  — 

Im  Gegensatz  zu  der  dargestellten  gemeinen 
Meinung,  daß  §  2  des  St. G.B.  nur  das  zeit- 
liche Geltungsgebiet  der  Strafgesetze  regle, 
ist  VON  Liszt  (S.  95)  der  Ansicht,  die  außer- 
strafrechtlichen Normen  müßten  insoweit  in  Be- 
tracht gezogen  werden,  als  durch  sie  der  straf- 
rechtliche Tatbestand  eine  inhaltliche  Aende- 
rung  erfahre  (ähnlich  Meyer  S.  97,  BiNDiNG, 
Handbuch  i  S.  257).  Durch  eine  Erweiterung 
des  Urheberrechts  in  den  V^erträgen  tritt  nun 
eine  solche  inhaltliche  Aenderung  des  Tat- 
bestandes unzweifelhaft  ein,  da  die  Verletzung 
der  Urheberrechtsbefugntsse  den  Tatbestand 
der  Delikte  bildet.  Die  Anwe?idung  des  §  2 
Abs.  2  auf  den  durch  den  Abschluß  der  Ver- 
träge eingetretenen  Wechsel  der  Urheberrechts- 
gesetzgebung, die  hiernach  notwendig  wäre, 
führt  aber  zu  demselben  Resultat  wie  die  Nicht- 
berücksichtigung dieses  Paragraphen.  Die 
Verträge,  die  die  Urheberrechte  an  verbands- 
ländischen  Werken  neu  schaffen,  machen  eine 
vorher  nicht  verbotene,  straflose  zu  einer  ver- 
botenen, strafbaren  Handlung.  Die  deutschen 
Gesetze  von  1870  und  1876,  die  diese  Hand- 
lungen nicht  mit  Strafe  bedrohten,  waren  also 
gegenüber  den  zu  ihnen  hinzutretenden  Ver- 
trägen die  „mildesten  Gesetze"  (§  2  Abs.  2). 
Ist  danach  ein  vertragsländisches  Werk  vor 
dem  Abschluß  der  Verträge  vervielfältigt  worden 
und  galt  der  betreffende  Vertrag  zur  Zeit  der 
Aburteilung,  so  war  der  Vervielfältiger  straflos. 
Ferner  besteht  das  Charakteristikum  der  Ver- 
tragsrevisionen darin,  daß  die  Abänderungen 
der  Verträge  ausschließlich  dem  Urheber 
günstiges, ')  also  dem  Täter  luigünstiges  Recht 
schufen,  so  daß  die  Gesetze  und  Verträge  den 
Abänderungen  letzterer  gegenüber  sich  wiederum 
als  die  mildesten  Gesetze  darstellen.^) 

IS- 

Die  räumliche  Geltung  der  Delikte  gegen  das 
Urheberrecht  an  Werken  der  Literatur 

und  Kunst. 
Für  die  Entscheidung  der  Frage  nach  dem 
räumlichen  Anwendungsgebiet  der  Urheber- 
rechtsdelikte sind  die  §§  3  ff.  St.  G.  Bs.  maß- 
gebend, wenn  nicht  diese  Paragraphen  durch 
eine  eigene  Bestimmung  für  die  genannten 
DeHkte  außer  Kraft  gesetzt  erscheinen  (vgl. 
BiNDiNG  S.  467,  Endemann  Kommentar  zum 
Gesetz  von  1870  S.  94). 

Nach  den  3  ff.  des  Strafgesetzbuchs  finden 
die  Strafgesetze  prijizipiell  nur  Anwendung  auf 
die  im  Inland  begangenen  Handlungen,  der 
ausländische  Begehungsort  entzieht  dieselben 
den    inländischen    Strafgesetzen.     Es  herrscht 

•)  Vgl.  I.  Teil  <lor  Al)li.Tndlun<;  bezüglich  der  Hemer  Kon- 
\ention;  die  Spezial vertrage  mit  Frankreicli  und  Italien  bleiben 
hrafl  ansdriicklicluT  Bestiinnning  der  !'..  K.  (Art.  20,  alle  B.  K. 
Alt.  15)  nur  soweit  in  Kraft,  als  sie  günstigeres  Recht  wie  dir 
IJ.  K.  aufweisen. 

')  Bei  der  Korinnlierung  eigener  Delikte  in  den  Vertragen  wäre 
bei  den  sich  gegenseilii;  ai4sschlieflenden  neliklen  der  Gesetze 
iDid  Verträge  ein  Vergleich  beid>  r  liezüglirh  des  Einflusses  auf 
die  zeitliche  (jeltnng  der  einen  oder  der  anderen  ausgeschlossen 
gewesen.  Die  zcitiiclie  Geltung  bcidri  wäre  also  völlig  \on- 
■  inander  unabhängig. 
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also  auf  dem  Gebiet  des  „internationalen  Straf- 
rechts", wie  die  Regelung  des  räumlichen 
Geltungsgebiets  wegen  der  internationalen  Be- 
zieliungen  —  inländischer  und  ausländischer 
Begehungsort  —  auch  genannt  wird,  das 
TerritorialUälspriiizip.  Subsidiär  stehen  neben 
dem  Territorialitätsprinzip  in  Geltung:  das 
System  der  Weltrechtspflege,  das  Real-  oder 
Schutzprinzip  sowie  das  aktive  und  passive 
Personalitätsprinzig  (§  4  St. G.B.  —  vgl.  darüber 
besonders  v.  Bar,  Lehrbuch  des  internationalen 
Privat-  und  Strafrechts  §  63). 

BiNDiNG  (S.iSof)  ist  nun  der  Ansicht,  in  den  Ur- 
heberrechtsgesetzen werde  mit  vollem  Bedacht 
bezüglich  des  räumliclien  Geltungsgebiets  der 
Delikte  das  Real-  oder  Schutzprinzip  für  mal.l- 
gebend  erklärt,  da  sie  genau  die  zu  schützen- 
den Rechte  umgrenzten  und  dieselben  gegen  alle 
Verletzungen  der  Inländer  wie  der  Ausländer^ 
einerlei  ob  im  Inland  oder  Ausland  verübt  — 
schützten. 

Hierzu  ist  zu  bemerken,  daß  es  keine  Be- 
stimmung in  den  Urheberrechtsgesetzen  gibt, 
die  ausdrücklich  das  festsetzte,  was  hier  von 
BlNDiNG  ausgesprochen  wird.  Die  §§  54  und  55 
des  Gesetzes  von  1901  und  51  des  Gesetzes  von 
1907  geben  zwar  eine  genaue  Abgrenzung  der 
geschützten  Urheberrechte,  indem  sie  bestimmen, 
daß  nur  die  Werke  Reichsangehoriger  und  die 
zum  ersten  Male  in  Deutschland  erschienenen 
Werke  Nichtreichsangehöriger,  d.  h.  lediglich 
deutsche  Werke  den  Schutz  der  Gesetze  ge- 
nießen sollten.  Ob  aber  die  von  einem  In- 
oder  Ausländer,  im  Inland  oder  Ausland  ver- 
übte Verletzung  des  Rechts  an  diesen  Werken 
strafbar  sei,  darüber  schweigen  die  genannten 
Paragraphen  wie  die  Bestimmungen  der  Urheber- 
rechtsgesetze überhaupt.  Es  fragt  sich  nun,  ob 
dies  stillschweigend  aus  den  erwähnten  Para- 
graphen gefolgert  werden  muß.  Binding  führt 
zur  Begründung  seiner  Ansicht  an,  weil  die  Ur- 
heberrechte nicht  in  demselben  Umfang  wie 
Eigentum  und  Forderungsrechte  geschützt  wür- 
den (hier  werden  inländische  und  ausländische 
gleich  behandelt),  deshalb  könne  die  äußerliche 
Unterscheidung  in-  und  ausländischer  Begehung 
hier  keine  Verwendung  finden.  Er  steht  auf  dem 
Standpunkt  (S.  480  Anm.  4),  wenn  die  Gesetze 
sich  einmal  ausdrücklich  für  den  strafrechtlichen 
Schutz  nur  deutscher  Werke  erklärten  und  also 
nur  inländische  Rechtsgüter  schützten,  werde 
denselben  damit  der  größtmögliche  strafrecht- 
liche Schutz  zugebilligt,  d.  h.  die  Verletzungen 
dieser  Rechtsgüter  müßten  nach  dem  Schutz- 
prinzip —  wo  und  von  wem  immer  verübt  — 
bestraft  werden  („was  verschlägt  es  für  die 
Sicherstellung  des  deutscheti  Autors,  wo  die 
Handlung  sich  abspielt,  die  seinem  Recht  sozu- 
sagen den  'l'odesstoß  versetzt?"). 

Endemann  (S.  i8)  widerspricht  einer  solchen 
weiten  Auslegung  des  §  61  des  alten  Gesetzes 
von  1870,  der  den  54  und  55  des  Gesetzes 
von  1901  entspricht,  indem  er  erklärt,  dieser 
Paragraph  bezeichne  lediglich  die  Objekte, 
welche  den  Schutz  des  Gesetzes  genießen 
sollen.    In  dem  gleichen  Sinn   spricht   sich  die 


Begründung  zum  Gesetz  von  1901  aus:  „Das 
Gesetz  vom  11.  Juni  1870  ist  mehrfach  daiiin 
ausgelegt  worden,  daß  derjenige,  welcher  ein 
in  Deutschland  geschütztes  Urheberrecht  im 
Ausland  verletzt,  sich  in  Gemäßheit  der  deut- 
schen Gesetze  zivil-  und  strafrechtlich  haftbar 
mache,  auch  wenn  die  von  ihm  begangene 
Handlung  nach  dem  Rechte  am  Orte  ihrer  Vor- 
nahme erlaubt  sei.  Eine  solche  Ausdehnung 
der  Wirksamkeit  des  inländischen  Gesetzes 
widerspricht  aber  den  allgemeinen  Grundsätzen 
und  besondere  Verhältnissey  die  ei7ie  Ausnahme- 
Vorschrift  für  das  Gebot  des  Urheberrechts 
rechtfertigen  könnten,  sind  nicht  gegeben.^ 

Die  Gründe,  die  hier  gegen  die  Meinung 
BlNDiNGs  angeführt  werden,  sind  nicht  durch- 
schlagend. Mit  Rücksicht  darauf,  daß  da,  wo 
der  Schutz  im  St.  G.  B.  auf  deutsche  Rechts- 
güter beschränkt  wird,  wie  bei  dem  Hoch-  und 
Landesverrat,  in  §  4  Abs.  2  das  Territorialitäts- 
prinzip ausdrücklich  durch  das  Schutzprinzip 
außer  Geltung  gesetzt  ist,  wird  durch  den  Ver- 
weis auf  das  Strafgesetzbuch  die  Meinung 
BiNDiNGs  sogar  gestützt. 

Der  Ansicht  BlNDINGs  ist  aber  trotzdem 
nicht  heiztistimmen  und  zwar  -  was  bis  jetzt 
immer  außer  acht  gelassen  wurde  —  mit  Rück- 
sicht auf  die  die  deutschen  Urheberrechtsgesetze 
ergänzenden  interriationalen  Verträge. 
j  Diese  gewähren  den  Werken  der  Vertrags- 
länder in  Deutschland  strafrechtlichen  Schutz 
und  zwar  als  ausländische?i  Rechtsgütern.  Die 
Dehkte  der  deutschen  Gesetze  finden  aber,  wie 
in  §  13  der  Abhandlung  dargestellt  wurde,  auf 
die  Verletzung  deutscher  und  vertragsländischer 
Urheberrechte  Anwendung;  es  sind  danach 
neben  den  deutschen  fast  alle  atislätidischen 
Urheberrechte  strafrechtlich  geschützt,  da 
Deutschland  mit  nahezu  allen  zivilisierten 
Staaten  Abkommen  zum  Schutze  des  Urheber- 
rechts getroffen  hat.  Die  §§  54  und  55  des 
Gesetzes  von  1901  und  51  des  Gesetzes  von 
1907  zusammen  mit  dem  Grundprinzip  der  Ver- 
träge geben  danach  in  keiner  Weise  zu  der 
oben  dargestellten  Ergänzung  der  genannten 
Paragraphen  Anlaß,  wonach  die  Verletzungen 
der  Urheberrechtsbefugnisse,  gleichgültig,  wo 
und  von  wem  diesell)en  verübt  würden,  bestraft 
werden  müßten.  Wollte  man  aber  sagen,  auf 
1  die  Verletzung  deutscher  Urheberrechte  sei  das 
I  Schutzprinzip  anzuwenden,  während  für  die  Ver- 
letzung vertragsländischer  Werke  die  Regelung 
des  räumlichen  Geltungsgebiets  in  den  §§  3  ff. 
des  St.  G.  B.  genügte,  so  würde  man  sich  in 
Gegensatz  zum  Grundprinzip  der  Verträge 
setzen,  nach  dem  die  vertragsländisclien  Werke 
den  völlig  gleichen  strafrechtlichen  Schutz  wie 
die  inländischen  Werke  genießen  sollen. 

Weiterhin  ist  zu  berücksichtigen,  daß  gerade 
dtirch  die  Verträge  den  deutschen  Urheber- 
rechten ein  völlig  ausreichender  Schutz  gewährt 
wird ;  denn  die  Urheber  deutscher  Werke  werden 
in  allen  Vertragsländern  ebenfalls  geschützt. 
Es  gibt  aber  kaum  ein  namhaftes  Land,  mit 
dem    Deutschland    nicht    in    einem  Urheber- 
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rechtsvertragsverhältnis  stände  (Rußland,  Nieder-  ' 
lande). 

Daraus  ergibt  sich,  daß  das  räumliche  An- 
wendungsgebiet der  Urheberrechtsdelikte  sich 
nach  den  Vorschriften  der  §§  3  ff.  St.  G.  B.  be- 
stimmt.i) 

Die  Verträge  haben  außerdem  indirekt  das 
internationale  Strafrecht  beeinflußt,  indem  eine 
häiißgere  Bestrafung  des  deutschen  Täters,  der 
ein  deutsches  —  oder  ein  in  Deutschland  ge- 

')  Vor  den  Vertrügen  war  nach  dem  Ausgeführten  die  An- 
sicht, daü  für  das  räumhche  Geltungsgebiet  .der  Urheberrechts- 
delikte das  Schutzprinzip  maßgebend  sei,  begründet.  Für  die 
allen  Urheberrechtsgesetze  wurde  dies  denn  auch  überwiegend 
anjenominen.  So  BlNDiNG,  Handbuch  S.  42g,  GEYER,  Grund- 
riß des  Strafrechts  I  S.  96,  OppenhOF,  Kommentar  zu  §  4 
St.  G.  B.,  Olshausen  zu  §  4  St.  G.  B.,  Allfeld  zum  Gesetz 
von  1870  S.  273  und  274;  a.  A.  schon  damals  V.  BAR,  inter- 
nationales Privatrecht  II  S.  420,  KlOSTEKMANN,  Urheberrecht 
S.  273,  Endbmann  S.  18  —  letzterer  dagegen  S.  55  für  das  \ 
Schutzprinzip. 


schütztes  vertragsländisches  Urheberrecht  im 
Ausland  verletzt  (§  4  Abs.  3)  möglich  ist;  diese 
Handlung  ist  jetzt  auch  im  Vertragsland  (Aus- 
land) strafbar. 

Da  ^x^N^xmchlwvigA&v Nachdrucksexemplare, 
Formen,  Platten  (§§  42  und  43  des  Gesetzes 
von  1901,  §§  37  und  38  des  Gesetzes  von  1007 
Art.  16  rev.  B.  K.)  nicht  den  Charakter  der 
Strafe,  sondern  einer  „Privatsicherungsmaßregel" 
(Allfeld  S.  255)  oder  einer  „polizeilichen  Prä- 
ventivmaßregel" (Frank  S.  54)  hat'),  ist  in 
vorstehendem  die  strafrechtliche  Bedeutung  der 
Verträge  Deutschlands  zum  Schutz  von  Werken 
der  Literatur  und  Kunst  erschöpft. 

')  Die  Konvention  verweist  überdies  bezüglich  der  Beschlag- 
nahme .  .  .  auf  das  Recht  des  Landes  der  Schutzgewälirung 
(„die  Beschlagnahme  findet  statt  nach  den  Vorscliriften  der 
inneren  Gesetzgebung  eines  jeden  Landes"  Art.  16  Abs.  3 
rev.  B.  K.). 
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Anlage  I. 


Schutzfristen  in  de 


Schutz- 
fristen in: 


Deutschland 


Belgii 


3.  Dänemark       4.  Frankreich         5.  GroObritannien 


6.  Haiti 


7.  Italien 


I.  Die  unter  dem 
wahren  Namen 
zu  Lebreiten  des 
Urhebers  ver- 
öffentlichten 
Werke. 


30  Jahre  nach  dem  Tode 
des  Urliebers  (§  29  des 
Gesetzes  von  I90i,§25' 
des  Gesetzes  von  IQ07). 
Diese  Fristen  beginnen 
mit  dem  Ablauf  des 
Kalenderjahres,  in  wel- 
chem der  Uilieber  ge-- 
sterben  oder  das  \\'erk 
erschienen  ist. 


50  Jahre  nacli 
Tod  des  Ur- 
hebers (Art  I 
und  2  des  Ge- 
setzes vom 
22.  März  1886). 


50  Jalire  nach 
dem  Tode  des 
Autors  I  des 
Gesetzes  vorn 
21.  Februar 
1868). 


50  Jahre  nach 
i  dem  Tode  des 
Urliebers 
(RÖTHLISBERG  , 
Interner  und 
internationaler 
Schutz  des  Ur- 
heberrechts, 
S.  45). 


II.  Anonyme  und 
Pseudonyme 
Werke. 


a)  Werke  der  Literatur 
und  Tonkunst:  30 
Jahre  nach  der  Ver- 
öffentlichung, wenn 
zu  Lebzeiten  des 
Verf.  veröffentlicht; 
ist  es  ein  posthumes 
Werk  oder  wird  der 
wahre  Name  30  J.  n. 
Veröffentlich,  ange- 
geben, oder  in  die 
Eintragsrolle  bei 
dem  Stadtrat  zu 
Leipi:ip  angemeldet : 
30  J.  n.  d.  Tode, 
abermindestens  10  J. 
n.  d.  V. 

b)  Anonyme  u.  Pseudo- 
nyme Kunstwerke: 
30  J.  n.  d.  Tode  des 
Urhebers. 


III.  Nachge- 
lassene Werke. 


a)  Werke  der  Literai  ur 
und  Tonkunst:  Bei 
einer  20  J.  n.  tl.  Tode 
erfolgten  Veröffent- 
lichung :  30  J.  n.  d. 
Tode,  bei  einer  spä- 
teren Naclifrist  von 
•10  Jahren  nach  Ver- 
öffentlichung. 

b)  Kunstwerke:  30  J. 
nach  dem  Tode  des 
Urhebers. 


50  Jahre  nach 
Tod  des  Ver- 
legers. Wird 
der  Urheber 
genannt,  dann 
50  Jahre  nach 
dem  Tod  des 
Urhebers  (vgl. 
RÖTHLISBERG., 
B.K.,   S.  251). 


50  Jahre  nach 

Ablauf  des 
Jahres  der  Her- 
ausgabe (§  6 
des  Gesetzes  v. 
1857  in  Verbin- 
dung mit  §  I 
des  Gesetzes 
von  1868). 


50  Jahre  nach 
dem  Tode  des 
Verlegers 

(RÖTHLISBERG., 

B.K.,  S.  251). 


a)  Literarische  Werke; 
7  Jahre  nach  Tod 
des  Autors  oder  42 
Jahre  von  der  ersten 

Herausgabe  an, 
wenn  erstere  Frist 
vor     letzterer  ab- 
laufen würde  (Art.  5). 

b)  Küi.stler.  Werke: 

1.  Skulpturen,  Mo- 
delle, Abgüsse :  24 
Jahre  nach  der 
ersten  Veröffent- 
öffentlichung  oder 
Ausführung  mit 
einer  weiter.  Frist 
von  24  Jahr.,  w  enn 
Künstler  noch  lebt, 

'ohne  sein  Recht 
abgetreten  zu  ha- 
ben (Alt.  20). 

2.  Stiche,  Gravüren, 
Lithographien:  28 
Jahre  seit  der 
ersten  Veröffent- 
lichung (Art.  22). 


Lebensdauer 
des  Autors  und 
seiner  Witwe 
sowie  20  Jahre 
nach  dem  Tode 
des  Autors  zu- 
gunsten seiner 
Kinder  oder, 
wenn  er  kin- 
derlos verstor- 
ben ist,  seiner 
Erben  (Art.  5 
und  6). 


2  Perioden  : 
Periode:  B 
zum  Tod 
des  Urheber 
oder  wenij 
stens  4oJahr 
von  der  Ve 
öffentlichun 
an. 

Periode: 
Jahre,  wäl 
rend  dere 
die  Wiedel 
gäbe  gege 
Bezahlung 
von  5  o/o  de 
Ladenpreise 
jedes  Exem 
plars  gestat 
tet  ist. 


Nicht    besonders  er- 
wähnt,    also  Schutz 
wie  I. 


Nicht  beson- 
ders erwähnt, 
also  Schutz 
wie  I. 


Nicht  besonder 
erwähnt,  alsi 
Schutz  wie  I. 


Die  Eigen- 
tümerdespost- 
humen Werkes 
werden    50  J. 
vom  Tage  der 

Veröffent- 
lichung, Auf- 
führung oder 
Ausstellung  ab 

geschützt 
(Art.  4). 


50  Jahre  nach 

Ablauf  des 
Jahres  der  Her- 
ausgabe. 


Zweifache  Aus- 
legung der  De- 
krete vom  22. 
.März  1805  und 
8.    Juni  1806. 
a)  10  Jahre  n. 
dem  Tode 
des  Eigen- 
tümers. 
1))  50  Jahre  n. 
dessen  Tod. 


42    Jahre     nach  der 
ersten  Herausgabe 
(Art.  IS). 


IV.  Nicht  veröf- 
fentlichte Werke. 
Veröffentlichung 
im  engeren  oder 
weiteren  Sinn.' 
—  V.  i;  c.  S.  = 
Herausgabe;  V. 
i.  w.  S.  Her- 
ausgäbe,  Auffüh- 
rung, Ausstel- 
lung, 'Vortrag. 


a)  Werke  der  Literatur 
und  Tonkunst:  Un- 
begrenzter Schutz 
(Schluß  aus  der 
Nachtrist  v.  10  Jahren 
fürposthume  Werke, 
Ali. FELD,  S.  205). 

1>)  Kunstw<;rke  ^o Jahre 
nach  Tod  des  Ur- 
hebers. 

Veröffentlichung : 

a)  W.  d.  L.  u.  Ton- 
kunst =  V.  i.  w.  S. 

bj  Kunstwerke:  V.  i.  e. 
S.,  Erscheinen. 


V.  Werke  der 
Photographie. 


10  Jahre  seit  Erschei- 
nen; ist  bis  zum  Tode 
des  Urhebers  das  Werk 
nicht  erschienen,  10  J. 
n.  d.  Tode  desselben. 


Uneinge- 
schränkter 
Schutz  (Schluß 
aus    der  Be- 
stimmung, daf3 
nachgelassene 
W  erke  50  Jahre 
vom  Tage  der 
Veröffentlich, 
an  geschützt 
werden).  Ver- 
öffentlichung : 
=  V.  i.  e.  Sinn, 

Herausgabe, 
weil  von  Dar- 
stellung, Auf- 
führung u.  Aus- 
stellung unter- 
schieden. 

50  Jahre  nach 
dem  Tode  des 
Urhebers. 


Uneinge- 
schränkter 
Schutz  (da  der 
Schutz  post- 
humer  Werke 
von  der  Ver- 
öffentlichung 
an  bestimmt 
wird).  Veröf- 
fentlichung* 
Das  Gesetz 
spricht  direkt 
von  Heraus- 
gabe. 


50  Jahre  nach 
dem  Tode  des 
Urliebers.  Ver- 
öffentlichung: 
Die  Dekrete 
sprechen  von 
Herausgabe. 


Unbegrenzte  Schutz  ■ 
dauer  (Schluß  aus  III). 
Veröffentlichung;  Art. 
II  des  Gesetzes  von 
1886:  .Das  Wort  .ver- 
öffentlicht' bedeutet  je 

nachdem  (herausge- 
geben' bei  Werken  der 
Literatur,  oder  ,verter- 
tigt'  —  ohne  Rücksicht, 
ob  ausgestellt  oder  im 
Verlag  erschienen  — 
bei  Werken  der  Kunst, 
oder  im  Fall  eines 
Schauspiels  und  eines 
Musikwerks  ,darge- 
stellt'  od.  .aufgelührt'." 


Lebensdauer 
des  Eigentüm. 
nachgelassener 
Werke,  der  das 
Werk  separat 
hat  veröffent- 
lichen lassen, 

und  seiner 
Witwe  sowie 
20  Jahre  nacli 
seinem  Tode 
(Art.  4).  I 


Unerwähnt ;  die 

Kommentare 
nelimen  einen 
Schutz  von  80 
Jahren  post  pu- 
blicationem  an 
(vgl.  ROTHLIS- 
liEKGER,  B.  K,, 
S.  96). 


I. 


Schutz  wie 
Veröffent- 
lichung; Das 
Gesetz  spricht 
von  Heraus- 
gabe. 


5  Jahre  nach 
der  ersten  Ver- 
öffentlichung 
(Gesetz  vom 
24.  März  1865). 


50  Jahre  nach 
dem  Tode  des 
Urhebers. 


7  Jahre  nach  dem  Tode 
des  Urhebers  (Art.  21). 


Unbegrenzte  \ 

Schutzdauer 
(Schluß  aus  III). 

Veröffent- 
lichung =  Her- 
ausgabe (im  Ge- 
setz —  §  10  — 
wird  Auffüh- 
rung der  Ver- 
öffentlichung 
gegenüberge- 
stellt). 


Photographien 
nicht  erwähnt 
und  also  nicht 
geschützt. 


Wie  I. 
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Ländern  der  B.K. 


8.  Luxemburg 

9.  Monaco 

lo.  Norwegen 

II.  Schweden 

12.  Schweiz 

13.  Spanien 

14.  Tunis 

15.  Japan 

50   Jabre  nach 
dem    Tode  des 
Autors    (Art.  5 
des  Gesetzes  v. 
10.  Mai  1898). 

50  Jahre  naih 
dem  Tode  des 
Autors. 

50  Jahre  nach  dem  Tode 
des  Urhebers  (§§ai  und 
34  des  Gesetzes  vom 
4.  Juli  1893). 

a)  Literarische  V\'eike: 
50  Jahre  nach  dem 
Tode  des  Urhebers 
(§  7  des  Gesetzes 
V.  10.  August  1877). 

b)  Kunstwerke:  10  J. 
nach  dem  Tode  des 
Künstlers  (§  2  des 
Gesetzes  v.  iS.  Mai 
189J). 

30  Jahre  vom 
Todestage  des 
Urhebers  an 
(Art.  2  des  Ge- 
setzes vom 
23.  April  1883). 

80  Jahre  nach 
dem  Tode  des 
Autors. 

.SO  Jahre  nach 
dem  Tode  des 
Urhebers. 

30  Jahre  nach 
dem  Tode  des 
Autors  (Art.  3 
des  Ges'^tzes 
vom     3.  März 
i8q9). 

So    Jahre  nach 
dem    Tode  des 
Verlegers.  Wird 
<ier  wahre  Name 
genannt,  dann 
Berechnung  der 
Frist  nach  dem 
Tode     des  Ur- 
hebers. 

50  Jahre  nach 
dem  Tode  des 

Verlegers; 
macht  der  Ur- 
heber sich 
kenntlich,  50  J. 
nach  dem  Tode 
des  Urhebers 
(Art.  10). 

a)  Literarische  Werke : 
50  Jahre  seit  Ablauf 
des  Jahres  der  ersten 

Veröffentlichung 

(§ 

b)  Kunstwerke:   50  J. 
nach  dem  Tode  des 
Urhebers  —  weil  be- 
sondere Vorschriften 
fehlen  (irrig,  Roth- 

LISBERG.,  B.  K.,S.8l, 

der  sie  den  literari- 
schen Werken  gleich- 
stellt.  Er  übersieht, 
daß  die  Kunstwerke 
in  einem  getrennten 
Abschnitt    für  sich 
behandelt  werden). 

a)  Literarische  Werke : 
Der  Verleger  wird 
50  Jahre  nach  der 
ersten  Veröffent- 
lichung geschützt; 
bei  Nennung  des  Ur- 
hebers wahrend  der 
Frist  —  50  Jahre 
nach  dem  Tode  des 
Urhebers  (§  8). 

b)  Kunstwerke:  10  J. 
rtäiCl)  dem  Tode  des 
Künstlers  (weil  nicht 

wähnt). 

Wie  I. 

80  Jahre  nach 
dem  Tode  des 
Verlegers. 

Wie  I. 

30    Jahre  von 
der  ersten  Ver- 
öffentlichung, 
Darstellung  od. 
Aufführung  an; 
bei  Nennungdes 
wahren  Namens 
innerhalb  der 
Frist:  30  Jahre 
nach  dem  Tode 
des  Urhebers. 

Die  Eigentümer 
eines  posthumen 
A\  erices  werden 
50    Jahre  vom 
Tage    der  Ver- 
öffentlichung, 
Darstellung,  Auf- 
führung od.  Aus- 
stellung an  ge- 
schützt (Art.  4). 

Der  Eigen- 
tümer des  post- 
humen erkes 
wird  50  Jahre 
vom  Tage  der 
Veröffentlich, 
an  geschützt 
(Art.  9). 

50  Jahr«  nach  dem  Tode 
des     Urhebers  (weil 
nicht  erwähnt). 

a)  Literarische  Werke* 
50  Jahre  nach  der 
ersten  Veröffent" 
lichung  (§  8). 

b)  Kunstwerke:  lo  J. 
nach  dem  Tode  des 
Künstlers  (weil  un- 
wähnt). 

30  Jahre  vom 

Tage  der  Ver- 
öffcnti  ich  11  n  ^ 
an  (Art.  2). 

Wie  I. 

Wie  l. 

Wie  II. 

Unbegrenzte 
Schutzdauer 
(SchluO  aus  III). 
VeröffL-ntlichung 
=  Herausgabe, 
<ia  die  Veröffent- 
lichung der  Dar- 
stellung, Aufiüh- 
rung,  Ausstel- 
lung gegenüber- 
gestellt wird 
(Art.^  4). 

Unbegrenzte 
Schutzdauer 
(SchUiDausIII). 
Veröffentlich. 
=  V.i.  w.  Sinne: 
Aufführung, 
Ausstellung 
usw.  (In  Art.  3 
wird  Veröffent- 
lichung d  Ver— 
vielfältigung  = 
Herausgabe 
gegenüber- 
gestellt.) 

50  Jahre  nach  dem  Tode 
des   Urhebers  (RoTH- 
LISBERG.,   B.  K.,  S.  90, 
mit  Unrecht  zweifelnd). 
Veröffentlichung; 

a)  Bei  Behandlung  der 
lit.  Werke  im  i.  Ab- 
schnitt des  Gesetzes 
V.   i.   w.   Sinn  ge- 

21). 

b)  Bei  Behandlung  der 
Kunstwerke  im  2.  Ab- 
schnitt V.  i.  e.  Smne 
gebraucht;    die  V. 
wird  der  Aufführung 

gegenübergestellt 
(irrig,RÖTHLISHERG., 
B.K.,  S.  90). 

a)  Literarische  Werke: 
Unbegrenite  Schutz- 
dauer  (I'"olgerung 
aus  Illa). 

b)  Kunstwerke:  10  J. 
nach  dem  Tode  des 
Künstlers.  Veröffent- 
lichung Heraus- 
gabe (§  15  des  Ge- 
setzes von  1877). 

Unbegrenzte 
Schutzdauer 
(Folgerung 
aus  III).  Ver- 
öffentlichung 
—  Herausgabe 
(BundestjerichL 
von    1893,  bei 
ROTHLISBERG., 
B.  K.,  S.  91). 

Zwei 
Meinungen: 

a)  80  Jahre  n. 
dem  Tode 
des  Alltors. 

b)  80  Jahre  n. 
tlem  Tode 
des  Heraus- 
gebers (vgl, 

ROTHLIS- 
RBRG.,  B.  K., 
S.  96). 

Wie  1. 

Unbegrenzte 
Schutzdauer 
(Folgerung  aus 
III).  Veröffent- 
lichung =  Her- 
ausgabe (weil 
Veröffentlichung 
der  Aufführung 
und  Darstellung 

gcffpnül)cr" 
gestellt  wird). 

Wie  I. 

Wie  I. 

1;  Jahre  vom  Ende  des 
Jahres  an,  in  dem  das 
I.  Exemplar  abgezogen 
wird;  aber  nicht  langer 
als  bis  zum  Tode  des 
Photographen   (Art.  3 
des  Gesetzes  von  1877). 

5  Jahre  vom  Ende  des 
Jahres  der  ersten  Her- 
ausgabe des  Bildes  an. 

S   Jahre  vom 
Tage  der  Ein- 
schreibung an 
(Art.  I  des  Ge- 
setzes V.  1897). 

80  Jahre  nach 
dem  Tode  des 
Urhebers. 

Photographien 
ungeschützt. 

10   Jahre  von 

dem    auf  das 
erste  Veröffenl- 
lichungsjahr  fol- 
genden Jahre 
und  im  Falle  der 

NichtVeröffent- 
lichung von  dem 
Jahre  an,  das  auf 
dasjenige  folgt, 
in  welchem  das 

Negativ  ent- 
standen ist  (Art. 

33  d.  G.  V.  1891) 
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Anlage  II 


Die  wichtigsten  Bestimmungen  der  B.  K.  von  1886,  1896  und  der  rev,  B.  K. 


(Uebersetzung) 
Revidierte  Berner  Uebereinkunft 
vom  13.  November  1908. 

Art.  1.  —  Die  vertragschlie- 
ßenden Länder  bilden  einen  Ver- 
band zum  Schutze  des  Urheber- 
rechts an  Werken  der  Literatur 
bnd  Kunst. 

Art.  2.  —  Der  Ausdruck  „Werke 
dler  Literatur  und  Kunst"  umfaßt 
aele  Erzeugnisse  aus  dem  Bereiche 
ddr  Literatur,  der  Wissenschaft 
o  fer  der  Kunst  ohne  Rücksicht 
au  die  Art  oder  die  Form  der 
Vervielfältigung  wie:  Bücher,  Bro- 
schüren und  andere  Schriftwerke, 
dramatische  oder  musikalische 
Werke,  choreographische  und 
pantomimische  Werke,  sofern  der 
Bühnenvorgang  schriftlich  oder 
auf  andere  Weise  festgelegt  ist; 
Werke  der  Tonkunst  mit  oder 
ohneText ;  Werke  der  zeichnenden 
Kunst,  der  Malerei,  der  Baukunst, 
der  Bildhauerei;  Stiche  und  Litho- 
graphien; Illustrationen,  geogra- 
phische, topographische,  architek- 
tonische oder  wissenschaftliche 
Pläne,  Skizzen  und  Darstellungen 
plastischer  Art. 


(Uebersetzung) 
Berner  Uebereinkunft 
vom  9.  September  1886. 

Art.  1.  —  Die  vertragschließen- 
den Länder  bilden  einen  Verband 
zum  Schutze  des  Urheberrechts  an 
Werken  der  Literatur  und  Kunst. 

Art.  4.  —  Der  Ausdruck  „Werke 
der  Literatur  und  Kunst"  umfaßt 
Bücher,  Broschüren  und  alle  an- 
deren Schriftwerke;  dramatische 
und  dramatisch-musikalische  Wer- 
ke, musikalische  Kompositionen 
mit  oder  ohne  Text;  Werke  der 
zeichnenden  Kunst,  der  Malerei, 
der  Bildhauerei;  Stiche,  Lithogra- 
phien, Illustrationen,  geographi- 
sche Karten;  geographische,  topo- 
graphische, architektonische  oder 
sonstige  wissenschaftliche  Pläne, 
Skizzen  und  Darstellungen  plasti- 
scher Art;  überhaupt  jedes  Erzeug, 
nis  aus  dem  Bereiche  der  Literatur- 
Wissenschaft  oder  Kunst,  welches 
im  Wege  des  Drucks  oder  sonsti- 
ger Vervielfältigung  veröffentlicht 
werden  kann. 

SchlußprotokolL  —  2.  In  bezug 
auf  Artikel  9  ist  man  übereinge- 
kommen, daß  diejenigen  Verbands- 
länder, deren  Gesetzgebung  unter 
den  dramatisch  -  musikalischen 
Werken  auch  die  choreographi- 
schen Werke  begreift,  den  letzteren 
ausdrücklich  die  Vorteile  der  in 
der  Uebereinkunft  vom  heutigen 
Tage  enthaltenen  Bestimmungen 
zuteil  werden  lassen. 

Uebrigens  sollen  die  bei Anwen- 
dting  der  vorstehenden  Beslim- 
immg  sich  etwa  ergebenden  Zzuei- 
fel  der  Entscheidung  der  be- 
treffenden Gerichte  vorbehalten 
bleiben. 


(Uebersetzung) 
Pariser  Zusatzabkommen 
vom  4.  Mai  1896. 


Zusatzakte. 
Revidiertes  Schlußprotokoll.  — 
I.  In  bezug  auf  Artikel  4  ist  man 
übereingekommen,  wie  folgt: 

A.  In  denjenigen  Verbandslän- 
dern, in  welchen  nicht  nur  die 
architektonischen  Pläne,  sondern 
auch  die  architektonischen  Werke 
selbst  Schutz  genießen,  werden 
diese  Werke  der  Wohltat  der  Be- 
stimmungen der  Berner  Ueberein- 
kunft und  der  gegenwärtigen  Zu- 
satzakte teilhaftig. 


Den  gleichen  Schutz  wie""die 
Originahverke  genießen,  unbe- 
schadet desUrheberrechts  an  dem 
Originalwerk,  Ucbersetzungcn , 
Adaptationen,  musikalische  Ar- 
rangements, und  andere  Umarbei- 
tungen eines  Werkes  der  Litera- 
tur oder  der  Kunst  sowie  Samm- 
lungen aus  verschiedenen  Wer- 
ken. 


Art.  6.  —  Rechtmäßige  Ueber- 
setzungen  werden  wie  Original- 
werkc  geschützt.  Sie  genießen 
demzufolge  rücksichtlich  ihrer  un- 
befugten Vervielfältigung  in  den 
Verbandsländern  den  in  den  Ar- 
tikeln 2  und  3  festgesetzten  Schutz. 

Wenn  es  sich  indcsseit  um  ein 
Werk  bandelt,  betreffs  dessen  das 
Recht  zur  Uebersetsuiig  allgemein 
freisteht,  so  steht  dem  Vebersetzer 
kein  Einspruch  gegen  die  Ueber- 
setsung  des  Werkes  durch  andere 
Schriftsteller  su. 
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Revidieite  Berner  Uebereinkunft 
vom  13.  November  1908. 

Die  vertragschließenden  Län- 
der sind  verpflichtet,  den  oben- 
genannten Werken  Schutz  zu 
gewähren. 

Den  Werken  der  angewandten 
Kunst  wird  Schutz  gewährt,  so- 
weit die  innere  Gesetzgebung 
eines  jeden  Landes  dies  gestattet. 

Art.  j.  —  Diese  Uebereinkunft 
findet  auchAnwendung  auf  Werke 
der  Photographie  und  die  durch 
ein  der  Photographie  ähnliches 
Verfahren  hergestellten  Werke. 
Die  vertragschließenden  Länder 
sind  verpflichtet,  diesen  Werken 
Schutz  zu  gewähren. 


Berner  Uebereinkunft 
vom  9.  September  1886 


Scklußpyoiokoll.  —  I.  In  bezug 
auf  Artikel  4  ist  man  übereinge- 
kommen, daß  diejenigen  Verbands- 
länder, welche  den  photographi- 
schen Erzeugnissen  den  Charakter 
von  Werken  der  Kunst  nicht  ver- 
sagen, die  Veypflichlung  übey- 
ncinnen,  denselben  die  Vorteile 
der  in  der  Uebereinkunft  vom  heu- 
tigen Tage  enthaltenen  Bestim- 
mungen von  deren  Inkrafttreten 
an  zuteil  werden  zu  lassen.  Uebri- 
gens  sind  diese  Länder,  abgesehen 
von  bestehenden  oder  noch  ab- 
zuschließenden internationalen  Ab- 
kommen, nur  gehalten,  die  Urheber 
der  bezeichneten  Erzeugnisse  in 
dem  Maße  zu  schützen,  in  welchem 
dies  nach  ihrer  Gesetzgebung  an- 
gängig ist. 

Die  mii  Genehmigtmg  des  Be- 
rechtigten angefertigte  Fhoio- 
gyaphie  eines  geschiitsten  Kunst- 
zverkes  genießt  in  allen  Veybands- 
ländern  den  gesetzlichen  Schutz 
im  Sinne  der  gedachten  Ueberein- 
kunft solange,  als  das  Reckt  zur 
Nachbildung  des  Originalwerkes 
dauert,  und  in  den  Grenzen  der 
zwischen  den  Berechtigten  ab- 
gesch lassen en  Privatverträge. 


Pariser  Zusatzabkommen 
vom  4.  Mai  1896. 


Zusalzakte. 

Revidiertes  Schlußprotokoll.  — 
I.  In  bezug  auf  Artikel  4  ist  man 
übereingekommen,  wie  folgt: 

B.  Die  photographischen  Er- 
zeugnisse und  solche  Erzeugnisse, 
welche  durch  ein  ähnliches  Ver- 
fahren hergestellt  sind,  werden 
der  Wohltat  der  Bestimmungen 
dieser  beiden  Akte  teilhaftig,  in- 
soweit die  innere  Gesetzgebung 
es  zuläßt  und  in  demselben  Maße, 
in  welchem  sie  den  gleichartigen 
einheimischen  Werken  Schutz  zu- 
billigt. 


Die  mit  Genehmigung  des  Be- 
rechtigten angefertigte  Photogra- 
phie eines  geschützten  Kunst- 
werkes genießt  in  allen  Verbands- 
ländern den  gesetzlichen  Schutz 
im  Sinne  der  Berner  Ueberein- 
kunft tmd  der  gegenwärtigen 
Zusatzakte  so  lange,  'als  das  Recht 
zur  Nachbildung  des  Original- 
werkes dauert  und  in  den  Gren- 
zen der  zwischen  den  Berechtigten 
abgeschlossenen  Privatverträge. 


Art.  4.  —  Die  einem  der  Ver- 
bandsländer angehörigen  Urheber 
genießen  sowohl  für  die  nicht  ver- 
öffentlichten als  für  die  in  einem 
Verbandslande  zum  ersten  Male 
veröffentlichten  Werke  in  allen 
Verbandsländern  mit  Ausnahme 
des  Ursprungslandes  des  Werkes 
diejenigen  Rechte,  welche  die  ein- 
schlägigen Gesetze  den  inlän- 
dischen Urhebern  gegenwärtig  ein- 
räumen oder  in  Zukunft  einräumen 
werden,  sowie  die  in  dieserUeber- 
einkunft  besonders  festgesetzten 
Rechte. 


Der  Genuß  und  die  Ausübung 
dieser  Rechte  sind  an  die  Er- 
füllung irgendwelcher  Förmlich- 
lichkeiten  nicht  gebunden;  dieser 
Genuß  und  diese  Ausübung  sind 
von  dem  Bestehen  eines  Schutzes 
in  dem  Ursprungslande  des  Wer- 
kes unabhängig.  Soweit  nicht 
diese  Uebereinkunft  ein  anderes 


Art.  2.  —  Die  einem  der  Ver- 
bandsländer angehörigen  Urheber 
oder  ihre  Rechtsnachfolger  ge- 
nießen in  den  überigen  Ländern 
für  ihre  Werke,  und  zwar  sowohl 
für  die  in  einem  der  Verbands- 
länder veröffentlichten,  als  für  die 
überhaupt  nicht  veröffentlichten, 
diejenigen  Rechte,  welche  die  be- 
treffenden Gesetze  den  inlän- 
dischen Urhebern  gegenwärtig 
einräumen  oder  in  Zukunft  ein- 
räumen werden. 


Der  Genuß  dieser  Rechte  ist 
von  der  Erfüllung  derBedingungen 
und  Förmlichkeiten  abhängig, 
welche  durch  die  Gesetzgebung 
des  Ursprungslandes  des  Werkes 
vorgeschrieben  sind. 


Zusatzakte. 
Art.  2.  —  Die  einem  der  Ver- 
bandsländer angehörigen  Urheber 
oder  ihre  Rechtsnachfolger  ge- 
nießen in  den  übrigen  Ländern 
für  ihre  Werke,  und  zwar  sowohl 
für  die  überhaupt  nicht  veröffent- 
lichten als  auch  für  die  in  einem 
Verbandslande  zum  ersten  Male 
veröffentlichten,  diejenigen  Rechte, 
welche  die  betreffenden  Gesetze 
den  inländischen  Urhebern  gegen- 
wärtig einräumen  oder  in  Zukunft 
einräumen  werden. 


Deklaration. 
I,  Nach  dem  Wortlaute  von 
Artikel  2  Absatz  2  der  Ueberein- 
kunft ist  der  durch  die  vorerwähn- 
ten beiden  Akte  gewährleistete 
Schutz  lediglich  von  der  im  Ur- 
sprungslande des  Werkes  erfolgten 
Erfüllung  der  Bedingungen  und 
Förmlichkeiten  abhängig,  welche 
durch    die    Gesetzgebung  dieses 


8* 
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Revidierte  Berner  Uebereinkunft 
vom  13.  November  1908 


Berner  Uebereinkunft 
vom  9.  September  1886 


Pariser  Zusatzabkommen 
vom  4.  Mai  1896 


bestimmt,  richten  sich  demnach 
der  Umfang  des  Schutzes  sowie 
die  dem  Urheber  zur  Wahrung 
seiner  Rechte  zustehenden  Rechts- 
behelfe ausschließlich  nach  den 
Gesetzen  des  Landes,  in  welchem 
der  Schutz  beansprucht  wird. 


Landes  etwa  vorgeschrieben  sind. 
Dasselbe  gilt  für  den  in  Nummer  i 
litera  B  des  abgeänderten  Schluß- 
protokolls erwähnten  Schutz  von 
photographischen  Erzeugnissen. 


Als  Ur.sprungsland  des  Werkes 
wird  .nngesehen;  für  die  nicht  ver- 
öftentlichten  Werke  das  Heimat- 
land des  Urhebers;  für  die  ver- 
öfifentlichten  Werke  dasjenige 
Land,  in  welchem  <He  erste  Ver- 
öffentlichung erfolgt  ist,  und  für 
die  gleichzeitig  in  mehreren 
Verbandsländern  veröffentlichten 
Werke  dasjenige  von  diesen  Län- 
dern, dessen  Gesetzgebung  die 
kürzeste  Schutzdauer  gewährt. 
Für  die  gleichzeitig  in  einem 
Nichtverbandslande  und  in  einem 
Verbandslande  veröffentlichten 
Werke  wird  letzteres  Land  aus- 
schließlich als  Ursprungsland  an- 
gesehen. 

Unter  veröffentlichten  Werken 
sind  im  Sinne  dieser  Uebereinkunft 
die  erschienenen  Werke  zu  ver- 
stehen. Die  Aufführung  eines  dra- 
matischen oder  dramatisch-musi- 
kalischen Werkes,  die  Aufführung 
eines  Werkes  der  Tonkunst,  die 
Ausstellung  eines  Werkes  der  bil- 
denden Künste  und  die  Errichtung 
eines  Werkes  der  Baukunst 
stellen  keine  Veröffentlichung  dar. 


Arl.  2,  AbN.  3,  4.  —  Als  Ur- 
sjjrungsland  des  Werke^  wird  das- 
jenige angesehen,  in  welchem  die 
erste  Veröffentlichung  erfolgt  ist, 
oder  wenn  diese  Veröffentlichung 
gleichzeitig  in  mehreren  Verbands- 
ländern stattgefunden  hat,  das- 
jenige unter  ihnen,  dessen  Gesetz- 
gebung die  kürzeste  Schutzfrist 
gewährt. 

In  Ansehung  der  nicht  veröffent- 
lichten Werke  gilt  das  Heimatland 
des  Urhebers  als  Ursprungsland 
des  Werkes. 


Deklaration. 
2.  Unter  „veröffentlichten"  Wer- 
ken sind  solche  zu  verstehen,  die 
in  einem  Verbandslande  „heraus- 
gegeben" sind.  Infolgedessen 
stellen  die  Aufführung  eines  dra- 
matischenToder  dramatisch-musi- 
kalischen Werkes,  die  Aufführung 
eines  musikalischen  Werkes  und 
die  Ausstellung  eines  Kunstwerkes 
keine  „Veröffentlichung"  im  Sinne 
der  vorerwähnten  beiden  Akte  dar. 


Arl.  £.  —  Die  einem  der  Ver- 
bandsländer angehörigen  Ur- 
heber, welche  ihre  Werke  zum 
ersten  Male  in  einem  anderen 
Verbandslande  veröffentlichen, 
genießen  in  diesem  letzteren 
Lande  die  gleichen  Rechte  wie 
die  inländischen  Urheber. 

Art  6.  —  Die  keinem  der  Ver- 
bandsländer angehörigen  Urlieber, 
welche  ihre  Werke  zum  ersten 
Male  in  einem  dieser  Länder  ver- 
öffentlichen, genießen  in  diesem 
Lande  die  gleichen  Rechte  wie 
die  inländischen  Urheber  und  in 
den  andern  Verbahdsländern  die- 
jenigen Rechte,  welche  diese 
Uebereinkunft  gewährt. 


Art.j.  —  Die  Bestimmungen  der 
gegenwärtigen  Uebereinkunft  lin- 
den in  gleicher  Weise  auf  die  Ver- 
leger von  solchen  Werken  der 
Literatur  und  Kunst  Anwendung, 
welche  in  einem  Vcrbandslande 
veröffentlicht  sind,  und  deren  Ur- 
heber einem  Nichtverbandslande 
angehört. 


Zusatsakic. 
Art.  j.  —  Die  Urheber,  welche 
Ivcinem  der  Verbandsländer  ange- 
hören, aber  ihre  Werke  der  Lite- 
ratur oder  Kunst  zum  ersten  Male 
in  einem  Verbandslande  veröffent- 
lichen oder  veröffentlichen  lassen, 
sollen  für  diese  Werke  den  Schutz 
genießen,  den  die  Berner  Ueber- 
einkunft und  die  I,  gegenwärtige 
Zusatzakle  gewähren. 


Art.  7.  —  Die  Dauer  des  durch 
diese  Uebereinkunft  gewährten 
Schutzes  umfaßt  das  Leben  des 
Urhebers  und  fünfzig  Jahre  nach 
seinem  Tode. 

Doch  richtet  sich,  für  den  Fall, 
daß  diese  Dauer  nicht  gleich- 
mäßig von  allen  Verbandsländern 
angenommen    sein    sollte,  die 
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Dauer  nach  dem  Gesetze  des- 
jenigen Landes,  wo  der  Schutz 
beansprucht  wird;  sie  kann  aber 
die  in  dem  Ursprungslande  fest- 
gesetzteDauer  nicht  überschreiten. 
Die  Vertragsländer  sind  daher 
nur  in  dem  Maße  verpflichtet, 
die  Vorschrift  des  vorhergehenden 
Absatzes  zur  Anwendung  zu 
bringen,  wie  sich  dies  mit  ihrer 
inneren  Gesetzgebung  in  Einklang 
bringen  läßt. 

Für  die  Werke  der  Photo- 
graphie und  die  durch  ein  der 
Photographie  ähnlkchesVerfahren 
hergestellten  Werke,  für  die  nach- 
gelassenen Werke,  für  die  ano- 
nymen und  Pseudonymen  Werke 
richtet  sich  die  Schutzdauer  nach 
dem  Gesetze  desjenigen  Landes, 
wo  der  Schutz  beansprucht  wird, 
ohne  daß  diese  Dauer  die  in  dem 
Ursprungslande  des  Werkes  fest- 
gesetzte Dauer  überschreiten 
kann. 

Art.  8.  —  Die  einem  der  Ver- 
bandsländer angehörigen  Urheber 
nicht  veröffentlichter  Werke  und 
die  Urheber  von  Werken,  welche 
zum  ersten  Male  in  einem  dieser 
Länder  veröffentlicht  worden 
sind,  genießen  in  den  übrigen 
Verbandsländern  während  der 
ganzen  Dauer  ihres  Rechts,  an 
dem  Originale  das  ausschließliche 
Recht,  ihre  Werke  zu  übersetzen 
oder  die  Uebersetzung  zu  ge- 
statten. 


Berner  Uebereinkunft  Pariser  Zusatzabkommen 

vom  9.  September  1886  vom  4.  Mai  1896 

Arl'.  2,  Abs.  2.  —  derselbe 

(der  Genuß  dieser  Rechte)  kann  in 
den  übrigen  Ländern  die  Dauer 
des  in  dem  Ursprungslande  ge- 
währten Schutzes  nicht  übersteigen. 


Zusatsakle. 
Art.  2.  —  Die  nachgelassenen 
Werke  sind  in    den  geschützten 
Werken  inbegriffen. 


Arl.  —  Den  einem  Verbands- 
lande angehörigen  Urhebern  oder 
ihren  Rechtsnachfolgern  steht  in 
den  übrigen  Ländern,  bis  zum  Ab- 
lauf von  zehn  Jahren,  von  der 
Veröffentlichung  des  Original- 
werkes in  einem  der  Verbands- 
länder an  gerechnet,  das  aus- 
schließliche Recht  zu,  ihre  Werke 
zu  übersetzen  oder  die  Ueber- 
setzung derselben  zu  gestatten. 


Zusaisakte. 
Art.  j".  —  Den  einem  der  Ver- 
band sländer  angehörigen  Urhebern 
oder  ihren  Rechtsnachfolgern  steht 
in  den  übrigen  Ländern  während 
der  ganzen  Dauer  ihres  Rechtes 
an  dem  Originale  das  ausschließ- 
liche Recht  zu,  ihre  Werke  /u 
übersetzen  oder  die  Uebersetzung 
derselben  zu  gestatten.  Jedoch 
erlischt  das  ausschließliche  Ueber- 
setsungsrecht,  wenn  der  Urheber 
davon  nicht  innerhalb  zehn  Jahren 
von  der  ersten  Verö/fentlichung 
des  Originalwerkes  an  gerechnet 
in  der  Weise  Gebrauch  gemacht 
hat,  daß  er  in  einem  Verbands- 
land eine  Uebersctsung  in  der 
Sprache,  für  welche  der  Schutz 
in  Anspruch  genomtnen  werden 
soll,  sei  es  selbst  veröffentlicht 
hat,  sei  es  hat  veröffentlichen 
lassen. 


Bei  den  in  Lieferungen  ver- 
öffentlichten Werken  beginnt  die 
Frist  von  sehn  fahren  erst  mit 
dem  Erscheinen  der  letzten 
Lieferung   des  Originalwerkes. 


Bei  Werken,  tvelche  aus 
mehreren,  in  Zwischenräumen 
erscheinenden  Bändelt  bestehen., 
sowie  bei fortlatifenden  Berichten 
oder  Heften.,  zvelche  von  lite- 
rarischen oder  wissenschaftlichen 
Gesellschaften  oder  von  Privat- 
personen veröffentlicht  werden., 
wird  jeder  Band,  Jeder  Bericht 
oder  jedes  Heft  bezüglich  der 
sehnjährigen  Schutzfrist  als  ein 
besonderes  Werk  angesehen. 

In  den  in  diesem  .Iriikel  vor- 
gesehenen Fällen  gilt  für  die  Be- 
rechnung der  Schutzfristen  als 
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Tag  der  Veröffenilichung  der 
ji.  Dczctnbcr  des  Jahres,  in 
welchem  das  IJ'erk  erschienen  ist. 


Art.  p.  —  Feuilletonromane, 
Novellen  und  alle  anderen  Werke 
aus  dem  Bereiche  der  Literatur, 
der  Wissenschaft  oder  der  Kunst, 
gleichviel,  was  ihr  Gegenstand 
ist,  -welche  in  Zeitungen  oder  peri- 
odischen Zeitschriften  eines  Ver- 
bandslandes veröffentlicht  sind, 
dürfen  in  den  übrigen  Ländern 
ohne  Ermächtigung  der  Urheber 
nicht  abgedruckt  werden. 

Mit  Ausnahme  der  Feuilleton- 
romane und  der  Novellen  kann 
jeder  Artikel  aus  einer  Zeitung 
von  einer  undereti  Zeitunf/  ab- 
gedruckt werden,  wenn  die  Wieder- 
gabe nicht  ausdrücklich  untersagt 
worden  ist.  Es  ist  jedoch  die 
Quelle  anzugeben;  die  Rechts- 
folgen der  Nichterfüllung  dieser 
Verpflichtung  richten  sich  nach 
der  Gesetzgebung  des  Landes,  in 
welchem  der  Schutz  beansprucht 
wird. 


Art.  7.  —  Artikel,  welche  in 
einem  Verbandslande  in  Zeitungen 
oder  periodischen  Zeitschriften 
veröffentlicht  sind,  können  im 
Original  oder  in  Uebersetzung  in 
den  übrigen  Verbandsländern  ab- 
gedruckt werden,  falls  nicht  die 
Urheber  oder  Herausgeber  den 
Abdruck  ausdrücklich  untersagt 
haben.  Bei  Zciischriften  genügt 
es,  wen7i  das  Verbot  allgemei7i 
an  der  Spitze  einer  jeden  Numtner 
der  Zeitschrift  ausgesprochen  ist. 


Der  Schutz  dieser  Ueberein- 
kunft findet  keine  Anwendung 
auf  Tagesneuigkeiten  oder  ver- 
mischte Nachrichten,  welche  sich 
als  einfache  Zeitungsmitteilungen 
darstellen. 

Art.  10.  —  Bezüglich  der  Be- 
fugnis, Auszüge  oder  Stücke  aus 
Werken  der  Literatur  oder  der 
Kunst  inVeröffentIichungen,welche 
für  den  Unterricht  bestimmt  oder 
wissenschaftlicher  Natur  sind,  oder 
in  Chrestomathien  aufzunehmen, 
sollen  die  Gesetzgebungen  der 
Verbandsländer  und  die  zwischen 
ihnen  bestehenden  oder  in  Zukunft 
abzuschließenden  besonderen  .Ab- 
kommen maßgebend  sein. 

Art.  11.  —  Die  Bestimmungen 
dieser  Uebereinkunft  linden  auf 
die  öffentliche  .Aufführung  drama- 
tischer oder  dramatisch  -  musi- 
kalischer sowie  auf  die  öffent- 
liche Aufführung  von  Werken 
der  Tonkunst  Anwendung,  gleich- 
viel, ob  diese  Werke  veröffent- 
licht sind  oder  nicht. 

Die  Urheber  von  dramatischen 
oder  dramatisch  -  musikalischen 
Werken  werden  wälirend  der 
Dauer  ihres  Kechts  an  dem  Ori- 
ginale gegen  die  öffentliche,  von 
ihnen  nicht  gestattete  Aufführung 
einer  Uebersetzung  ihrer  Werke 
geschützt. 


Dies  Verbot  soll  jedoch  bei 
Artikeln  politischen  Inhalts  oder 
bei  dem  Abdruck  von  Tages- 
neuigkeiten und  „vermischten 
Nachrichten"  keine  Anwendung 
finden. 

Art.  8.  —  Bezüglich  der  Be- 
fugnis, Auszüge  oder  Stücke  aus 
Werken  der  Literatur  und  Kunst 
in  Veröffentlichungen,  welche  für 
den  Unterricht  bestimmt  oder 
wissenschaftlicher  Natur  sind,  oder 
in  Chrestomathien  aufzunehmen, 
sollen  die  Gesetzgebungen  der 
einzelnen  Verbandsländer  und  die 
zwischen  ihnen  bestehenden  oder 
in  Zukunft  abzuschließenden  be- 
sonderen Abkommen  maßgebend 
sein. 

ylrt.  0.  —  Die  Bestimmungen 
des  .Artikels  2  linden  auf  die  öffent- 
liche Aufführung  dramatischer  oder 
dramatisch  -  musikalischer  Werke 
Anwendung,  gleichviel,  ob  diese 
Werke  veröffentlicht  sind  oder 
nicht. 


Die  Urheber  von  dramatischen 
oder  dramatisch  -  musikalischen 
Werken,  sowie  ihre  Rechtsnach- 
folgerwerden gegenseitig,  während 
der  Dauer  ihres  ausschließlichen 
Uebersetzungsrechfs ,  gegen  die 
öffentliche,  von  ihnen  nicht  ge- 
stattete Aufführung  einer  Ueber- 
setzung ilirer  Wi-rkc  gescliützl. 


Pariser  Zusatzabkommen 
vom  4.  Mai  1896 


Zusatzakte. 

Art.  7.  —  Feuilletonromane,  ein- 
schließlich der  Novellen,  welche 
in  einem  Verbandsland  in  Zeitungen 
oder  periodischen  Zeitschriften 
veröffentlicht  sind,  können  in  den 
übrigen  I^ändern  ohne  Ermächti- 
gung der  Urheber  oder  ihrer 
Rechtsnachfolger  weder  im  Origi- 
nale noch  in  Uebersetzung  abge- 
druckt werden. 

Dasselbe  gilt  für  die  übrigen 
Artikel  von  Zeitungen  oder 
periodischen  Zeitschriften,  wenn 
die  Urheber  oder  Herausgeber  in 
der  Zeitung  oder  Zeitschrift,  worin 
sie  die  Artikel  bringen,  ausdrück- 
lich erklären,  daß  sie  den  Ab- 
druck verbieten.  Bei  Zeitschriften 
genügt  es,  wcitn  das  Verbot  all- 
gemein  an  der  Spitze  einer  jeden 
Nummer  ausgesprochen  ist. 

Fehlt  das  Verbot,  so  ist  der 
Abdruck  unter  der  I?edingung  ge- 
stattet, daß  die  Quelle  angegeben 
wird. 

Das  Verbot  findet  jedoch  bei 
Artikeln  politischen  Inhalt,  bei 
Tagesneuigkeiten  und  ..vermisch- 
ten Nachrichten"  keineAnwendung. 
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Die  Urheber  genießen  den 
Schutz  dieses  Artikels,  ohne  daß 
sie  verpflichtet  wären,  bei  der 
Veröffentlichung  des  Werkes 
dessen  öffentliche  Aufführung  zu 
untersagen. 


Die  Bestimmungen  des  Artikels  2 
finden  gleichfalls  Anwendung  auf 
die  öffenllichtc  Aufführung  von 
nicht  veröffentlichten  und  solchen 
veröffentlichten  nnisika  tischen 
Werken,  bei  denen  der  Urheber 
auf  dem  Titelblatt  oder  an  der 
Spitze  des  Werkes  ausdrücklich 
die  öffentliche  Aufführung  unter- 
sagt hat. 


Art.  12.  —  Zu  der  unerlaubten 
Wiedergabe,  auf  welche  diese 
Uebereinkunft  Anwendung  findet, 
gehört  insbesondere  auch  die  ge- 
nehmigte „mittelbare"  Aneignung 
eines  Werkes  der  Literatur  oder 
Kunst,  wie  Adaptionen,  musika- 
lische Arrangements,  Umgestal- 
tung eines  RomanSy  einer  No- 
velle oder  einer  Dichtunf/  in 
ein  Theaterstück,  sowie  umge- 
kehrt, „u.  df/l.",  sofern  die  An- 
eignung lediglich  die  Wiedergabe 
dieses  Werkes  in  derselben  oder 
einer  anderen  Form,  mit  unwesent- 
lichen Aenderungen,  Zusätzen  oder 
Abkürzungen  darstellt,  ohne  die 
Eigenschaft  eines  Originahverkes 
zu  besitzen. 


Art.  10.  —  Zu  der  unerlaubten 
Wiedergabe,  aufweiche  die  gegen- 
wärtige Uebereinkunft  .'\nwendung 
fmdet,  gehört  insbesondere  auch 
diejenige  nicht  genehmigte  „indi- 
rekte'^ Aneignung  eines  Werkes 
der  I^iteratur  oder  Kunst,  welche 
mit  verschiedenen  Namen,  wie 
,.  Ada])tationen,  musikalische  Ar- 
rangements" usiv.  bezeichnet  zu 
werden  pflegt,  sofern  dieselbe 
lediglich  die  Wiedergabe  eines 
solchen  Werkes  in  derselben  oder 
einer  anderen  Form,  mit  unwesent- 
lichen Aenderungen,  Zusätzen  oder 
.Abkürzungen  darstellt,  ohne  im 
ü!)rigen  die  Eigenschaft  eitles 
neuen  Origiitalwerkes  zu  be- 
sitzen. 


Deklaration. 

3.  Die  Umgestaltung  eines  Ro- 
mans in  ein  Theaterstück  oder 
eines  Theaterstücks  in  einen  Ro- 
man fällt  unter  die  Bestimmungen 
von  ,\rtikel  10. 


Es  besteht  darüber  Einver- 
ständnis, dafl  die  Gerichte  der 
versch  iedenen  Verba  tidsländer ge- 
gebenenfalls diesen  Artikel  nach 
Maßgabe  der  besonderen  Be- 
stimmungen ihrer  Landesgesetse 
anzztwenden  haben. 


.Irl  Iß.  —  Den  Urhebern  von 
Werken  der  Tonkunst  steht  die 
ausschließliche  Befugnis  zu:  1.  die 
Uebertragung  dieser  Werke  auf 
Instrumente,  welche  zu  deren 
niechan  ischen  Wiedergahe 
dienen,  2.  die  öffentliche  Auf- 
führung der  nämlichen  Werke 
mittels  dieser  Instrumente  zu  ge- 
statten. 

Vorbehalte  und  Einschränknu- 
gen,  die  sich  auf  die  Anwendung 
dieses  Artikels  beziehen,  können 
durch  die  innere  Gesetzgebung 
eines  jeden  Landes,  soweit  es 
dabei  in  Betracht  kommt,  fest- 
gesetzt werden;  jedoch  ist  die 
Wirkung  derartiger  Vorbehalte 
und  Einschränkungen  ausschließ- 
lich auf  das  Gebiet  desjenigen 
Landes  begrenzt,  welches  sie  be- 
stimmt hat. 

Die  Bestimmung  des  ersten 
Absatzes  hat  keine  rückwir- 
kende Kraft  und  findet  daher 
in  einem  Verbandslande  keine 
Anwendung  auf  diejenigen  Werke, 
welche  in  diesem  Lande  erlaub- 
terweise vor  dem  Inkraftsetzen 
dieser  Uebereinkunft  auf  mecha- 


Schlußprotokoll.  —  3.  Es  besteht 
Einverständnis  darüber,  dalS  die 
Fabrikation  und  der  Verkauf  von 
Instrumenten,  welche  zur  mecha- 
niscben  Wiedergabe  von  Musik- 
stücken dienen,  die  aus  geschütz- 
ten Werken  entnommen  sind,  nicht 
als  den  Tatbestand  der  musi- 
kalischen Nachbildung  darstellend 
angesehen  werden  sollen. 
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nische  Instrumente  übertragen 
worden  sind. 

Die  auf  Grund  der  Abs.  2,  3 
dieses  Artikels  vorgenommenen 
Uebertragungen,  welche  ohne  Zu- 
stimmung der  Beteiligten  in  ein 
Land  eingeführt  werden,  wo  sie 
verboten  sind,  können  daselbst 
beschlagnahmt  werden. 

Art.  14.  —  Die  Urheber  von 
Werken  aus  dem  Bereiche  der 
Literatur,  der  Wissenschaft  oder 
der  Kunst  haben  das  ausschließ- 
liche Recht,  die  Wiedergabe  und 
die  öffentliche  Aufführung  ihrer 
Werke  durch  die  Kinematogra- 
phie zu  gestatten. 

Den  gleichen  Schutz  wie  Werke 
der  Literatur  oder  Kunst  genießen 
selbständige  kinematographische 
Erzeugnisse,  sofern  der  Urheber 
durch  die  Anordnung  des  Bühnen- 
vorganges oder  die  Verbindung 
der  dargestellten  Begebenheiten 
dem  Werke  die  Eigenschaft  eines 
persönlichen  Originalwerkes  ge- 
geben hat. 

Unbeschadet  der  Rechte  des 
Urhebers  am  Originale  wird  die 
Wiedergabe  eines  Werkes  aus 
dem  Bereiche  der  Literatur,  der 
Wissenschaft  oder  der  Kunst 
mittels  der  Kinematographie  wie 
ein  Originalv/erk  geschützt. 

Die  vorstehenden  Vorschriften 
finden  auch  Anwendung  auf  eine 
Wiedergabe  oder  ein  Erzeugnis, 
welche  durch  ein  der  Kinemato- 
graphie ähnliches  Verfahren  zu- 
stande kommen. 


Art.  iS.  —  Diese  Uebereinkunft 
findet  Anwendung  auf  alle  Werke, 
die  beim  Inkrafttreten  der  Ueber- 
einkunft noch  nicht  in  ihrem  Ur- 
sprungslande zufolge  des  Ablaufes 
der  Schutzfrist  Gemeingut  g-e- 
worden  sind. 


Art.  14.  —  Die  gegenwärtige 
Uebereinkunft  findet,  vorbehaltlich 
der  gemeinsam  zu  vereinbarenden 
Einschränkungen  und  Bedingun- 
gen, auf  alle  Werke  Anwendung, 
welche  in  ihrem  Ursprungslande 
zur  Zeit  des  Inkrafttretens  der 
Uebereinkunft  noch  nicht  Gemein- 
gut geworden  sind. 


Ist  jedoch  ein  Werk  infolge 
des  Ablaufs  der  ihm  vorher  zu- 
stehenden Schutzfrist  in  dem 
Verbandsland,  in  welchem  der 
Schutz  beansprucht  wird,  bereits 
Gemeingut  geworden,  so  erlangt 
es  dort  auf  Grund  dieser  Ueber- 
einkunft nicht  von  neuem  Schutz. 

Die  Anwendung  dieses  Grund- 
satzes erfolgt  nach  den  Ab- 
machungen der  zwischen  Ver- 
bandsländern zu  diesem  Zwecke  ab- 
geschlossenen oder  abzuschließen- 
den .Sonderabkonimcn.  Mangels 
deriirtiger  Abmachungen  regeln 
die  betreffenden  Liinder,  ein  jedes 


Scliljtßprotokoll.  —  4.  Die  im 
Artikel  14  der  Uebereinkunft  vor- 
gesehene gemeinsame  Verein- 
barung wird,  wie  folgt,  getroffen  ; 

Die  Anwendung  der  Ueberein- 
kunft auf  die  zur  Zeit  ihres  In- 
krafttretens noch  nicht  (icmeingut 
gewordenen  Werke  soll  in  Gemäß- 


Z7isaizakte. 
Revidiertes  Schlußprotokoll.  — 
4.  Die  im  Artikel  14  der  Ueber- 
einkunft vorgesehene  gemeinsame 
Vereinbarung  wird  wie  folgt,  ge- 
troffen : 

Die  Anwendung  der  Berner 
Uebereinkunft  und  der  gegen- 
« i'inigen  Zusatzakte   auf  die  zur 


Revidierte  Berner  Uebereinkunft 
vom  13.  November  1908 


Berner  Uebereinkunft 
vom  8.  September  1886 


Pariser  Zusatzabkommen 
vom  4  Mai  1896 


für  sich,  die  Art  und  Weise  dieser  heil  der  Abmachungen  erfolgen, 
Anwendung.  welche  über  diesen  Punkt  in  den 

bestehenden  oder  zu  dem  Zweck 
abzuschließenden  besonderen  Ab- 
kommen enthalten  sind. 


In  Ermangelung  derartiger  Ab- 
machungen zwischen  Verbands- 
ländern werden  die  betreffenden 
Länder,  ein  jedes  für  sich,  durch 
ihre  innere  Gesetzgebung  über  die 
Art  und  Weise  der  Anwendung 
des  im  Artikel  14  enthaltenen 
Grundsatzes  Bestimmung  treffen. 


Die  vorstehenden  Bestimmungen 
finden  entsprechende  Anwendung, 
wenn  ein  Land  dem  Verbände  neu 
beitritt  und  wenn  die  Schutz- 
dauer in  GemäDheit  von  Artikel  7 
verlängert  wird. 


Art.  ip.  —  Die  Bestimmungen 
dieser  Uebereinkunft  hindern 
nicht,  die  Anwendung  weiter- 
gehender Vorschriften  zu  bean- 
spruchen, welche  von  der  Gesetz- 
gebung eines  Verbandslandes  zu- 
gunsten der  Ausländer  im  allge- 
meinen erlassen  werden  sollten. 


Art.  20.  —  Die  Regierungen  der 
Verbandsländer  behalten  sich  das 
Recht  vor,  miteinander  besondere 
Abkommen  zu  treffen,  soweit  als 
diese  Abkommen  den  Urhebern 
weitergehende  Rechte,  als  ihnen 
durch  den  Verband  gewährt  werden, 
einräumen  oder  Bestimmungen 
enthalten,  welche  dieser  Ueberein- 
kunft nicht  zuwiderlaufen.  Die 
Vereinbarungen  in  bestehenden 
Abkommen,  die  mit  den  eben- 
genannten Bedingungen  überein- 
stimmen, bleiben  in  Geltung. 


Art.  1^.  —  Die  Regierungen  der 
Verbandsländer  behalten  sich  das 
Recht  vor,  einzeln  miteinander 
besondere  Abkommen  zu  treffen, 
insoweit  als  diese  Abkommen  den 
Urhebern  oder  ihren  Rechtsnach- 
folgern weitergehende  Rechte,  als 
ihnen  solche  durch  den  Verband 
gewährt  werden,  einräumen  oder 
sonst  Bestimmungen  enthalten, 
welche  der  gegenwärtigen  Ueber- 
einkunft niclit  zuwiderlaufen. 


Zusalzartikel.  —  Die  unter  dem 
heutigen  Datum  abgeschlossene 
Uebereinkunft  berührt  in  keiner 
Weise  die  weitere  Geltung  der 
zwischen  den  vertragschließenden 
Ländern  gegenwärtig  bestehenden 
Abkommen,  insoweit  als  diese  Ab- 
kommen den  Urhebern  oder  ihren 
Rechtsnachfolgern  weitergehende 
Rechte,  als  ihnen  solche  durch  den 
Verband  gewährt  werden,  ein- 
räumen oder  sonst  Bestimmungen 
enthalten,  welche  dieser  Ueber- 
einkunft nicht  zuwiderlaufen. 


Zeit  des  Jnkiafitretens  dieser  bei- 
den Akte  in  ihrem  l'rsprungslande 
noch  nicht  Gemeingut  gewordenen 
Werke  soll  in  Geniäßheit  der  Ab- 
machungen erfolgen,  welche  hier- 
über in  den  bestehenden  oder 
zu  dem  Zwecke  abzuschließenden 
besonderen  Abkommen  enthalten 
sind 

In  Ermangelung  derartiger  Ab- 
machungen zwischen  Verbands- 
ländern werden  die  betreffenden 
Länder,  ein  jedes  für  sich,  durch 
die  innere  Gesetzgebung  über  die 
Alt  und  Weise  der  .\nwcndung 
des  im  Artikel  14  enthaltenen 
Grundsatzes   Bestimmung  treffen. 

Die  ßes/imtnungen  im  Artikel  14 
der  Berner  Uebereinkunft  und 
der  gegenivärligen  Nttvimer  des 
Schlußprolokolls  finden  in  glei- 
cher Weise  auf  das  ausschließ- 
liche Uebersetsungsrecht,  zvie  es 
durch  die  gegenwärtige  Zusatz- 
akic  gewährt  wird,  Anzvendung. 

Die  vorgedachten  Uebergangs- 
bestinimungen  finden  auch  bei 
weiteren  Beitritten  zum  Verband 
Anwendung. 
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Revidierte  Berner  Uebereinkunft 
vom  13.  November  1908 

Ai-l.  27.  —  Diese  Uebereinkunft 
tritt  in  den  Beziehungen  zwischen 
den  Verbandsstaaten  an  Stelle 
der  Uebereinkunft  von  Bern  vom 
9.  September  1886  einschließlich 
des  Zusatzartikels  und  des  Schluß- 
protokolls vom  gleichen  Tage 
sowie  der  Zusatzakte  und  der 
erläuternden  Deklaration  vom 
4.  Mai  i8q6.  Die  vorgenannten 
Vertragsakte  sollen  in  den  Be- 
ziehungen zwischen  denjenigen 
Staaten,  die  dieser  Uebereinkunft 
nicht  ratifizieren  sollten,  in  Wirk- 
samkeit bleiben. 

Diejenigen  Staaten,  welche 
dieseUebereinkunft  unterzeichnet 
haben,  können  beim  Austausch 
der  Ratifikationsurkunden  er- 
klären, daß  sie  hinsichtlich  des 
einen  oder  des  anderen  Punktes 
durch  die  Bestimmungen  der 
Uebereinkommen,  die  sie  früher 
unterzeichnet  hatten,  gebunden 
zu  bleiben  wünschen. 


Berner  Uebereinkunft 
vom  9.  September  1886 


Pariser  Zusatzabkommen 
vom  4.  Mai  1896 


Ar/.  2S.  —  Diese  Uebereinkunft 
soll  ratifiziert  und  die  Ratifikations- 
urkunden sollen  in  Berlin  spä- 
testen am  1.  Juli  1910  ausgetauscht 
werden. 

Jeder  vertragschließende  Teil 
wird  für  den  Austausch  der  Rati- 
fikationsurkunden ein  einziges 
Instrument  übergeben,  das  zu- 
sammen mit  denjenigen  der  übrigen 
Staaten  in  den  Archiven  der  Re- 
gierung der  Schweizerischen  Eid- 
genossenschaft niedergelegt  wer- 
den soll,  jeder  Teil  erhält  dafür 
ein  Exemplar  des  Protokolls  über 
den  Austausch  der  Ratifikations- 
urkunden, das  von  den  Bevoll- 
mächtigten, die  am  .Austausche 
teilnehmen,  unterzeichnet  ist. 


Art.  21  —  Die  gegenwärtige 
Uebereinkunft  soll  ratifiziert  und 
die  Ratifikationsurkunden  sollen 
spätestens  innerhalb  eines  Jahres 
zu  Bern  ausgetauscht  werden. 

Schbißprotokoll.  —  7.  Behufs 
der  im  Artikel  21  vorgesehenen 
Auswechselung  der  Ratifikations- 
urkunden soll  ein  jeder  vertrag- 
schließende Teil  nur  ein  Instrument 
übergeben,  welches  zusammen  mit 
denjenigen  der  anderen  Länder  in 
den  Archiven  der  Regierung  der 
SchweizerischenEidgenossenschaft 
niedergelegt  werden  soll.  Jeder 
Teil  wird  dagegen  ein  Exemplar 
des  von  den  beteiligten  Bevoll- 
mächtigten unterzeichneten  Proto- 
kolls über  die  Auswechselung  der 
Ratifikation  erhalten. 


Art.  2().  —  Diese  Uebereinkunft 
wird  drei  Monate  nach  dem  Aus- 
tausche dar  Ratifikationsurkunden 
in  Kraft  gesetzt  werdet),  sowie 
für  unbestimmte  Zeit  und  im  Falle 
einer  Kündigung  bis  zum  Ab- 
lauf eines  Jahres  von  dem  Tage 
tler  Kündigung  ab  in  Wirksamkeit 
bleiben. 

Diese  Kündigung  soll  an  die 
Regierung  der  Schweizerischen 
Eidgenossenschaft  gerichtet  wer- 
den. Sie  soll  nur  in  Beziehung 
auf  dasjenige  Uand  Wirksamkeit 
haben,  von  dem  sie  ausgegangen 
ist,  während  die  Uebereinkunft  für 
die  übrigen  Verbandssfaaten  weiter 
in  Kraft  bleiben  soll. 


Art.  20.  —  Die  gegenwärtige 
Uebereinkunft  soll  drei  Monate 
nach  .Vuswechselung  der  Rati- 
fikationsurkunden in  Kraft  treten 
und  ohne  zeitliche  Beschränkung 
in  Kraft  bleiben  bis  zum  Ablaufe 
eines  Jahres  von  dem  Tage  an 
gerechnet,  an  welchem  die  Kün- 
digung derselben  erfolgt  sein  wird. 

Diese  Kündigung  soll  an  die 
mit  der  Entgegennahme  der  Bei- 
trittserklärungen beauftragte  Re- 
gierung gerichtet  werden.  -Sie 
übt  ihre  Wirkung  nur  in  Ansehung 
des  aufkündigenden  Landes  aus, 
während  die  Uebereinkunft  für  die 
übrigen  Verbandsländer  verbind- 
lich bleibt. 


Zusatsakte. 
Diese  Kündigung  soll  an  die 
Regierung  der  Schweizerischen 
Eidgenossenschaft  gerichtet  wer- 
den. Sie  übt  ihre  Wirkung  nur 
in  Ansehung  des  aufkündigenden 
Landes  aus,  während  die  Ueber- 
einkunft für  die  übrigen  Verbands- 
länder verbindlich  bleibt. 


//;'/.  jo.  —  Die  Staaten,  welche 
in  ihre  Gesetzgebung  die  in  Ar- 
tikel 7   Abs.  1  dieser  Ueberein- 


Revidierte  Berner  Uebereinkunft 
vom  13.  November  1908 


Berner  Uebereinkunft 
vom  9.  September  1886 


Pariser  Zusatzabkommen 
vom  4.  Mai  1896 


kunft  vorgesehene  Schutzdauer 
von  fünfzig  Jahren  einführen, 
werden  davon  der  Regierung  der 
Schweizerischen  Eidgenossen- 
schaft durch  eine  schriftliche  Er- 
klärung Kenntnis  geben,  die  durch 
diese  Regierung  alsbald  allen 
anderen  Veibandsstaaten  mit- 
geteilt werden  wird. 

Das  gleiche  gilt  für  die  Staaten, 
welche  auf  die  von  ihnen  in  Ge- 
mäOheit  der  Artikel  25,  27  und  27 
gemachten  Vorbehalte  verzichten. 

Zu  Urkund  dessen  usw. 


Nachtrag. 


Zu  dem  inzwischen  herausgekommenen  „Ent- 
wurf eines  Gesetzes  zur  Ausführung  der 
revidierten  Berner  Uebereinkunft  zum 
Schutze  von  Werken  der  Literatur  und 
Kunst  vom  13.  November  1908"  (Drucksachen 
des  Reichstags,  i  2.  Legislaturperiode,  II.  Session, 
1909/1910,  Nr.  341)  ist  zu  bemerken: 

I.  Die  Artikel  I—III  dieses  Entwurfs  än- 
dern die  internen  deutschett  Urheberrechts- 
gesetze von  igoi  lind  ipoy  in  folgenden  Rich- 
tungen ab. 

1.  Choreographische  und  pantomimische  Werke 
werden  nach  dem  Entwurf  auch  dann  wie 
Schriftwerke  geschützt,  wenn  der  Bühnen- 
vorgang auf  andere  Weise  als  schriftlich 
festgelegt  ist. 

2.  §  22  des  Gesetzes  von  1901,  der  die  Ueber- 
tragung  von  Werken  der  Tonkunst  auf 
Instrumente,  die  zur  mechanischen  Wieder- 
gabe dienen,  freigibt,  wird  aufgehoben  und 
die  mechanische  Wiedergabe  von  Werken 
der  Tonkunst  ausdrücklich  untersagt. 

Gestattet  jedoch  der  Urheber  eines 
Werkes  der  Tonkunst  einem  andern,  das 
Werk  zum  Zwecke  der  mechanischen  Wieder- 
gabe gewerbsmäfJig  zu  vervielfältigen,  dann 
ist  er  für  die  Folgezeit  dem  in  dem  Ent- 
wurf aufs  Genaueste  geregelten  Lisenz- 
zwang  unterworfen. 

Außerdem  sieht  der  Entwurf  einen 
selbständigen  Schutz  der  Vorrichtungen  für 
mechanische  Musik-  und  ähnliche  Instru- 
mente  gegen   unbefugte  Nachbildung  vor. 

3.  Die  Urheber  von  Werken  der  Literatur 
und  Kunst  werden  ausdrücklich  gegen  die 
Wiedergabe  ihrer  Werke  im  Wege  der 
Kinematographie  geschützt.  Auf  der  anderen 
Seite  sollen  die  kinematographischen  Er- 
zeugnisse, soweit  sie  wegen  der  Anordnung 
des  Bühnen\organgs  oder  der  Verbindung 


der   dargestellten   Begebenheiten    als  eine 
eigentümliche   Schöpfung   anzusehen  sind, 
selbständig   Schutz   genießen   (vgl.  hierzu 
die  Begründung  zum  Entwurf  S.  19  und  20). 
4.  Die    Freigabe    von   Zeitungsartikeln  wird 
auf   den    Abdruck    in   anderen  Zeitungen 
beschränkt    (vgl.   zu   Ziffern   i — 4  die  Be- 
gründung zum  Entwurf  S.  6  ff.). 
Diese  .Abänderungen  der  internen  deutschen 
Urheberrechtsgesetze  durch  den  Entwurf  kommen 
für  den  Schutz  nach  der  rev.  B.  K.  nur  inso- 
weit in  Betracht,  als  das  Grundprinzip  der  rev. 
B.  K.,   das   auf  das   interne  Recht  der  lex  fori 
verweist,  nicht  durch  eigene,   materielles  Reclit 
enthaltende,  zwingende  Festsetzungen  der  Kon- 
vention  außer  Geltung  gesetzt   erscheint.  Mit 
Rücksicht  auf  Art.  2  und  Art.  g  rev.  B.  K.,  die 
den  Schutz   der  choreographischen  und  panto- 
mimischen Erzeugnisse  (Art.  2)   und   die  P>ei- 
gabe  von  Zeitungsbeiträgen  (Art.  9)  selbständig 
regeln   (vgl.   oben   S.  18  und  29),  ist  darnach 
der  Entwurf  in  dieser  Richtung  für  den  Ver- 
ba?idsschutz  ohne  Bedeutung.  Weiterhin  sichert 
Art.  13  rev.  B.  K.  wie  der  Entwurf  (vgl.  oben  2) 
den  Urhebern   von  Werken   der  Tonkunst  die 
ausschließliche  Befugnis   zu,   die  Uebertragung 
dieser  Werke  auf  Instrumente,  welche  zu  deren 
mechanischer    Wiedergabe    dienen,    sowie  die 
öffentliche    Aufführung    der    nämlichen  W^erke 
mittels    dieser    Instrumente    zu    gestatten.  In 
Abs.  2  dieses  Artikels  wird  jedoch  ausdrücklich 
daraufhingewiesen,  daß  die  innere  Gesetzgebung 
eines  jeden  Landes  Vorbehalte   und  Einschrän- 
kungen,   die   sich   auf  die  Anwendung  dieses 
Artikels  beziehen,   festsetzen   kann.    Bei  dieser 
Bestimmung    dachte    man    an  Beschränkungen 
wie  den  Lizenzzwang  der   nach  dem  Entwurf 
vorgesehenen    §§  22  —  22  d    des    Gesetzes  von 
1901,   die  im   wesentlichen  mit  der  Proposition 
übereinstimmen,   die  deutscherseits  der  Berliner 
Urheberrechtskonferenz  unterbreitet  worden  war 
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(vgl.  oben  S.  28  und  Begründung  zum  Entwurf, 
S.  9).  Die  Abänderungen  des  Gesetzes  von 
ipoi  sind  daher  in  dieser  Richtimg  auch  für 
den  Verbandsschutz  von  Bedeutung.  Der  Ent- 
wurf stellt  aulJerdem  die  \'orrichtungen  für 
mechanische  Musik-  und  ähnliche  Instrumente 
unter  bestimmten  Voraussetzungen  den  Bearbei- 
tungen gleich  (Art.  I  Nr.  2  des  Entwurfs)  und 
gewährt  ihnen  daher  einen  selbständigen  Schutz. 
Eine  solche  Bestimmung  ist  der  rev.  B.  K.  un- 
bekannt. Diese  Vorschrift  des  Entwurfs  muß 
Jedoch  nach  dem  Grundpritizip  der  rev.  B.  K. 
auch  bei  dem  Verbandsschutz  ztir  A7iwendicng 
kommen.,  da  dasselbe  die  Bestimmung  der  in 
Art.  2  und  3  re\'.  B.  K.  nicht  namentlich  aufge- 
zählten Schutzobjekte  der  lex  fori  allein  zuweist. 
Da  schließlich  Art.  14  rev.  B.  K.  die  Urheber 
\on  Werken  der  Literatur  und  Kunst  gegen 
die  Wiedergabe  ihrer  Werke  im  Wege  der 
Kinematographie  schützt  und  andrerseits  den 
selbständigen  kinematographischen  Erzeugnissen 
sowohl  als  auch  der  Wiedergabe  eines  Werks 
mittels  der  Kinematographie  ebenfalls  Schutz 
gewährt,  sind  die  —  damit  übereinstimmenden  — 
Vorschriften  des  Entwurfs  über  den  Schutz  auf 
dem  Gebiete  der  Kinematographie  an  sich  für 
den  Verbandsschutz  bedeutungslos.  Wie  oben 
(S.  28)  ausgeführt  wurde,  muß  jedoch  das  in- 
terne Recht  des  Landes  der  Schutzgewährung 
bezüglich  der  Schutzdauer  zu  Art.  14  rev.  B.K. 
ergänzend  herangezogen  werden.  Mit  Rücksicht 
darauf,  daß  der  Entwurf  Art.  III  Nr.  i  die  Be- 
stimmung des  Schutzes  eines  selbständigen  kine- 
matographischen Erzeugnisses  dem  §  15  des 
Gesetzes  von  /jjo/  (als  §  15  a)  anreiht,  ist  da- 
her die  Schutzfrist  dieses  Gesetzes  bei  dem 
Schutz  solcher  Erzeugtiisse  7tach  der  Kon- 
vention ebenfalls  anzuwenden.  Oben  (S.  28) 
wurde  dagegen  die  Schutzfrist  choreographischer 
Werke,  also  diejenige  des  Gesetzes  von  ipoi 
analog  für  anwendbar  erklärt.  Es  sei  hierzu 
auch  auf  die  Begründung  zum  Entwurf  ver- 
wiesen, die  (S.  20)  bemerkt:  „Seinem  Inhalt 
nach   ist   der  neue  Schutz  von  der  l>eschaffen- 


heit,  wie  ihn  das  Urheberrecht  für  Werke  der 
Literatur  gewährt;  die  Erzeugnisse,  für  die  er 
vorgesehen  wird,  fallen  aber  nicht  unter  das 
Gesetz  vom  19.  Juni  1901  und  deshalb  hat  die 
neue  Vorschrift  ihren  Platz  in  dem  Kunstschutz- 
gesetze, nicht  in  dem  literarischen  Urheberrechts- 
gesetze zu  finden." 

Zur  weiteren  Charakterisierung  der  Artikel  I 
bis  III  des  Entwurfs  ist  anzufügen,  daß  dieselben 
im  wesentlichen  die  Bestimmungen  der  deutschen 
Gesetze,  die  dem  Urheber  ungünstigeres  Recht 
enthalten  als  die  rev.  H.  K.,  beseitigen  und  das 
interne  deutsche  Urheberrecht  in  den  genannten 
Beziehungen  mit  der  rev.  B.  K.  in  Einklang 
bringen.  Dies  geschah  zu  dem  Zwecke,  zu 
verhindern,  daß  die  nach  den  deutschen  Ur- 
heberrechtsgesetzen zu  schützenden  Urheber 
inländischer  Werke  bezüglich  des  Urheber- 
rechtsschutzes hinter  den  Urhebern  verbands- 
iändischer  Werke  zurückstehen.  Da  jedoch  der 
Entwurf  die  Einschränkung  des  §  2  Abs.  i 
des  Gesetzes  von  1907,  daß  Bauwerke  nur 
Schutz  genießen,  soweit  sie  künstlerische  Zwecke 
verfolgen,  nicht  aufhebt,  geht  die  rev.  B.  K., 
die  die  Bauwerke  ohne  jeden  Vorbehalt  als 
Kunstwerke  schützt  (vgl.  oben  S.  18),  in  diesem 
Punkt  immer  noch  über  das  interne  deutsche 
Urheberrecht  hinaus. 

II.  In  dem  Art.  IV  tles  Entwurfs  wird  be- 
stimmt, daß  §  44  des  Gesetzes  von  1901  bei 
der  Unterlassung  der  im  Art.  9  Abs.  2  rev. B.K. 
vorgeschriebenen  Quellenangabe  Anwendung 
findet,  was  mit  Rücksicht  auf  Art.  9  Abs.  2  S.  2 
rev.  B.  K.  selbstverständlich  ist  (vgl.  oben  S.  29). 
In  §  2  des  Art.  IV  des  Entwurfs  wird  außerdem 
die  sich  schon  aus  Art.  13  Abs.  2  rev.  B.  K.  er- 
gebende Anwendbarkeit  der  neuen  §§  22 — 22d 
des  Gesetzes  von  1901  für  den  Verbandsschutz 
ausdrücklich  ausgesprochen  (vgl.  über  diese 
Paragraphen  das  oben  Ausgeführte). 

Nach  Art.  V  des  Entwurfs  tritt  das  Aus- 
führungsgesetz gleichzeitig  mit  der  rev.  B.  K.  in 
Kraft. 


Lebenslauf. 


Ich  Unterzeichneter  wurde  geboren  am 
II.  Mai  1882  zu  Bubenheim,  Kreis  Bingen. 
Nachdem  ich  nacheinander  die  Volksschule  in 
Bubenheim,  das  Progymnasium  in  Dieburg  und 
die  Prima  des  Gymnasiums  zu  Hensheim  absol- 
viert hatte,  bestand  ich  am  i.  August  1900  mein 
Maturitätsexamcn.  Von  da  an  studierte  ich 
sieben  Semester  katholische  Theologie,  ein 
Semester  Philologie  und  sechs  Semester  Jura 
an  der  Universität  Gießen,  worauf  ich  hier  die 
juristische  Fakultätsprüfung  im  Frühjahr  1908 
bestand.  Von  dieser  Zeit  an  befinde  ich  mich  im 
juristischen  Vorbereitungsdienst. 

Friiz  Bockius 
Referendar. 


GpHrcickt  bei  Julius  Sittenfeld,  Hofbuchdrucker.,  Berlin  W. 


